
T A X  W E E K L Y  

# 1 9  |  3 1 . 0 5 . 2 0 2 4  

Seite 1 von 8 

 

 

AUSGABE 19/2024 

TAX WEEKLY 



T A X  W E E K L Y  

# 1 9  |  3 1 . 0 5 . 2 0 2 4  

Seite 2 von 8 

 

Bundeskabinett: Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Modernisierung und zum Bürokratieab-

bau im Strom- und Energiesteuerrecht 

Mitte April 2024 wurde der Referentenentwurf eines Gesetzes zur Modernisierung und zum Büro-

kratieabbau im Strom- und Energiesteuerrecht veröffentlicht (vgl. zu den Schwerpunkten bereits 

TAX WEEKLY # 13/2024). Damit soll das Strom- und Energiesteuerrecht umfangreich an aktuelle 

Entwicklungen angepasst, modernisiert und dabei zugleich Bürokratie abgebaut werden. Unter 

anderem soll auch die steuerliche Behandlung von Ladepunkten im Bereich der Elektromobilität 

vereinfacht werden. 

Am 22.05.2024 hat nun das Bundeskabinett den Regierungsentwurf zu diesem Gesetz beschlos-

sen. Gegenüber dem Referentenentwurf sind die Änderungen im Wesentlichen redaktioneller Art. 

Als inhaltliche Änderung sei hier nur die Neuregelung der Datenübermittlung in § 10a StromStG 

erwähnt. 

Das Gesetz soll zum 01.01.2025 in Kraft treten. Nach Aussage des BMF ist dieser Termin für die 

Umstellung der Antragsstellung nach § 9b StromStG unbedingt einzuhalten. 

 

BMF: Diskussionsentwurf für ein Gesetz zur Förderung von Investitionen von Fonds in erneuer-

bare Energien und Infrastruktur 

Am 21.05.2024 hat das BMF einen Diskussionsentwurf für ein Gesetz zur Förderung von Investitio-

nen von Fonds in erneuerbare Energien und Infrastruktur veröffentlicht und bittet um Stellung-

nahme bis zum 14.06.2024. 

Mit dem Gesetz sollen die Investitionsmöglichkeiten für Investmentfonds und Spezial-Investment-

fonds erweitert und ein rechtssicherer Investitionsrahmen geschaffen werden. Damit sollen mehr 

private Mittel für den enormen Investitionsbedarf beim Ausbau der erneuerbaren Energien und 

dem Erhalt und Ausbau der Infrastruktur mobilisiert werden. Ziel ist es, durch den Ausbau der Inf-

rastruktur und erneuerbaren Energien zur nachhaltigen Entwicklung und wirtschaftlichen Stabilität 

beizutragen. 

Das Gesetz soll einen sicheren Investitionsrahmen für die Investition von Fonds in erneuerbare 

Energien und Infrastruktur durch Änderung des Investmentsteuergesetzes (InvStG) und des Kapi-

talanlagegesetzbuches (KAGB) schaffen. Gleichzeitig liegt ein Schwerpunkt darin, Besteuerungs-

lücken und daraus resultierende Wettbewerbsverzerrungen gegenüber Unternehmen, die in den 

gleichen Geschäftsfeldern tätig sind, zu vermeiden. Um Wettbewerbsneutralität herzustellen, 

sieht der Regelungsvorschlag daher vor, dass die derzeitigen Steuerbefreiungsmöglichkeiten in-

soweit abgeschafft werden, wie Investmentfonds und Spezial-Investmentfonds Einkünfte aus ei-

ner inländischen gewerblichen Tätigkeit erzielen. Dies führt zu einer definitiven Besteuerung der-

artiger Einkünfte auf Fondsebene.  

Unter anderem sind folgende Änderungen geplant:  

Kapitalanlagegesetzbuch 

› Erweiterung des Katalogs der zulässigen Vermögensgegenstände für offene Publikums-Immo-

bilienfonds auf Infrastruktur-Projektgesellschaften, deren Unternehmensgegenstand im Gesell-

schaftsvertrag oder in der Satzung darauf beschränkt ist, Anlagen zu errichten, zu erwerben 

oder zu halten, die zur Erzeugung, zur Umwandlung, zum Transport oder zur Speicherung von 

Strom, Gas oder Wärme aus erneuerbaren Energien bestimmt und geeignet sind (§ 231 Abs. 1 
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Nr. 8 KAGB-E). Solche Beteiligungen sollen dabei insgesamt auf 15 % des Werts des (Publi-

kums-)Sondervermögens beschränkt sein. Die Anlagen dürfen auch auf gepachteten Grundstü-

cken stehen, ein direkter Bezug zu einer Immobilie des Fonds ist nicht erforderlich. 

› Sowohl offene Immobilienfonds als auch Spezial-AIFs sollen für eine vom Fonds gehaltene Im-

mobilie Anlagen für die Erzeugung erneuerbarer Energien oder die notwendige Infrastruktur 

für Ladestationen für Elektromobilität erwerben und betreiben dürfen, auch wenn diese nicht 

unmittelbar für die Bewirtschaftung einer Immobilie des Fonds erforderlich sind (§ 231 Abs. 3 

und 6 KAGB-E). Ein Bezug zu einem Gebäude bleibt jedoch Voraussetzung. 

Investmentsteuergesetz 

› Ausdrückliche gesetzliche Klarstellung in § 1 Abs. 2 Satz 2 InvStG-E, dass es für die investment-

steuerrechtliche Qualifikation als (Spezial-)Investmentfonds unschädlich ist, wenn ein Invest-

mentvermögen (i.S.d. § 1 Abs. 1 KAGB), die von ihm gehaltenen Vermögensgegenstände ganz 

oder teilweise aktiv unternehmerisch bewirtschaftet. 

› Einkünfte aus Gewerbebetrieb nach § 15 EStG sollen auf Fondsebene stets definitiv als sons-

tige inländische Einkünfte besteuert werden. Anknüpfungspunkt ist das erzielen der Einkünfte 

in einer gewerlichen Betriebstätte i.S.d. § 49 Abs. 1 Nr. 2 EStG (§ 6 Abs. 5, 5a, 5b InvStG-E). 

Die bisherige Verwaltungsauffassung zu § 6 InvStG, wonach bei Beteiligungen eines Invest-

mentfonds an Mitunternehmerschaften stets von einer aktiven unternehmerischen Bewirtschaf-

tung und infolgedessen von sonstigen inländischen Einkünften i.S.d. § 6 Abs. 5 InvStG auszuge-

hen ist, wird gesetzlich festgeschrieben. Dies gilt auch für lediglich gewerblich geprägte Per-

sonengesellschaften nach § 15 Abs. 3 Nr. 2 EStG, die vermögensverwaltende Tätigkeiten ausü-

ben. Dabei soll es sich laut Gesetzesbegründung lediglich um eine klarstellende Gesetzesände-

rung handeln. Diese Auffassung wird jedoch nicht ohne Widerspruch bleiben. Nach herrschen-

der Meinung in der Literatur ist der Begriff der aktiven unternehmerischen Bewirtschaftung für 

Zwecke der §§ 6 und 15 InvStG einheitlich auszulegen. Im Bereich von § 15 InvStG geht jedoch 

auch die Finanzverwaltung bislang davon aus, dass eine passive Beteiligigung an einer ge-

werblichen Mitunternehmerschaft nicht zu gewerbesteuerpflichtigen Einkünften aus einer akti-

ven unternehmerischen Bewirtschaftung führen kann.  

› Soweit an dem Investmentfonds steuerbefreite Investoren beteiligt sind, soll die bisherige Kör-

perschaftsteuerbefreiung der Einkünfte des Investmentfonds nach §§ 8 und 10 InvStG einge-

schränkt werden. Die Steuerbefreiung gilt künftig nicht mehr für gewerbliche Einkünfte des In-

vestmentfonds i.S.d. § 6 Abs.5 InvStG-E i.V.m. § 49 Abs. 1 Nr. 2 EStG. Damit kommt der Frage 

der Zuordnung der Einkünfte (solche aus vermögensverwaltender Tätigkeit oder aus (mit-)un-

ternehmerischer Tätigkeit) künftig eine größere Bedeutung zu.  

› Sofern Spezial-Investmentfonds gewerbliche Einkünfte nach § 6 Abs. 5 InvStG-E i.V.m. § 49 

Abs. 1 Nr. 2 EStG erzielen, können diese nach § 30 Abs. 5 Satz 2 InvStG-E die Transparenzop-

tion bzw. nach § 33 Abs. 4 Satz 3 InvStG-E die Erhebungsoption künftig nicht mehr ausüben, 

so dass die Spezial-Investmentfonds mit diesen Einkünften der Körperschaftsteuer unterliegen 

und diese gegenüber dem Finanzamt erklärt werden müssen. 

› Erweiterung der Gewerbesteuerfreiheit eines Investmentfonds auf die aktive unternehmeri-

sche Bewirtschaftung von Beteiligungen an bestimmten Gesellschaften (§ 15 Abs. 2 Satz 2 In-

vStG-E). Konkret betrifft dies Gesellschaften, deren Unternehmensgegenstand auf die Erzeu-

gung, die Umwandlung, den Transport oder die Speicherung von Strom, Gas oder Wärme aus 

erneuerbaren Energien gerichtet ist („EEG-Gesellschaften“) sowie ÖPP- und Infrastruktur-Pro-

jektgesellschaften. Einnahmen aus der Beteiligung an diesen Gesellschaften werden nicht in 
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die Bagatellgrenze einbezogen (§ 15 Abs. 3 InvStG-E), so dass diese Einnahmen aus aktiver un-

ternehmerischer Bewirtschaftung mehr als 5 % der gesamten Einnahmen des Investmentfonds 

betragen können. 

› Spezial-Investmentfonds sollen zukünftig ohne weitere Beschränkungen oder Begrenzungen in 

alle Arten von Ziel-Investmentfonds investieren dürfen. Die nach derzeitiger Rechtslage beste-

hende Voraussetzung, wonach der Ziel-Investmentfonds die Anlagebestimmungen des § 26 

Nr. 1 bis 7 InvStG erfüllen muss, soll gestrichen werden (§ 26 Nr. 4 lit. h InvStG-E). 

› Die Ausnahme von Kapitalgesellschaften, für welche die 10%-Beteiligungsgrenze für ein Invest-

ment eines Spezial-Investmentfonds nicht gilt, soll um Infrastruktur-Projektgesellschaften er-

weitert werden (§ 26 Nr. 6 InvStG-E). Demnach können Spezial-Investmentfonds künftig auch 

100 % der Anteile an Kapitalgesellschaften erwerben, deren Unternehmensgegenstand Infra-

struktur-Projekte sind. 

› Spezial-Investmentfonds sollen zukünftig ohne weitere Einschränkung Einnahmen aus der Er-

zeugung von Strom aus EEG-Anlagen im Zusammenhang mit der Immobilienverwaltung erzie-

len dürfen (§ 26 Nr. 7a InvStG-E). Die bisherige Begrenzung dieser Einnahmen auf 20 % der Ge-

samteinnahmen entfällt. Der Status als Spezial-Investmentfonds bleibt unberührt. 

Die Änderungen am InvStG sollen nach dem Entwurf grundsätzlich ab 2025 anwendbar sein. Die 

Änderungen des KAGB sollen am Tag nach der Verkündung in Kraft treten. 

 

BFH: Zuordnung einer Leasingsonderzahlung zu den jährlichen Gesamtaufwendungen für be-

triebliche Fahrten im Rahmen einer Nutzungseinlage 

Der BFH hat mit Urteil vom 12.03.2024 (VIII R 1/21) entschieden, dass zur Ermittlung der jährli-

chen Gesamtaufwendungen für betriebliche Fahrten im Rahmen einer Nutzungseinlage eine Lea-

singsonderzahlung, die für ein teilweise betrieblich genutztes Fahrzeug aufgewendet wird, den 

einzelnen Veranlagungszeiträumen während der Laufzeit des Leasingvertrags unabhängig vom 

Abfluss im Rahmen einer wertenden Betrachtung zuzuordnen ist. Der Anteil der Leasingsonder-

zahlung an den jährlichen Gesamtaufwendungen für die betrieblichen Fahrten eines Jahres ist da-

nach kumulativ aus dem Verhältnis der betrieblich gefahrenen Kilometer zu den Gesamtkilome-

tern des jeweiligen Jahres und zeitanteilig nach dem Verhältnis der im jeweiligen Jahr liegenden 

vollen Monate und der Laufzeit des Leasingvertrags zu bestimmen. Dies gelte jedenfalls dann, 

wenn die Leasingsonderzahlung dazu diene, die monatlichen Leasingraten während des Vertrags-

zeitraums zu mindern. 

Der Kläger erzielte im Streitjahr (2013) unter anderem Einkünfte aus selbständiger Arbeit gem. 

§ 18 Abs. 1 Nr. 1 EStG. Seinen Gewinn ermittelte er durch Einnahmen-Überschuss-Rechnung gem. 

§ 4 Abs. 3 EStG. Des Weiteren erzielte er Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung (§ 21 Abs. 1 

Satz 1 Nr. 1 EStG) und aus nichtselbständiger Arbeit (§ 19 EStG). Streitig war, in welchem Umfang 

eine im Dezember des Streitjahrs geleistete Leasingsonderzahlung für ein gemischt genutztes 

Fahrzeug bei den Einkünften aus selbständiger Arbeit als Betriebsausgabe (Nutzungseinlage) und 

bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung als Werbungskosten abzugsfähig ist. Der 

Kläger schloss im Jahr 2013 einen Leasingvertrag über einen Pkw mit einer Laufzeit von 36 Mona-

ten. Die Auslieferung des Fahrzeugs erfolgte Anfang Dezember 2013. Der Kläger leistete eine Lea-

singsonderzahlung. Im Dezember 2013 nutzte der Kläger das Fahrzeug zu 71,03 % für seine selb-

ständige Tätigkeit, zu 12,96 % im Rahmen seiner Vermietungstätigkeit und im Übrigen privat. Im 

gesamten Leasingzeitraum Dezember 2013 bis Dezember 2016 nutzte der Kläger das Fahrzeug 



T A X  W E E K L Y  

# 1 9  |  3 1 . 0 5 . 2 0 2 4  

Seite 5 von 8 

 

dagegen lediglich zu 12,16 % für seine selbständige Tätigkeit und zu 6,24 % für seine Vermie-

tungstätigkeit. Das Leasingfahrzeug des Klägers war durchgehend für den gesamten Leasingzeit-

raum 2013 bis 2015 dem Privatvermögen des Klägers zuzuordnen. 

Der Kläger machte im Rahmen der Einkommensteuererklärung für das Streitjahr 83,99 % der Lea-

singsonderzahlung geltend. Nach einer Betriebsprüfung änderte das Finanzamt die Einkommen-

steuerfestsetzung für das Streitjahr dahingehend, dass es den Abzug für die Leasingsonderzah-

lung auf 1/36 von 83,99 % des Nettobetrags kürzte. 

Das Finanzgericht gab der Klage teilweise statt. Es ging in seiner Entscheidung davon aus, dass 

der Ansatz der anteiligen Leasingsonderzahlung als Betriebsausgabe bei den Einkünften aus selb-

ständiger Arbeit und als Werbungskosten bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung 

allein im Abflussjahr, jedoch nur mit dem über die gesamte Laufzeit des Leasingvertrags ermittel-

ten Durchschnittsanteil der beruflichen Nutzung des Fahrzeugs zu erfolgen habe.  

Die Revision des Klägers hatte nun im Ergebnis keinen Erfolg, da das Finanzgericht hinsichtlich 

der Höhe des im Streitjahr im Rahmen einer Nutzungseinlage abzugsfähigen Teils der Leasingson-

derzahlung bei den Einkünften des Klägers aus selbständiger Arbeit zugunsten des Klägers 

rechtsfehlerhaft einen zu weitgehenden Abzug berücksichtigt habe. Richtigerweise hätte für die 

betrieblichen Fahrten im Dezember des Streitjahrs die Leasingsonderzahlung bei den Einkünften 

aus selbständiger Arbeit im Rahmen einer Nutzungseinlage als Bestandteil der für die betriebliche 

Nutzung getragenen tatsächlichen Aufwendungen nur in Höhe von 1/36 (= 1 Monat von 36 Mona-

ten Laufzeit) x 71,03 % (= betrieblicher Nutzungsanteil im Monat Dezember 2013) als Betriebsaus-

gabe abgezogen werden dürfen.  

Im Ergebnis bedurfte es aufgrund der geringeren Höhe eines etwaigen gegenläufigen Fehlers bei 

den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung auch keiner Entscheidung des Senats, ob dort 

dem Grunde nach höhere Werbungskosten hätten zu berücksichtigen sein können. Die Lea-

singsonderzahlung könnte – was der BFH hier aber dahinstehen ließ – anders als im Rahmen der 

Nutzungseinlage als vorab entstandene Werbungskosten auf der Grundlage einer beabsichtigten 

künftigen Nutzung für die Einkünfteerzielung im Vertragszeitraum in voller Höhe zu den im Streit-

jahr abzugsfähigen Werbungskosten bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung gehö-

ren.  

 

BFH: Freibetrag bei Übertragung von Vermögen auf eine Familienstiftung 

Mit Urteil vom 28.02.2024 (II R 25/21) hat der BFH die Vorinstanz bestätigt und entschieden, dass 

beim Übergang von Vermögen auf eine Familienstiftung für die Bestimmung der anwendbaren 

Steuerklasse und des Freibetrags als "entferntest Berechtigter" zum Schenker derjenige anzuse-

hen ist, der nach der Stiftungssatzung potentiell Vermögensvorteile aus der Stiftung erhalten 

kann. Unerheblich ist, ob die Person zum Zeitpunkt des Stiftungsgeschäfts schon geboren ist, je-

mals geboren wird und tatsächlich finanzielle Vorteile aus der Stiftung erlangen wird. 

Die Klägerin errichtete zusammen mit ihrem Ehemann eine Familienstiftung. Die Stiftung wurde 

mit Vermögen ausgestattet; der Steuerwert des übertragenen Vermögens betrug unstreitig 

443.051 €. Im Stiftungsgeschäft und in der Stiftungssatzung wurde angegeben, die Familienstif-

tung habe zum Zweck die angemessene Versorgung der Klägerin und ihres Ehemannes, die ange-

messene finanzielle Unterstützung der Tochter der Stifter sowie die angemessene finanzielle Un-
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terstützung weiterer Abkömmlinge des Stammes der Stifter, jedoch erst nach Wegfall der vorhe-

rigen Generation. Diese eventuellen weiteren Abkömmlinge waren weder bereits geboren noch 

war die Tochter bereits weggefallen. 

Gegenstand des Streits war die Auslegung des Begriffs des "entferntest Berechtigten" in § 15 

Abs. 2 Satz 1 ErbStG. Das Finnzamt sah für Zwecke der Schenkungsteuer hinsichtlich der Übertra-

gung des Vermögens auf die Familienstiftung als "entferntest Berechtigten" im Sinne des § 15 

Abs. 2 Satz 1 ErbStG die in der Stiftungssatzung angeführten "weiteren Abkömmlinge" an. Das Fi-

nanzamt ordnete den Erwerb gem. § 15 Abs. 1 Nr. 3 ErbStG der Steuerklasse I ("Abkömmlinge der 

Kinder und Stiefkinder") zu und brachte gem. § 16 Abs. 1 Nr. 4 ErbStG für die "übrigen Personen 

der Steuerklasse I" einen Freibetrag in Höhe von 100.000 € in Abzug. Die Klägerin war der Auffas-

sung, dass Berechtigte nur die Stifter und ihre Tochter seien, denen der Freibetrag von 400.000 € 

zustehe. Im Ergebnis wurde nun die Auffassung des Finanzamts bestätigt. 
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Alle am 31.05.2024 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (V)  

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort 

II R 25/21 28.02.2024 
Freibetrag bei Übertragung von Vermögen auf eine Familien-

stiftung 

VIII R 1/21 12.03.2024 

Zuordnung einer Leasingsonderzahlung zu den jährlichen Ge-

samtaufwendungen für betriebliche Fahrten im Rahmen einer 

Nutzungseinlage 

 

Alle am 31.05.2024 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (NV)  

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort 

II B 27/22 03.05.2024 
Einhalten der Vorbehaltensfrist bei Ausgliederung zur Auf-

nahme 

IX R 28/22 21.05.2024 
Wegfall des Rechtsschutzbedürfnisses für Klage auf Gewäh-

rung von Akteneinsicht 

IX S 23/23 

(PKH) 
15.05.2024 

PKH: Freiwillige Unterhaltszahlungen als einzusetzendes Ein-

kommen 

IX S 14/24 15.05.2024 
Streitwert bei Geltendmachung von Auskunftsansprüchen ge-

genüber der Finanzbehörde 

IX B 1/24 15.05.2024 

Nichtzulassungsbeschwerde: Darlegung der Zulassungs-

gründe bei einem auf mehrere Rechtsgründe gestützten Ur-

teil 

VIII R 10/20 12.03.2024 
Festsetzung von Prozesszinsen anstelle festgesetzter Erstat-

tungszinsen 

 

Alle bis zum 31.05.2024 veröffentlichten Erlasse  

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort       

IV C 5 - S 

2439/19/10003 

:005 

31.05.2024 
Anwendung des Fünften Vermögensbildungsgesetzes (5. 

VermBG) ab dem 1. Januar 2024 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410089/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410090/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450079/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450084/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450081/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450081/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450080/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450083/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450082/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Lohnsteuer/2024-05-31-anwendung-fuenftes-VermBG.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Lohnsteuer/2024-05-31-anwendung-fuenftes-VermBG.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Lohnsteuer/2024-05-31-anwendung-fuenftes-VermBG.pdf?__blob=publicationFile&v=6
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Gesetzentwurf 


der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung und zum Bürokratieabbau 
im Strom- und Energiesteuerrecht 


A. Problem und Ziel 


Der Gesetzentwurf dient vorrangig der Modernisierung und dem Bürokratieabbau im Be-
reich des Strom- und Energiesteuerrechts.  


Insbesondere im Bereich der Elektromobilität und der Speicherung von Strom bildet das 
Stromsteuerrecht aktuelle Entwicklungen nicht mehr ab. Auch der Ausbau der Stromerzeu-
gung aus erneuerbaren Energien und neue dezentrale Versorgungskonzepte machen An-
passungen im Strom- und Energiesteuerrecht erforderlich. Zudem haben Änderungen zum 
Beispiel im EU-Beihilferecht dazu geführt, dass das Strom- und Energiesteuerrecht im ak-
tuellen Wortlaut in Teilen nicht mehr anwendbar ist und daher im Sinne einer rechtsklaren 
Lösung der Anpassung an EU-rechtliche Vorgaben bedarf. 


B. Lösung; Nutzen 


Im Bereich der Elektromobilität wird durch einen neuen § 5a Stromsteuergesetz unter Be-
achtung der stromsteuerrechtlichen Systematik eine Vereinfachung in der Steuerpraxis vor-
genommen, womit fortan Einzelfallprüfungen von komplexen Geschäftsmodellen „innerhalb 
der Ladesäule“ entfallen. 


Für das bidirektionale Laden werden klare Vorgaben geschaffen, die verhindern, dass Nut-
zer von Elektrofahrzeugen zum Versorger und Steuerschuldner werden. 


Mit der Aufnahme von anderen Formen von Energiespeichern als Stromspeicher ins Gesetz 
wird zudem ein innovativer Ansatz verfolgt. Eine doppelte Steuerentstehung wird künftig 
umfassend vermieden. 


Zudem wird die sog. Anlagenverklammerung bei der dezentralen Stromerzeugung aufge-
hoben und für die Beurteilung der Steuerbefreiungen künftig einheitlich auf den Standort 
der jeweiligen Stromerzeugungsanlage abgestellt.  


Das Strom- und Energiesteuerrecht wird zudem im Bereich der Regelungen im Zusammen-
hang mit der Stromerzeugung verschlankt und an EU-rechtliche Vorgaben angepasst. Im 
Energiesteuerbereich wird dazu konsequent der EU-rechtlich vorgegebene Grundsatz der 
Steuerbefreiung aller zur Stromerzeugung eingesetzten Energieerzeugnisse vereinheitlicht. 


Zusätzlich werden zum Zwecke des Bürokratieabbaus Anzeige- und Berichtspflichten ver-
ringert. 


Insgesamt sind die beabsichtigten Änderungen nicht nur geeignet, das Steuerrecht zu mo-
dernisieren und zu vereinheitlichen, in einigen Punkten können auch Zukunftsimpulse ge-
setzt und zugleich unnötige Bürokratie abgebaut werden. 
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C. Alternativen 


Keine. 


D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 


Für die Zollverwaltung (Bund), Kapitel 0813, entstehen 2024 IT-Ausgaben in Höhe von rund 
6.200 T€. Im Jahr 2025 fallen Ausgaben für IT, Personal und Sachkosten in Höhe von ins-
gesamt rund 8.300 T€ an. Im Jahr 2026 sind Ausgaben in Höhe von 7.250 T€ zu erwarten, 
ab 2027 in Höhe von rd. 550 T€. 


Beim ITZBund, Kapitel 0816, entstehen durch das Gesetz im Jahr 2024 einmalige Sach-
ausgaben in Höhe von rund 1.100 T€. Im Jahr 2025 entsteht ein Personalmehrbedarf von 
18 Planstellen im gehobenen Dienst und einer Planstelle im höheren Dienst, die 2025 zu-
nächst hälftig berücksichtigt werden. Dies führt 2025 neben Sach- und IT-Kosten zu einem 
Mehrbedarf von rund 2.150 T€. Ab dem Jahr 2026 steigt der Mehraufwand bei voller Jah-
reswirkung im Hinblick auf den Personalmehrbedarf auf rund 3.000 T€. Im Jahr 2028 beläuft 
sich der Mehraufwand wegen zusätzlicher Anschaffung von IT-Ausstattung auf rd. 3.400 
T€. 


In Kapitel 0811 entsteht in 2025 ein Minderbedarf von -28 T€, ab 2027 ein Mehrbedarf von 
rd. 270 T€ p.a. 


Über die Finanzierung der Mehrbedarfe an Sach- und Personalmitteln wird im Rahmen der 
Haushaltsaufstellung entschieden. 


Durch das Gesetz ergeben sich für den Bund ab dem Jahr 2025 Verwaltungseinnahmen 
(z.B. Gebühren und Geldbußen) in Höhe von rund 18 T€.  


Außerdem entstehen durch das Gesetz ab dem Jahr 2025 Steuermehreinnahmen für den 
Bund in Höhe von rund 175.000 T€. 


E. Erfüllungsaufwand 


E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 


Der Gesetzentwurf wirkt sich nicht auf den Erfüllungsaufwand für die Bürgerinnen und Bür-
ger aus. 


E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 


Durch das Gesetz entsteht für die Wirtschaft ein einmaliger aus Bürokratiekosten beste-
hender Erfüllungsaufwand in Höhe von rund 9 T€.  


Darüber hinaus entsteht in Summe ein jährlicher Minderaufwand in Höhe von rund 15.400 
T€ (davon rd. 550 T€ Minderaufwand Sachkosten), der sich vollständig aus dem Wegfall 
von Bürokratiekosten aus Informationspflichten ergibt. 


Im Sinne der „one in, one out“-Regel der Bundesregierung stellt der wegfallende jährliche 
Erfüllungsaufwand der Wirtschaft in diesem Regelungsvorhaben ein „out“ von rund 15.400 
T€ dar. 
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E.3 Erfüllungsaufwand für den Bund 


Für den Bund entsteht einmaliger Erfüllungsaufwand in Höhe von rund 27.914 T€ (davon 
rund 26.754 T€ für die Zollverwaltung und rund 1.160 T€ für das ITZBund). 


Der jährliche Erfüllungsaufwand für den Bund beträgt rund 1.160 T€ (davon rund -1.032 T€ 
für die Zollverwaltung und rund 2.192 T€ für das ITZBund). 


F. Weitere Kosten 


Keine. 
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Gesetzentwurf der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung und zum Bürokratieabbau 
im Strom- und Energiesteuerrecht 


Vom ... 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 


Inhaltsübersicht 


Artikel 1 Änderung des Stromsteuergesetzes 


Artikel 2 Änderung des Energiesteuergesetzes 


Artikel 3 Änderung der Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Artikel 4 Änderung der Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Artikel 5 Aufhebung der Spitzenausgleich-Effizienzsystemverordnung 


Artikel 6 Änderung der Energiesteuer- und Stromsteuer-Transparenzverordnung 


Artikel 7 Inkrafttreten 


Artikel 1 


Änderung des Stromsteuergesetzes 


Das Stromsteuergesetz vom 24. März 1999 (BGBl. I S. 378; 2000 I S. 147), das zuletzt 
durch Artikel 13 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 412) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. § 2 wird wie folgt geändert: 


a) Nummer 7 wird wie folgt gefasst: „Strom aus erneuerbaren Energieträgern: Strom, 
der ausschließlich aus Wasserkraft, Windkraft, Sonnenenergie oder Erdwärme er-
zeugt wird, ausgenommen Strom aus Wasserkraftwerken mit einer installierten 
Generatorleistung über zehn Megawatt;“. 


b) Nach Nummer 8 werden folgende Nummern 8a, 8b und 8c eingefügt: 


„8a. Ladepunkt: eine Einrichtung, an der gleichzeitig nur ein elektrisch betriebenes 
Fahrzeug aufgeladen oder entladen werden kann und die geeignet und be-
stimmt ist zum Aufladen oder zum Auf- und Entladen von elektrisch betriebe-
nen Fahrzeugen; 


8b. Betreiber des Ladepunkts: wer unter Berücksichtigung der rechtlichen, wirt-
schaftlichen und tatsächlichen Umstände bestimmenden Einfluss auf den Be-
trieb eines Ladepunkts ausübt; 


8c. bidirektionales Laden: ein intelligenter Ladevorgang, bei dem die Richtung 
des Stromflusses umgekehrt werden kann, sodass Strom vom aufladbaren 
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elektrischen Energiespeicher eines Elektrofahrzeugs zu dem Ladepunkt flie-
ßen kann, an den er angeschlossen ist;“. 


c) Nummer 9 wird wie folgt gefasst:  


9. „ Stromspeicher: andere Anlagen als Anlagen zur Stromerzeugung, die am Ort 
ihres Betriebs ausschließlich dem Zweck der Zwischenspeicherung von 
Strom für eine spätere Verwendung dienen, während des Betriebs aus-
schließlich an ihrem geografischen Standort verbleiben und nicht Teil eines 
Fahrzeugs sind; der geografische Standort ist ein durch Koordinaten be-
stimmter Punkt;“. 


d) Nach Nummer 9 wird folgende Nummer 9a eingefügt: 


„9a. Zwischenspeicherung von Strom für eine spätere Verwendung: die Umwand-
lung von Strom in eine andere Energieform, die Speicherung der umgewan-
delten Energie und ihre anschließende Rückumwandlung in Strom;“. 


e) Nummer 10 wird wie folgt gefasst: 


10. „ hocheffiziente KWK-Anlagen: ortsfeste Anlagen zur gekoppelten Erzeugung 
von Kraft und Wärme, in denen Strom erzeugt wird und die die Kriterien des 
Anhangs III der Richtlinie (EU) 2023/1791 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 13. September 2023 zur Energieeffizienz und zur Änderung 
der Verordnung (EU) 2023/955 (Neufassung) (ABl. L 231 vom 20.09.2023, S. 
1) in der jeweils geltenden Fassung mit der Maßgabe erfüllen, dass unabhän-
gig vom Datum der Inbetriebnahme der Anlagen die direkten CO2-Emissionen 
aus der kombinierten Erzeugung mit fossilen Brennstoffen je Kilowattstunde 
Energieertrag, einschließlich Wärme, Kälte, Strom und mechanischer Ener-
gie, weniger als 270 Gramm betragen;“. 


f) Der Nummer 11 abschließende Punkt wird durch ein Semikolon ersetzt und fol-
gende Nummer 12 wird angefügt: 


12. „ Kundenanlage: die Kundenanlage nach § 3 Nummer 24a und 24b des Ener-
giewirtschaftsgesetzes; dabei wird in Zweifelsfällen für stromsteuerrechtliche 
Zwecke zunächst vermutet, dass eine Kundenanlage vorliegt.“ 


2. In § 2a Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Beantragung“ durch das Wort „Gewährung“ 
sowie in Absatz 2 Satz 1 das Wort „Beantragung“ durch die Wörter „die Gewährung“ 
ersetzt. 


3. § 5 Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 


(4) „ Stromspeicher, in denen Strom durch Versorger zwischengespeichert und aus 
denen dieser Strom durch Versorger in ein Versorgungsnetz eingespeist wird, gelten 
insoweit als Teile dieses Versorgungsnetzes, wenn sie im Marktstammdatenregister 
nach Maßgabe der Marktstammdatenregisterverordnung vom 10. April 2017 (BGBl. I 
S. 842), die zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1237) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, registriert sind. Soweit Strom 
ohne Zwischenspeicherung nach § 9 Absatz 1 Nummer 1, 3, 4 oder Nummer 6 steuer-
frei wäre, bleibt dieser nach Rückumwandlung in dem Verhältnis zu der insgesamt im 
Veranlagungsjahr zur Zwischenspeicherung entnommenen Strommenge steuerfrei. 
Soweit Stromspeicher nicht als Teile des Versorgungsnetzes gelten und soweit Strom, 
der in einer Kundenanlage zur Zwischenspeicherung entnommen wird, nach § 3 zu 
versteuern ist, unterliegt dieser nach Rückumwandlung und Entnahme in dieser Kun-
denanlage in dem Verhältnis zu der insgesamt im Veranlagungsjahr zur 
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Zwischenspeicherung entnommenen Strommenge nicht erneut der Versteuerung. Er-
folgt die Rückumwandlung der im Stromspeicher zwischengespeicherten Energie in 
Strom unter Nutzung einer Anlage zur Stromerzeugung, findet für die Stromerzeugung 
§ 9 Absatz 1 Nummer 2 Anwendung.“ 


4. Nach § 5 wird folgender § 5a eingefügt: 


„§ 5a 


Steuerliche Behandlung von Ladepunkten 


(1) Wird Strom an einem Ladepunkt entnommen, so gilt dies als eine Entnahme 
nach § 5 Absatz 1 durch den Betreiber des Ladepunkts. Dies gilt entsprechend, wenn 
Stromspeicher mit einem Ladepunkt unmittelbar und nicht nur vorübergehend verbun-
den sind. Das Leisten von Strom an den Ladepunkt oder an mit dem Ladepunkt unmit-
telbar und nicht nur vorübergehend verbundene Stromspeicher gilt als ein Leisten an 
den Betreiber des Ladepunkts. Steuerschuldner ist der oder sind die Versorger des 
Betreibers des Ladepunkts oder der Betreiber des Ladepunkts, wenn dieser selbst Ver-
sorger ist. Ist der Betreiber des Ladepunkts Eigenerzeuger, ist er für den eigenerzeug-
ten und am Ladepunkt entnommenen Strom Steuerschuldner. Der Betreiber des Lade-
punkts wird nicht zum Versorger, sofern er Strom nur am Ladepunkt leistet. 


(2) Die Entnahme nach Absatz 1 Satz 1 gilt im Sinne des § 9 Absatz 1 Nummer 
1 und 3 Buchstabe a als Selbstverbrauch des Betreibers des Ladepunkts. Im Falle des 
§ 9 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe b gilt die Entnahme nach Absatz 1 Satz 1 als Ent-
nahme durch einen Letztverbraucher. 


(3) Wer Strom im Rahmen des bidirektionalen Ladens aus einem aufladbaren 
elektrischen Energiespeicher von Elektrofahrzeugen an einen Ladepunkt leistet, gilt in-
soweit nicht als Versorger. Wird nach Satz 1 geleisteter Strom unmittelbar am Ort des 
Ladepunkts, ohne Nutzung des Netzes der allgemeinen Versorgung mit Strom, zum 
Verbrauch entnommen, entsteht keine Steuer.“ 


5. § 8 wird wie folgt geändert: 


a) Nach Absatz 4a werden folgende Absätze 4b und 4c eingefügt: 


„(4b) Ablesezeiträume nach Absatz 4a enden auch dann später als der jewei-
lige Veranlagungszeitraum, wenn die für den Veranlagungszeitraum abgerechnete 
oder ermittelte Menge auf einer Schätzung beruht oder sich im Nachhinein als un-
zutreffend herausstellt und aufgrund einer Ablesung oder der Berichtigung eines 
abgelesenen Wertes eine Änderung der Abrechnung oder eine Änderung der er-
mittelten Menge erfolgt. 


(4c) Ablesezeiträume nach Absatz 4a betreffen auch dann mehrere Veranla-
gungsjahre, wenn Geschäftsvorfälle der Abrechnung oder Ermittlung der Menge 
nicht mehr in dem Jahresabschluss zu berücksichtigen sind, der das Veranla-
gungsjahr umfasst.“ 


b) Dem Absatz 6 werden folgende Sätze angefügt: 


„Das Hauptzollamt hat die monatlichen Vorauszahlungen abweichend festzuset-
zen, wenn die voraussichtliche Steuerschuld des innerhalb des Veranlagungsjah-
res vorausgegangenen Kalendervierteljahres hochgerechnet auf das Veranla-
gungsjahr die voraussichtlich zu erwartende Jahressteuerschuld um mehr als 20 
Prozent übersteigt und diese Jahressteuerschuld mehr als 100 000 Euro beträgt. 
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Der Steuerschuldner hat Abweichungen nach Satz 4 bis zum 15. des auf das Ende 
des Kalendervierteiljahres folgenden Monats dem Hauptzollamt schriftlich anzu-
zeigen.“ 


6. § 9 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 


aa) In Nummer 2 werden nach dem Wort „Stromerzeugung“ die Wörter „oder zur 
Aufrechterhaltung der Fähigkeit, elektrischen Strom zu erzeugen,“ eingefügt. 


bb) In Nummer 5 wird das Wort „verbraucht“ durch das Wort „entnommen“ ersetzt. 


cc) Nummer 6 wird wie folgt gefasst: 


6. „ Strom, zu dessen Erzeugung nachweislich versteuerte Energieerzeug-
nisse eingesetzt werden und der in Anlagen mit einer elektrischen Nenn-
leistung von bis zu zwei Megawatt erzeugt und  


a) am Ort der Erzeugung entnommen wird, sofern die Anlagen weder 
mittel- noch unmittelbar an das Netz der allgemeinen Versorgung mit 
Strom angeschlossen sind, oder  


b) in der Kundenanlage entnommen wird, in der er erzeugt wurde;“. 


b) Nach Absatz 1a wird folgender Absatz 1b eingefügt: 


„(1b) Auf die Steuerbefreiungen nach Absatz 1 Nummer 1 bis 3 und 6 Buch-
stabe b kann unwiderruflich verzichtet werden, indem die entnommene Menge 
durch den Steuerschuldner nachweislich nach § 3 versteuert wird.“ 


c) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „verbraucht“ durch das Wort „entnommen“ er-
setzt. 


d) In Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 wird die Angabe „Absatz 1 Nummer 1 bis 3“ durch 
die Angabe „Absatz 1 Nummer 1 bis 3 Buchstabe a“ ersetzt. 


7. § 9a wird wie folgt geändert: 


a) Die Bezeichnung wird wie folgt gefasst:  


„§ 9a 


Steuerentlastung für bestimmte Prozesse und Verfahren“. 


b) In Absatz 1 werden die Wörter „Auf Antrag wird die Steuer für nachweislich ver-
steuerten Strom erlassen, erstattet oder vergütet“ durch die Wörter „Eine Steu-
erentlastung wird auf Antrag gewährt für nachweislich nach § 3 versteuerten 
Strom“ ersetzt. 


c) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:  


(2) „ Entlastungsberechtigt ist derjenige, der den Strom entnommen hat.“ 


8. § 9b wird wie folgt geändert: 
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a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 


aa) In Satz 1 werden die Wörter „und der nicht von der Steuer befreit ist“ gestri-
chen. 


bb) In Satz 4 wird das Wort „verwendet“ durch das Wort „entnommen“ ersetzt. 


b) Nach Absatz 1 werden folgende Absätze 1a und 1b eingefügt: 


„(1a) Die Entnahme von Strom zur Zwischenspeicherung in Stromspeichern 
stellt keine Entnahme zu betrieblichen Zwecken im Sinne von Absatz 1 dar, soweit 
der rückumgewandelte Strom anschließend an Dritte geleistet oder zu anderen als 
betrieblichen Zwecken entnommen wird. 


(1b) Absatz 1 gilt für Umwandlungs- oder Verteilverluste nur, soweit die Nut-
zenergie durch Unternehmen des Produzierenden Gewerbes oder Unternehmen 
der Land- und Forstwirtschaft genutzt worden ist.“ 


9. § 10a wird wie folgt gefasst: 


„§ 10a 


Datenübermittlung 


Die Generalzolldirektion sowie die Hauptzollämter dürfen Informationen, ein-
schließlich personenbezogener Daten sowie Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse, die 
ihnen in einem Steuerverfahren bekannt geworden sind, an folgende Stellen übermit-
teln, soweit dies für die Erfüllung der jeweiligen gesetzlichen Aufgaben erforderlich ist: 


1. an die Übertragungsnetzbetreiber soweit sie öffentliche Aufgaben für den Betrieb 
und die Systemverantwortung der Energieversorgungsnetze nach dem Energie-
wirtschaftsgesetz, zur Erhebung der nach Teil 4 Abschnitt 4 des Energiefinanzie-
rungsgesetzes begrenzten Umlagen, im Rahmen der Vermarktungspflichten nach 
dem Erneuerbare-Energien-Gesetz sowie auf Grund dieser Gesetze ergangenen 
Rechtsverordnungen wahrnehmen, 


2. an die Bundesnetzagentur für ihre gesetzlichen Aufgaben nach dem Energiewirt-
schaftsgesetz, dem Erneuerbare-Energien-Gesetz, dem Energiefinanzierungsge-
setz, dem Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz oder einer auf Grund dieser Gesetze er-
gangenen Rechtsverordnungen, 


3. an das Umweltbundesamt für seine gesetzlichen Aufgaben im Zusammenhang mit 
der Stromkennzeichnung nach dem Energiewirtschaftsgesetz oder 


4. an das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle für seine gesetzlichen Auf-
gaben im Zusammenhang mit der Begrenzung der Umlagen nach Teil 4 Abschnitt 
4 des Energiefinanzierungsgesetzes sowie nach dem Kraft-Wärme-Kopplungsge-
setz oder einer auf Grund dieses Gesetzes ergangenen Rechtsverordnung. 


Die Übertragungsnetzbetreiber, die Bundesnetzagentur, das Umweltbundesamt sowie 
das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle dürfen Informationen, einschließ-
lich personenbezogener Daten sowie Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse, die ihnen 
vorliegen an die Generalzolldirektion und die Hauptzollämter übermitteln, soweit dies 
zur Durchführung eines Steuerverfahrens nach der Abgabenordnung, dem Stromsteu-
ergesetz und der Stromsteuer-Durchführungsverordnung erforderlich ist.“ 
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10. § 11 wird wie folgt geändert: 


a) Das Nummer 2 Buchstabe b abschließende Semikolon wird durch ein Komma er-
setzt und folgende Buchstaben c und d werden angefügt: 


c) „ den Begriff der Anlage zur Stromerzeugung näher zu bestimmen, dabei kann 
es nach eingesetzten Energieträgern unterscheiden, 


d) den Begriff der Kundenanlage näher zu bestimmen und dabei insbesondere 
Zweifelsfälle sowie zur Sicherstellung stromsteuerlicher Belange erforderli-
che Abweichungen vom Energiewirtschaftsrecht zu regeln;“. 


b) Nummer 3 wird wie folgt geändert: 


aa) Im Satzteil vor Buchstabe a werden die Wörter „Bestimmungen für die Elekt-
romobilität (§ 2 Nummer 8)“ durch die Wörter „Bestimmungen für die Elektro-
mobilität (§ 2 Nummer 8) und für Ladepunkte und bidirektionales Laden (§ 2 
Nummer 8a bis 8c, § 5a)“ ersetzt. 


bb) Das Buchstabe d abschließende Semikolon wird durch ein Komma ersetzt und 
folgende Buchstaben e und f werden angefügt: 


e) „ Regelungen zur Steueranmeldung, zur Erfassung, Abgrenzung und Mit-
teilung von Strommengen, zur Berechnung und Entrichtung der Steuer 
sowie zur Festsetzung von monatlichen Vorauszahlungen vorzusehen, 


f) Regelungen zur Zwischenspeicherung von Strom in unmittelbar und dau-
erhaft mit Ladepunkten verbundenen Stromspeichern und zu bidirektio-
nalen Ladevorgängen an Ladepunkten und Ausnahmen vom Versorger-
status vorzusehen;“. 


c) Nummer 6 wird wie folgt gefasst: 


6. „ zur Verfahrensvereinfachung vorzusehen, wann Versorger nicht als Versor-
ger gelten oder wann Versorger als Letztverbraucher im Sinne des § 5 Absatz 
1 Satz 1 gelten, und die dafür erforderlichen Bestimmungen zu erlassen;“. 


d) Nach Nummer 6 wird folgende Nummer 6a eingefügt: 


„6a. zur Sicherung des Steueraufkommens und zur Gleichmäßigkeit der Besteu-
erung Verfahrensvorschriften und Bestimmungen zu Stromspeichern (§ 2 
Nummer 9, 9a und § 5 Absatz 4) zu erlassen und dabei insbesondere Rege-
lungen zur Erfassung, Abgrenzung und Mitteilung von Strommengen, zur Art 
und Weise der Zwischenspeicherung, zum Ort des Betriebs des Speichers 
und zur Weitergabe von aus Stromspeichern erzeugten Strommengen zu er-
lassen;“. 


e) Nach Nummer 7 wird folgende Nummer 7a eingefügt: 


„7a. vorzusehen, dass die Steuer auf der Rechnung gesondert auszuweisen ist 
und die hierfür notwendigen Vorgaben zu machen;“. 


f) Nummer 8 wird wie folgt geändert: 


aa) Buchstabe b wird wie folgt gefasst: 
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„b) statt der Steuerbegünstigung eine Steuerentlastung anzuordnen und das 
dafür erforderliche Verfahren zu regeln sowie Vorschriften über die zum Zwe-
cke der Steuerentlastung erforderlichen Angaben und Nachweise einschließ-
lich ihrer Aufbewahrung zu erlassen; dabei kann es anordnen, dass der An-
spruch auf Steuerentlastung innerhalb bestimmter Fristen geltend zu machen 
ist;“. 


bb) Die Buchstaben d und e werden wie folgt gefasst: 


d) „ vorzuschreiben, in welchen Fällen die Steuer oder die Steuerbegünsti-
gungen auf der Rechnung gesondert auszuweisen sind und die hierfür 
notwendigen Vorgaben zu machen; 


e)  Vorgaben zur Abgrenzung des Kraft-Wärme-Kopplungsprozesses zu er-
lassen sowie den Betreibern von Anlagen nach § 9 Vorgaben und Pflich-
ten zum Nachweis der dort genannten Voraussetzungen aufzuerlegen;“. 


cc) Buchstabe f wird aufgehoben. 


g) Nummer 11 wird wie folgt gefasst: 


11. „ zur Sicherung des Steueraufkommens und der Gleichmäßigkeit der Besteu-
erung Regelungen zur Ermittlung, Abgrenzung und des Nachweises der steu-
errelevanten Strommengen zu erlassen und dabei insbesondere Vorgaben 
zur Zeitgleichheit von Erzeugung, Stromleistung und Entnahme von Strom-
mengen vorzusehen oder aus Vereinfachungsgründen Mengenschätzungen 
durch den Steuerpflichtigen zuzulassen, soweit eine genaue Ermittlung nur 
mit unvertretbarem Aufwand möglich ist;“. 


11. § 14 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 


(1) „ Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig 


1. entgegen § 8 Absatz 6 Satz 5 eine Anzeige nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig 
erstattet oder 


2. einer Rechtsverordnung nach § 11 Nummer 13 Buchstabe a bis c oder d oder einer 
vollziehbaren Anordnung auf Grund einer solchen Rechtsverordnung zuwiderhan-
delt, soweit die Rechtsverordnung für einen bestimmten Tatbestand auf diese Buß-
geldvorschrift verweist.“ 


Artikel 2 


Änderung des Energiesteuergesetzes 


Das Energiesteuergesetz vom 15. Juli 2006 (BGBl. I S. 1534; 2008 I S. 660, 1007), das 
zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 27. März 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 107) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 


a) Nach der Angabe zu § 44 wird folgende Angabe eingefügt: 


„§ 44a Datenübermittlung“. 
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b) Die Angabe zu § 49 wird wie folgt gefasst: 


„§ 49 Steuerentlastung für zum Verheizen verwendete Energieerzeugnisse“. 


c) Die Angabe zu § 55 wird wie folgt gefasst: 


„§ 55 (weggefallen)“. 


d) Die Angabe zu § 60 wird wie folgt gefasst: 


„§ 60 (weggefallen)“. 


e) Die Angabe zu § 66b wird wie folgt gefasst: 


„§ 66b (weggefallen)“. 


f) Die Angabe zu § 68 wird wie folgt gefasst: 


„§ 68 (weggefallen)“. 


g) Die Angabe zur Anlage wird wie folgt gefasst: 


„Anlage (weggefallen)“. 


2. In § 1a Satz 1 Nummer 11 werden nach dem Wort „Personenvereinigungen“ die Wörter 
„ohne eigene Rechtspersönlichkeit“ gestrichen. 


3. Dem § 2 Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: 


„Satz 7 gilt auch dann, wenn Pflanzenöl nicht die Voraussetzungen des § 1a Num-
mer 13a Satz 9 erfüllt.“ 


4. § 3b wird wie folgt geändert: 


a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Beantragung“ durch das Wort „Gewährung“ so-
wie in Absatz 2 Satz 1 das Wort „Beantragung“ durch die Wörter „die Gewährung“ 
ersetzt. 


b) In Absatz 3 wird die Angabe „§§ 3, 3a“ durch die Angabe „§§ 3, 3a und 28 Absatz 
2“ ersetzt. 


5. § 24 wird wie folgt geändert: 


a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „den §§ 25 bis 29“ durch die Wörter „§ 25 
und den §§ 27 bis 29“ ersetzt. 


b) In Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „der §§ 25 bis 29“ durch die Wörter „des § 
25 und der §§ 27 bis 29“ ersetzt. 


6. In § 27 Absatz 1 Satz 1 wird nach der Angabe „2710 2039“ das „und“ durch ein Komma 
ersetzt und nach den Wörtern „Schweröle der Unterposition 2010 20 90“ werden die 
Wörter „sowie Energieerzeugnisse der Unterposition 2905 11 00 und 3826 00 90“ an-
gefügt. 


7. § 28 wird wie folgt gefasst: 
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§ 28„ 


Steuerbefreiung für gasförmige Energieerzeugnisse 


(1) Zur Stromerzeugung in ortsfesten Anlagen dürfen 


1. gasförmige Biokraft- und Bioheizstoffe, unvermischt mit anderen Energieerzeug-
nissen, 


2. gasförmige Kohlenwasserstoffe, die aus dem biologisch abbaubaren Anteil von 
Abfällen gewonnen werden und bei der Lagerung von Abfällen oder bei der Ab-
wasserreinigung anfallen, oder 


3. Energieerzeugnisse der Position 2705 der Kombinierten Nomenklatur 


steuerfrei verwendet werden, soweit der erzeugte Strom nicht nach § 9 Absatz 1 Num-
mer 4, 5 oder Nummer 6 des Stromsteuergesetzes von der Stromsteuer befreit ist. 


(2) Energieerzeugnisse der Position 2705 der Kombinierten Nomenklatur dürfen 
steuerfrei zum Verheizen verwendet werden. 


(3) Ein Mischen mit anderen Energieerzeugnissen im Betrieb des Verwenders un-
mittelbar vor der Verwendung schließt für den eingesetzten Anteil an Energieerzeug-
nissen nach Absatz 1 und 2 eine Steuerbefreiung nicht aus. Absatz 1 Nummer 3 und 
Absatz 2 gelten nicht für Energieerzeugnisse der Position 2705 der Kombinierten No-
menklatur, soweit diese Waren der Position 2710 oder 2711 der Kombinierten Nomen-
klatur, die nicht nach Satz 1 steuerfrei sind, durch Beimischung enthalten oder aus 
diesen Waren erzeugt worden sind. 


(4) Die Steuerbefreiung nach Absatz 2 wird gewährt nach Maßgabe und bis zum 
Auslaufen der hierfür erforderlichen Freistellungsanzeige bei der Europäischen Kom-
mission nach der Verordnung (EU) Nr. 651/2014. Das Auslaufen der Freistellungsan-
zeige ist vom Bundesministerium der Finanzen im Bundesgesetzblatt Teil I gesondert 
bekannt zu geben.“ 


8. In § 34 Satz 1 werden die Wörter „§§ 15, 16 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2“ durch die 
Wörter „die §§ 15 bis 15c, 16 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2“ ersetzt. 


9. § 37 Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 


„Satz 1 Nummer 3 gilt nicht für Kohle, die in Stromerzeugungsanlagen verwendet wird, 
soweit der erzeugte Strom nach § 9 Absatz 1 Nummer 4, 5 und 6 des Stromsteuerge-
setzes von der Stromsteuer befreit ist.“ 


10. § 39 wird wie folgt geändert: 


a) In Absatz 5 wird Satz 6 aufgehoben und folgende Sätze 6 bis 8 werden eingefügt:  


„Das Hauptzollamt hat die monatlichen Vorauszahlungen abweichend festzuset-
zen, wenn die voraussichtliche Steuerschuld des innerhalb des Veranlagungsjah-
res vorausgegangenen Quartals hochgerechnet auf das Veranlagungsjahr die vo-
raussichtlich zu erwartende Jahressteuerschuld um mehr als 20 Prozent übersteigt 
und diese Jahressteuerschuld mehr als 100 000 Euro beträgt. Der Steuerschuld-
ner hat Abweichungen nach Satz 6 bis zum 15. des auf das Ende des Quartals 
folgenden Monats dem Hauptzollamt schriftlich anzuzeigen. Kommt der Steuer-
schuldner den Verpflichtungen nach den Sätzen 5 bis 7 nicht nach, kann das 
Hauptzollamt ihn von dem Verfahren nach Absatz 2 ausschließen.“ 
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b) Nach Absatz 6 werden folgende Absätze 6a und 6b eingefügt: 


„(6a) Ablesezeiträume nach Absatz 6 enden auch dann später als der jeweilige 
Veranlagungszeitraum, wenn die für den Veranlagungszeitraum abgerechnete o-
der ermittelte Menge auf einer Schätzung beruht oder sich im Nachhinein als un-
zutreffend herausstellt und aufgrund einer Ablesung oder der Berichtigung eines 
abgelesenen Wertes eine Änderung der Abrechnung oder eine Änderung der er-
mittelten Menge erfolgt. 


(6b) Ablesezeiträume nach Absatz 6 betreffen auch dann mehrere Veranla-
gungsjahre, wenn Geschäftsvorfälle der Abrechnung oder Ermittlung der Menge 
nicht mehr in dem Jahresabschluss zu berücksichtigen sind, der das Veranla-
gungsjahr umfasst.“ 


11. In § 40 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „§§ 15, 16 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2“ 
durch die Wörter „§§ 15 bis 15c, 16 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2“ ersetzt. 


12. Nach § 44 wird folgender § 44a eingefügt: 


„§ 44a 


Datenübermittlung 


Für Energieerzeugnisse nach Kapitel 4 dieses Gesetzes dürfen die Generalzolldi-
rektion und die Hauptzollämter Informationen, einschließlich personenbezogener Da-
ten sowie Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse, die in einem Steuerverfahren bekannt 
geworden sind, an die Bundesnetzagentur übermitteln, soweit die Bundesnetzagentur 
die Informationen zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben aus dem Energiewirt-
schaftsgesetz benötigt. Die Bundesnetzagentur darf Informationen, einschließlich per-
sonenbezogener Daten sowie Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse, die ihr vorliegen, 
an die Generalzolldirektion und die Hauptzollämter übermitteln, soweit dies zur Durch-
führung eines Steuerverfahrens nach der Abgabenordnung, dem Energiesteuergesetz 
und der Energiesteuer-Durchführungsverordnung erforderlich ist.“ 


13. § 46 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 


a) Der Satz 1 abschließende Punkt wird durch ein Komma ersetzt und folgende Num-
mer 5 wird angefügt: 


5. „ nachweislich versteuerte Waren der Unterpositionen 2710 12 21, 2710 12 25, 
2710 19 29 und mittelschwere Öle der Unterposition 2710 20 90 der Kombi-
nierten Nomenklatur, wenn sie nicht als lose Ware befördert und zu gewerb-
lichen Zwecken aus dem Steuergebiet verbracht oder ausgeführt worden 
sind.“ 


b) Folgender Satz wird angefügt: 


„Abweichend von § 15c Absatz 1 muss bei der Beförderung der in Satz 1 Nummer 
5 genannten Waren in andere Mitgliedstaaten ein vereinfachtes elektronisches 
Verwaltungsdokument nach Artikel 36 der Systemrichtlinie nicht mitgeführt wer-
den.“ 


14. Nach § 47 Absatz 1 Nummer 3 wird folgende Nummer 4 eingefügt: 


4. „ für nachweislich versteuerte, selbst hergestellte Energieerzeugnisse, die zu den 
in § 26 oder in § 44 Absatz 2 genannten Zwecken verwendet worden sind,“. 
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15. § 49 wird wie folgt gefasst: 


§ 49„ 


Steuerentlastung für zum Verheizen verwendete Energieerzeugnisse 


(1) Eine Steuerentlastung wird auf Antrag gewährt für nachweislich nach § 2 Ab-
satz 1 Nummer 4 versteuerte Gasöle bis zum Steuersatz des § 2 Absatz 3 Satz 1 
Nummer 1, soweit diese Gasöle nachweislich verheizt worden sind und ein besonderes 
wirtschaftliches Bedürfnis für die Verwendung von nicht gekennzeichnetem Gasöl zum 
Verheizen vorliegt. 


(2) Eine Steuerentlastung wird auf Antrag gewährt für nachweislich 


1. nach § 2 Absatz 1 Nummer 7 oder Absatz 2 Nummer 1 versteuertes Erdgas oder 
gasförmige Kohlenwasserstoffe bis auf den Betrag nach dem Steuersatz des § 2 
Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 oder 


2. nach § 2 Absatz 1 Nummer 8a versteuerte Flüssiggase bis auf den Betrag nach 
dem Steuersatz des § 2 Absatz 3 Satz 1 Nummer 5, 


soweit sie nachweislich zum Verheizen abgegeben worden sind. 


(3) Eine Steuerentlastung wird auf Antrag gewährt für nachweislich nach § 2 Ab-
satz 1 Nummer 1 bis 3 versteuerte Energieerzeugnisse bis auf den Betrag nach dem 
Steuersatz des § 2 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b, soweit sie zu gewerblichen 
Zwecken nachweislich verheizt worden sind. 


(4) Entlastungsberechtigt ist, wer die Energieerzeugnisse nach Absatz 1 oder Ab-
satz 3 verwendet oder die Energieerzeugnisse nach Absatz 2 abgegeben hat. Die 
Steuerentlastung wird nur gewährt, wenn der Entlastungsbetrag mindestens 50 Euro 
im Kalenderjahr beträgt.“ 


16. § 53 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 


aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 


„Eine Steuerentlastung wird auf Antrag gewährt für Energieerzeugnisse, die 
nachweislich versteuert worden sind und zur Stromerzeugung in ortsfesten 
Anlagen verwendet worden sind, soweit der erzeugte Strom nicht nach § 9 
Absatz 1 Nummer 4, 5 oder Nummer 6 des Stromsteuergesetzes von der 
Stromsteuer befreit ist.“ 


bb) Folgender Satz wird angefügt: 


„Für nicht nach § 2 Absatz 1 Nummer 9 und 10, Absatz 3 Satz 1 oder Absatz 
4a versteuerte Energieerzeugnisse ist die Höhe der Versteuerung auf Anfor-
derung des Hauptzollamts durch den Entlastungsberechtigten nachzuwei-
sen.“ 


b) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 


„Abweichend von Absatz 1 beträgt die Steuerentlastung für nachweislich nach 
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1. § 2 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a versteuerte Energieerzeugnisse 654,50 
Euro für 1 000 Liter, 


2. § 2 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe a versteuerte Energieerzeugnisse 470,40 
Euro für 1 000 Liter, 


3. § 2 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a versteuerte Energieerzeugnisse 
61,35 Euro für 1 000 Liter.“ 


17. § 53a wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 


(1) „ Vorbehaltlich § 53 wird eine teilweise Steuerentlastung auf Antrag ge-
währt für Energieerzeugnisse, die nachweislich nach § 2 Absatz 1 Nummer 9 und 
10, Absatz 3 Satz 1 oder Absatz 4a versteuert worden sind und die zur gekoppelten 
Erzeugung von Kraft und Wärme in ortsfesten Anlagen mit einem Monats- oder 
Jahresnutzungsgrad von mindestens 70 Prozent verheizt worden sind, soweit der 
erzeugte Strom nicht nach § 9 Absatz 1 Nummer 4, 5 oder Nummer 6 des 
Stromsteuergesetzes von der Stromsteuer befreit ist.“ 


b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 


(4) „ Vorbehaltlich des § 53 wird eine teilweise Steuerentlastung auf Antrag 
gewährt für Energieerzeugnisse, die nachweislich nach § 2 Absatz 1 Nummer 9 
und 10, Absatz 3 Satz 1 oder Absatz 4a versteuert worden sind und die zum An-
trieb von Gasturbinen und Verbrennungsmotoren in begünstigten Anlagen zur ge-
koppelten Erzeugung von Kraft und Wärme nach § 3 mit einem Monats- oder Jah-
resnutzungsgrad von mindestens 70 Prozent verwendet worden sind, soweit der 
erzeugte Strom nicht nach § 9 Absatz 1 Nummer 4, 5 oder Nummer 6 des 
Stromsteuergesetzes von der Stromsteuer befreit ist.“ 


c) Die Absätze 6 bis 8 werden aufgehoben. 


d) Absatz 9 Satz 2 wird aufgehoben. 


e) Absatz 11 wird wie folgt gefasst: 


(11) „ Die teilweise Steuerentlastung nach den Absätzen 1 und 4 wird gewährt 
nach Maßgabe und bis zum Auslaufen der hierfür erforderlichen Freistellungsan-
zeige bei der Europäischen Kommission nach der Verordnung (EU) Nr. 651/2014. 
Das Auslaufen der Freistellungsanzeige ist vom Bundesministerium der Finanzen 
im Bundesgesetzblatt gesondert bekannt zu geben.“ 


18. Nach § 54 Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefügt: 


„(1a) Absatz 1 gilt für Umwandlungs- oder Verteilverluste nur dann, wenn Unterneh-
men des Produzierenden Gewerbes im Sinne des § 2 Nummer 3 des Stromsteuerge-
setzes oder Unternehmen der Land- und Forstwirtschaft im Sinne des § 2 Nummer 5 
des Stromsteuergesetzes mit der erzeugten Wärme Unternehmen des Produzierenden 
Gewerbes oder Unternehmen der Land- und Forstwirtschaft beliefern, die die Wärme 
nicht zum Ausgleich von Verlusten beziehen. Satz 1 ist nur anzuwenden, wenn die 
Wärme an Dritte weitergeliefert wird.“ 


19. Die §§ 55 und 60 werden aufgehoben. 
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20. In § 64 Nummer 2 werden die Wörter „§ 23 Absatz 4 Satz 1“ durch die Wörter „entgegen 
§ 23 Absatz 4 Satz 1 oder § 39 Absatz 5 Satz 7“ ersetzt. 


21. § 66 wird wie folgt geändert: 


a) In § 66 Absatz 1 Nummer 11 Buchstabe g werden die Wörter „zur Ermittlung der 
Hocheffizienzkriterien, Abschreibungskriterien,“ gestrichen. 


b) Dem Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: 


„Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, die Zuständigkeit für den 
Erlass allgemeiner Verwaltungsvorschriften auf die Generalzolldirektion zu über-
tragen.“ 


22. Die §§ 66b und 68 werden aufgehoben. 


23. Die Anlage (zu § 55) wird aufgehoben. 


Artikel 3 


Änderung der Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Die Stromsteuer-Durchführungsverordnung vom 31. Mai 2000 (BGBl. I S. 794), die zu-
letzt durch Artikel 14 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 412) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 


a) Die Angabe zu § 1b wird wie folgt gefasst: 


„§ 1b (weggefallen)“. 


b) Die Angabe zu § 11a wird wie folgt gefasst: 


„§ 11a Zeitgleichheit, Mengenermittlung“. 


c) Die Angabe zu § 12b wird wie folgt gefasst: 


„§ 12b Anlagenbegriff und räumlicher Zusammenhang“. 


d) Nach § 14a wird die Zwischenüberschrift wie folgt gefasst: 


„Zu § 2 Nummer 3 bis 6 und den §§ 9a und 9b des Gesetzes“. 


e) Die Angabe zu § 17a des Gesetzes wird wie folgt gefasst: 


„§ 17a Steuerentlastung für bestimmte Prozesse und Verfahren“. 


f) Nach § 17g wird die Zwischenüberschrift wie folgt gefasst: 


„Zu § 10 des Gesetzes (weggefallen)“. 


g) Die Angaben zu den §§ 18 und 19 werden wie folgt gefasst: 


„§ 18 (weggefallen) 


§ 19 (weggefallen)“. 
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2. § 1a wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 1a wird wie folgt geändert: 


aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 


„Satz 1 gilt nur dann, wenn ausschließlich von im Steuergebiet ansässigen 
Versorgern bezogener Strom geleistet wird.“ 


bb) In Satz 3 wird die Angabe „§§ 9a bis 10“ durch die Angabe „§§ 9a bis 9e“ 
ersetzt. 


b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 


aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 


„Satz 1 gilt nur dann, wenn ausschließlich von im Steuergebiet ansässigen 
Versorgern bezogener Strom geleistet wird.“ 


bb) In Satz 3 wird die Angabe „§§ 9a bis 10“ durch die Angabe „§§ 9a bis 9e“ 
ersetzt. 


c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 


aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 


„Satz 1 gilt nur dann, wenn ausschließlich von im Steuergebiet ansässigen 
Versorgern bezogener Strom geleistet wird.“ 


bb) In Satz 3 wird die Angabe „§§ 9a bis 10“ durch die Angabe „§§ 9a bis 9e“ 
ersetzt. 


d) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a eingefügt: 


„(3a) Wer Strom unmittelbar aus Stromspeichern nach § 2 Nummer 9 des Ge-
setzes in einer Kundenanlage ausschließlich innerhalb dieser Kundenanlage leis-
tet oder aus dieser Kundenanlage heraus nur an andere als Letztverbraucher leis-
tet und nicht aus anderen Gründen Versorger ist, gilt nicht als Versorger, sondern 
als Letztverbraucher im Sinne des § 5 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes. § 5 Absatz 
4 Satz 2 des Gesetzes gilt entsprechend.“ 


e) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 


(4) „ Versorger gelten als Letztverbraucher im Sinne des § 5 Absatz 1 Satz 1 
des Gesetzes, soweit sie 


1. nach § 3 des Gesetzes zu versteuernden Strom an einer Marktlokation oder 
an einer Kundenanlage beziehen, der ihnen von im Steuergebiet ansässigen 
Versorgern geleistet und für die Entnahmestelle abgerechnet wird, und diesen 
Strom an dieser Marktlokation oder innerhalb dieser Kundenanlage entweder 
zum Selbstverbrauch entnehmen oder an Letztverbraucher leisten, 


2. in den Fällen nach Nummer 1 und Absatz 1a an einer Marktlokation oder in-
nerhalb einer Kundenanlage geleisteten Strom beziehen. 


Die Nummern 1 und 2 finden auf Unternehmen oder Personen nach § 1 Satz 2 
entsprechende Anwendung. Für diejenigen, an die der Strom geleistet wird, 
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besteht weiterhin die Möglichkeit, einen Steuerentlastungsanspruch nach den §§ 
9a bis 9e des Gesetzes sowie nach den §§ 12a und 14a geltend zu machen.“ 


f) Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 


„Wer Strom leistet, der nach § 9 Absatz 1 Nummer 4, 5 oder Nummer 6 Buchstabe 
a des Gesetzes von der Steuer befreit ist, gilt insoweit nicht als Versorger.“ 


g) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 5a eingefügt: 


„(5a) Wer Strom innerhalb einer Kundenanlage erzeugt und diesen ausschließ-
lich dort an Letztverbraucher leistet, gilt nicht als Versorger, wenn 


1. dieser Strom nach § 9 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe b oder Nummer 6 Buch-
stabe b des Gesetzes von der Steuer befreit ist, 


2. für bezogenen Strom die Absätze 1a, 2, 3 oder Absatz 3a Anwendung finden 
und 


3. die Stromerzeugungseinheiten im Marktstammdatenregister nach Maßgabe 
der Marktstammdatenregisterverordnung registriert sind. 


§ 5 Absatz 4 des Gesetzes bleibt dadurch unberührt.“ 


h) In Absatz 6 Satz 1 werden die Nummern 2 und 3 wie folgt gefasst: 


2. „ diesen Strom, soweit er an Letztverbraucher geleistet wird, an diese aus-
schließlich innerhalb dieser Kundenanlage leistet und 


3.  gegebenenfalls darüber hinaus ausschließlich nach § 3 des Gesetzes zu ver-
steuernden Strom von im Steuergebiet ansässigen Versorgern bezieht und 
diesen ausschließlich innerhalb dieser Kundenanlage leistet,“. 


i) Absatz 8 wird wie folgt gefasst: 


(8) „ Das zuständige Hauptzollamt kann auf Antrag Ausnahmen von der An-
wendung der Absätze 1a, 4, 6 und 7 zulassen, soweit Steuerbelange dadurch nicht 
gefährdet erscheinen.“ 


j) Absatz 9 wird aufgehoben. 


3. § 1b wird aufgehoben.  


4. § 1d Absatz 2 Satz 4 wird wie folgt gefasst: 


„Die Steuerentlastung wird nur gewährt, wenn der Antrag spätestens bis zum Ablauf 
der Festsetzungsfrist im Sinne des § 169 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 der Abgabenord-
nung beim Hauptzollamt gestellt wird.“ 


5. § 1e Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 


(2) „ Die Versicherung nach § 2a Absatz 2 Satz 3 des Gesetzes ist nach amtlich 
vorgeschriebenem Vordruck abzugeben. § 1d Absatz 3 Satz 2 bis 5 gilt entsprechend. 
Steuerentlastungen nach § 2a Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes sowie die Steuerentlas-
tungen nach den §§ 12c, 12d und 14a dürfen nur gewährt werden, sofern sich das 
Unternehmen im Zeitpunkt der Antragstellung nicht in Schwierigkeiten befand.“ 
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6. § 2 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 1 Satz 2 wird aufgehoben. 


b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 


(2) „ Dem Antrag sind beizufügen: 


1. ein Verzeichnis der Betriebsstätten im Steuergebiet nach § 12 der Abgaben-
ordnung; 


2. eine Darstellung der Mengenermittlung und Mengenabrechnung; 


3. auf Verlangen des zuständigen Hauptzollamts eine Betriebserklärung nach 
amtlich vorgeschriebenem Vordruck für jede Anlage, die Teil einer allgemei-
nen Erlaubnis nach § 10 Absatz 2 ist; 


4. gegebenenfalls eine Erklärung über die Bestellung eines Beauftragten nach § 
214 der Abgabenordnung.“ 


7. Dem § 3 Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: 


„Soweit im Eröffnungsbeschluss eines Insolvenzverfahrens die Eigenverwaltung nach 
§ 270 der Insolvenzordnung angeordnet und ein Sachwalter bestellt wurde, kann die 
Mitteilung nach Satz 1 ausschließlich durch den Erlaubnisinhaber erfolgen.“ 


8. § 4 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 


aa) Satz 2 wird wie folgt geändert: 


aaa) Die Nummern 1 und 3 werden wie folgt gefasst: 


1. „ der geleistete, durch Letztverbraucher im Steuergebiet entnom-
mene Strom, getrennt nach dem Steuertarif des § 3 des Gesetzes 
und den jeweiligen Steuerbegünstigungen des § 9 des Gesetzes 
sowie getrennt nach den jeweiligen Letztverbrauchern; bei steu-
erbegünstigten Entnahmen durch Inhaber einer förmlichen Ein-
zelerlaubnis nach § 9 Absatz 4 in Verbindung mit Absatz 1 Num-
mer 2, Absatz 2 und 3 des Gesetzes ist die Erlaubnisscheinnum-
mer anzugeben; 


3.  der an andere Versorger unversteuert geleistete Strom getrennt 
nach Versorgern und unter Angabe der jeweiligen Erlaubnis-
scheinnummer;“. 


bbb) Nach Nummer 4 wird folgende Nummer 4a angefügt: 


„4a. in den Fällen nach § 5a des Gesetzes die am jeweiligen Lade-
punkt entnommenen Strommengen, getrennt nach dem Steuerta-
rif des § 3 des Gesetzes sowie gegebenenfalls der Steuerbefrei-
ungen nach § 9 Absatz 1 Nummer 1 und 3 des Gesetzes;“. 


bb) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt: 
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„Der Versorger hat in den Fällen des § 5 Absatz 4 des Gesetzes für den Ver-
anlagungszeitraum Aufzeichnungen nach amtlich vorgeschriebenem Vor-
druck über den zur Zwischenspeicherung entnommenen Strom zu führen, so-
weit er selbst Betreiber des Stromspeichers ist oder diesen entsprechend 
nutzt.“ 


b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 


(3) „ Die Aufzeichnungen und der belegmäßige Nachweis nach Absatz 2 
müssen so beschaffen sein, dass es einem sachverständigen Dritten innerhalb 
einer angemessenen Frist möglich ist, die Grundlagen für die Steuerberechnung 
festzustellen. Werden anstelle des amtlich vorgeschriebenen Vordrucks betriebli-
che Aufzeichnungen in elektronischer Form auf Grundlage des amtlich vorge-
schriebenen Vordrucks zugelassen, sind Versorger, die nach dem Handelsge-
setzbuch oder der Abgabenordnung dazu verpflichtet sind, ordnungsmäßig kauf-
männische Bücher zu führen und rechtzeitig Jahresabschlüsse aufzustellen, ver-
pflichtet, im Hauptbuch ein Stromsteuerkonto zu führen. In dem Stromsteuer-
konto sind sämtliche Geschäftsvorfälle zur Ermittlung der Steuer und der Grund-
lagen ihrer Berechnung zu erfassen. Wenn ein Geschäftsjahr abweichend vom 
Kalenderjahr endet, ist zur Feststellung der Geschäftsvorfälle eines Veranla-
gungsjahres zum 31. Dezember des Kalenderjahres ein Buchungsstopp sowie 
eine Abgrenzung der laufenden Geschäftsvorfälle durchzuführen. Für Entnahmen 
von Strom zum Selbstverbrauch sind Eigenbelege zu erstellen. Die Geschäfts-
vorfälle sind aus den betrieblichen Aufzeichnungen zu extrahieren, um die Anfor-
derungen an die steuerlichen Aufzeichnungen zu erfüllen.“ 


c) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 


aa) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt: 


„Versorger nach § 1a Absatz 6 und 7 müssen die steuerfreien Strommengen 
nur auf Verlangen des zuständigen Hauptzollamts anmelden.“ 


bb) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4 und das Wort „Steueranmeldung“ wird durch 
das Wort „Anmeldung“ ersetzt. 


d) Absatz 7 wird wie folgt gefasst: 


(7) „ Der Versorger ist verpflichtet, die entstandene Stromsteuer nach § 3 des 
Gesetzes in seinen Rechnungen an Letztverbraucher gesondert auszuweisen. In 
seinen Rechnungen über den an gewerbliche Letztverbraucher mit einem Strom-
verbrauch von mehr als 10 Megawattstunden pro Jahr geleisteten Strom sind dar-
über hinaus die jeweiligen Steuerbegünstigungen nach § 9 des Gesetzes geson-
dert auszuweisen. Die Ausweisung hat jeweils deutlich sichtbar und in gut lesbarer 
Schrift zu erfolgen. Die Strommengen sind in Kilowattstunden getrennt nach den 
Steuersätzen und den jeweiligen Steuerbegünstigungen der §§ 3 und 9 des Ge-
setzes aufzuführen.“ 


e) Absatz 8 wird wie folgt geändert: 


aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 


„Die Absätze 1, 2, 3 Satz 1 und Absatz 4 gelten sinngemäß für Eigenerzeuger 
und Letztverbraucher nach § 4 Absatz 1 des Gesetzes.“ 


bb) In Satz 2 werden die Wörter „die Absätze 3, 4, 6 und 7“ durch die Wörter „der 
Absatz 3 Satz 1 sowie die Absätze 4 und 7“ ersetzt.  
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9. § 6 wird wie folgt geändert 


a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 


„Kann die voraussichtlich zu erwartende Jahressteuerschuld nicht auf zwölf mo-
natliche Vorauszahlungen festgesetzt werden, ist die Differenz zum Zwölftel der 
Steuer für die erste monatliche Vorauszahlung festzusetzen.“. 


b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 


aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 


„Das Hauptzollamt kann auf Antrag bei der Festsetzung der Höhe der Voraus-
zahlungen dem Steuerschuldner voraussichtlich im gleichen Zeitraum zu ge-
währende Steuerentlastungen nach den §§ 9a und 9b des Gesetzes berück-
sichtigen, soweit die Steuerbelange dadurch nicht gefährdet sind.“ 


bb) Satz 2 wird wie folgt geändert: 


aaa) Nach dem Wort „wenn“ werden die Wörter „der Entlastungsabschnitt 
das Kalenderjahr ist, die Festsetzung der zu entlastenden Steuer nicht 
vor der Festsetzung der Jahressteuerschuld erfolgt und wenn“ einge-
fügt. 


bbb) Das Nummer 2 Buchstabe b abschließende Semikolon wird durch ei-
nen Punkt ersetzt. 


ccc) Nummer 3 wird aufgehoben. 


c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 


(3) „ Beträgt die Höhe der monatlichen Vorauszahlungen nicht mehr als 200 
Euro, wird auf die Festsetzung von Vorauszahlungen verzichtet, wenn die Steuer-
belange dadurch nicht beeinträchtigt werden.“ 


10. § 8 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 


(1) „ Wer Strom steuerbegünstigt entnehmen oder im Falle des § 9 Absatz 1 
Nummer 3 Buchstabe b des Gesetzes an Letztverbraucher leisten will, hat die Er-
laubnis nach § 9 Absatz 4 des Gesetzes, soweit sie nicht nach § 10 allgemein 
erteilt ist, schriftlich nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck beim zuständigen 
Hauptzollamt zu beantragen.“ 


b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 


aa) Die Nummern 1 und 2 werden wie folgt gefasst: 


1. „ eine Betriebserklärung nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck, in den 
Fällen nach § 9 Absatz 1 Nummer 1, 2 und 3 des Gesetzes je Anlage; 


2.  in den Fällen nach § 9 Absatz 1 Nummer 3 des Gesetzes je KWK-Anlage 
im Sinne des § 2 Nummer 10 des Gesetzes ein Nachweis über die Hoch-
effizienz;“. 


bb) Nummer 2a wird aufgehoben. 
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c) In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „steuerbefreit“ gestrichen. 


d) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 


(5) „ Als Nachweis für die Hocheffizienz von KWK-Anlagen werden aner-
kannt:  


1. ein Gutachten, das von einem unabhängigen Sachverständigen nach den all-
gemein anerkannten Regeln der Technik erstellt wurde, oder 


2. Herstellernachweise, wenn die Angaben von einem sachverständigen Dritten 
in angemessener Zeit nachvollzogen werden können und die steuerlichen Be-
lange dadurch nicht beeinträchtigt werden, oder 


3. für Anlagen mit einer elektrischen Nennleistung von bis zu 2 Megawatt: eine 
Kopie des jeweiligen Zulassungsbescheides des Bundesamtes für Wirtschaft 
und Ausfuhrkontrolle. 


Die Einhaltung der allgemein anerkannten Regeln der Technik wird vermutet, 
wenn das Sachverständigengutachten oder der Herstellernachweis auf der Grund-
lage und nach den Rechenmethoden des Anhangs III der Richtlinie (EU) 
2023/1791 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. September 2023 
zur Energieeffizienz und zur Änderung der Verordnung (EU) 2023/955 (Neufas-
sung) (ABl. L 231 vom 20.09.2023, S.1), in der jeweils geltenden Fassung, erstellt 
worden ist. Ist der Betreiber der Anlage nicht zugleich Inhaber eines Nachweises 
nach Satz 1, hat er neben dem Nachweis eine Erklärung abzugeben, dass die dem 
Nachweis zugrunde liegenden technischen Parameter nicht verändert wurden. Ab-
weichend davon gilt für KWK-Anlagen mit einer elektrischen Nennleistung von we-
niger als 1 Megawatt der Nachweis der Hocheffizienz als erbracht; sofern fossile 
Brennstoffe eingesetzt werden, gilt der Nachweis der Hocheffizienz für KWK-An-
lagen mit einer elektrischen Nennleistung von weniger als 1 Megawatt als erbracht, 
sofern die direkten CO2-Emissionen aus der kombinierten Erzeugung mit fossilen 
Brennstoffen je Kilowattstunde Energieertrag, einschließlich Wärme, Kälte, Strom 
und mechanischer Energie weniger als 270 Gramm betragen. Das zuständige 
Hauptzollamt kann Auskünfte verlangen, die für die Prüfung der Hocheffizienz der 
Anlage erforderlich sind.“ 


11. § 10 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 


a) Nach dem Wort „Entnahme“ werden die Wörter „oder die Leistung“ eingefügt. 


b) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 


2. „ in einer hocheffizienten KWK-Anlage mit einer elektrischen Nennleistung von 
weniger als 1 Megawatt erzeugt wird und diese Anlage im Marktstammdaten-
register nach Maßgabe der Marktstammdatenregisterverordnung registriert 
ist.“ 


c) Folgender Satz wird angefügt: 


„Anlagen nach Satz 1 Nummer 2 gelten als hocheffizient, wenn die Voraussetzun-
gen nach § 8 Absatz 5 Satz 4 vorliegen.“ 


12. § 11 Absatz 3a Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
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„Der Erlaubnisinhaber hat die Hocheffizienz nach § 8 Absatz 2 Nummer 2 für jede 
hocheffiziente KWK-Anlage nach § 2 Nummer 10 des Gesetzes jährlich bis zum 31. 
Mai für das vorangegangene Kalenderjahr nachzuweisen.“ 


13. § 11a wird wie folgt gefasst: 


„§ 11a 


Zeitgleichheit, Mengenermittlung 


(1) Soll eine bestimmte nicht nach § 3 des Gesetzes zu versteuernde oder eine 
bestimmte zu entlastende Strommenge einer bestimmten Entnahmestelle bilanziell zu-
geordnet werden, weil eine physikalische Zuordnung nicht möglich ist oder eine Leis-
tungsbeziehung über diese Menge besteht, darf diese Menge höchstens bis zur Höhe 
der Entnahme bezogen auf jedes 15-Minuten-Intervall berücksichtigt werden (Zeit-
gleichheit). Zum Nachweis der Zeitgleichheit ist die jeweilige Menge zur Abgrenzung 
bezogen auf jedes 15-Minuten-Intervall in geeigneter Form mit mess- und eichrechts-
konformen Messeinrichtungen zu erfassen. In anderen Fällen als nach Satz 1 kann die 
Zeitgleichheit auch auf andere Weise nachgewiesen werden. In diesen Fällen ist eine 
sachgerechte, von einem Dritten nachvollziehbare Schätzung zur Ermittlung der Men-
gen zulässig, soweit eine genaue Ermittlung nur mit unvertretbarem Aufwand möglich 
ist und die Steuerbelange dadurch nicht beeinträchtigt werden. 


(2) Wird Strom innerhalb einer Kundenanlage erzeugt, in die Kundenanlage ein-
gespeist und dort entnommen, gilt die Zeitgleichheit zwischen der Erzeugung und der 
Entnahme der nach § 9 Absatz 1 Nummer 1, 3, 4 oder Nummer 6 des Gesetzes steu-
erfreien und der nach den §§ 12c und 12d entlastungsfähigen Menge abweichend von 
Absatz 1 auch dann als sichergestellt, wenn diese Mengen jeweils gemäß ihrem Ver-
hältnis zu der insgesamt im Veranlagungszeitraum in der Kundenanlage entnommenen 
Menge den Entnahmestellen zugeordnet wird (quotale Zuordnung). Vorhandene Mes-
sungen sind zu berücksichtigen, insbesondere wenn sie bezogen auf jedes 15-Minu-
ten-Intervall der quotalen Zuordnung entgegenstehen.“ 


14. § 12 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:  


(1) „ Zur Stromerzeugung entnommen im Sinne des § 9 Absatz 1 Nummer 2 
des Gesetzes wird Strom, der insbesondere in den Neben- und Hilfsanlagen einer 
Stromerzeugungseinheit insbesondere zur Wasseraufbereitung, Dampferzeuger-
wasserspeisung, Frischluftversorgung, Brennstoffversorgung oder Rauchgasreini-
gung zur Erzeugung von Strom im technischen Sinne entnommen wird.“ 


b) Absatz 2 wird aufgehoben. 


c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 


aa) Satz 1 wird aufgehoben und die bisherigen Sätze 2 und 3 werden die Sätze 1 
und 2. 


bb) Im künftigen Satz 1 wird das Wort „Strombegünstigung“ durch das Wort „Steu-
erbegünstigung“ ersetzt. 


d) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 
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(4) „ In den Fällen des § 1a Absatz 5a, 6 und 7 kann nur für den selbst erzeug-
ten und entnommenen Strom eine Erlaubnis nach § 9 Absatz 4 des Gesetzes erteilt 
werden. Für anderen Strom wird die Steuerbegünstigung in diesen Fällen nur in 
Form einer Steuerentlastung nach § 12a gewährt.“ 


15. § 12a wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 


aa) In Satz 1 werden nach den Wörtern „Die Steuerentlastung ist“ die Wörter „für 
jede Anlage (§ 12b Absatz 1)“ eingefügt. 


bb) Satz 3 wird aufgehoben und der bisherige Satz 4 wird Satz 3. 


cc) Der künftige Satz 3 wird wie folgt gefasst: 


„Die Steuerentlastung wird nur gewährt, wenn der Antrag spätestens bis zum 
Ablauf der Festsetzungsfrist im Sinne des § 169 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 
der Abgabenordnung beim Hauptzollamt gestellt wird.“ 


b) Dem Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: 


„Das Wahlrecht kann einmalig für jeweils ein Kalenderjahr ausgeübt werden.“ 


c) Nach Absatz 4a wird folgender Absatz 4b eingefügt: 


„(4b) Wird Strom zur Stromerzeugung von einer anderen Person als dem Be-
treiber der Stromerzeugungsanlage entnommen, ist dem Antrag nach Absatz 3 
zusätzlich für jede den Strom entnehmende andere Person eine Selbsterklärung 
dieser anderen Person beizufügen. Die Selbsterklärung gemäß Satz 1 ist nach 
amtlich vorgeschriebenem Vordruck abzugeben und gilt als Steuererklärung im 
Sinne der Abgabenordnung. In der Selbsterklärung hat die andere Person im 
Sinne von Satz 1 Angaben über die zur Stromerzeugung entnommenen Mengen 
zu machen. Wer eine Selbsterklärung abgibt, hat Aufzeichnungen zu führen, aus 
denen sich die Entnahme der Strommengen eindeutig herleiten lässt. Die Auf-
zeichnungen müssen so beschaffen sein, dass es einem sachverständigen Dritten 
innerhalb einer angemessenen Frist möglich ist, die Aufzeichnungen zu prüfen.“ 


d) Dem Absatz 5 werden folgende Sätze angefügt: 


„Abweichend von Satz 1 sind belegmäßige Nachweise anstelle des buchmäßigen 
Nachweises ausreichend, wenn die Steuerbelange dadurch nicht beeinträchtigt 
werden. Satz 2 gilt nicht für Antragsteller, die nach dem Handelsgesetzbuch oder 
der Abgabenordnung dazu verpflichtet sind, ordnungsmäßig kaufmännische Bü-
cher zu führen und rechtzeitig Jahresabschlüsse aufzustellen.“ 


16. § 12b wird wie folgt gefasst: 


„§ 12b 


Anlagenbegriff und räumlicher Zusammenhang 


(1) Mit Ausnahme von Stromspeichern nach § 2 Nummer 9 des Gesetzes gilt als 
Anlage im Sinne des Gesetzes und dieser Verordnung ein Verbund aus technischen 
Komponenten, mit dem der Energiegehalt von Energieträgern in elektrischen Strom 
umgewandelt wird. Als Anlage nach Satz 1 gelten insbesondere 
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Stromerzeugungseinheiten, die von demselben Betreiber innerhalb einer Kundenan-
lage oder an einem Standort betrieben werden und in denen Strom entweder 


1. aus gleichartigen erneuerbaren Energieträgern nach § 2 Nummer 7 des Gesetzes, 


2. aus Energieträgern im Sinne der §§ 2 und 3 der Biomasseverordnung in einem 
Kraft-Wärme-Kopplungsprozess, 


3. aus sonstigen Energieträgern in einem Kraft-Wärme-Kopplungsprozess oder 


4. auf andere Art und Weise 


erzeugt und die netto erzeugte Strommenge ganz oder teilweise in die Kundenanlage 
oder am Standort jeweils zur Entnahme eingespeist wird. Stromerzeugungseinheiten 
nach Nummer 2 gelten auch als eine Anlage, wenn mindestens die netto erzeugte 
Strommenge in ein gemeinsames Netz oder in eine gemeinsame Direktleitung einge-
speist wird. § 9 Absatz 1a Satz 2 des Gesetzes gilt entsprechend. 


(2) Eine Leistung von Strom an Letztverbraucher durch denjenigen, der die An-
lage betreibt oder betreiben lässt (§ 9 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe b des Gesetzes), 
liegt nur dann vor, wenn an den Leistungsbeziehungen über den in der Anlage erzeug-
ten Strom keine weiteren als die in § 9 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe b des Gesetzes 
genannten Personen beteiligt sind. Satz 1 gilt für die Steuerbefreiung nach § 9 Absatz 
1 Nummer 3 Buchstabe a des Gesetzes sinngemäß. 


(3) Der räumliche Zusammenhang nach § 9 Absatz 1 Nummer 3 des Gesetzes 
umfasst Entnahmestellen in einem Radius von bis zu 4,5 Kilometern um die jeweilige 
Stromerzeugungseinheit.“ 


17. § 12c wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 


aa) In Satz 1 wird nach den Wörtern „Die Steuerentlastung ist“ die Angabe „für 
jede Anlage (§ 12b Absatz 1)“ eingefügt. 


bb) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 


„Die Steuerentlastung wird nur gewährt, wenn der Antrag spätestens bis zum 
Ablauf der Festsetzungsfrist im Sinne des § 169 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 
der Abgabenordnung beim Hauptzollamt gestellt wird.“ 


b) Dem Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: 


„Das Wahlrecht kann einmalig für jeweils ein Kalenderjahr ausgeübt werden.“ 


c) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 


aa) In Satz 1 wird das Wort „jede“ durch das Wort „die“ ersetzt. 


bb) Die Sätze 3 und 4 werden aufgehoben. 


d) Dem Absatz 6 werden folgende Sätze angefügt: 


„Abweichend von Satz 1 sind belegmäßige Nachweise anstelle des buchmäßigen 
Nachweises ausreichend, wenn die Steuerbelange dadurch nicht beeinträchtigt 
werden. Satz 2 gilt nicht für Antragsteller, die nach dem Handelsgesetzbuch oder 
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der Abgabenordnung dazu verpflichtet sind, ordnungsmäßig kaufmännische Bü-
cher zu führen und rechtzeitig Jahresabschlüsse aufzustellen.“ 


18. § 12d wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 


aa) In Satz 1 wird nach den Wörtern „für jede Anlage“ die Angabe „(§ 12b Absatz 
1)“ eingefügt. 


bb) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 


„Die Steuerentlastung wird nur gewährt, wenn der Antrag spätestens bis zum 
Ablauf der Festsetzungsfrist im Sinne des § 169 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 
der Abgabenordnung beim Hauptzollamt gestellt wird.“ 


b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 


aa) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 


„Das Wahlrecht kann einmalig für jeweils ein Kalenderjahr ausgeübt werden.“ 


bb) Satz 4 wird aufgehoben. 


c) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 


aa) In Satz 1 wird das Wort „jede“ durch das Wort „die“ ersetzt. 


bb) In Satz 1 Nummer 2 werden die Wörter „und eine Nutzungsgradberechnung“ 
gestrichen. 


cc) In Satz 3 werden die Wörter „§ 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 3 der Energiesteuer-
Durchführungsverordnung“ durch die Wörter „§ 12b Absatz 1 Satz 2 Nummer 
2“ ersetzt. 


d) Dem Absatz 6 werden folgende Sätze angefügt: 


„Abweichend von Satz 1 sind belegmäßige Nachweise anstelle des buchmäßigen 
Nachweises ausreichend, wenn die Steuerbelange dadurch nicht beeinträchtigt 
werden. Satz 2 gilt nicht für Antragsteller, die nach dem Handelsgesetzbuch oder 
der Abgabenordnung dazu verpflichtet sind, ordnungsmäßig kaufmännische Bü-
cher zu führen und rechtzeitig Jahresabschlüsse aufzustellen.“ 


19. § 14a wird wie folgt geändert: 


a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „verbraucht“ durch das Wort „entnommen“ er-
setzt. 


b) Absatz 3 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 


„Die Steuerentlastung wird nur gewährt, wenn der Antrag spätestens bis zum Ab-
lauf der Festsetzungsfrist im Sinne des § 169 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 der Ab-
gabenordnung beim Hauptzollamt gestellt wird.“ 


c) Dem Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: 


„Das Wahlrecht kann einmalig für jeweils ein Kalenderjahr ausgeübt werden.“ 
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20. Nach § 14a wird die Zwischenüberschrift wie folgt gefasst:  


„Zu § 2 Nummer 3 bis 6 und den §§ 9a und 9b des Gesetzes“. 


21. § 15 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 


„Das Hauptzollamt ist für die Zuordnung eines Unternehmens nach § 2 Nummer 3 
und 5 des Gesetzes zu einem Abschnitt oder einer Klasse der Klassifikation der 
Wirtschaftszweige zuständig.“ 


b) Die Absätze 8, 8a und 9 werden wie folgt gefasst: 


(8) „ Unternehmen oder Unternehmensteile im Vertrieb und in der Produktion 
von Gütern ohne eigene Warenproduktion (Converter) sind abweichend von Ab-
schnitt 3.4 der Vorbemerkungen zur Klassifikation der Wirtschaftszweige auch 
dann, wenn sie die gewerblichen Schutzrechte an den Produkten besitzen, nicht 
so zu klassifizieren, als würden sie die Waren selbst herstellen. 


(8a) Unternehmen oder Unternehmensteile, die zur Verarbeitung ihrer Stoffe 
andere Unternehmen beauftragen, werden abweichend von den Erläuterungen zu 
Abschnitt D Absatz 3 der Klassifikation der Wirtschaftszweige nicht im verarbeiten-
den Gewerbe erfasst. 


(9) Soweit in den Erläuterungen zur Abteilung 45 der Klassifikation der Wirt-
schaftszweige bestimmt wird, dass Arbeiten im Baugewerbe auch durch Subun-
ternehmen ausgeführt werden können, gilt dies nicht, wenn die Arbeiten für das 
zuzuordnende Unternehmen Investitionen darstellen.“ 


22. § 17a wird wie folgt gefasst: 


„§ 17a 


Steuerentlastung für bestimmte Prozesse und Verfahren 


(1) Die Steuerentlastung nach § 9a des Gesetzes ist bei dem für den Antragsteller 
zuständigen Hauptzollamt mit einer Anmeldung nach amtlich vorgeschriebenem Vor-
druck für den Strom zu beantragen, der innerhalb eines Entlastungsabschnitts entnom-
men worden ist. Der Antragsteller hat in der Anmeldung alle Angaben zu machen, die 
für die Bemessung der Steuerentlastung erforderlich sind, und die Steuerentlastung 
selbst zu berechnen. Die Steuerentlastung wird nur gewährt, wenn der Antrag spätes-
tens bis zum Ablauf der Festsetzungsfrist im Sinne des § 169 Absatz 2 Satz 1 Nummer 
1 der Abgabenordnung beim Hauptzollamt gestellt wird. 


(2) Entlastungsabschnitt ist das Kalenderjahr. Bestimmt sich der maßgebende 
Zeitraum für die Zuordnung des Unternehmens zum Produzierenden Gewerbe nach 
§ 15 Absatz 3 Satz 1, kann der Antragsteller das Kalendervierteljahr oder das Kalen-
derhalbjahr als Entlastungsabschnitt wählen. Das Hauptzollamt kann im Fall des Sat-
zes 2 auf Antrag auch den Kalendermonat als Entlastungsabschnitt zulassen. Das 
Wahlrecht kann einmalig für jeweils ein Kalenderjahr ausgeübt werden. Eine Steuerent-
lastung nach den Sätzen 2 und 3 wird jedoch nur gewährt, sofern die nach § 6 Absatz 2 
Satz 1 und Satz 2 Nummer 1 dem Steuerschuldner voraussichtlich im gleichen Zeit-
raum zu gewährende Steuerentlastung nicht bereits bei der Festsetzung der Höhe der 
Vorauszahlungen berücksichtigt wurde. 
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(3) Dem Antrag ist bei erstmaliger Antragstellung eine Betriebserklärung beizufü-
gen, in der die Verwendung des Stroms genau beschrieben ist. Weiteren Anträgen 
muss eine Betriebserklärung nur beigefügt werden, wenn sich Änderungen gegenüber 
der dem Hauptzollamt bereits vorliegenden Betriebserklärung ergeben haben. Der An-
tragsteller hat die Änderungen besonders kenntlich zu machen. Darüber hinaus hat der 
Antragsteller auf Verlangen des Hauptzollamts eine Beschreibung seiner wirtschaftli-
chen Tätigkeiten im maßgebenden Zeitraum nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck 
vorzulegen. Die Beschreibung muss es dem Hauptzollamt ermöglichen, das Unterneh-
men einem Abschnitt oder einer Klasse der Klassifikation der Wirtschaftszweige zuzu-
ordnen. 


(4) Der Antragsteller hat einen buchmäßigen Nachweis zu führen, aus dem sich 
für den Entlastungsabschnitt die Menge und der genaue Verwendungszweck des 
Stroms ergeben müssen. Abweichend von Satz 1 sind belegmäßige Nachweise an-
stelle des buchmäßigen Nachweises ausreichend, wenn die Steuerbelange dadurch 
nicht beeinträchtigt werden. Satz 2 gilt nicht für Antragsteller, die nach dem Handels-
gesetzbuch oder der Abgabenordnung dazu verpflichtet sind, ordnungsmäßig kauf-
männische Bücher zu führen und rechtzeitig Jahresabschlüsse aufzustellen.  


(4a) Zur Ermittlung der entlastungsfähigen Mengen ist der Strom zu messen, der 
zu den Zwecken nach § 9a des Gesetzes entnommen wurde. Das zuständige Haupt-
zollamt kann auf Antrag weitere Ermittlungsmethoden zulassen, soweit die Steuerbe-
lange dadurch nicht beeinträchtigt werden. 


(5) Das Laden und das Wiederaufladen von Batterien und Akkumulatoren gelten 
nicht als Elektrolyse oder chemisches Reduktionsverfahren im Sinn des § 9a Absatz 1 
Nummer 1 oder Nummer 4 des Gesetzes.“ 


23. § 17b wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 


aa) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 


„Die Steuerentlastung wird nur gewährt, wenn der Antrag spätestens bis zum 
Ablauf der Festsetzungsfrist im Sinne des § 169 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 
der Abgabenordnung beim Hauptzollamt gestellt wird.“ 


bb) Nach Satz 3 wird folgender Satz angefügt: 


„Abweichend von § 3 Absatz 4 der Verbrauch-und-Luftverkehrsteuerdaten-
Übermittlungs-Verordnung vom 14. August 2020 (BGBl. I S. 1960, 1961), die 
durch Artikel 11 des Gesetzes vom 24. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1838) geän-
dert worden ist, ist der Antrag ab dem 1. Januar 2025 nach amtlich vorge-
schriebenem Datensatz durch Datenfernübertragung an das zuständige 
Hauptzollamt zu übermitteln (elektronische Datenübermittlung).“ 


b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 


(2) „ Entlastungsabschnitt ist das Kalenderjahr. Bestimmt sich der maßge-
bende Zeitraum für die Zuordnung eines Unternehmens des Produzierenden Ge-
werbes oder zur Land- und Forstwirtschaft nach § 15 Absatz 3 Satz 1, kann der 
Antragsteller abweichend von Satz 1 das Kalenderhalbjahr, das Kalenderviertel-
jahr oder den Kalendermonat als Entlastungsabschnitt wählen. Das Wahlrecht 
kann einmalig für jeweils ein Kalenderjahr ausgeübt werden. Eine Steuerentlas-
tung nach Satz 2 wird jedoch nur gewährt, sofern 
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1. der Entlastungsbetrag, ohne Berücksichtigung des Betrags nach § 9b Absatz 
2 Satz 2 des Gesetzes, bereits im jeweils ersten gewählten Entlastungsab-
schnitt eines Kalenderjahres mindestens 1 000 Euro beträgt und 


2. die nach § 6 Absatz 2 Satz 1 und 2 Nummer 2 dem Steuerschuldner voraus-
sichtlich im gleichen Zeitraum zu gewährende Steuerentlastung nicht bereits 
bei der Festsetzung der Höhe der Vorauszahlungen berücksichtigt wurde.“ 


c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 


(3) „ Der Antragsteller hat auf Verlangen des Hauptzollamts eine Beschreibung 
seiner wirtschaftlichen Tätigkeiten im maßgebenden Zeitraum nach amtlich vorge-
schriebenem Vordruck vorzulegen. Die Beschreibung muss es dem Hauptzollamt 
ermöglichen, das Unternehmen einem Abschnitt oder einer Klasse der Klassifika-
tion der Wirtschaftszweige zuzuordnen.“ 


d) Dem Absatz 6 werden folgende Sätze angefügt: 


„Abweichend von Satz 1 sind belegmäßige Nachweise anstelle des buchmäßigen 
Nachweises ausreichend, wenn die Steuerbelange dadurch nicht beeinträchtigt 
werden. Satz 2 gilt nicht für Antragsteller, die nach dem Handelsgesetzbuch oder 
der Abgabenordnung dazu verpflichtet sind, ordnungsmäßig kaufmännische Bü-
cher zu führen und rechtzeitig Jahresabschlüsse aufzustellen.“ 


24. § 17d wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 


„Die Steuerentlastung wird nur gewährt, wenn der Antrag spätestens bis zum Ab-
lauf der Festsetzungsfrist im Sinne des § 169 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 der Ab-
gabenordnung beim Hauptzollamt gestellt wird.“ 


b) In Absatz 5 Satz 1 werden nach den Wörtern „buchmäßigen Nachweis“ die Wörter 
„oder aus den buchmäßigen Belegen“ eingefügt. 


25. § 17f wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 


„Die Steuerentlastung wird nur gewährt, wenn der Antrag spätestens bis zum Ab-
lauf der Festsetzungsfrist im Sinne des § 169 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 der Ab-
gabenordnung beim Hauptzollamt gestellt wird.“ 


b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 


„Das Wahlrecht kann einmalig für jeweils ein Kalenderjahr ausgeübt werden.“ 


c) Demn Absatz 4 werden folgende Sätze angefügt: 


„Abweichend von Satz 1 sind belegmäßige Nachweise anstelle des buchmäßigen 
Nachweises ausreichend, wenn die Steuerbelange dadurch nicht beeinträchtigt 
werden. Satz 2 gilt nicht für Antragsteller, die nach dem Handelsgesetzbuch oder 
der Abgabenordnung dazu verpflichtet sind, ordnungsmäßig kaufmännische Bü-
cher zu führen und rechtzeitig Jahresabschlüsse aufzustellen.“ 


26. § 17g wird wie folgt geändert: 
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a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 


„Die Steuerentlastung wird nur gewährt, wenn der Antrag spätestens bis zum Ab-
lauf der Festsetzungsfrist im Sinne des § 169 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 der Ab-
gabenordnung beim Hauptzollamt gestellt wird.“ 


b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 


„Das Wahlrecht kann einmalig für jeweils ein Kalenderjahr ausgeübt werden.“ 


c) Dem Absatz 4 werden folgende Sätze angefügt: 


„Abweichend von Satz 1 sind belegmäßige Nachweise anstelle des buchmäßigen 
Nachweises ausreichend, wenn die Steuerbelange dadurch nicht beeinträchtigt 
werden. Satz 2 gilt nicht für Antragsteller, die nach dem Handelsgesetzbuch oder 
der Abgabenordnung dazu verpflichtet sind, ordnungsmäßig kaufmännische Bü-
cher zu führen und rechtzeitig Jahresabschlüsse aufzustellen.“ 


27. Nach § 17g wird die Zwischenüberschrift aufgehoben. 


28. Die §§ 18 und 19 werden aufgehoben. 


29. § 20 wird wie folgt geändert: 


a) In Nummer 2 werden nach den Wörtern „§ 17c Absatz 4 Satz 1“ das Komma und 
die Wörter „auch in Verbindung mit § 19 Absatz 4 Satz 1,“ gestrichen. 


b) In Nummer 5 werden nach den Wörtern „§ 17c Absatz 2 Satz 1“ das Komma und 
die Wörter „auch in Verbindung mit § 19 Absatz 4 Satz 1, oder entgegen § 19 
Absatz 4 Satz 2“ gestrichen. 


30. § 21 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:  


(1) „ Erlaubnisse nach § 4 des Gesetzes in Verbindung mit § 2 Absatz 3 und § 3 
Absatz 2 Satz 1 gelten mit Ablauf des 31. Dezember 2024 als erloschen, sofern die 
angezeigten Tätigkeiten die Voraussetzungen des § 1a Absatz 5a in der am 1. Januar 
2025 geltenden Fassung erfüllen.“ 


Artikel 4 


Änderung der Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Die Energiesteuer-Durchführungsverordnung vom 31. Juli 2006 (BGBl. I S. 1753), die 
zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 27. März 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 107) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 


a) Die Angabe zu § 93 wird wie folgt gefasst: 


„§ 93 Steuerentlastung für zum Verheizen verwendete Energieerzeugnisse“. 


b) Die Angaben zu den §§ 99b und 99c werden wie folgt gefasst: 


„§ 99b (weggefallen) 
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§ 99c (weggefallen)“. 


c) Nach § 100a wird die Zwischenüberschrift wie folgt gefasst: 


„Zu § 55 des Gesetzes (weggefallen)“. 


d) Die Angabe zu § 101 wird wie folgt gefasst: 


„§ 101 (weggefallen)“. 


2. In § 1b werden die Absätze 6 bis 8 aufgehoben.  


3. In § 2 Absatz 3 Satz 2 werden die Wörter „Das Bundesministerium der Finanzen“ durch 
die Wörter „Die Generalzolldirektion“ ersetzt. 


4. Dem § 8a Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 


„Soweit im Eröffnungsbeschluss eines Insolvenzverfahrens die Eigenverwaltung nach 
§ 270 der Insolvenzordnung angeordnet und ein Sachwalter bestellt wurde, kann die 
Mitteilung nach Satz 1 ausschließlich durch den Erlaubnisinhaber erfolgen.“ 


5. § 9 wird wie folgt gefasst: 


§ 9„ 


Anlagenbegriff 


§ 12b der Stromsteuer-Durchführungsverordnung gilt mit der Maßgabe sinnge-
mäß, dass nur diejenigen technischen Komponenten berücksichtigt werden, in denen 
Energieerzeugnisse im Sinne des Energiesteuergesetzes eingesetzt werden oder ein-
gesetzt werden können.“ 


6. In § 11b Absatz 2 wird wie folgt geändert: 


a) In Satz 1 werden die Wörter „den in den §§ 3, 3a und 28 Absatz 1 Satz 1 Nummer 
1 und 2 des Gesetzes genannten Steuerbefreiungen und Steuerermäßigungen“ 
durch die Wörter „der in den §§ 3 und 3a des Gesetzes genannten Steuerermäßi-
gungen oder der in § 28 Absatz 2 des Gesetzes genannten Steuerbefreiung“ er-
setzt. 


b) Satz 4 wird wie folgt gefasst: 


„Die Steuerentlastung wird nur gewährt, wenn der Antrag spätestens bis zum Ab-
lauf der Festsetzungsfrist im Sinne des § 169 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 der Ab-
gabenordnung beim Hauptzollamt gestellt wird.“ 


7. § 11c Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 


(2) „ Die Versicherung nach § 3b Absatz 2 Satz 3 des Gesetzes ist nach amtlich 
vorgeschriebenem Vordruck abzugeben. § 11b Absatz 3 Satz 2 bis 5 gilt entsprechend. 
Steuerentlastungen nach § 3b Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes dürfen nur gewährt wer-
den, sofern sich das Unternehmen im Zeitpunkt der Antragstellung nicht in Schwierig-
keiten befand.“ 


8. Dem § 14 Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 
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„Soweit im Eröffnungsbeschluss eines Insolvenzverfahrens die Eigenverwaltung nach 
§ 270 der Insolvenzordnung angeordnet und ein Sachwalter bestellt wurde, kann die 
Mitteilung nach Satz 1 ausschließlich durch den Erlaubnisinhaber erfolgen.“ 


9. § 23 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 


(2) „ Energieerzeugnisse gelten nicht als aus dem Steuerlager entfernt oder 
als innerhalb des Steuerlagers entnommen, wenn sie nur kurzfristig 


1. zur Prüfung oder Eichung von Messgeräten, 


2. zur Wartung, Reparatur oder Reinigung von Rohrleitungen und Lagerstätten 
oder 


3. als notwendige Proben zur Qualitätssicherung 


entnommen und anschließend wieder unmittelbar in das Steuerlager aufgenom-
men werden. Dies gilt auch für die in Absatz 1 genannten Fälle.“ 


b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 


„In den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 2 hat der Steuerlagerinhaber die 
Durchführung dem zuständigen Hauptzollamt vorher anzuzeigen.“ 


10. Dem § 49 Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: 


„Handelt es sich um eine versehentliche Vermischung, für die der Verfügungsberech-
tigte beabsichtigt, eine Entlastung nach § 48 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 zweite Alter-
native des Gesetzes zu beantragen, so hat er die Vermischung dem Hauptzollamt un-
verzüglich anzuzeigen.“ 


11. Dem § 49a Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 


„Satz 1 gilt für Biokraft- und Bioheizstoffe, unvermischt mit anderen Energieerzeugnis-
sen, sinngemäß.“ 


12. Dem § 54 Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 


„Soweit im Eröffnungsbeschluss eines Insolvenzverfahrens die Eigenverwaltung nach 
§ 270 der Insolvenzordnung angeordnet und ein Sachwalter bestellt wurde, kann die 
Mitteilung nach Satz 1 ausschließlich durch den Erlaubnisinhaber erfolgen.“ 


13. § 57 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 


aa) In Satz 2 werden die Wörter „nicht selbst“ durch die Wörter „nur mittelbar“ er-
setzt. 


bb) Es wird folgender Satz angefügt: 


„Fälle des Geheißerwerbs gelten nicht als Liefergeschäfte im Rahmen eines 
Streckengeschäfts.“ 


b) Absatz 10 wird wie folgt gefasst: 
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(10) „ Wer als Erlaubnisinhaber steuerfreie Energieerzeugnisse nach § 4 des 
Gesetzes in ein Drittland ausführen will, hat die Ausfuhr der Energieerzeugnisse 
anhand zollrechtlicher Ausfuhrdokumente auf Verlangen des Hauptzollamtes 
zweifelsfrei nachzuweisen.“ 


c) In Absatz 11 Satz 2 wird das Wort „Zollkodex“ durch das Wort „Unionszollkodex“ 
ersetzt. 


d) In den Absätzen 13 und 14 werden jeweils die Wörter „Absatz 10 oder“ gestrichen. 


14. In § 61 Absatz 1 Satz 3 werden die Wörter „Das Bundesministerium der Finanzen“ 
durch die Wörter „Die Generalzolldirektion“ ersetzt. 


15. § 79 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 2 Satz 3 bis 5 wird aufgehoben. 


b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz eingefügt: 


„(2a) Das Hauptzollamt kann anstelle der Aufzeichnungen nach amtlich vorge-
schriebenem Vordruck betriebliche Aufzeichnungen, einfachere Aufzeichnungen 
oder einen belegmäßigen Nachweis zulassen, wenn die Steuerbelange dadurch 
nicht beeinträchtigt werden. Die Aufzeichnungen und der belegmäßige Nachweis 
müssen so beschaffen sein, dass es einem sachverständigen Dritten innerhalb ei-
ner angemessenen Frist möglich ist, die Grundlagen für die Besteuerung festzu-
stellen. Der Anmeldepflichtige hat dem Hauptzollamt auf Verlangen die abge-
schlossenen Aufzeichnungen oder die belegmäßigen Nachweise vorzulegen. 
Werden anstelle des amtlich vorgeschriebenen Vordrucks betriebliche Aufzeich-
nungen in elektronischer Form auf Grundlage des amtlich vorgeschriebenen Vor-
drucks zugelassen, sind Anmeldepflichtige, die nach dem Handelsgesetzbuch o-
der der Abgabenordnung dazu verpflichtet sind, ordnungsmäßig kaufmännische 
Bücher zu führen und rechtzeitig Jahresabschlüsse aufzustellen, verpflichtet, im 
Hauptbuch ein Energiesteuerkonto für Erdgas zu führen. In dem Energiesteuer-
konto für Erdgas sind sämtliche Geschäftsvorfälle zur Ermittlung der Steuer und 
der Grundlagen ihrer Berechnung zu erfassen. Wenn ein Geschäftsjahr abwei-
chend vom Kalenderjahr endet, ist zur Feststellung der Geschäftsvorfälle eines 
Veranlagungsjahres zum 31. Dezember des Kalenderjahres ein Buchungsstopp 
sowie eine Abgrenzung der laufenden Geschäftsvorfälle durchzuführen. Für Ent-
nahmen von Erdgas zum Selbstverbrauch sind Eigenbelege zu erstellen. Die Ge-
schäftsvorfälle sind aus den betrieblichen Aufzeichnungen zu extrahieren, um die 
Anforderungen an die steuerlichen Aufzeichnungen zu erfüllen.“ 


16. § 80 wird wie folgt geändert: 


a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 


„Kann die voraussichtlich zu erwartende Jahressteuerschuld nicht auf zwölf mo-
natliche Vorauszahlungen festgesetzt werden, ist die Differenz zum Zwölftel der 
Steuer für die erste monatliche Vorauszahlung festzusetzen.“ 


b) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt geändert: 


aa) Die Wörter „Eine Steuerentlastung kann nach Satz 1 nur berücksichtigt wer-
den, wenn“ werden durch die Wörter „Satz 1 gilt nur, wenn der Entlastungsab-
schnitt das Kalenderjahr ist, die Festsetzung der zu entlastenden Steuer nicht 
vor der Festsetzung der Jahressteuerschuld erfolgt und wenn“ ersetzt. 
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bb) Die Nummern 3 und 4 werden aufgehoben. 


cc) Das Nummer 5 abschließende Semikolon wird durch einen Punkt ersetzt. 


dd) Nummer 6 wird aufgehoben. 


c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 


(3) „ Beträgt die Höhe der monatlichen Vorauszahlungen nicht mehr als 200 
Euro, wird auf die Festsetzung von Vorauszahlungen verzichtet, wenn die Steuer-
belange dadurch nicht beeinträchtigt werden.“ 


17. § 87 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 


„Die Steuerentlastung wird nur gewährt, wenn der Antrag spätestens bis zum Ab-
lauf der Festsetzungsfrist im Sinne des § 169 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 der Ab-
gabenordnung beim Hauptzollamt gestellt wird.“ 


b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 


aa) In Satz 2 werden die Wörter „oder in Einzelfällen die Steuerentlastung unver-
züglich gewähren“ gestrichen. 


bb) Folgender Satz wird angefügt: 


„Das Wahlrecht kann einmalig für jeweils ein Kalenderjahr ausgeübt werden.“ 


c) In Absatz 4 wird die Angabe „Nummer 2 bis 4“ durch die Angabe „Nummer 2 bis 
5“ ersetzt. 


18. § 88 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 


„Die Steuerentlastung wird nur gewährt, wenn der Antrag spätestens bis zum Ab-
lauf der Festsetzungsfrist im Sinne des § 169 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 der Ab-
gabenordnung beim Hauptzollamt gestellt wird.“ 


b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 


aa) In Satz 2 werden die Wörter „zulassen, außerdem die Steuerentlastung in Ein-
zelfällen unverzüglich gewähren“ durch das Wort „zulassen“ ersetzt. 


bb) Folgender Satz wird angefügt: 


„Das Wahlrecht kann einmalig für jeweils ein Kalenderjahr ausgeübt werden.“ 


19. § 89 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 


„Die Steuerentlastung wird nur gewährt, wenn der Antrag spätestens bis zum Ab-
lauf der Festsetzungsfrist im Sinne des § 169 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 der Ab-
gabenordnung beim Hauptzollamt gestellt wird.“ 


b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
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aa) In Satz 2 werden die Wörter „zulassen, außerdem die Steuerentlastung in Ein-
zelfällen unverzüglich gewähren“ durch das Wort „zulassen“ ersetzt. 


bb) Folgender Satz wird angefügt: 


„Das Wahlrecht kann einmalig für jeweils ein Kalenderjahr ausgeübt werden.“ 


c) Dem Absatz 3 werden folgende Sätze angefügt: 


„Abweichend von Satz 1 sind belegmäßige Nachweise anstelle des buchmäßigen 
Nachweises ausreichend, wenn die Steuerbelange dadurch nicht beeinträchtigt 
werden. Satz 2 gilt nicht für Antragsteller, die nach dem Handelsgesetzbuch oder 
der Abgabenordnung dazu verpflichtet sind, ordnungsmäßig kaufmännische Bü-
cher zu führen und rechtzeitig Jahresabschlüsse aufzustellen.“ 


d) In Absatz 4 werden die Wörter „Das Bundesministerium der Finanzen“ durch die 
Wörter „Die Generalzolldirektion“ ersetzt. 


20. § 90 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 


aa) In Satz 1 wird die Angabe „Nummer 3“ durch die Angabe „Nummer 3 und 4“ 
ersetzt. 


bb) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 


„Die Steuerentlastung wird nur gewährt, wenn der Antrag spätestens bis zum 
Ablauf der Festsetzungsfrist im Sinne des § 169 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 
der Abgabenordnung beim Hauptzollamt gestellt wird.“ 


b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 


aa) In Satz 2 werden die Wörter „oder in Einzelfällen die Steuerentlastung unver-
züglich gewähren“ gestrichen. 


bb) Folgender Satz wird angefügt: 


„Das Wahlrecht kann einmalig für jeweils ein Kalenderjahr ausgeübt werden.“ 


c) Dem Absatz 4 werden folgende Sätze angefügt: 


„Abweichend von Satz 1 sind belegmäßige Nachweise anstelle des buchmäßigen 
Nachweises ausreichend, wenn die Steuerbelange dadurch nicht beeinträchtigt 
werden. Satz 2 gilt nicht für Antragsteller, die nach dem Handelsgesetzbuch oder 
der Abgabenordnung dazu verpflichtet sind, ordnungsmäßig kaufmännische Bü-
cher zu führen und rechtzeitig Jahresabschlüsse aufzustellen.“ 


21. § 91 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 


„Die Steuerentlastung wird nur gewährt, wenn der Antrag spätestens bis zum Ab-
lauf der Festsetzungsfrist im Sinne des § 169 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 der Ab-
gabenordnung beim Hauptzollamt gestellt wird.“ 


b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
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aa) In Satz 2 werden die Wörter „oder in Einzelfällen die Steuerentlastung unver-
züglich gewähren“ gestrichen. 


bb) Folgender Satz wird angefügt: 


„Das Wahlrecht kann einmalig für jeweils ein Kalenderjahr ausgeübt werden.“ 


c) Dem Absatz 4 werden folgende Sätze angefügt: 


„Abweichend von Satz 1 sind belegmäßige Nachweise anstelle des buchmäßigen 
Nachweises ausreichend, wenn die Steuerbelange dadurch nicht beeinträchtigt 
werden. Satz 2 gilt nicht für Antragsteller, die nach dem Handelsgesetzbuch oder 
der Abgabenordnung dazu verpflichtet sind, ordnungsmäßig kaufmännische Bü-
cher zu führen und rechtzeitig Jahresabschlüsse aufzustellen.“ 


22. § 91a wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 


„Die Steuerentlastung wird nur gewährt, wenn der Antrag spätestens bis zum Ab-
lauf der Festsetzungsfrist im Sinne des § 169 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 der Ab-
gabenordnung beim Hauptzollamt gestellt wird.“ 


b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 


aa) In Satz 2 werden die Wörter „oder in Einzelfällen die Steuerentlastung unver-
züglich gewähren“ gestrichen. 


bb) Folgender Satz wird angefügt: 


„Das Wahlrecht kann einmalig für jeweils ein Kalenderjahr ausgeübt werden.“ 


c) Dem Absatz 3 werden folgende Sätze angefügt: 


„Abweichend von Satz 1 sind belegmäßige Nachweise anstelle des buchmäßigen 
Nachweises ausreichend, wenn die Steuerbelange dadurch nicht beeinträchtigt 
werden. Satz 2 gilt nicht für Antragsteller, die nach dem Handelsgesetzbuch oder 
der Abgabenordnung dazu verpflichtet sind, ordnungsmäßig kaufmännische Bü-
cher zu führen und rechtzeitig Jahresabschlüsse aufzustellen.“ 


23. § 91b wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 


„Die Steuerentlastung wird nur gewährt, wenn der Antrag spätestens bis zum Ab-
lauf der Festsetzungsfrist im Sinne des § 169 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 der Ab-
gabenordnung beim Hauptzollamt gestellt wird.“ 


b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 


aa) In Satz 2 werden die Wörter „oder in Einzelfällen die Steuerentlastung unver-
züglich gewähren“ gestrichen. 


bb) Folgender Satz wird angefügt: 


„Das Wahlrecht kann einmalig für jeweils ein Kalenderjahr ausgeübt werden.“ 
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c) Dem Absatz 4 werden folgende Sätze angefügt: 


„Abweichend von Satz 1 sind belegmäßige Nachweise anstelle des buchmäßigen 
Nachweises ausreichend, wenn die Steuerbelange dadurch nicht beeinträchtigt 
werden. Satz 2 gilt nicht für Antragsteller, die nach dem Handelsgesetzbuch oder 
der Abgabenordnung dazu verpflichtet sind, ordnungsmäßig kaufmännische Bü-
cher zu führen und rechtzeitig Jahresabschlüsse aufzustellen.“ 


24. § 92 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 


„Die Steuerentlastung wird nur gewährt, wenn der Antrag für Gemische, die bei 
bewilligten Spülvorgängen angefallen sind, oder für Gemische, die versehentlich 
entstanden sind, spätestens bis zum Ablauf der Festsetzungsfrist im Sinne des § 
169 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 der Abgabenordnung beim Hauptzollamt gestellt 
wird.“ 


b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 


aa) In Satz 2 werden die Wörter „oder in Einzelfällen die Steuerentlastung unver-
züglich gewähren“ gestrichen. 


bb) Folgender Satz wird angefügt: 


„Das Wahlrecht kann einmalig für jeweils ein Kalenderjahr ausgeübt werden.“ 


c) Dem Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: 


„Das Hauptzollamt kann auf die Vorlage verzichten, soweit die Steuerbelange 
dadurch nicht beeinträchtigt werden.“ 


25. § 93 wird wie folgt geändert: 


a) In der Überschrift werden die Wörter „oder in begünstigten Anlagen“ gestrichen. 


b) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 


„Die Steuerentlastung wird nur gewährt, wenn der Antrag spätestens bis zum Ab-
lauf der Festsetzungsfrist im Sinne des § 169 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 der Ab-
gabenordnung beim Hauptzollamt gestellt wird.“ 


c) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 


aa) In Satz 2 werden die Wörter „oder in Einzelfällen die Steuerentlastung unver-
züglich gewähren“ gestrichen. 


bb) Folgender Satz wird angefügt: 


„Das Wahlrecht kann einmalig für jeweils ein Kalenderjahr ausgeübt werden.“ 


d) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 


(4) „ Der Antragsteller hat einen buchmäßigen Nachweis zu führen, aus dem 
sich für den Entlastungsabschnitt Folgendes ergeben muss: 
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1. in den Fällen des § 49 Absatz 1 oder Absatz 3 des Gesetzes die Menge, die 
Herkunft und der genaue Verwendungszweck der Energieerzeugnisse, 


2. im Fall des § 49 Absatz 2 des Gesetzes die Menge und die Herkunft der Ener-
gieerzeugnisse. 


Abweichend von Satz 1 sind belegmäßige Nachweise anstelle des buchmäßigen 
Nachweises ausreichend, wenn die Steuerbelange dadurch nicht beeinträchtigt 
werden. Satz 2 gilt nicht für Antragsteller, die nach dem Handelsgesetzbuch oder 
der Abgabenordnung dazu verpflichtet sind, ordnungsmäßig kaufmännische Bü-
cher zu führen und rechtzeitig Jahresabschlüsse aufzustellen.“ 


26. § 95 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 


„Die Steuerentlastung wird nur gewährt, wenn der Antrag spätestens bis zum Ab-
lauf der Festsetzungsfrist im Sinne des § 169 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 der Ab-
gabenordnung beim Hauptzollamt gestellt wird.“ 


b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 


aa) In Satz 3 werden die Wörter „oder in Einzelfällen die Steuerentlastung unver-
züglich gewähren“ gestrichen. 


bb) Folgende Sätze werden angefügt: 


„Das Wahlrecht kann einmalig für jeweils ein Kalenderjahr ausgeübt werden. 
Eine Steuerentlastung wird in den Fällen der Sätze 2 und 3 jedoch nur ge-
währt, sofern die nach § 80 Absatz 2 Satz 1 und 2 Nummer 1 dem Steuer-
schuldner voraussichtlich zu gewährende Steuerentlastung nicht bereits bei 
der Festsetzung der Höhe der Vorauszahlungen für den gleichen Zeitraum 
berücksichtigt wurde.“ 


c) Absatz 2a wird wie folgt geändert: 


aa) In Satz 2 werden die Wörter „oder in Einzelfällen die Steuerentlastung unver-
züglich gewähren“ gestrichen. 


bb) Folgender Satz wird angefügt: 


„Das Wahlrecht kann einmalig für jeweils ein Kalenderjahr ausgeübt werden.“ 


d) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 


aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 


„Dem Antrag ist bei erstmaliger Antragstellung eine Betriebserklärung, in der 
die Verwendung der Energieerzeugnisse genau beschrieben ist, beizufügen.“ 


bb) Folgender Satz wird angefügt: 


„Im Fall des § 51 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes hat der Antragsteller auf 
Verlangen des Hauptzollamts eine Beschreibung seiner wirtschaftlichen Tä-
tigkeiten im maßgebenden Zeitraum nach amtlich vorgeschriebenem Vor-
druck vorzulegen. Die Beschreibung muss es dem Hauptzollamt ermöglichen, 
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das Unternehmen einem Abschnitt oder einer Klasse der Klassifikation der 
Wirtschaftszweige zuzuordnen.“ 


e) Dem Absatz 4 werden folgende Sätze angefügt: 


„Abweichend von Satz 1 sind belegmäßige Nachweise anstelle des buchmäßigen 
Nachweises ausreichend, wenn die Steuerbelange dadurch nicht beeinträchtigt 
werden. Satz 2 gilt nicht für Antragsteller, die nach dem Handelsgesetzbuch oder 
der Abgabenordnung dazu verpflichtet sind, ordnungsmäßig kaufmännische Bü-
cher zu führen und rechtzeitig Jahresabschlüsse aufzustellen.“ 


27. § 96 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 


„Die Steuerentlastung wird nur gewährt, wenn der Antrag spätestens bis zum Ab-
lauf der Festsetzungsfrist im Sinne des § 169 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 der Ab-
gabenordnung beim Hauptzollamt gestellt wird.“ 


b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 


aa) In Satz 2 werden die Wörter „oder in Einzelfällen die Steuerentlastung unver-
züglich gewähren“ gestrichen. 


bb) Folgender Satz wird angefügt: 


„Das Wahlrecht kann einmalig für jeweils ein Kalenderjahr ausgeübt werden.“ 


28. § 97 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 


„Die Steuerentlastung wird nur gewährt, wenn der Antrag spätestens bis zum Ab-
lauf der Festsetzungsfrist im Sinne des § 169 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 der Ab-
gabenordnung beim Hauptzollamt gestellt wird.“ 


b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 


aa) In Satz 2 werden die Wörter „oder in Einzelfällen die Steuerentlastung unver-
züglich gewähren“ gestrichen. 


bb) Folgender Satz wird angefügt: 


„Das Wahlrecht kann einmalig für jeweils ein Kalenderjahr ausgeübt werden.“ 


29. § 99 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 


„Die Steuerentlastung wird nur gewährt, wenn der Antrag spätestens bis zum Ab-
lauf der Festsetzungsfrist im Sinne des § 169 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 der Ab-
gabenordnung beim Hauptzollamt gestellt wird.“ 


b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 


(2) „ Entlastungsabschnitt ist das Kalenderjahr. Hiervon abweichend kann der 
Antragsteller das Kalenderhalbjahr, das Kalendervierteljahr oder den 
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Kalendermonat als Entlastungsabschnitt wählen. Das Wahlrecht kann einmalig für 
jeweils ein Kalenderjahr ausgeübt werden. Eine Steuerentlastung wird in den Fäl-
len des Satzes 2 nur gewährt, sofern 


1. der Entlastungsbetrag bereits im jeweils ersten Entlastungsabschnitt eines 
Kalenderjahres mindestens 10 000 Euro beträgt und 


2. die nach § 80 Absatz 2 Satz 1 und 2 Nummer 2 dem Steuerschuldner voraus-
sichtlich zu gewährende Steuerentlastung nicht bereits bei der Festsetzung 
der Höhe der Vorauszahlungen für den gleichen Zeitraum berücksichtigt 
wurde.“ 


c) Absatz 3 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 


„Bei mehreren an einem Standort unmittelbar miteinander verbundenen KWK-Ein-
heiten, Stromerzeugungseinheiten oder KWK- und Stromerzeugungseinheiten 
sind die nach den Sätzen 1 und 2 erforderlichen Angaben für jede zur Anlage ge-
hörende KWK-Einheit oder Stromerzeugungseinheit vorzulegen.“ 


30. § 99a wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 


„Die Steuerentlastung wird nur gewährt, wenn der Antrag spätestens bis zum Ab-
lauf der Festsetzungsfrist im Sinne des § 169 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 der Ab-
gabenordnung beim Hauptzollamt gestellt wird.“ 


b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 


(2) „ Entlastungsabschnitt ist im Fall des § 53a Absatz 1 des Gesetzes in Ver-
bindung mit § 53a Absatz 2 des Gesetzes sowie im Fall des § 53a Absatz 4 des 
Gesetzes in Verbindung mit § 53a Absatz 5 des Gesetzes das Kalenderjahr. Hier-
von abweichend kann der Antragsteller das Kalenderhalbjahr, das Kalendervier-
teljahr oder den Kalendermonat als Entlastungsabschnitt wählen. Das Wahlrecht 
kann einmalig für jeweils ein Kalenderjahr ausgeübt werden. Eine Steuerentlas-
tung wird in den Fällen des Satzes 2 jedoch nur gewährt, sofern der Entlastungs-
betrag bereits im jeweils ersten gewählten Entlastungsabschnitt eines Kalender-
jahres mindestens 10 000 Euro beträgt. Wird als Entlastungsabschnitt das Kalen-
derjahr zugrunde gelegt, ist der Jahresnutzungsgrad oder für jeden Kalendermonat 
des Kalenderjahres der jeweilige Monatsnutzungsgrad der Anlage nachzuweisen. 
Wird dagegen ein anderer Entlastungsabschnitt gewählt, ist für jeden Monat des 
Entlastungsabschnitts der jeweilige Monatsnutzungsgrad nachzuweisen.“ 


c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 


aa) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:  


„Das Wahlrecht kann einmalig für jeweils ein Kalenderjahr ausgeübt werden.“ 


bb) Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden die Sätze 4 und 5. 


d) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 


aa) Satz 2 wird aufgehoben und die bisherigen Sätze 3 bis 5 werden die Sätze 2 
bis 4. 


bb) Der künftige Satz 3 wird wie folgt gefasst: 
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„Bei mehreren an einem Standort unmittelbar miteinander verbundenen KWK-
Einheiten, Stromerzeugungseinheiten oder KWK- und Stromerzeugungsein-
heiten sind die nach Satz 1 erforderlichen Angaben für jede zur Anlage gehö-
rende KWK-Einheit oder Stromerzeugungseinheit vorzulegen.“ 


cc) Im künftigen Satz 4 werden die Wörter „nach den Sätzen 1 bis 4“ durch die 
Wörter „nach den Sätzen 1 bis 3“ ersetzt. 


e) Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 


„Im Fall einer Steuerentlastung nach § 53a Absatz 1 des Gesetzes in Verbindung 
mit § 53a Absatz 3 des Gesetzes hat der Antragsteller auf Verlangen des Haupt-
zollamts eine Beschreibung der wirtschaftlichen Tätigkeiten für den maßgebenden 
Zeitraum nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck vorzulegen.“ 


31. Die §§ 99b und 99c werden aufgehoben. 


32. § 100 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 


aa) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 


„Die Steuerentlastung wird nur gewährt, wenn der Antrag spätestens bis zum 
Ablauf der Festsetzungsfrist im Sinne des § 169 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 
der Abgabenordnung beim Hauptzollamt gestellt wird.“ 


bb) Folgender Satz wird angefügt: 


„Abweichend von § 3 Absatz 4 der Verbrauch-und-Luftverkehrsteuerdaten-
Übermittlungs-Verordnung vom 14. August 2020 (BGBl. I S. 1960, 1961), die 
durch Artikel 11 des Gesetzes vom 24. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1838) geän-
dert worden ist, ist der Antrag ab dem 1. Januar 2025 nach amtlich vorge-
schriebenem Datensatz durch Datenfernübertragung an das zuständige 
Hauptzollamt zu übermitteln (elektronische Datenübermittlung).“ 


b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 


(2) „ Entlastungsabschnitt ist das Kalenderjahr. Bestimmt sich der maßge-
bende Zeitraum für die Zuordnung eines Unternehmens zum Produzierenden Ge-
werbe oder zur Land- und Forstwirtschaft nach § 15 Absatz 3 Satz 1 der Strom-
steuer-Durchführungsverordnung, kann der Antragsteller abweichend von Satz 1 
das Kalenderhalbjahr, das Kalendervierteljahr oder den Kalendermonat als Entlas-
tungsabschnitt wählen. Das Wahlrecht kann einmalig für jeweils ein Kalenderjahr 
ausgeübt werden. Eine Steuerentlastung wird in den Fällen des Satzes 2 nur ge-
währt, sofern 


1. der Entlastungsbetrag den Betrag nach § 54 Absatz 3 des Gesetzes bereits 
im jeweils ersten Entlastungsabschnitt eines Kalenderjahres überschreitet und 


2. die nach § 80 Absatz 2 Satz 1 und Satz 2 Nummer 5 dem Steuerschuldner 
voraussichtlich zu gewährende Steuerentlastung nicht bereits bei der Festsetzung 
der Höhe der Vorauszahlungen für den gleichen Zeitraum berücksichtigt wurde.“ 


c) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
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„Der Antragsteller hat auf Verlangen des Hauptzollamts eine Beschreibung der 
wirtschaftlichen Tätigkeiten für den maßgebenden Zeitraum gemäß § 15 Absatz 3 
der Stromsteuer-Durchführungsverordnung nach amtlich vorgeschriebenem Vor-
druck vorzulegen.“ 


d) Dem Absatz 5 werden folgende Sätze angefügt: 


„Abweichend von Satz 1 sind belegmäßige Nachweise anstelle des buchmäßigen 
Nachweises ausreichend, wenn die Steuerbelange dadurch nicht beeinträchtigt 
werden. Satz 2 gilt nicht für Antragsteller, die nach dem Handelsgesetzbuch oder 
der Abgabenordnung dazu verpflichtet sind, ordnungsmäßig kaufmännische Bü-
cher zu führen und rechtzeitig Jahresabschlüsse aufzustellen.“ 


33. § 101 wird aufgehoben. 


34. § 102 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 


„Die Steuerentlastung wird nur gewährt, wenn der Antrag spätestens bis zum Ab-
lauf der Festsetzungsfrist im Sinne des § 169 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 der Ab-
gabenordnung beim Hauptzollamt gestellt wird.“ 


b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 


aa) In Satz 2 werden die Wörter „oder in Einzelfällen die Steuerentlastung unver-
züglich gewähren“ gestrichen. 


bb) Folgender Satz wird angefügt: 


„Das Wahlrecht kann einmalig für jeweils ein Kalenderjahr ausgeübt werden.“ 


35. § 103 Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 


„Die Steuerentlastung wird nur gewährt, wenn der Antrag spätestens bis zum Ablauf 
der Festsetzungsfrist im Sinne des § 169 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 der Abgabenord-
nung beim Hauptzollamt gestellt wird.“ 


36. § 103a wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 


„Die Steuerentlastung wird nur gewährt, wenn der Antrag spätestens bis zum Ab-
lauf der Festsetzungsfrist im Sinne des § 169 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 der Ab-
gabenordnung beim Hauptzollamt gestellt wird.“ 


b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 


„Das Wahlrecht kann einmalig für jeweils ein Kalenderjahr ausgeübt werden.“ 


c) Dem Absatz 4 werden folgende Sätze angefügt: 


„Abweichend von Satz 1 sind belegmäßige Nachweise anstelle des buchmäßigen 
Nachweises ausreichend, wenn die Steuerbelange dadurch nicht beeinträchtigt 
werden. Satz 2 gilt nicht für Antragsteller, die nach dem Handelsgesetzbuch oder 
der Abgabenordnung dazu verpflichtet sind, ordnungsmäßig kaufmännische Bü-
cher zu führen und rechtzeitig Jahresabschlüsse aufzustellen.“ 
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37. § 103b wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 2 Satz 4 wird wie folgt gefasst: 


„Die Steuerentlastung wird nur gewährt, wenn der Antrag spätestens bis zum Ab-
lauf der Festsetzungsfrist im Sinne des § 169 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 der Ab-
gabenordnung beim Hauptzollamt gestellt wird.“ 


b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 


„Das Wahlrecht kann einmalig für jeweils ein Kalenderjahr ausgeübt werden.“ 


38. § 104 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 


„Die Steuerentlastung wird nur gewährt, wenn der Antrag spätestens bis zum Ablauf 
der Festsetzungsfrist im Sinne des § 169 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 der Abgabenord-
nung beim Hauptzollamt gestellt wird.“ 


39. § 110 Satz 1 wird wie folgt geändert: 


a) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 


3. „ für die Bestimmung des Brennwerts von Erdgas und gasförmigen Kohlen-
wasserstoffen die DIN EN ISO 6976, Ausgabe Dezember 2016,“. 


b) Nummer 5 wird wie folgt geändert: 


aa) In Buchstabe c wird die Angabe „Januar 2012“ durch die Angabe „Dezember 
2019“ ersetzt. 


bb) In Buchstabe d wird die Angabe „Juli 2011“ durch die Angabe „Januar 2022“ 
ersetzt. 


cc) Buchstabe e wird aufgehoben. 


c) In Nummer 6 wird die Angabe „DIN 51900-1, Ausgabe April 2000“ durch die An-
gabe „DIN 51900, Ausgabe Dezember 2023“ ersetzt. 


d) In Nummer 7 Buchstabe c wird die Angabe „Oktober 2011“ durch die Angabe „Feb-
ruar 2018“ ersetzt. 


e) Nummer 8 wird aufgehoben. 


f) In Nummer 10 wird die Angabe „September 2000“ durch die Angabe „März 2023“ 
ersetzt. 


40. § 111 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 


a) In Nummer 12 werden die Wörter „oder § 38c Absatz 1“ durch ein Komma und die 
Wörter „§ 38c Absatz 1 oder § 38e Absatz 1 Satz 1“ ersetzt. 


b) In Nummer 16a werden die Wörter „§ 79 Absatz 2 Satz 5“ durch die Wörter „§ 79 
Absatz 2a Satz 3“ ersetzt. 


41. In der Anlage 1 wird in Nummer 5 Buchstabe a die Angabe „§ 28 Absatz 1 des Geset-
zes“ durch die Angabe „§ 28 Absatz 1 und 2 des Gesetzes“ ersetzt. 
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42. Die Anlage 3 wird aufgehoben. 


Artikel 5 


Aufhebung der Spitzenausgleich-Effizienzsystemverordnung 


Die Spitzenausgleich-Effizienzsystemverordnung vom 31. Juli 2013 (BGBl. I S. 2858), 
die zuletzt durch Artikel 205 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert 
worden ist), wird aufgehoben. 


Artikel 6 


Änderung der Energiesteuer- und Stromsteuer-Transparenzver-
ordnung 


In § 15 Absatz 2 der Energiesteuer- und Stromsteuer-Transparenzverordnung vom 4. 
Mai 2016 (BGBl. I S. 1158), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 14. Dezember 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 367) geändert worden ist, wird die Angabe „§ 14 Absatz 1“ durch 
die Angabe „§ 14 Absatz 1 Nummer 2“ ersetzt. 


Artikel 7 


Inkrafttreten 


Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2025 in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 


I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 


Der Gesetzentwurf dient der Modernisierung sowie auch dem Bürokratieabbau im Bereich 
des Strom- und Energiesteuerrechts.  


Das aktuelle Stromsteuerrecht bildet insbesondere im Bereich der Elektromobilität aktuelle 
Entwicklungen nur bedingt ab. Unter Zugrundelegung der regulären Steuerentstehung nach 
§ 5 Stromsteuergesetz und des Abstellens auf die konkreten Leistungsbeziehungen hängt 
die Versorger- und Steuerschuldnereigenschaft stark vom jeweiligen Einzelfall ab. An sich 
einfache Vorgänge wie das Laden über verschiedene Ladestromanbieter an einem Lade-
punkt führen, insbesondere bei teilweiser Nutzung steuerbefreiten Stroms, stromsteuer-
rechtlich zu einer hohen Komplexität im Hinblick auf die Bestimmung des maßgelblichen 
Versorgers und Steuerschuldners, ohne dass dies im Ergebnis Auswirkungen auf die tat-
sächliche Entstehung oder die Höhe der Steuer hätte. Weiterhin wird das bidirektionale 
Laden im Stromsteuerrecht aktuell nicht sachgerecht abgebildet, so dass auch Nutzer von 
Elektrofahrzeugen im Falle des bidirektionalen Ladens Versorger bzw. Steuerschuldner – 
verbunden mit den damit einhergehenden Pflichten – werden könnten.  


Auch Entwicklungen im Bereich der Speicherung von Strom sowie der dezentralen Strom-
erzeugung mit erneuerbaren Energien machen Anpassungen und Vereinfachungen des 
Stromsteuerrechts erforderlich. Die Anpassungen und Regelungen stehen im Einklang mit 
dem Koalitionsvertrag, dem Masterplan Ladeinfrastruktur II sowie der Photovoltaik-Strate-
gie. Notwendige Änderungen ergeben sich überdies aufgrund der kürzlich im Rahmen des 
sogenannten Strompreispaketes verabschiedeten Ausweitung der Entlastung nach § 9b 
Stromsteuergesetz und aufgrund von umfangreichen Änderungen des europäischen Bei-
hilferechts. Bei allen Neuregelungen steht eine möglichst bürokratiearme Ausgestaltung im 
Vordergrund. 


Die Inanspruchnahme einer Steuerentlastung für zur Stromerzeugung eingesetzte Energie-
erzeugnisse ist für kleine Stromerzeugungsanlagen bislang von der stromsteuerrechtlichen 
Bewertung abhängig. Insbesondere aufgrund der Novellierung der EU-Vorgaben entfiel die 
vollständige Steuerbefreiung für KWK-Anlagen zu Ende 2023.  


II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 


Für den Bereich der Elektromobilität wird ein neuer § 5a Stromsteuergesetz (Ladepunkte) 
als lex specialis für die Steuerentstehung und Bestimmung des Steuerschuldners am La-
depunkt geschaffen. Ähnlich wie im Energiewirtschaftsrecht mit der Letztverbraucherfiktion 
soll damit unter Beachtung der stromsteuerrechtlichen Systematik eine Vererinfachung in 
der Praxis erreicht werden, um die Geschäftsmodelle „in der Ladesäule“ fortan nicht mehr 
für die Feststellung der Versorgereigenschaft prüfen zu müssen. Um eine einheitliche und 
möglichst unbürokratische Betrachtung am Ladepunkt zu ermöglich wird zudem geregelt, 
dass die Letztverbraucherfiktion auch bei der Beurteilung der Steuerbefreiungen nach § 9 
Absatz 1 Nummer 1 und 3 Stromsteuergesetz zum Tragen kommt, wenn derartiger Strom 
zum Beispiel aus PV-Anlagen vor Ort an einen Ladepunkt geleistet wird. Mit Blick auf das 
bidirektionale Laden wird die Versorgereigenschaft des Nutzers eines Elektrofahrzeuges 
gesetzlich ausgeschlossen. Gleichzeitig wird geregelt, dass die Stromsteuer nicht entsteht, 
wenn der bidirektional zurückgespeiste Strom am Ort des Ladepunktes ohne Nutzung des 
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Netzes der allgemeinen Versorgung zum Verbrauch entnommen wird (Vehicle-to-Home, 
Vehicle-to-Business). Wesentliche Definitionen wie die des Ladepunktes orientieren sich 
aus Gründen der Vereinfachung und Vereinheitlichung an anderen Rechtsbereichen.  


Als wesentliche Neuerung wird auch die bisherige Stromspeicherdefinition erweitert. Im 
neugefassten § 5 Absatz 4 Stromsteuergesetz werden Stromspeicher künftig technologie-
offen erfasst und als Teil des Versorgungsnetztes betrachtet, sofern sie der Stromspeiche-
rung dienen. Dies führt dazu, dass es unabhängig von der Speichertechnologie bzw. unab-
hängig vom Speichermedium erst bei Entnahme von Strom aus dem Speicher zur Prüfung 
der Steuerentstehung kommen kann. Eine Doppelbesteuerung des in den Speicher ein- 
und wieder ausgespeisten Stroms wird vermieden. Zudem wird erstmals normiert, dass 
steuerfrei nach § 9 Absatz 1 Nummer 1 oder Nummer 3 Stromsteuergesetz erzeugter und 
in einen Stromspeicher eingespeister Strom bei erneuter Rückumwandlung in dem Verhält-
nis zu der insgesamt im Veranlagungsjahr zur Zwischenspeicherung entnommenen Strom-
menge steuerfrei bleibt.  


Eine wesentliche Vereinfachung ist die Aufhebung der sogenannten Anlagenverklamme-
rung und die Schaffung eines einheitlichen stromsteuerrechtlichen Anlagenbegriffs. Künftig 
maßgeblich für die Bestimmung der Größe einer Stromerzeugungsanlage sind die Verhält-
nisse vor Ort, wie auch in anderen Rechtsbereichen. Die Fernsteuerbarkeit von Stromer-
zeugungsanlagen führt damit nicht mehr zur Zusammenrechnung der Anlagenleistung und 
ggf. dem Ausschluss der Stromsteuerbefreiung nach § 9 Absatz 1 Nummer 3 Stromsteuer-
gesetz. Einher geht dies mit erheblicher Vereinfachung bei den Hauptzollämtern als auch 
mit mehr Rechtssicherheit und Klarheit für Anlagenbetreiber. 


Weitere Vereinfachungen betreffen die Stromerzeugung mit hocheffizienten KWK-Anlagen 
(künftig bis 1 MW-Anlagengröße allgemein erlaubt, Nutzungsgradberechnung fällt weg), die 
dezentrale Stromerzeugung z.B. im Rahmen von Mieterstrom und gemeinschaftlicher Ge-
bäudeversorgung (Wegfall der Anzeige- und Meldepflicht steuerfreier Strommengen für An-
lagen bis 1 MW bei Leistung in Kundenanlagen).  


Die Umsetzung des Grundsatzes der obligatorischen Befreiung aller zur Stromerzeugung 
eingesetzten Energieerzeugnisse wird im Energiesteuergesetz vereinheitlicht und bisher 
bestehende Bürokratie durch Zusammenführung von verschiedenen Steuerbegünstigun-
gen für die Erzeugung von Strom abgebaut. 


Zudem ist das Strom- und Energiesteuerrecht um ausgelaufene EU-Beihilfen zu bereinigen 
(Anpassung § 28 Energiesteuergesetz, Streichung § 53a Absatz 6 Energiesteuergesetz 
sowie Anpassung § 2 Nummer 7 Stromsteuergesetz). Die notwendigen Änderungen folgen 
auch hierbei der Prämisse des Gesetzes, Regelungen zu vereinfachen und zu vereinheitli-
chen. 


III. Alternativen 


Keine. 


IV. Gesetzgebungskompetenz 


Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes folgt aus Artikel 105 Absatz 2 Satz 2 erste Al-
ternative in Verbindung mit Artikel 106 Absatz 1 Nummer 2 des Grundgesetzes. 
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V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen 


Die Anpassungen im Strom- und Energiesteuergesetz sowie in den übrigen Rechtsvor-
schriften erfolgen unter Beachtung der Vorgaben des Unionsrechts, insbesondere des EU-
Beihilferechts und der EU-Energiesteuerrichtlinie. 


VI. Gesetzesfolgen 


1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 


Der Gesetzentwurf dient der Modernisierung und dem Bürokratieabbau und trägt damit er-
heblich zur Rechts- und Verwaltungsvereinfachung bei. Beispielswiese werden durch die 
Regelungen zur Ladesäule transparente Vorgaben für die Bestimmung der Versorgerei-
genschaft geschaffen, ohne dass komplexe Vertragsmodelle im Kontext der Ladesäule ge-
prüft werden müssen. Gleichzeitig werden durch den Ausschluss der Versorgereigenschaft 
für Elektrofahrzeugführer beim bidirektionalen Laden perspektivisch für Millionen von Be-
troffenen das Recht vereinfacht und die damit einhergehenden stromsteuerrechtlichen Ver-
sorgerpflichten aufgehoben. Ein weiteres Beispiel für eine Rechtsvereinfachung ist die Auf-
hebung der sogenannten Anlagenverklammerung, da fortan Stromerzeugungseinheiten an 
unterschiedlichen Standorten nicht mehr gemeinsam betrachtet werden müssen. Die De-
tails zu den weiteren Vereinfachungen sind dem besonderen Teil zu entnehmen. 


2. Nachhaltigkeitsaspekte 


Die Bundesregierung misst den Erfolg ihrer Bemühungen um eine nachhaltige Entwicklung 
anhand von bestimmten Indikatoren und darauf bezogenen Zielen, die sich in ihrer Syste-
matik an den globalen Zielen für nachhaltige Entwicklung (Sustainable Development Goals, 
SDGs bzw. Ziele) der Vereinten Nationen orientieren.  


Das Gesetz steht im Einklang mit der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregie-
rung und fördert die Verwirklichung der darin enthaltenen Ziele. Durch Vereinfachungen 
und dem Abbau von Bürokratie insbesondere bei der Elektromobilität und der dezentralen 
Erzeugung und Nutzung von Strom aus erneuerbaren Energieträgern oder hocheffizienten 
KWK-Anlagen wird direkt das Ziel 7 – bezahlbare und saubere Energie – mit den darin 
enthaltenen Indikatorenbereichen Ressourcenschonung (Ressourcen sparsam und effi-
zient nutzen) sowie Erneuerbare Energien (zukunftsfähige Energieversorgung ausbauen) 
positiv beeinflusst. Damit zusammenhängend besteht auch eine positive Wirkung zur Errei-
chung des Ziels 11 – nachhaltige Städte und Gemeinden –, indem Anreize bzw. Vereinfa-
chungen bei der Elektromobilität, Speichern und dezentraler Nutzung erneuerbaren Stroms 
den Indikatorenbereich Mobilität sichern – Umwelt schonen bedienen. Diese Maßnahmen 
wirken zudem positiv auf das Ziel 13 – Maßnahmen zum Klimaschutz – hier Indikatorbe-
reich 13.1a (Treibhausgasemissionen senken). 


3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 


Bei der Zollverwaltung und dem ITZ-Bund entstehen durch das Gesetz folgende Haushalts-
mittelbedarfe im Einzelplan 08.  


Kapitel 
HH-Jahr 2024 2025 2026 2027 2028 


Titel   in T€ 


0813 


Tit. 422 01   248 497 497 497 


Tit. 422 01 Mind.   -1.151 -1.151 -1.151 -1.151 


Tit. 511 01   76 152 152 152 
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Tit. 511 01 Mind.   -352 -352 -352 -352 


Tit. 812 01   38 76 76 76 


Tit. 812 01 Mind.   -176 -176 -176 -176 


Tit. 511 01   -49 -85 -85 -85 


Tit. 427 09   5.322 5.322     


Tit. 532 01 lt. ITZ 6.198 4.335 2.935 1.587 1.587 


Summe   6.198 8.290 7.216 547 547 


0816 


Tit. 422 01   785 1.571 1.571 1.571 


Tit. 511 01    228 456 456 456 


Tit. 812 01   114 228 228 228 


Tit. 511 01 274 300 300 300 372 


Tit. 532 01 275 440 440 440 440 


Tit. 812 02 520 280     360 


Summe   1.069 2.147 2.995 2.995 3.427 


0811 (Zoll) 
0811 (Zoll) 


0811 (ITZBund) 


Tit. 634 03   69 139 139 139 


Tit. 634 03 Mind.   -321 -321 -321 -321 


Tit. 634 03   224 447 447 447 


Summe   0 -28 264 264 264 


Summe Epl. 08 / HH-Jahr   7.267 10.409 10.476 3.806 4.238 


anteiliger Umstellungsaufwand   7.267 9.937 8.257     


anteiliger laufender Aufwand   0 472 2.219 3.806 4.238 


Gesamtsumme Epl. 08 36.196 


Ein wesentlicher Teil der Haushaltsmittelbedarfe geht dabei auf die Umsetzung des sog. 
Strompreispakets zurück, welches mit Artikel 13 des Haushaltsfinanzierungsgesetzes 2024 
umgesetzt wurde. Im Detail wird hierzu auf den Erfüllungsaufwand für die Verwaltung 
(Punkte 4.2 und 4.3) verwiesen. 


Über die Finanzierung der Mehrbedarfe an Sach- und Personalmitteln wird im Rahmen der 
Haushaltsaufstellung entschieden. 


Durch das Gesetz ergeben sich für den Bund ab dem Jahr 2025 Verwaltungseinnahmen 
(z.B. Gebühren und Geldbußen) in Höhe von rund 18 T€.  


Dem Bund entstehen zudem Steuermehr-/mindereinnahmen wie folgt: 


Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung und zum Bürokratieabbau im Strom- 
und Energiesteuerrecht 


(Steuermehr- / -mindereinnahmen (-) in Mio. €) 
  


lfd. 
Nr. 


Maßnahme 


Steuerart 
/ Gebiets-


körper-
schaft 


Volle 
Jah-
res- 
wir-


kung¹ 


Kassenjahr 


2025 2026 2027 2028 2029 


         
1 § 53 EnergieStG Insg. - 280 - 280 - 280 - 280 - 280 - 280 


 EnergieSt - 280 - 280 - 280 - 280 - 280 - 280 
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Novellierung der Steuerentlastung 
für die Stromerzeugung 


       
 Bund - 280 - 280 - 280 - 280 - 280 - 280  


EnergieSt - 280 - 280 - 280 - 280 - 280 - 280 


 
       


 Länder - - - - - - 


 
 


      
 Gem. - - - - - - 


  
       


  
       


2 § 53a Abs. 1 und 4 EnergieStG Insg. + 85 + 85 + 85 + 85 + 85 + 85 


 Novellierung der teilweisen Steu-
erentlastung für die gekoppelte Er-
zeugung von Kraft und Wärme 


EnergieSt + 85 + 85 + 85 + 85 + 85 + 85 


        
 Bund + 85 + 85 + 85 + 85 + 85 + 85 


 EnergieSt + 85 + 85 + 85 + 85 + 85 + 85 


 
       


 Länder - - - - - - 


 
 


      
 Gem. - - - - - - 


  
       


         
3 § 53a Abs. 6 EnergieStG Insg. + 195 + 195 + 195 + 195 + 195 + 195  


Streichung der vollständigen Steu-
erentlastung für die gekoppelte Er-
zeugung von Kraft und Wärme 


EnergieSt + 195 + 195 + 195 + 195 + 195 + 195 


 
       


 Bund + 195 + 195 + 195 + 195 + 195 + 195 


 EnergieSt + 195 + 195 + 195 + 195 + 195 + 195 


 
       


 Länder - - - - - - 


 
 


      
 Gem. - - - - - - 


  
       


  
       


4 § 55 EnergieStG Insg. + 175 + 175 + 175 + 175 + 175 + 175 


 Streichung der Steuerentlastung für 
Unternehmen in Sonderfällen 
(sog. "Spitzenausgleich") 


EnergieSt + 175 + 175 + 175 + 175 + 175 + 175 


 
       


 Bund + 175 + 175 + 175 + 175 + 175 + 175 


 EnergieSt + 175 + 175 + 175 + 175 + 175 + 175 


 
       


 Länder - - - - - - 


 
 


      
 Gem. - - - - - - 


  
       


         
5 § 60 EnergieStG Insg. . . . . . .  


Streichung der Steuerentlastung bei 
Zahlungsausfall 


EnergieSt . . . . . . 


 
       


 Bund . . . . . . 


 EnergieSt . . . . . . 


 
       


 Länder - - - - - - 


 
 


      
 Gem. - - - - - - 


  
       


  
       


                  
7 Finanzielle Auswirkungen insgesamt  Insg. + 175 + 175 + 175 + 175 + 175 + 175 


 
 


EnergieSt + 175 + 175 + 175 + 175 + 175 + 175 
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 Bund + 175 + 175 + 175 + 175 + 175 + 175  


EnergieSt + 175 + 175 + 175 + 175 + 175 + 175 


 
       


 Länder - - - - - - 


 
 


      
 Gem. - - - - - - 


         
Anmerkungen:               


1) Wirkung für einen vollen (Veranlagungs-)Zeitraum von 12 Monaten. 


 


4. Erfüllungsaufwand 


Bei der Ermittlung des Erfüllungsaufwandes der Wirtschaft wurde insbesondere auf die Zeit- 
und Lohnkostensätze aus dem Leitfaden zur Ermittlung und Darstellung des Erfüllungsauf-
wands in Regelungsvorhaben der Bundesregierung, Stand September 2022, zurückgegrif-
fen. 


Insbesondere die Änderungen im Bereich der Elektromobilität und der Abbildung des bidi-
rektionalen Ladens im Stromsteuerrecht gehen für Wirtschaft und Verwaltung mit erhebli-
cher Vereinfachung der Rechtsanwendung und somit auch dauerhaftem Bürokratieabbau 
einher. Beispielhaft gilt dies für den Wegfall der aufwendigen Prüfung eines möglichen Ver-
sorgerstatus an der (bidirektionalen) Ladesäule auch in Zusammenhang mit den Steuerbe-
freiungen in einer Vielzahl bisher rechtlich nicht oder nicht klar geregelter Sachverhalts-
konstellationen. Mangels konkreter Daten lassen sich die so erreichten Einsparungen nur 
sehr näherungsweise beziffern. Hilfsweise und pauschalierend für die Vielzahl denkbarer 
und nunmehr vereinfachter Sachverhaltskonstellationen wurde daher in Form einer konser-
vativen Schätzung angenommen, dass an allen 108.266 öffentlichen Ladepunkten (Quelle: 
Ladeinfrastruktur in Zahlen der BNetzA, Stand Oktober 2023, https://www.bundesnetza-
gentur.de/DE/Fachthemen/ElektrizitaetundGas/E-Mobilitaet/start.html) eine Zeitersparnis 
bei der stromsteuerrechtlichen Prüfung von 30 Minuten bei hoher Qualifikation (85,30 
€/Stunde, Wirtschaftsabschnitt Energieversorgung) anfällt, siehe Nr. 26 der folgenden Auf-
listung zum Personalminderaufwand für die Wirtschaft. 


4.1 Wirtschaft 


Für die Wirtschaft entsteht in Summe ein jährlicher Minderaufwand aus dem Wegfall von 
Informationspflichten in Höhe von 15.406 T€ (davon Minderaufwand Sachkosten: 550 T€).  


Daneben entsteht durch das Gesetz für die Wirtschaft ein einmaliger Erfüllungsaufwand in 
Höhe von rund 9 T€ Personalkosten für die Antragstellung auf Befreiung von Vorlagepflich-
ten von Unterlagen (§ 92 IV EnergieStV-E). In 325 Fällen beträgt der Zeitaufwand eines 
Beschäftigten mit mittlerer Qualifikation (54,70 €/Stunde, Wirtschaftsabschnitt Energiever-
sorgung) 30 min. 


Es entsteht ein jährlicher Personalmehraufwand zur Erfüllung von Informationspflichten in 
Höhe von rund 310 T€. 


Im Einzelnen: 


Nr. Rechtsnorm Kurzbezeichnung 


Zeitaufwand 
pro Fall in 


Min. 
durch Be-


schäftigten 
mit Qualifika-


tion: 


Fallzahl 
für die Personal-


kosten 
jährlich 


Qualifikationsni-
veau 


Lohnsatz pro 
Stunde 


Personal-
kosten in T € 
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mittel hoch mittel hoch 


1 
§ 4 Abs. 2 Satz 3 


StromStV 


Aufzeichnungen 
der in Stromspei-


chern zwischenge-
speicherten Strom-


mengen 


10   10.000 54,70 85,30 91 


2 
§ 4 Abs. 3 
StromStV 


Führen eines 
Stromsteuerkontos, 
bilanzielle Abgren-
zung mittels Bu-
chungsstopp, Er-


stellung von Eigen-
belegen  


  10 10.000 54,70 85,30 142 


3 
§ 4 Abs. 7 Satz 1 


StromStV 


Ausweisung der 
entstandenden 
Stromsteuer auf 
der Rechnung 


5   12.000 54,70 85,30 55 


4 
§ 12a Abs. 3 Satz 


3 StromStV 


Wegfall der pau-
schalen Entlas-


tungsmöglichkeit 
nach § 12a Abs. 3 
Satz 3 StromStV 


5   780 34,00 58,40 2 


5 § 49 EnergieStG-E 
Aufnahme von Erd-


gas 
60   240 54,70 85,30 13 


6 § 23 EnergieStV-E 


neue Meldepflicht 
bei geplanten War-
tungen, Reparatu-
ren etc. im Steuer-


lager 


30   240 54,70 85,30 7 


              
 


310 


 


Daneben entsteht ein jährlicher Personalminderaufwand aus dem Wegfall von Informati-
onspflichten in Höhe von rund 15.166 T€. 


Im Einzelnen: 


jährlicher Minderaufwand  


Nr. Rechtsnorm 
Kurzbezeich-


nung 


Zeitaufwand pro Fall 
in Min. 


durch Beschäftigten 
mit Qualifikation: 


Fallzahl 
für die Perso-


nalkosten 
jährlich 


Qualifikationsni-
veau 


Lohnsatz pro 
Stunde 


Personal-
kosten in  


T € 


niedrig mittel hoch mittel hoch 


1 


§ 1a Abs. 3a 
i.V.m. § 4 Abs. 2 
und Abs. 8 Satz 1 


StromStV; § 4 
Abs. 1 StromStG 
i.V.m. § 2 Abs. 1 


StromStV 


Ausnahme vom 
Versorger beim 


Leisten von 
Strom aus Strom-
speichern, Entfall 


der Pflicht als 
Versorger ein Be-
legheft zur Infor-
mation der Steu-
eraufsicht zu füh-


ren 


  368   -30 54,70 85,30 -10 
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2 


§ 1a Abs. 3a 
i.V.m. § 4 Abs. 2 
und Abs. 8 Satz 1 


StromStV; § 4 
Abs. 1 StromStG 
i.V.m. § 2 Abs. 1 


StromStV  


Ausnahme vom 
Versorger beim 


Leisten von 
Strom aus Strom-
speichern, Entfall 


der Pflicht als 
Versorger Auf-
zeichnungen zu 
führen, die den 
Anforderungen 
des § 4 Abs. 3 


StromStV genü-
gen müssen 


  38   -30 54,70 85,30 -1 


3 


§ 1a Abs. 5a 
i.V.m. § 4 Abs. 2 
und Abs. 8 Satz 2 


StromStV; § 4 
Abs. 1 StromStG 
i.V.m. § 3 Abs. 2 


StromStV 


Ausnahme vom 
Versorger bei 
steuerfreier 


Stromerzeugung 
in Anlagen bis zu 
2 MW, Entfall der 
Pflicht als Versor-
ger vereinfachte 
Aufzeichnungen 


zu führen 


  28   -5.000 54,70 85,30 -128 


4 


§ 1a Abs. 5a 
i.V.m. § 1a Abs. 6 


StromStV; § 4 
Abs. 1 StromStG 
i.V.m. § 3 Abs. 2 


StromStV 


Wegfall der An-
zeigen für eine 


Erlaubnis als ein-
geschränkter 


Versorger 


  70   -1.500 54,70 85,30 -96 


5 
§ 2 Abs. 2 Num-
mer 5 StromStV 


Wegfall der Be-
schreibung der 
stationären Bat-
teriespeicher so-


wie von deren 
Nutzung und Vor-
lage der Verträge 
im Zusammen-


hang mit der Nut-
zung der Spei-


cher 


  15   -16.000 54,70 85,30 -219 


6 
§ 4 Abs. 6 
StromStV 


Anmeldung steu-
erfreier Strom-


mengen nach § 9 
Abs. 1 Nr. 1, 2 


und 3 StromStG 
durch Versorger 


  10   -12.000 54,70 85,30 -109 


7 
§ 8 Abs. 2 Num-
mer 1 StromStV 


(alt) 


Wegfall der 
Pflicht einen Re-
gisterauszug vor-


zulegen 


5     -1.800 34,00 58,40 -4 


8 
§ 8 Abs. 2 Num-
mer 2a StromStV 


(neu) 


Wegfall der 
Pflicht eine Nut-
zungsgradbe-


rechnung vorzu-
legen 


    80 -400 34,00 58,40 -31 


9 


§ 10 Abs. 2 Num-
mer 2 i.V.m. § 8 


Abs. 5 StromStV; 
§ 9 Abs. 1 Nr. 6 


Buchst. b 
StromStG 


Wegfall der 
Pflichten im Rah-
men der Überwa-
chung der allge-


meinen Erlaubnis  


  30   -200 34,00 58,40 -3 
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10 


§ 10 Abs. 2 Num-
mer 2 i.V.m. § 8 


Abs. 5 StromStV; 
§ 9 Abs. 4 i.V.m. § 


9 Abs. 1 Nr. 3 
Buchst. a und b 
StromStG i.V.m. 
§§ 8 und 9 Abs. 


1a StromStV 


Wegfall der 
Pflichten im Rah-
men der Überwa-
chung der förmli-
chen Einzeler-


laubnisse   


  30   -1.700 34,00 58,40 -29 


11 


§ 10 Abs. 2 Num-
mer 2 i.V.m. § 8 


Abs. 5 StromStV; 
§ 9 Abs. 4 i.V.m. § 


9 Abs. 1 Nr. 3 
Buchst. a und b 


StromStG  


Wegfall von An-
trägen auf Er-


laubnis aufgrund 
allgemeiner Er-


laubnis 


  300   -900 34,00 58,40 -153 


12 


§ 10 Abs. 2 Num-
mer 2 i.V.m. § 8 


Abs. 5 StromStV; 
§ 12d StromStV 
i.V.m. § 9 Abs. 1 
Nr. 3 Buchst. a 


und b StromStG 


Wegfall von Ent-
lastungsanträgen 
aufgrund allge-


meiner Erlaubnis 


  341   -200 34,00 58,40 -39 


13 
§ 11 Abs. 3a 


StromStV 


Wegfall der jährli-
chen Vorlage der 
Nutzungsgradbe-


rechnung 


  80   -20.000 34,00 58,40 -907 


14 
§ 12a Abs. 5 


StromStV 


Wegfall des 
buchmäßigen 
Nachweises 


    294 -4.360 34,00 58,40 -1248 


15 
§ 12c Abs. 5 


StromStV 


Wegfall des 
buchmäßigen 
Nachweises 


  23   -1.800 34,00 58,40 -23 


16 
§ 12d Abs. 5 Num-


mer 2 StromSV 


Wegfall der 
Pflicht zur Vor-
lage einer Nut-
zungsgradbe-
rechnung bei 


erstmaliger An-
tragstellung 


    80 -25 34,00 58,40 -2 


17 
§ 12d Abs. 6 


StromStV 


Wegfall des 
buchmäßigen 
Nachweises 


  23   -190 34,00 58,40 -2 


18 
§ 49 EnergieStG-


E 
Reduzierung auf 


Verheizen 
  60   -161 34,00 58,40 -5 


19 
§ 92 IV Energie-


StV-E 


Befreiung von 
Pflicht zur Vor-


lage von Unterla-
gen 


  18   -909 54,70 85,30 -15 







 - 54 -   


 


20 
§ 60 EnergieStG-


E 


Wegfall der Ent-
lastungsmöglich-


keit 
  161   -85 54,70 85,30 -12 


21 
§ 57 Abs. 10 Ener-


gieStV-E 


Verzicht auf Zu-
lassung nach § 


57 Abs. 14 Ener-
gieStV; Vorlage 


von Dokumenten 
nur auf Verlan-


gen 


  30   -1.000 54,70 85,30 -27 


22 
§§ 11b, 11c Ener-
gieStV sowie 1d, 
1e StromStV-E 


Verzicht auf jähr-
liche Vorlage, da-


für Vorhalte-
pflicht, Integra-


tion in Vordrucke 


  25   -496.176 34,00 58,40 -7029 


23 § 49 EnergiestV-E 
Wegfall des 


buchmäßigen 
Nachweises 


  23   -15 34,00 58,40 0 


24 
§ 103a Abs. 4 
EnergieStV-E 


Wegfall des 
buchmäßigen 
Nachweises 


  23   -30 54,70 85,30 -1 


25 Diverse 


Wegfall der jährli-
chen Vorlage-
pflicht der Be-
schreibung der 
wirtschaftlichen 


Tätigkeiten 


  15   -53.479 34,00 58,40 -455 


26 § 5a StromStG 


Neuregelung La-
depunkte zu Ent-
stehung, Schuld-
erschafft, Steuer-
befreiungen, bidi-
rektionalem, La-


den 


  30 -108.266  85,30 -4618 


                
 


-15166 


 


Ferner entsteht eine jährliche Einsparung von Sachkosten in Höhe von rund 550 T€. Davon 
entfallen rund 53 T€ auf den Wegfall der jährlichen Vorlagepflicht der Beschreibung der 
wirtschaftlichen Tätigkeiten (je 1 € Sachkosten pro Vorlage aus §§ 17a, 17b StromStV so-
wie §§ 95, 99a und 100 EnergieStV) sowie 496 T€ auf den Wegfall jährlicher Vorlagepflich-
ten (je 1 € Sachkosten pro Vorlage aus §§ 11b, 11c EnergieStV sowie §§ 1d, 1e StromStV). 


4.2 Verwaltung (Bund) 


Für die Zollverwaltung entsteht einmaliger Mehraufwand in Höhe von rund 5.038 T€ jeweils 
für das Jahr 2025 und 2026.  
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Im Einzelnen: 


einmaliger Mehraufwand 


      


Zeit-
auf-


wand 
pro 


Fall in 
Min. 


Fallzahl  


Gesamtpersonal-
aufwand in Std. 


Gesamtaufwand in 
AK  


(1 AK Beamter = 
1600 Std./Jahr) 


Gesamtperso-
nalauf- 


wand in T € 


Nr. 
Rechts-


norm 
Kurzbezeichnung g. D. g. D. g. D. 


1 
§ 92 


Energie-
StV-E 


Antrag auf Vorla-
geverzicht für Un-


terlagen 
30 325 163 0,10 7 


2 


§ 9b 
StromStG 
i.V.m. § 
15 und § 


17b 
StromStV 


Jeweils im Jahr 
2025 und 2026: 


Prüfung der Steu-
erentlastung für 


Unternehmen des 
Produzierenden 


Gewerbes 


163,29 39.750 108.180 67,61 5031 


Dieser Aufwand ergibt sich ganz maßgeblich aus der Umsetzung des sog. Strompreispa-
kets, mit welchem durch das Haushaltsfinanzierungsgesetz 2024 (Artikel 13 des Gesetzes 
vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nummer 412)) die allgemeine Entlastung für Unter-
nehmen des Produzierenden Gewerbes nach § 9b Stromsteuergesetz massiv ausgeweitet 
wurde, sodass von bis zu ca. 660.000 statt bisher ca. 30.000 Entlastungsanträgen pro Jahr 
auszugehen ist. Zur Umsetzung wurden verschiedene verwaltungsinterne wie auch recht-
setzende Maßnahmen ergriffen bzw. werden mit diesem Gesetzgebungsverfahren vorge-
schlagen (beispielsweise die Normierung der 1000 Euro-Grenze für die unterjährige An-
tragstellung durch Artikel 14 des Haushaltsfinanzierungsgesetzes 2024 sowie das hier in § 
17b Absatz 1 Satz 4 Stromsteuer-Durchführungsverordnung vorgeschlagene zeitliche Vor-
ziehen der Onlineantragspflicht, Vorhalten statt Vorlegen von Unterlagen etc.), um eine wei-
testmöglich automatisierte Antragstellung und -bearbeitung zu ermöglichen. Infolgedessen 
konnte der für die Bearbeitung der zusätzlichen Anträge erforderliche Personalaufwand er-
heblich verringert werden, sodass unter Ziffer 2 des einmaligen Mehraufwands der Zollver-
waltung lediglich noch Aufwand für die Bearbeitung der zusätzlichen Anträge nach § 9b 
Stromsteuergesetz in Höhe von ca. 5 Millionen Euro für die Jahre 2025 und 2026 ausge-
wiesen ist. Trotz dieses einmaligen Aufwands wird mit dem Gesetz die Grundlage gelegt, 
den auf das Haushaltsfinanzierungsgesetz zurückgehenden Mehraufwand für die Verwal-
tung massiv und dauerhaft zu senken. 


Darüber hinaus entsteht jährlicher Personalmehraufwand in Höhe von rund 423 T€. 


Im Einzelnen: 


      


Zeitaufwand 
pro Fall in 


Min. 


Fall-
zahl  


Gesamtpersonal-
aufwand in Std. 


Gesamtaufwand 
in AK  


(1 AK Beamter = 
1600 Std./Jahr) 


Gesamt-
personal-


auf- 
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Nr. Rechtsnorm Kurzbezeichnung g. D. g. D. g. D. 


wand in  T 
€ 


1 


§ 8 Abs. 2 
Nummer 1 
StromStV 


(alt) 


Einholung eines Re-
gisterauszugs im 


Registerportal 
5 1.800 150 0,09 7 


2 
§ 12a Abs. 3 


Satz 3 
StromStV 


Wegfall der pau-
schalen Entlas-


tungsmöglichkeit 
nach § 12a Abs. 3 
Satz 3 StromStV 


(dann reguläre Ent-
lastungsanträge, da-


her „0“) 


0 780 0 0,00 0 


3 
§ 10a 


StromStG 


Erweiterung des Da-
tenaustausch auf 


das Umweltbundes-
amt  


30 15.000 7.500 4,69 349 


4 
§ 49 Energie-


StG-E 


Reduzierung des § 
49 EnergieStG auf 
Verheizen; Aufnah-


men von Erdgas 


191,08 79 252 0,16 12 


5 
§ 53a Ener-


gieStG-E 


neues Tatbestands-
merkmal; keine 


Stromsteuerbefrei-
ung nach § 9 Absatz 
1 Nummer 4, 5 oder 


6 StromStG 


30 151 76 0,05 4 
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6 
§ 23 Energie-


StV-E 


neue Meldepflicht 
bei Reparaturen, 


Wartungen etc. im 
Steuerlager 


10 240 40 0,03 2 


7 
§ 14 Abs. 1 


Nr. 2 
StromStG-E 


Ahndung von Ver-
stößen gegen § 8 


Abs. 6 S. 5 
StromStG-E (Mittei-
lungspflicht >20%): 
Einleitung StraBu 


19,38 25 8 0,01 1 


8 
§ 14 Abs. 1 


Nr. 2 
StromStG-E 


Ahndung von Ver-
stößen gegen § 8 


Abs. 6 S. 5 
StromStG-E (Mittei-
lungspflicht >20%): 
Bußgeldbescheide 


StraBu 


596,61 20 199 0,12 9 


9 
§ 14 Abs. 1 


Nr. 2 
StromStG-E 


Ahndung von Ver-
stößen gegen § 8 


Abs. 6 S. 5 
StromStG-E (Mittei-
lungspflicht >20%): 
Einstellung StraBu 


233,83 5 19 0,01 1 


10 


§ 64 Nr. 4a o-
der § 66c 


Abs. 1 Nr. 2 
EnergieStG-E 


Ahndung von Ver-
stößen gegen § 39 


Abs. 5 S. 7 Energie-
StG-E (Mitteilungs-


pflicht >20%): Einlei-
tung StraBu 


19,38 11 4 0,00 0 


11 


§ 64 Nr. 4a o-
der § 66c 


Abs. 1 Nr. 2 
EnergieStG-E 


Ahndung von Ver-
stößen gegen § 39 


Abs. 5 S. 7 Energie-
StG-E (Mitteilungs-
pflicht >20%): Buß-


geldbescheide 
StraBu 


596,61 9 89 0,06 4 


12 


§ 64 Nr. 4a o-
der § 66c 


Abs. 1 Nr. 2 
EnergieStG-E 


Ahndung von Ver-
stößen gegen § 39 


Abs. 5 S. 7 Energie-
StG-E (Mitteilungs-
pflicht >20%): Ein-


stellung StraBu 


233,83 2 8 0,01 1 


13 
§ 111 Abs. 1 
Nr. 12 Ener-


gieStV-E 


Ahndung von Ver-
stößen gegen § 38e 
Abs. 1 S. 1 Energie-
StV (Eingangsmel-
dung): Einleitung 


StraBu 


19,38 78 25 0,02 1 
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14 
§ 111 Abs. 1 
Nr. 12 Ener-


gieStV-E 


Ahndung von Ver-
stößen gegen § 38e 
Abs. 1 S. 1 Energie-
StV (Eingangsmel-
dung): Bußgeldbe-


scheide StraBu 


596,61 62 616 0,39 29 


15 
§ 111 Abs. 1 
Nr. 12 Ener-


gieStV-E 


Ahndung von Ver-
stößen gegen § 38e 
Abs. 1 S. 1 Energie-
StV (Eingangsmel-
dung): Einstellung 


StraBu 


233,83 16 62 0,04 3 


      5,68 423 


 


Es entsteht außerdem ein jährlicher Minderaufwand in Höhe von rund 1.370 T€. 


Im Einzelnen: 


      


Zeitaufwand 
pro Fall in Min. 


Fall-
zahl  


Gesamtperso-
nalaufwand in 


Std. 


Gesamtaufwand 
in AK  


(1 AK Beamter = 
1.600 Std./Jahr) Gesamt-


perso-
nalauf- 
wand in  


T € Nr. Rechtsnorm Kurzbezeichnung g. D. g. D. g. D. 


1 
§ 1a Abs. 3a 


i.V.m. § 3 Abs. 
2a StromStV  


Wegfall der Über-
wachung der Er-
laubnisse (Aus-


nahme vom Versor-
ger beim Leisten 
von Strom aus 


Stromspeichern) 


114,98 -30 -57 -0,04 -3 


2 


§ 1a Abs. 5a 
StromStV 


i.V.m. § 3 Abs. 
2a StromStV  


Wegfall der Über-
wachung der Er-
laubnisse (Aus-


nahme vom Versor-
ger bei steuerfreier 
Stromerzeugung in 
Anlagen bis zu 2 


MW) 


114,98 -5.000 -9.582 -5,99 -446 


3 


§ 1a Abs. 5a 
i.V.m. § 1a 


Abs. 6 Strom-
StV 


Wegfall der Anzei-
gen für eine Erlaub-


nis als einge-
schränkter Versor-


ger 


80 -1.500 -2.000 -1,25 -93 
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4 
§ 4 Abs. 6 
StromStV 


Wegfall der Prüfung 
der Anmeldung der 
steuerfreien Strom-
mengen nach § 9 


Abs. 1 Nr. 1, 2 und 
3 StromStG durch 


Versorger 


13,51 -12.000 -2.702 -1,69 -126 


5 


§ 8 Abs. 2 
Nummer 2a 
StromStV 


(neu) 


Wegfall der Prüfung 
der vorgelegten 


Nutzungsgradbe-
rechnung bei Bean-
tragung der Erlaub-


nis 


20 -400 -133 -0,08 -6 


6 


§ 10 Abs. 2 
Nummer 2 


i.V.m. § 8 Abs. 
5 StromStV; § 
9 Abs. 1 Nr. 6 


Buchst. b 
StromStG 


Wegfall der Über-
wachungsmaßnah-
men in Bezug auf 


die allgemeinen Er-
laubnisse  


114,98 -200 -383 -0,24 -18 


7 


§ 10 Abs. 2 
Nummer 2 


i.V.m. § 8 Abs. 
5 StromStV; § 
9 Abs. 4 i.V.m. 
§ 9 Abs. 1 Nr. 
3 Buchst. a 


und b 
StromStG 
i.V.m. §§ 8 


und 9 Abs. 1a 
StromStV 


Wegfall der Über-
wachungsmaßnah-
men in Bezug auf 
die förmliche Er-


laubnis, die zukünf-
tig eine allgemeine 


Erlaubnis ist 


114,98 -1.700 -3.258 -2,04 -152 
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8 


§ 10 Abs. 2 
Nummer 2 


i.V.m. § 8 Abs. 
5 StromStV; § 
9 Abs. 4 i.V.m. 
§ 9 Abs. 1 Nr. 
3 Buchst. a 


und b 
StromStG  


Wegfall von Anträ-
gen auf Erlaubnis 


127,2 -900 -1.908 -1,19 -89 


9 


§ 10 Abs. 2 
Nummer 2 


i.V.m. § 8 Abs. 
5 StromStV; § 
12d StromStV 
i.V.m. § 9 Abs. 


1 Nr. 3 
Buchst. a und 
b StromStG 


Wegfall von Entlas-
tungsanträgen auf-
grund allgemeiner 


Erlaubnis 


158 -200 -527 -0,33 -25 


10 
§ 11 Abs. 3a 


StromStV 


Wegfall der Prüfung 
bei jährlicher Vor-


lage der Nutzungs-
gradberechnung 


20 -20.000 -6.667 -4,17 -310 


11 
§ 12d Abs. 5 
Nummer 2 
StromSV 


Wegfall der Prüfung 
der vorgelegten 


Nutzungsgradbe-
rechnungen bei 


erstmaliger Antrag-
stellung 


20 -25 -8 -0,01 -1 


12 


§ 23 Energie-
StG i.V.m. § 
49a Abs. 2 


EnergieStV-E 


Erweiterung der 
Ausnahme von mo-
natlicher Steueran-
meldung auf wei-


tere Gase 


125,3 -440 -919 -0,57 -42 


13 
§ 60 Energie-


StG-E 
Wegfall des § 60 


EnergieStG 
191,08 -85 -271 -0,17 -13 
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14 
§ 92 Energie-


StV-E 


optionaler Verzicht 
auf Vorlage von 


Unterlagen 
30 -909 -455 -0,28 -21 


15 


§ 20 Nr. 2 
StromStV 


(Wegfall Be-
zug auf § 19 
Abs. 4 S. 1) 


Ahndung von Ver-
stößen gegen § 17c 
Abs. 4 S. 1 i.V.m. § 


19 Abs. 4 S. 1 
StromStV (Auf-


zeichnungen): Ein-
leitung StraBu 


19,38 -31 -10 -0,01 -1 


16 


§ 20 Nr. 2 
StromStV 


(Wegfall Be-
zug auf § 19 
Abs. 4 S. 1) 


Ahndung von Ver-
stößen gegen § 17c 
Abs. 4 S. 1 i.V.m. § 


19 Abs. 4 S. 1 
StromStV (Auf-


zeichnungen): Buß-
geldbescheide 


StraBu 


596,61 -25 -249 -0,16 -12 


17 


§ 20 Nr. 2 
StromStV 


(Wegfall Be-
zug auf § 19 
Abs. 4 S. 1) 


Ahndung von Ver-
stößen gegen § 17c 
Abs. 4 S. 1 i.V.m. § 


19 Abs. 4 S. 1 
StromStV (Auf-


zeichnungen): Ein-
stellung StraBu 


233,83 -6 -23 -0,01 -1 


18 


§ 20 Nr. 5 
StromStV 


(Wegfall Be-
zug auf § 19 


Abs. 4) 


Ahndung von Ver-
stößen gegen § 17c 
Abs. 2 S. 1 i.V.m. § 
19 Abs. 4 S. 1 und 
gegen § 19 Abs. 4 


S. 2 StromStV 
(Selbsterklärung): 
Einleitung StraBu 


19,38 -31 -10 -0,01 -1 


19 


§ 20 Nr. 5 
StromStV 


(Wegfall Be-
zug auf § 19 


Abs. 4) 


Ahndung von Ver-
stößen gegen § 17c 
Abs. 2 S. 1 i.V.m. § 
19 Abs. 4 S. 1 und 
gegen § 19 Abs. 4 


S. 2 StromStV 
(Selbsterklärung): 
Bußgeldbescheide 


StraBu 


596,61 -25 -249 -0,16 -12 


20 


§ 20 Nr. 5 
StromStV 


(Wegfall Be-
zug auf § 19 


Abs. 4) 


Ahndung von Ver-
stößen gegen § 17c 
Abs. 2 S. 1 i.V.m. § 
19 Abs. 4 S. 1 und 
gegen § 19 Abs. 4 


S. 2 StromStV 
(Selbsterklärung): 
Einstellung StraBu 


233,83 -6 -23 -0,01 -1 
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      -18,41 -1370 


Ferner entsteht für die Zollverwaltung einmaliger Sachaufwand in Höhe von rund 16.678 
T€. Davon entfallen für die Umstellung von 36 Formularen à 1.000 € rund 36 T€ und für 
externe Dienstleistungen im Bereich IT rund 16.642 T€, wovon 6.198 T€ bereits im Jahr 
2024 anfallen. Der Aufwand für externe Dienstleistungen im Bereich IT dient maßgeblich 
der Realisierung der notwendigen IT zur Umsetzung des sog. Strompreispakets, indem das 
IT-Fachverfahren MoeVe kurzfristig so angepasst und weiterentwickelt wird, dass eine risi-
koorientiert teilautomatisierte Bearbeitung von Entlastungsanträgen ab 2025 ermöglicht 
wird und vereinfachte Antragsformulare für die verpflichtend online zu stellenden Entlas-
tungsanträge nach § 9b Stromsteuergesetz als auch der Parallelnorm des § 54 Energies-
teuergesetz rechtzeitig im Zollportal umgesetzt sind und zur Verfügung stehen. Dieser ein-
malige Aufwand wird insofern auch dauerhaft Vorteile für Wirtschaft und Verwaltung durch 
wesentlich verbesserte IT-Systeme erbringen. 


Daneben entsteht ein jährlicher Sachaufwand in Höhe von 269,10 € für die Zustellung von 
Bußgeldbescheiden mit Postzustellungsurkunde à 3,45 € in 78 Fällen (66+62-50).  


Es entfällt jedoch jährlicher Sachaufwand in Höhe von rund 85 T€ durch den Wegfall von 
Papierläufen aufgrund der im Gesetz vorgesehenen Vereinfachungen (42.735 Fälle à 2 €). 


4.3 ITZBund 


Für das ITZBund entsteht ein jährlicher Personalaufwand in Höhe von rund 1.452 T€ durch 
den Einsatz von 18 AK des gehobenen Dienstes (jeweils 74.400 €/Jahr) und 1 AK des 
höheren Dienstes (112.800 €/Jahr) ab dem zweiten Halbjahr 2025. 


Ferner entsteht dem ITZBund ein einmaliger Sachaufwand in Höhe von rund 1.160 T€ für 
den Erwerb von Anlagen, Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenständen sowie 
Software im Bereich IT (davon 2024: 520 T€, 2025: 280 T€ und 2028: 360 T€). 


Daneben entsteht ab 2025 ein jährlicher Sachaufwand in Höhe von 740 T€. Davon entfallen 
300 T€ auf Geschäftsbedarf und Kommunikation sowie Geräte, Ausstattungs- und Ausrüs-
tungsgegenstände, sonstige Gebrauchsgegenstände, Software, Wartung, Porto sowie 440 
T€ auf Aufträge und Dienstleistungen im Bereich Informationstechnik. 


Dieser Mehraufwand geht vorrangig auf die enorme Erweiterung des Kreises der Wirt-
schaftsbeteiligten zurück, die ab dem Jahr 2025 erstmals Entlastungsanträge nach § 9b 
des Stromsteuergesetzes stellen können (Umsetzung Strompreispaket). Mit dem Gesetz 
wird der Weg einer automatisierten Bearbeitung über § 9b Stromsteuergesetz hinaus im 
gesamten Energie- und Stromsteuerrecht geebnet. Hierzu muss ein entsprechendes Port-
folio an IT-Unterstützung im Bereich des Energie- und Stromsteuerrechts bereitgestellt und 
betreut werden. So gilt es die bisher rein manuellen Eingabemöglichkeiten für die Wirt-
schaftsbeteiligten dahingehend zu erweitern, dass eine Computer zu Computer-Schnitt-
stelle (Business to Administration - B2A) geschaffen wird. Damit einher geht die Notwen-
digkeit der Betreuung der Wirtschaftsbeteiligten bei der Zertifizierung und der Etablierung 
sowie mit Blick auf technische Hilfestellungen und Fehlerbehebungen. Viele Komponenten 
müssen dazu neugeschaffen, etabliert und kontinuierlich an aktuelle Entwicklungen ange-
passt und geprüft bzw. getestet werden. Diese und weitere Leistungen im Zusammenhang 
auch mit der Anbindung zu weiteren IT-Verfahren und Leistungen der Zollverwaltung kön-
nen nur sinnvoll von internem Personal erbracht werden, während externe Dienstleister für 
die konkrete Umsetzung und Erstellung von Software auf Basis der technischen und fach-
lichen Vorgaben eingesetzt werden. Gleiches gilt für die Schaffung einer Schnittstelle zum 
UBA, mit welcher im Rahmen des § 10a Stromsteuergesetz künftig Daten zu Herkunfts-
nachweisen im Sinne des § 42 EnWG ausgetauscht werden sollen.  
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5. Weitere Kosten 


Durch das Gesetz sind keine unmittelbaren Auswirkungen auf die Einzelpreise, das allge-
meine Preisniveau oder das Verbraucherpreisniveau zu erwarten. 


Unbeabsichtigte Nebenwirkungen im Sinne von § 44 Absatz 1 GGO sind nicht bekannt. 


Insbesondere KMU profitieren von den Vereinfachungen. Beispielsweise sind die neuen 
Vorhalte- statt Vorlagepflichten von Unterlagen bei Beantragung von Steuerentlastungen, 
die Ausnahmen vom Versorgerstatus in § 1a der Stromsteuer-Durchführungsverordnung 
aber auch die Regelungen zur Elektromobilität in § 5a des Stromsteuergesetzes sowie die 
Neuregelungen und Vereinfachungen bei der dezentralen Stromerzeugung/Verwendung 
von besonderem Vorteil für kleinere Unternehmen, da insbesondere diese Unternehmen 
oftmals keine eigene oder spezialisierte Steuer-/Rechtsabteilung besitzen und daher von 
den Vereinfachungen besonders profitieren.  


6. Weitere Gesetzesfolgen 


Keine. 


VII. Befristung; Evaluierung 


Das Gesetz gilt unbefristet. Das Vorhaben soll innerhalb von fünf Jahren nach Inkrafttreten 
evaluiert werden. Das bei der Evaluierung zu betrachtende Ziel der Regelung ist u.a. die 
Vereinfachung von Verwaltungsverfahren. Gemessen und beurteilt werden kann dieses 
Ziel durch einen Abgleich der gemachten Erfahrungen bei den nunmehr vereinfachten Ver-
fahren im Vergleich und Abgrenzung zum Status quo der derzeitigen Verfahrenslage. Als 
Datengrundlage bietet sich die Befragung ausgewählter Regelungsadressaten (insbeson-
dere der Zollverwaltung und Unternehmen) an. Diese Befragung soll dabei an die Nach-
messung durch das Statistische Bundesamt angeknüpft werden. Dabei soll gleichzeitig ge-
prüft werden, in wieweit weiteres über das in diesem Regelungsvorhaben hinausgehendes 
Vereinfachungspotenzial gehoben werden kann. 


B. Besonderer Teil 


Zu Artikel 1 (Änderung des Stromsteuergesetzes) 


Zu Nummer 1 


§ 2 Stromsteuergesetz 


Zu Buchstabe a 


§ 2 Nummer 7 Stromsteuergesetz 


Die Definition für Strom aus erneuerbaren Energieträgern ist für die Beurteilung der Steu-
erbefreiungen nach § 9 Absatz 1 Nummer 1 und Nummer 3 des Gesetzes (EU-Beihilfen) 
ebenso maßgeblich wie die neugefasste Definition hocheffizienter KWK-Anlagen in § 2 
Nummer 10 der Begriffsbestimmungen. 


Die Anpassung der Begriffsbestimmungen folgt im Wesentlichen den Änderungen, die sich 
aus der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung (Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der 
Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von 
Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union (ABl. L 187 vom 26.6.2014, S. 1; L 283 vom 
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27.9.2014, S. 65), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2023/1315 (ABl. L 167 vom 
30.6.2023, S. 1) geändert worden ist), ergeben haben. 


Bereits mit Wirkung zum 1. Januar 2024 wurde insofern das notwendige Auslaufen eines 
Teils der Beihilfen erklärt, soweit dies Strom betraf, der aus Biomasse sowie Klär- und De-
poniegas erzeugt wurde (vgl. im Detail die Bekanntmachung nach § 9 Absatz 9 Stromsteu-
ergesetz vom 12. Dezember 2023, BGBl. 2023 I Nr. 364 vom 15.12.2023). 


Mit der Streichung von Biomasse sowie Klär- und Deponiegas aus der Begriffsdefinition 
erneuerbarer Energieträger wird diese Änderung nunmehr auch im nationalen Recht nach-
vollzogen.  


Das Ziel bei Neufassung der Stromsteuerbefreiungen zum 1. Juli 2019 (BT-Drucksache 
19/8037 vom 27. Februar 2019) zur rechtssicheren Gewährung der Beihilfen aufgreifend, 
wird der Einsatz von Biomasse, Klär- und Deponiegasen ab dem 1. Januar 2025 weiterhin 
nach § 9 Absatz 1 Nummer 3 des Gesetzes in hocheffizienten KWK-Anlagen mit einer 
elektrischen Nennleistung von bis zu zwei Megawatt möglich sein. Dies entspricht typi-
scherweise einer Feuerungswärmeleistung zwischen 5 und 7 Megawatt.  


Wie im Folgenden ausgeführt, wäre eine noch weitergehende Befreiung über das Strom-
steuerrecht schon aus Bürokratiegründen nicht angezeigt und würde damit dem Zweck die-
ses Gesetzes vollständig zuwiderlaufen. Für Strom aus Biomasse, sofern nicht in hocheffi-
ziente KWK-Anlagen mit einer elektrischen Nennleistung von bis zu zwei Megawatt einge-
setzt und nach § 9 Absatz 1 Nummer 3 des Gesetzes befreit, müssten ansonsten insbe-
sondere die Nachhaltigkeits- und Treibhausgaseinsparverpflichtungen nach der Richtlinie 
(EU) 2023/2413 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Oktober 2023 zur 
Änderung der Richtlinie (EU) 2018/2001, der Verordnung (EU) 2018/1999 und der Richtlinie 
98/70/EG im Hinblick auf die Förderung von Energie aus erneuerbaren Quellen und zur 
Aufhebung der Richtlinie (EU) 2015/652 des Rates (RED III) eingehalten werden. Der Auf-
bau eines dafür notwendigen Nachweissystems für stromsteuerrechtliche Zwecke stünde 
in keinem Verhältnis zu den steuerfreien Strommengen und zu dem ggf. anfallenden Büro-
kratieaufwand für Wirtschaft und Verwaltung und möglichen EU-beihilferechtlichen Risiken. 
Wie zudem bereits in der Begründung zur Neufassung der Stromsteuerbefreiungen in BT-
Drucksache 19/8037 vom 27. Februar 2019 verdeutlicht, ist das Stromsteuerrecht kein 
maßgebliches oder gezieltes Förderinstrument für Stromerzeugungsanlagen, vielmehr 
stand und stehen stromsteuerrechtlich stets möglichst bürokratiearme Regelungen im Vor-
dergrund, die etwa dazu dienen, Betreiber privat genutzter PV-Anlagen nicht mit unverhält-
nismäßigen Verpflichtungen zu belasten. Die maßgebliche und gezielte Förderung dezent-
raler Stromerzeugung erfolgt, sofern notwendig und gerechtfertigt, über Regelungen z.B. 
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes oder des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes. Aus die-
ser Tatsache ergibt sich auch, dass Strom insbesondere aus Anlagen mit einer elektrischen 
Nennleistung von mehr als zwei Megawatt meist überwiegend oder sogar vollständig kauf-
männisch-bilanziell in das Stromnetz eingespeist bzw. verkauft wird. Solcher Strom ist und 
war auch in der Vergangenheit nie Gegenstand einer Stromsteuerbefreiung, da die steuer-
rechtliche Betrachtung erst bei der Entnahme des Stroms erfolgt. Die Steuerbefreiung nach 
§ 9 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes für sehr große Stromerzeugungsanlagen mit einer 
elektrischen Nennleistung von mehr als zwei Megawatt und Verbrauch des erzeugten 
Stroms durch Anlagenbetreibers unmittelbar am Ort der Erzeugung bleibt mit der Neufas-
sung der Definition somit den erneuerbaren Energieträgern Wasserkraft, Windkraft, Son-
nenenergie und Erdwärme vorbehalten und deckt damit üblicherweise kleinere Verbräuche 
vor Ort ab.  


Im Ergebnis wird die nun erfolgende Neufassung der Begriffsbestimmungen den Umfang 
der Steuerbefreiungen nicht maßgeblich beeinflussen, da unabhängig vom eingesetzten 
Energieträger eine deutlich siebenstellige Zahl von Betreibern von Stromerzeugungsanla-
gen mit einer elektrischen Nennleistung von bis zu zwei Megawatt weiterhin von der Steu-
erbefreiung nach § 9 Absatz 1 Nummer 3 des Gesetzes profitieren werden (verbleibende 
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erneuerbare Energieträger oder hocheffiziente KWK-Anlagen). Für einige wenige Betreiber 
von Anlagen, die trotz des 2024 bereits stark eingegrenzten Anwendungsbereichs von § 9 
Absatz 1 Nummer 1 StromStG aus dieser Befreiung herausfallen könnten, steht alternativ 
für den Eigenverbrauch regelmäßig die Steuerentlastung nach § 9b des Gesetzes zur Ver-
fügung.  


Zu Buchstabe b 


§ 2 Nummern 8a – 8c Stromsteuergesetz (neu) 


Mit § 5a Stromsteuergesetz wird die Steuerentstehung an Ladepunkten gesondert im Ge-
setz geregelt. Die dort verwendeten Begriffe des Ladepunkts, des Betreibers des Lade-
punktes sowie des bidirektionalen Ladens macht eine Definition dieser Begriffe notwendig. 


Zu Nummer 8a 


§ 2 Nummer 8a definiert Ladepunkte für das Stromsteuerrecht. Die Regelung des § 2 Num-
mer 2 der Ladesäulenverordnung (LSV) wird in das Stromsteuerrecht übertragen. Damit ist 
klargestellt, dass Ladepunkte Einrichtungen sind, die als solche zum Auf- und Entladen von 
elektrisch betriebenen Fahrzeugen bestimmt sind. Die Regelung bzw. Definition umfasst 
öffentlich als auch nicht öffentlich zugängliche Ladepunkte. Ziel ist eine einheitliche Rege-
lung für alle Ladepunkte im Rahmen des § 5a Stromsteuergesetz.  


Zu Nummer 8b 


§ 2 Nummer 8b definiert den Betreiber des Ladepunktes. Diesem kommt nach § 5a 
Stromsteuergesetz eine maßgebliche Rolle zu, da die Leistung von Strom an den Lade-
punkt sowie die Entnahme dort dem Betreiber zugeordnet wird. Die Definition entspricht 
inhaltlich der des § 2 Nummer 8 der LSV. Allerdings wird zugunsten einer statischen Rege-
lung auf einen dynamischen Verweis auf die LSV verzichtet. 


Zu Nummer 8c 


In § 2 Nummer 8c wird erstmalig zur Beschreibung des Anwendungsbereichs der neuen 
Regelung des § 5a Absatz 3 Stromsteuergesetz das bidirektionale Laden definiert. Die De-
finition orientiert sich an Artikel 2 Nummer 11 der Verordnung (EU) 2023/1804 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 13. September 2023 über den Aufbau der Infrastruk-
tur für alternative Kraftstoffe und zur Aufhebung der Richtlinie 2014/94/EU (ABl. L 234 vom 
22.09.2023, S. 1). 


Zu Buchstabe c 


§ 2 Nummer 9 Stromsteuergesetz definiert Stromspeicher im Sinne des Stromsteuerrechts 
neu. Stromspeicher stellen im Stromsteuerrecht - anders als im Energiewirtschaftsrecht - 
keine Stromerzeugungsanlagen dar und unterfallen damit nicht dem stromsteuerrechtlichen 
Herstellerprivileg nach § 9 Absatz 1 Nummer 2 Stromsteuergesetz.  


Eine Doppelbelastung mit der Stromsteuer war bisher nur im Bereich der stationären Bat-
teriespeicher auf elektrochemischer Basis ausgeschlossen, indem diese als Teile des Ver-
sorgungsnetzes angesehen wurden und so bei diesen eine Steuerentstehung nur bei Ent-
nahme von Strom aus den Speichern möglich war (§ 5 Absatz 4 Stromsteuergesetz). 


Die hierzu bisher in § 2 Nummer 9 Stromsteuergesetz vorgesehene Begriffsbestimmung 
wird umfassend erweitert. Hierdurch wird ein breiterer Kreis von Stromspeichern in das 
Stromsteuerrecht einbezogen, der aufgrund der Folgeänderung in § 5 Absatz 4 Stromsteu-
ergesetz fortan als Teil des Versorgungsnetzes gilt, soweit der gespeicherte Strom dort 
eingespeist wird. 
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Insbesondere wird hiermit eine Rechtangleichung und -vereinheitlichung mit dem energie-
wirtschaftlichen Bereich verfolgt. Vergleichbar zu den Regelungen des § 21 Energiefinan-
zierungsgesetz wird auch im Stromsteuerrecht der Anwendungsbereich nicht mehr nur auf 
Speicher für Strom auf elektrochemischer Basis beschränkt.  


Um den Anwendungsbereich klarer abgrenzen zu können, werden nur Anlagen umfasst, 
die am Ort ihres Betriebs ausschließlich dem Zweck der Zwischenspeicherung von Strom 
für eine spätere Verwendung dienen. Damit soll vermieden werden, dass die Energieform, 
in der der Strom gespeichert wird (dies kann z. B. auch ein Energieerzeugnis sein), zu 
anderen Zwecken als zur Rückgewinnung von Strom verwendet wird. Ähnliche – räumlich 
begrenzte – Regelungen gibt es bereits in §§ 26, 37 Absatz 2 Nummer 2, 44 Absatz 2 
Energiesteuergesetz für Energieerzeugnisse, die zur Herstellung von Energieerzeugnissen 
verwendet werden. Als Ort des Betriebs gilt insofern zumindest das Gebäude, das Grund-
stück oder das Flurstück, auf dem sich der Speicher befindet. Bei einem räumlich zusam-
mengehörenden Gebiet können aber auch mehrere Gebäude oder Grundstücke sowie Be-
triebsgelände hiervon umfasst sein, selbst wenn diese von natürlichen oder infrastrukturell 
trennenden Elementen, wie etwa Wasserläufen oder Verkehrswegen, unterbrochen sind. 
Mit dem Wortlaut „Ort des Betriebs“ des Stromspeichers ist zudem sichergestellt, dass auch 
im privaten Bereich genutzte Stromspeicher unter diese Regelung fallen können, sofern 
Strom aus diesen auch wieder in das Versorgungsnetz eingespeist wird (z. B. Spitzenlast-
deckung). Bei bisher üblicher Verwendung im privaten Bereich ohne Rückspeisung aus 
Speichern in das Versorgungsnetz, stellen Stromspeicher hingegen aus stromsteuerrecht-
licher Sicht eine Verbrauchseinheit dar, in der Strom entnommen wird. Die stromsteuer-
rechtliche Betrachtung endet dann vereinfacht am Zähler/Wechselrichter mit der Entnahme 
des zumeist von der Steuer befreiten Stroms in den Speicher. 


Im Vergleich zur vorherigen Definition ist eine dauerhafte Verbindung zum stromsteuer-
rechtlichen Versorgungsnetz nicht mehr erforderlich, da über die Registrierungspflicht im 
Marktstammdatenregister sichergestellt ist, dass die Stromspeicher mittelbar oder unmittel-
bar mit dem Stromnetz verbunden sein müssen.  


Zu Buchstabe d 


Mit § 2 Nummer 9a Stromsteuergesetz wird die in § 2 Nummer 9 Stromsteuergesetz ent-
haltene Voraussetzung der Zwischenspeicherung von Strom für eine spätere Verwendung 
näher definiert. Damit soll der Anwendungsbereich der Begriffsbestimmung in Abgrenzung 
zu anderen Regelungen im Energie- und Stromsteuerrecht klarer geregelt werden. 


Grundsätzlich soll jede Form der Umwandlung von Strom in eine speicherbare Energieform 
umfasst sein. Dies werden nach dem derzeitigen Stand der Technik hauptsächlich chemi-
sche, mechanische und physikalische Speicherformen sein. Diese aus elektrischer Energie 
umgewandelte Energie muss ihrerseits über einen bestimmten Zeitraum gespeichert und 
anschließend - im Bedarfsfall - wiederum in Strom umgewandelt werden. Dieser gesamte 
Vorgang muss innerhalb des in § 2 Nummer 9 Stromsteuergesetz definierten Stromspei-
chers erfolgen.  


Zu Buchstabe e 


Aufgrund der Änderungen im Energiesteuerrecht für hocheffiziente KWK-Anlagen (Aufhe-
bung des § 53a Absatz 6 Energiesteuergesetz) sowie neuer EU-rechtlicher Vorgaben zum 
Nachweis der Hocheffizienz von KWK-Anlagen nach der Richtlinie (EU) 2023/1791 des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 13. September 2023 zur Energieeffizienz und 
zur Änderung der Verordnung (EU) 2023/955 (Neufassung) wird die Vorschrift neu gefasst.  


Ab dem 1. Januar 2025 sind die sich aus Anhang III der Richtlinie (EU) 2023/1791 erge-
benden Vorgaben zur Hocheffizienz im Stromsteuerrecht anzuwenden. Im Vergleich zur 
bisherigen EU-Regelung der Hocheffizienz ist zusätzlich das Kriterium der Einhaltung von 
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direkten CO2-Emissionen von weniger als 270 Gramm je Kilowattstunde Energieertrag aus 
dem KWK-Prozess mit fossilen Brennstoffen neu hinzugekommen und einzuhalten. Als 
Energieertrag zählt dabei jede nutzbare Energieform aus dem KWK-Prozess (typischer-
weise thermisch, elektrisch, mechanisch). Im Sinne einer möglichst bürokratiearmen Lö-
sung muss dieses Kriterium im Stromsteuerrecht unabhängig vom Inbetriebnahmedatum 
der KWK-Anlage eingehalten werden, damit diese als hocheffizient im Sinne der Stromsteu-
erbefreiung nach § 9 Absatz 1 Nummer 3 Stromsteuergesetz gelten. Die Einhaltung dieses 
CO2-Grenzwertes ist bei einer Abstellung auf den ab Werk zu erwartenden Betrieb einer 
Anlage zum Beispiel bei Nutzung von Erdgas mit einem CO2-Gehalt von ca. 201 Gramm je 
Kilowattstunde (erforderlicher Gesamtwirkungsgrad von mindestens 74%) und von Flüssig-
gas mit einem CO2-Gehalt von 239 Gramm je Kilowattstunden (erforderlicher Gesamtwir-
kungsgrad von mindestens 88%) - in neueren Anlagen - im KWK-Prozess unproblematisch.  


Anlagen, die diese Voraussetzungen nicht erfüllen, fallen ggf. unter die neue Stromsteuer-
befreiung nach § 9 Absatz 1 Nummer 6 Buchstabe b (siehe auch dortige Begründung).  


Zu Buchstabe f 


Mit § 2 Nummer 12 des Gesetzes wird die Definition der Kundenanlage für stromsteuer-
rechtliche Zwecke vom bisherigen § 1a Absatz 9 der Stromsteuer-Durchführungsverord-
nung in das Gesetz übernommen. Neben Ausnahmeregelungen beim Versorgerbegriff im 
Sinne des § 1a der Stromsteuer-Durchführungsverordnung kommt der Kundenanlage ins-
besondere in Abgrenzung zum Netz der allgemeinen Versorgung mit Strom eine besondere 
Bedeutung zu. Diese Abgrenzung ist von Bedeutung für die neuen Regelungen zur Zwi-
schenspeicherung von Strom und insbesondere auch zur räumlichen Abgrenzung der Steu-
erbefreiung nach § 9 Absatz 1 Nummer 6 Buchstabe b des Gesetzes. Die Kundenanlage 
bietet hier nicht nur Synergien zum Energiewirtschaftsrecht, sondern auch eine für die Wirt-
schaftsbeteiligten und die Verwaltung im Zweifel klarere Regelung als etwa der im Rahmen 
des § 9 Absatz 1 Nummer 3 des Gesetzes noch Verwendung findende räumliche Zusam-
menhang. 


Zu Nummer 2 


§ 2a Absatz 1 und Absatz 2 Stromsteuergesetz 


Grundsätzlich darf Unternehmen in Schwierigkeiten und Unternehmen, die einer offenen 
Rückforderungsanordnung nicht nachgekommen sind, nie (Deggendorf-Grundsatz aus 
EuGH 15. 5. 1997, TWD Textilwerke Deggendorf GmbH/Kommission, C-355/95 P, Rz. 26-
27; vgl. ferner z.B. Art. 1 Abs. 4 Buchstabe a AGVO) eine staatliche Beihilfe gewährt wer-
den. Der bisherige Wortlaut sah vor, dass ein Antrag unzulässig ist. Mithin war eigentlich 
den betroffenen Unternehmen bereits eine Antragstellung für eine Steuerbegünstigung un-
tersagt.  


Da dieses Verständnis sich sowohl für die Fälle offener Rückforderungsanordnungen als 
auch für Unternehmen in Schwierigkeiten mit Blick auf die unionsrechtlichen Vorgaben als 
zu restriktiv darstellte, wurde bereits bisher in der Praxis der Wortlaut unter Berücksichti-
gung "der Vorgabe, dass unionsrechtlich begründete Einschränkungen von Steuerbegüns-
tigungen mit größtem Augenmaß gehandhabt und auf das erforderliche Maß begrenzt wer-
den" sowie der Vorgabe, dass Anträge auf Gewährung einer Steuerbegünstigung nicht ver-
wehrt werden könnten (Bundestagsdrucksache 18/12580, Seite 64), dahingehend ausge-
legt, dass es den Unternehmen möglich war, einen Antrag zu stellen. Dieser war aber ge-
gebenenfalls aufgrund der Einschränkungen der Möglichkeit einer Gewährung von staatli-
chen Beihilfen an Unternehmen in Schwierigkeiten und an Unternehmen, die einer offenen 
Rückforderungsanordnung nicht nachgekommen sind, aus sachlichen Gründen abzu-
lehnen. Dementsprechend wird der Wortlaut der Regelung nunmehr klargestellt und an die 
umzusetzenden Regelungen des Unionsrechts angepasst. 
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Zu Nummer 3 


§ 5 Absatz 4 Stromsteuergesetz 


Eine Doppelbelastung mit der Stromsteuer war bisher nur im Bereich der stationären Bat-
teriespeicher auf elektrochemischer Basis ausgeschlossen, indem diese als Teile des Ver-
sorgungsnetzes angesehen wurden. Der Anwendungsbereich dieser Zurechnungsregelung 
wird auf einen weiteren Kreis von Stromspeichern ausgedehnt, die in § 2 Nummer 9 und 9a 
definiert werden. Die Stromspeicher gelten jedoch nur insoweit als Teile des Versorgungs-
netzes als das Versorger Strom in diesen einspeichern und auch Versorger aus ihnen die-
sen Strom - nach Rückumwandlung - wieder in ein Versorgungsnetz einspeisen. Damit soll 
verhindert werden, dass zum Beispiel auch im Privatbereich betriebene Speicher vollstän-
dig Teil des Versorgungsnetzes werden und somit eine Betrachtung nach dem Speicher 
bzw. nach dem Netzverknüpfungspunkt (Zähler) mit entsprechenden Abgrenzungsschwie-
rigkeiten bei der Strommengenerfassung notwendig wäre. Erfolgt die Nutzung eines Spei-
chers durch einen Versorger nur zum Teil, unter anderem zur Erbringung von Netzdienst-
leistungen wie Regelenergie oder als Ausgleich von (negativen) Residuallasten, stellt die 
Formulierung „insoweit“ in Satz 1 der Regelung sicher, dass der Speicher nur in diesem 
Umfang als Teil des Versorgungsnetzes gilt. Eine bilanzielle Betrachtung der Strommengen 
in Bezug auf das jeweilige Veranlagungsjahr ist dabei zulässig. Zusätzlich wird in Satz 2 
geregelt, dass Strom, der aus Stromspeichern entnommen wird, und bei einer direkten Ent-
nahme aus dem Versorgungsnetz steuerfrei gewesen wäre, im Verhältnis zu der insgesamt 
im Veranlagungsjahr zur Zwischenspeicherung entnommenen Menge steuerfrei bleibt. Be-
trachtungszeitraum ist hierfür das Veranlagungsjahr.  


Satz 3 regelt ergänzend, dass in Sachverhaltskonstellationen, bei denen kein Versorger-
status vorliegt (z.B. Neuregelung in § 1a Absatz 3a der Stromsteuer-Durchführungsverord-
nung) und versteuerter Strom innerhalb einer Kundenanlage zwischengespeichert wird, bei 
Entnahme aus dem Speicher und Entnahme vor Ort in der Kundenanlage nicht erneut die 
Stromsteuer entsteht. Wie beim steuerfreien Strom ist auch hier das Verhältnis zu der ins-
gesamt im Veranlagungsjahr zur Zwischenspeicherung entnommenen Strommenge maß-
gebend. 


Zur Klarstellung wird in Satz 4 zudem darauf hingewiesen, dass bei der Rückumwandlung 
des zwischengespeicherten Stroms durch Stromerzeugungsanlagen § 9 Absatz 1 Nummer 
2 Stromsteuergesetz Anwendung findet. Wie bislang soll nur solcher Strom, der unmittelbar 
in den Stromspeicher entnommen (eingespeichert) wird, also in eine andere Energieform 
umgewandelt wird, nicht besteuert werden. Strom, der in einem anderen Zusammenhang, 
zum Beispiel für den Betrieb des Speichers entnommen wird, unterliegt weiterhin der 
Steuer, weil er aus dem Versorgungsnetz entnommen wird (vgl. BFH, Beschluss vom 20. 
Juni 2023 – VII R 2/21 –, juris). Was Stromerzeugungsanlagen sind, wird zukünftig einheit-
lich in § 12b Stromsteuer-Durchführungsverordnung geregelt. 


Abschließend sei für diesen komplexen Bereich nochmals erwähnt, dass sich bei bisher 
üblicherweise in privaten Haushalten mit PV-Strom gespeiste Stromspeichern und aus-
schließlichem Eigenverbrauch des rückumgewandelten Stroms die Frage der Anwendung 
des § 5 Absatz 4 nicht stellt, da es für den aus solchen Speichern entnommenen Strom zu 
keiner Steuerentstehung nach § 5 Absatz 1 Satz 1 oder Satz 2 Stromsteuergesetz kommt. 
Nur wenn solche Speicher auch durch Versorger (teilweise) netzdienlich genutzt werden, 
kommt in diesen Fällen die Regelung des § 5 Absatz 4 Stromsteuergesetz zur Anwendung. 


Zu Nummer 4 


§ 5a Stromsteuergesetz (neu) 


§ 5a soll eine vereinfachte gesetzliche Regelung zur Steuerentstehung und Steuerschuld-
nerschaft im Kontext des Ladens an Ladepunkten normieren. Auch nach § 5a ist angesichts 
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immer neuerer technologischer Möglichkeiten und komplexerer Geschäftsmodelle nicht 
auszuschließen, dass an einem Ladepunkt mehrere Stromsteuerschuldner festzustellen 
sind. § 5a legt nun fest, dass „im Ladepunkt“ stattfindende Stromleistungen über eine kom-
plexe Kette von Beteiligten für die stromsteuerrechtliche Beurteilung fortan unbeachtlich 
sind. Im Zentrum der Prüfung steht der Betreiber des Ladepunkts, indem alle Leistungen 
von Strom an den Ladepunkt sowie alle Entnahmen am Ladepunkt grundsätzlich ihm zu-
gerechnet werden. 


§ 5a ergänzt insofern § 5 des Stromsteuergesetzes und normiert Vorgaben zur Steuerent-
stehung und Steuerschuldnerschaft bei der Entnahme von Strom an Ladepunkten. Soweit 
§ 5a Stromsteuergesetz keine speziellen Vorgaben enthält, ist auf die allgemeinen strom-
steuerrechtlichen Vorschriften zurückzugreifen. 


Hintergrund der Neuregelung ist, dass sich im Kontext von Ladepunkten komplexe Ge-
schäftsmodelle mit verschiedenen Beteiligten entwickelt haben. So leisten teilweise klassi-
sche Versorger Strom an den Ladesäulenbetreiber (Charge Point Operator [CPO]), der wie-
derum Strom an den Fahrzeugnutzer als Letztverbraucher leistet. Teilweise leisten aber 
auch klassische Versorger an Ladesäulenbetreiber Strom, die diesen wiederum zwischen-
geschaltet an einen Elektromobilitätsanbieter (sogenannter E-Mobility Provider [EMP]) oder 
einen sonstigen Dienstleister „innerhalb des Ladepunkts“ leisten, welche den Strom dem 
Fahrzeugnutzer als Letztverbraucher vertraglich zur Verfügung stellen und damit zum Ver-
sorger und Steuerschuldner nach dem Stromsteuerrecht werden.  


Unter Zugrundelegung des § 5 Stromsteuergesetz und des dort normierten Abstellens auf 
die Entnahme von Strom durch den Letztverbraucher oder zum Selbstverbrauch sowie auf 
die konkreten Leistungsbeziehungen hängt die Versorger- und Steuerschuldnereigenschaft 
derzeit somit sehr stark vom jeweiligen Einzelfall ab. Folglich ist es in komplexen Sachver-
halten aufwendig, die zutreffende rechtlichen Einordnung vorzunehmen und den maßgelb-
lichen Versorger und Steuerschuldner zu identifizieren, ohne dass dies im Ergebnis Aus-
wirkungen auf die tatsächliche Entstehung oder die Höhe der Steuer hätte.  


§ 5a Absatz 1 Stromsteuergesetz (neu) 


§ 5a Absatz 1 Satz 1 legt fest, dass die durch das Laden eines Elektrofahrzeugs erfolgende 
Entnahme von Strom an einem Ladepunkt immer dem Betreiber der Ladesäule als dessen 
Entnahme im Sinne von § 5 Absatz 1 zuzurechnen ist. Mit dieser Fiktion wird trotz Beibe-
haltung der Steuerentstehung durch Entnahme von Strom aus dem Versorgungsnetz durch 
den Fahrzeugnutzer eine der Letztverbraucherfiktion des § 3 Nummer 25 EnWG, wonach 
im Energiewirtschaftsrecht der Strombezug des Ladepunktes dem Letztverbrauch gleich-
gestellt wird, ähnliche Regelung umgesetzt.  


Satz 2 trägt dem Umstand Rechnung, dass insbesondere öffentlich zugängliche Ladesäu-
len zunehmend mit integrierten Batteriespeichern ausgestattet werden, um beispielsweise 
auch an weniger frequentierten Ladepunkten ohne teuren Hochleistungsanschluss an das 
Netz ein Schnellladen zu ermöglichen. Dabei werden die Batteriespeicher über den regulä-
ren Netzanschluss der Ladestation kontinuierlich geladen und geben die gespeicherte 
Energie während des Ladevorgangs mit hoher Leistung wieder ab. Durch die Regelung in 
Satz 2 soll sichergestellt werden, dass eine einheitliche Betrachtung stattfindet, wenn ein 
Betreiber eines Ladepunkts sich zusätzlich eines integrierten Batteriespeichers bedient, um 
in diesem zwischengespeicherten Strom letztlich über den Ladepunkt an Fahrzeugnutzer 
zu leisten. Es soll insofern keine Unterschiede zur Beurteilung der Entnahme von Strom an 
Ladepunkten ohne Speicher geben. Dies betrifft insbesondere jene Fälle, in denen zum 
Beispiel Strom aus Photovoltaikanlagen aber auch aus dem Netz im Stromspeicher zwi-
schengespeichert und erst später über den Ladepunkt ins Elektrofahrzeug geladen wird. 
Mit der Formulierung „unmittelbar und nicht nur vorübergehend verbunden“ ist sicherge-
stellt, dass eine gewisse auf Dauer angelegte Unterstützungsfunktion des Speichers mit 
Blick auf den Ladepunkt vorliegen muss. Aus Sicht eines verständigen Dritten muss sich 
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geradezu aufdrängen, dass Ladepunkt und Speicher eine Einheit darstellen. Dies bedingt 
grundsätzlich auch, dass sich der Speicher in unmittelbarer Nähe des Ladepunkts befindet 
oder in eine entsprechende Ladesäule integriert ist. Soweit die gesetzlichen Voraussetzun-
gen erfüllt sind, wird der Speicher der Ladesäule zugerechnet. Stromsteuerrechtlich rele-
vant ist auch in diesem Fall die finale Entnahme des Stroms aus dem dienenden Speicher 
durch einen Fahrzeugnutzer. 


Spiegelbildlich zu § 5a Absatz 1 Satz 1 normiert § 5a Absatz 1 Satz 3, dass Leistungen von 
Strom an bzw. in den Ladepunkt als ein Leisten an den Ladesäulenbetreiber anzusehen 
sind, unabhängig von der zivilrechtlichen Gestaltungskonstellation. Der Wortlaut „an den 
Ladepunkt“ ist hierbei weit auszulegen. Nicht nur sollen direkte und bisher übliche Leistun-
gen von Strom an den Ladepunktbetreiber umfasst sein. Sondern es soll mit der Formulie-
rung ebenso möglichen Entwicklungen Rechnung getragen werden, nach denen künftig 
Strommengen nach den Netzzugangsregeln zur Ermöglichung einer ladevorgangscharfen 
bilanziellen Energiemengenzuordnung für Elektromobilität (NZR-EMob) ladevorgangscharf 
bilanziell einzelnen Stromlieferanten bzw. Versorgern zugerechnet werden können. Verein-
facht gesagt, der Fahrzeugnutzer bringt seinen individuellen Stromliefervertrag mit an die 
Ladesäule, wenn dies am jeweiligen Ladepunkt ermöglicht wird. Zivilrechtlich läge hier die 
tatsächliche Leistungsbeziehung stets zwischen dem vom Ladepunktbetreiber unabhängi-
gen EMP bzw. dem individuellen Versorger und dem Elektrofahrzeugführer. Satz 3 ordnet 
die Leistung der Strommengen aber nun für die Zwecke einer einfacheren und einheitliche-
ren Bewertung im Stromsteuerrecht dem Ladepunktbetreiber zu.  


§ 5a Absatz 1 Satz 4, 5 und 6 normieren im Übrigen den oder die relevanten Steuerschuld-
ner. Mit Blick auf die jeweils an einen Ladepunkt geleisteten und dort letztlich entnommenen 
Strommengen ist dies entweder der jeweilige Versorger des Betreibers der Ladesäule oder 
der Betreiber der Ladesäule selbst, wenn er bereits aus anderen Gründen Versorger ist 
oder aber als Eigenerzeuger agiert (siehe auch die Fallkonstellationen). 


Die Regelung stellt insofern für die überwiegende Zahl der Sachverhalte klar, dass maß-
geblicher Versorger und Steuerschuldner grundsätzlich derjenige ist, der letztlich den an 
Ladepunkten bzw. Ladesäulen entnommenen Strom an den Betreiber der Ladesäule leis-
tet. Dieses Leisten an den Ladesäulenbetreiber kann tatsächlich oder aufgrund der Zurech-
nung nach Satz 3 geschehen. In der Regel dürfte somit Versorger und Steuerschuldner die 
Person sein, mit der der Betreiber der Ladesäule einen Vertrag zur Strombelieferung ge-
schlossen hat. Etwaige Leistungsbeziehungen innerhalb der Ladesäule, z.B. vom Ladesäu-
lenbetreiber an einen EMP, einen Roaminganbieter oder sonstige Beteiligte spielen damit 
für die Bestimmung des zutreffenden Steuerschuldners keine Rolle mehr und sind für die 
stromsteuerrechtliche Beurteilung unerheblich, da die entscheidende eliminierende Ent-
nahme des Stroms aus dem Versorgungsnetz nach Absatz 1 Satz 1 fingiert wird. Reine 
Ladepunktbetreiber werden nach § 5a Absatz 1 Satz 6, auch wenn sie tatsächlich Strom 
leisten, mithin nicht mehr Versorger, sofern sie dies nicht bereits aus anderen Gründen sind 
(z.B. klassisches Stadtwerk, welches Ladepunkte betreibt). 


Zur Erläuterung sollen folgende typische Fallkonstellationen dienen: 


1. Versorger als Steuerschuldner 


Ein Energieversorgungsunternehmen (beispielsweise ein Stadtwerk, künftig EVU) betreibt 
eigene Ladepunkte/Ladesäulen und ist zugleich klassischer Versorger im Sinne des Strom-
steuerrechts. An den Ladesäulen wird Strom durch eigene Fahrzeuge und durch Dritte ent-
nommen.  


Sämtliche Entnahmen an den Ladepunkten werden nach § 5 Absatz 1 Satz 1 dem EVU als 
Betreiber der Ladepunkte zugeordnet. Nach § 5 Absatz 1 Satz 4 ist das EVU als Versorger 
und Betreiber der Ladepunkte zugleich Steuerschuldner für sämtliche entnommenen 
Strommengen.  
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Abwandlung:  


Das EVU ermöglicht künftig unter Einhaltung der Netzzugangsregeln zur Ermöglichung ei-
ner ladevorgangscharfen bilanziellen Energiemengenzuordnung für Elektromobilität (NZR-
EMob), dass Fahrzeugnutzer individuell ihren „Stromliefervertrag mitbringen“. In diesem 
Fall führt die Fiktion nach § 5a Absatz 1 Satz 3 dazu, dass die einzelnen Vorgänge strom-
steuerrechtlich als eine Leistung der entnommenen Strommenge an das EVU als Betreiber 
der Ladepunkte gelten. Es findet insofern wie unter Versorgern üblich eine unversteuerte 
Stromleistung zwischen Versorgern statt. Das EVU als Betreiber der Ladepunkte und Ver-
sorger ist im Ergebnis für alle an den Ladepunkten entnommenen Strommengen nach § 5a 
Absatz 1 Satz 4 Steuerschuldner. Die Versorgereigenschaft weist das EVU den anderen 
Versorgern wie üblich mit dem Erlaubnisschein nach.  


2. Versorger des Ladepunktbetreibers als Steuerschuldner 


Sofern bzw. soweit keiner der beiden oben skizzierten Fälle vorliegt und der Ladepunktbe-
treiber nicht selbst bereits regulärer Versorger ist, ist der oder sind die Versorger des Lade-
punktbetreibers Steuerschuldner.  


Beispiel: Ein Baumarkt betreibt Ladepunkte. Er bezieht Strom von einem Stadtwerk als EVU 
und leistet diesen über die Ladepunkte an Fahrzeugnutzer. Nach § 5a Absatz 1 Satz 1 gilt 
die Entnahme von Strom an den Ladepunkten als Entnahme durch den Baumarkt. Nach § 
5a Absatz 1 Satz 4 Alternative 1 ist in dieser Konstellation das den Strom liefernde EVU als 
Versorger des Baumarkts regulär der Steuerschuldner. Zu beachten ist hierbei, dass auf-
grund der Fiktionen nach den Sätzen 1 und 3 sowie der Klarstellung in Satz 6 der Baumarkt 
nicht allein aufgrund des Betreibens der Ladepunkte bzw. des tatsächlichen Leistens von 
Strom an den Ladepunkten zum Versorger wird – anders als nach § 5 Stromsteuergesetz 
bisher. Die weiteren Leistungen sind im Kontext des Ladepunkts unbeachtlich.  


Abwandlung des Beispiels: 


An den Ladepunkten des Baumarkts ist eine ladevorgangscharfe bilanzielle Energiemen-
genzuordnung für die Elektromobilität möglich (Fahrzeugnutzer „bringen ihren Stromliefer-
vertrag mit“). Der Baumarkt ist nicht bereits aus anderen Gründen regulärer Versorger, so 
dass auch in diesem Fall zur Bestimmung des Steuerschuldners § 5a Absatz 1 Satz 4 Al-
ternative 1 zur Anwendung kommt. Steuerschuldner sind – wie bisher, aber nun über die 
Fiktion als Versorger des Ladepunktbetreibers – mithin die einzelnen Versorger (Stromlie-
feranten) der jeweiligen Fahrzeugnutzer, denen die geladenen Mengen regulär bilanziell 
zugeordnet werden. Diese einzelnen Versorger wissen um ihre Steuerschuldnerschaft für 
die ihrem Bilanzkreis zugeordneten Mengen, da der Baumarkt als Ladepunktbetreiber ihnen 
keinen Erlaubnisschein als Nachweis eines Versorgerstatus vorgelegt hat. Eine Begrün-
dung einer Gesamtschuldnerschaft der verschiedenen Versorger am Ladepunkt ist durch 
die Norm nicht vorgesehen.  


3. Eigenerzeuger als Steuerschuldner 


Strom wird in einer nicht hocheffizienten KWK-Anlage erzeugt und vom Erzeuger über die 
von ihm betriebene Ladesäule in sein Elektrofahrzeug oder/und jenes von Dritten geladen. 
Nach § 5a Absatz 1 Satz 1 ist die Entnahme von Strom dem Betreiber der Ladesäule zuzu-
ordnen. Nach § 5a Absatz 1 Satz 5 ist der Eigenerzeuger und Betreiber der Ladesäule 
Steuerschuldner für den selbst erzeugten und an der Ladesäule entnommenen Strom – 
unabhängig davon, ob das eigene Fahrzeug oder Fahrzeuge Dritter geladen werden. Wird 
darüber hinaus z.B. auch von einem EVU geleisteter Strom aus dem Ladepunkt vom Be-
treiber oder Dritten entnommen, wäre das EVU nach § 5a Absatz 1 Satz 4 insoweit Steuer-
schuldner als Versorger des Ladepunktbetreibers für eben diese vom EVU geleisteten 
Strommengen. 
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§ 5a Absatz 2 Stromsteuergesetz (neu) 


§ 5a Absatz 2 Stromsteuergesetz soll eine konsistente Bewertung an Ladepunkten sicher-
stellen. Die Entnahmefiktion soll daher nicht nur im Kontext der Versorgerproblematik grei-
fen, sondern ebenso mit Blick auf die Steuerbefreiungen. Insofern stellt Absatz 2 klar, dass 
die Entnahme von Strom an Ladepunkten oder an mit den Ladepunkten unmittelbar und 
nicht nur vorübergehend verbundenen Stromspeichern auch im Rahmen der Stromsteuer-
befreiungen als Selbstverbrauch des Ladepunktbetreibers (§ 9 Absatz 1 Nummer 1 und 
Nummer 3 Buchstabe a) Stromsteuergesetz) zu werten ist bzw. dieser für die entnomme-
nen Mengen als Letztverbraucher gilt, wenn der an die Ladesäule geleistete Strom von 
einem Betreiber einer begünstigten Anlage geleistet wurde (§ 9 Absatz 1 Nummer 3 Buch-
stabe b) Stromsteuergesetz). Insoweit entfällt die Stromsteuerbefreiung nicht allein auf-
grund des komplexen Geschäfts- oder Beteiligungskonstrukts am Ladepunkt, wenn die 
sonstigen Voraussetzungen des § 9 Absatz 1 Nummer 1 und 3, z. B. das Kriterium des 
räumlichen Zusammenhangs zu der Anlage, eingehalten sind. 


Beispiele 1: 


Betreibt der Ladepunktbetreiber selbst eine Photovoltaikanlage mit einer elektrischen 
Nennleistung von bis zu 2 MW und wird ein Teil des erzeugten Stroms an eigenen Lade-
punkten durch Fahrzeugnutzer entnommen, kann durch die Entnahmefiktion eine Steuer-
befreiung nach § 9 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe a) Stromsteuergesetz auch für den tat-
sächlich an Dritte (Fahrzeugnutzer) abgegebenen Strom als steuerbefreiter Selbstver-
brauch gewertet werden. 


Beispiel 2: 


Vergleichbar gilt dies für § 9 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe b) Stromsteuergesetz im Falle 
der Leistung von Strom durch einen Betreiber einer begünstigten Stromerzeugungsanlage 
an den Ladesäulenbetreiber. Durch die klare Zurechnung der Entnahme aus dem Lade-
punkt zum Betreiber des Ladepunkts, liegt künftig auch dann ein Leisten an Dritte zum 
Letztverbrauch im Sinne von § 9 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe b) Stromsteuergesetz vor, 
wenn der an den Ladesäulenbetreiber geleistete Strom tatsächlich durch die Fahrzeugnut-
zer entnommen wird. Das für die Inanspruchnahme der Begünstigung nach § 9 Absatz 1 
Nummer 3 Buchstabe b) Stromsteuergesetz notwendige Zweipersonenverhältnis ist klar-
stellend durch § 5a Absatz 2 sichergestellt. Insofern kann der Betreiber einer Photovoltaik-
anlage unter Einhaltung der sonstigen gesetzlichen Vorgaben grundsätzlich Strom an den 
Betreiber einer Ladesäule leisten und dieser dann dort zum Beispiel von einem Elektrofahr-
zeugführer entnommen werden, ohne dass die Befreiung nach § 9 Absatz 1 Nummer 3 
Buchstabe b) Stromsteuergesetz entfällt. Ohne diese Regelung, würde die Intention des § 
5a konterkariert, da ansonsten allein für die Bewertung der Stromsteuerbefreiungen etwa-
ige Leistungsbeziehungen zwischen Beteiligten an der Ladesäule erneut geprüft werden 
müssten. 


§ 5a Absatz 3 Stromsteuergesetz (neu) – bidirektionales Laden 


Absatz 3 stellt sicher, dass der Fahrzeugnutzer durch bidirektionales Laden (Rückspeisung 
von Strom in den Ladepunkt) nicht zum Versorger wird. Zudem wird für Fälle des Ver-
brauchs des rückgespeisten Stroms vor Ort und ohne Nutzung des Netzes der allgemeinen 
Versorgung mit Strom normiert, dass für diesen Strom keine Steuer entsteht (Vehicle to 
Home bzw. Vehicle to Business). Hintergrund ist, dass der zuvor in die Fahrzeuge geladene 
Strom bereits stromsteuerrechtlich behandelt wurde (versteuerte oder steuerbefreite Ent-
nahme in das Fahrzeug). Insofern ist bei unmittelbarer Nutzung vor Ort eine erneute strom-
steuerrechtliche Behandlung nicht erforderlich. Absatz 3 dient in erster Linie der Vereinfa-
chung und Vermeidung von Bürokratie im Rahmen des zu erwartenden Hochlaufs bidirek-
tionaler Ladevorgänge.  
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Zu Nummer 5 


§ 8 Stromsteuergesetz 


Zu Buchstabe a 


§ 8 Absätze 4b und 4c Stromsteuergesetz 


Mit § 8 Absatz 4a Stromsteuergesetz wurde eine erhebliche Vereinfachung mit Blick auf 
Berichtigungen zunächst angemeldeter Strommengen eingeführt. Der Praxis der unterjäh-
rigen Verbrauchsablesungen folgend wurde geregelt, dass der Steuerschuldner die zu-
nächst angemeldete Menge erst dann zu berichtigen hat, wenn der Ablesezeitraum beendet 
ist. Diese Berichtigung hat daher auch nicht durch eine Korrektur der ursprünglich abgege-
benen Steueranmeldung zu erfolgen. Vielmehr entstehen durch die Regelung eigene Steu-
eransprüche für die Berichtigungsmenge, die für den Veranlagungszeitraum zur Versteue-
rung angemeldet werden muss, in dem der jeweilige Ablesezeitraum endet. Für den anzu-
wendenden Steuersatz sind dabei die Verhältnisse des Zeitraums maßgeblich, für den die 
Berichtigung vorgenommen wird (vgl. BT-Drs. 16/1172, S. 47).  


Sinn und Zweck der Regelung war es deshalb auch, unter Berücksichtigung der strom-
steuerlichen Belange eine Regelung zu schaffen, die auf den bei den Versorgern bereits 
vorhandenen Abrechnungssystemen aufsetzt.  


Durch die Erfahrungen, die im Zusammenhang mit der seit dem 1. Januar 2018 im Rahmen 
der Dritten Verordnung zur Änderung der Energiesteuer- und der Stromsteuer-Durchfüh-
rungsverordnung vom 2. Januar 2018 (BGBl. I S. 84) in § 4 Absatz 2 Stromsteuer-Durch-
führungsverordnung vorgenommenen Änderungen zur Neustrukturierung der Aufzeich-
nungspflichten gemacht wurden, hat sich weiterer Änderungsbedarf ergeben, der zur Ver-
fahrensvereinfachung eine Erweiterung der Regelung in § 8 Absatz 4a Stromsteuergesetz 
erfordert. 


Durch die Neuregelung sollen weitere in der Praxis vorkommende Fallkonstellationen nor-
miert werden, bei denen ein Berichtigungserfordernis der bereits abgegebenen Jahressteu-
eranmeldung erst im Rahmen der nächsten Jahressteueranmeldung erforderlich wird. Die 
bislang im Rahmen von § 153 AO erforderlichen Berichtigungen werden damit größtenteils 
vermieden. Dadurch wird Bürokratie abgebaut, aber auch zu einer größeren Rechtssicher-
heit beigetragen.  


In § 8 Absatz 4b Stromsteuergesetz wird daher geregelt, dass auch dann, wenn keine un-
terjährigen Ablesungen und Abrechnungen erfolgen, sondern Stichtagsablesungen zum 
31.12. eines Jahres, eine Berichtigung erst in der nächsten Steueranmeldung erforderlich 
ist. Erforderlich ist hierfür, dass die abgerechnete Menge auf einer Schätzung beruht oder 
diese sich im Nachhinein als unzutreffend herausgestellt hat, und zu einer Korrektur der 
Abrechnung führt. Diese Fälle haben bisher zu sehr häufigen Berichtigungserfordernissen 
bereits abgegebener Steueranmeldungen geführt. 


In § 8 Absatz 4c Stromsteuergesetz soll vereinfachend geregelt werden, dass Geschäfts-
vorfälle, die aufgrund der Besonderheiten bei der Aufstellung des Jahresabschlusses nicht 
mehr in dem Jahresabschluss des Versorgers für das Veranlagungsjahr berücksichtigt wer-
den, ebenfalls erst in der nächsten Steueranmeldung zu berücksichtigten sind.  


Dadurch fallen die vom Jahresabschluss und die von der Steueranmeldung umfassten Ge-
schäftsvorfälle nur noch in wenigen Fällen auseinander. Dies stellt eine erhebliche Verein-
fachung für die betroffenen Versorger bei den Aufzeichnungen der für die Steueranmeldung 
erforderlichen Mengen dar und führt gleichzeitig zu einer Angleichung an die Rechtsberei-
che, die sich bislang schon auf den Jahresabschluss beziehen. 
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Zu Buchstabe b 


§ 8 Absatz 6 Stromsteuergesetz 


Forderungen des Bundesrechnungshofs folgend wird zur Reduzierung etwaiger Steueraus-
fallrisiken geregelt, dass Steuervorauszahlungen abweichend festzusetzen sind, wenn die 
für das konkrete Kalenderjahr zu erwartende Steuerschuld erheblich von den festgesetzten 
Vorauszahlungen abweicht. Dem Petitum des Bundesrechnungshofes wird mit der Neure-
gelung Rechnung getragen. Um den damit einhergehenden Bürokratieaufwand verhältnis-
mäßig auszugestalten, muss die anzumeldende Abweichung mehr als 20% betragen und 
die zugrundeliegende zu erwartende Jahressteuerschuld 100 000 Euro übersteigen. 


Satz 5 normiert die nach § 14 bußgeldbewehrte Anzeigepflicht des Steuerschuldners. 


Zu Nummer 6 


§ 9 Stromsteuergesetz 


Zu Buchstabe a 


Zu Doppelbuchstabe aa 


§ 9 Absatz 1 Nummer 2 Stromsteuergesetz 


§ 9 Absatz 1 Nummer 2 setzt die obligatorische Steuerbefreiung aus Artikel 14 Absatz 1 
Buchstabe a der Energiesteuerrichtlinie für den inputseitigen Strom um. Besagte obligato-
rische Steuerbefreiung umfasst zwei Fallkonstellationen, wobei die zweite Konstellation – 
Aufrechterhaltung – bisher in der Praxis durch eine entsprechende europarechtskonforme 
Auslegung von § 9 Absatz 1 Nummer 2 Stromsteuergesetz sichergestellt wurde. Zur Klar-
stellung wird nun auch die zweite Konstellation in den Normwortlaut des Stromsteuergeset-
zes übernommen. Für die Auslegung der Steuerbefreiung sowie der korrespondierenden 
Regelungen in der Stromsteuer-Durchführungsverordnung sind die unionsrechtlichen 
Grundsätze zugrunde zu legen (vgl. hierzu zuletzt auch die Ausführungen des EuGH in der 
Rechtssache C-571/21, Urteil vom 9. März 2023). 


Zu Doppelbuchstabe bb 


§ 9 Absatz 1 Nummer 5 Stromsteuergesetz  


Redaktionelle Änderung. 


Zu Doppelbuchstabe cc 


§ 9 Absatz 1 Nummer 6 Stromsteuergesetz (neu) 


Nach Artikel 14 der Energiesteuerrichtlinie ist der Verbrauch bei der Stromerzeugung ein-
gesetzter Energieerzeugnisse obligatorisch von der Steuer zu befreien. Nach Artikel 21 Ab-
satz 5 Unterabsatz 3 Satz 2 der Energiesteuerrichtlinie kann bei kleineren Stromerzeugern 
dieses „Input frei, Output besteuert“-Prinzip umgedreht werden. D.h. es kann auf die Erhe-
bung der Stromsteuer verzichtet werden, soweit wiederum die zur Stromerzeugung einge-
setzten Energieerzeugnisse besteuert werden. 


Auf dieser Grundlage soll die bisherige Nummer 6 um einen Buchstaben b erweitert wer-
den. Strom, der in Anlagen mit einer elektrischen Nennleistung von bis zu zwei Megawatt 
erzeugt und in der Kundenanlage entnommen wird, in der er erzeugt wurde, wird damit von 
der Steuer befreit, wenn die zur Stromerzeugung eingesetzten Energieerzeugnisse nach-
weislich versteuert werden. 
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Die Regelung dient primär dem Bürokratieabbau, indem in besagten Kleinanlagen erzeug-
ter Strom weiterhin, wie bisher, nicht zu versteuern ist, soweit das eingesetzte Energieer-
zeugnis besteuert wird. Damit soll insbesondere dem Umstand Rechnung getragen werden, 
dass zukünftig eine Vielzahl von kleinen KWK-Anlagen (z. B. beim Einsatz von leichtem 
Heizöl) aufgrund der Reform des Anhangs III der Richtlinie (EU) 2023/1791 und des dort 
neu normierten CO2-Emissions-Kriteriums (weniger als 270 Gramm je Kilowattstunde Ener-
gieertrag) nicht mehr als hocheffizient gelten, womit eine Steuerbefreiung nach dem bishe-
rigen § 9 Absatz 1 Nummer 3 Stromsteuergesetz nicht mehr gegeben ist. Ohne den neuen 
§ 9 Absatz 1 Nummer 6 Buchstabe b Stromsteuergesetz müssten diese Anlagenbetreiber 
den Strom ggf. nebst Verpflichtungen als Eigenerzeuger/Versorger versteuern und im 
Nachgang die zur Stromerzeugung eingesetzten Energieerzeugnisse nach § 53 Energies-
teuergesetz von der Energiesteuer entlasten lassen. Insofern wird durch die Neuregelung 
die obligatorische Steuerbefreiung nach Artikel 14 der Energiesteuerrichtlinie bürokratiearm 
umgesetzt. Der erzeugte Strom bleibt von der Steuer befreit, während die Energieerzeug-
nisse bereits versteuert geliefert und eingesetzt werden. 


Die Anlagenbetreiber haben jedoch nach § 9 Absatz 1b Stromsteuergesetz auch die Mög-
lichkeit auf die Steuerbefreiung zu verzichten. Dann könnten die eingesetzten Energieer-
zeugnisse – wie bisher auf der Grundlage von Artikel 14 der Energiesteuerrichtlinie – nach 
§ 53 Energiesteuergesetz vollständig von der Energiesteuer entlastet werden. 


Zu Buchstabe b 


§ 9 Absatz 1b Stromsteuergesetz (neu) 


Zur Klarstellung wird eine Vorschrift in § 9 Stromsteuergesetz aufgenommen, die einen 
Verzicht auf bestimmte Steuerbegünstigungen regelt. Die nachweisliche Versteuerung er-
folgt durch eine entsprechende buchmäßige Erfassung in den Aufzeichnungen des Steuer-
schuldners und/oder die Abgabe einer entsprechenden Steueranmeldung. Den Beteiligten 
bleibt es unbelassen, Entlastungsanträge nach den Voraussetzungen der Stromsteuer-
Durchführungsverordnung zu stellen. 


Zu Buchstabe c 


§ 9 Absatz 3 Stromsteuergesetz 


Redaktionelle Änderung. 


Zu Buchstabe d 


§ 9 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 Stromsteuergesetz 


Redaktionelle Änderung. 


Zu Nummer 7 Buchstabe a,Buchstabe b und Buchstabe c 


§ 9a Stromsteuergesetz 


Jeweils redaktionelle Änderungen. 


Zu Nummer 8 


§ 9b Stromsteuergesetz 


Zu Buchstabe a 


§ 9b Absatz 1 Stromsteuergesetz 
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Redaktionelle Änderungen. 


Zu Buchstabe b 


§ 9b Absatz 1a Stromsteuergesetz (neu) 


Klarstellende Regelung. Die Speicherung von Strom ist kein Selbstzweck und stellt daher 
nicht in allen Fällen bereits eine Entnahme von Strom zu betrieblichen Zwecken dar. Wird 
der im Stromspeicher zwischengespeicherte Strom nach Ausspeisung aus dem Speicher 
an Dritte geleistet beziehungsweise weitergegeben, kann dieser nicht gleichzeitig betriebli-
chen Zwecken desjenigen dienen, der den Strom vorher eingespeichert hat. Entlastungs-
berechtigt wäre in diesen Fällen nur der Dritte, an den der aus dem Speicher ausgespei-
cherte Strom geleistet wird, sofern dieser ein Unternehmen des Produzierenden Gewerbes 
oder der Land- und Forstwirtschaft ist und dieses den Strom zu eigenen betrieblichen Zwe-
cken entnimmt. Gleiches gilt in Fällen, in denen das Unternehmen, das den Strom einspei-
chert, diesen zwar zu eigenen, aber nicht zu betrieblichen Zwecken entnimmt. Unproble-
matisch sind hingegen Fälle, in denen der vom Unternehmen eingespeicherte Strom später 
zu eigenen betrieblichen Zwecken entnommen wird. In diesen Fällen kann bereits für den 
zur Zwischenspeicherung entnommenen Strom eine Steuerentlastung gewährt werden. 


Die Regelung kann nur in Fällen zur Anwendung kommen, in denen der Stromspeicher 
nach § 5 Absatz 4 nicht bereits als Teil eines Versorgungsnetzes gilt, denn in diesen Fällen 
würde ohnehin nur der nach der Zwischenspeicherung rückumgewandelte Strom strom-
steuerrechtlich betrachtet. 


§ 9b Absatz 1b Stromsteuergesetz (neu) 


Mit dem Haushaltsbegleitgesetz vom 9. Dezember 2010 (BGBl. I 2010, 1885) sind die Vor-
schriften des § 54 des Energiesteuergesetzes und des § 9b des Stromsteuergesetzes mit 
dem Ziel geändert worden, die indirekte Nutzung der Steuerentlastung durch andere End-
verbraucher als Unternehmen des Produzierenden Gewerbes und der Land- und Forstwirt-
schaft auszuschließen und damit einer Fehlentwicklung entgegenzuwirken (BT-Drs. 
17/3030, S. 43). Der neu eingefügte Absatz 1b stellt klar, dass Erzeuger von Nutzenergie 
im Hinblick auf die steuerliche Entlastung von Verlusten bei der Nutzenergieerzeugung und 
-verteilung begünstigt sind, wenn die erzeugte Nutzenergie im Endergebnis auch durch ein 
Unternehmen des Produzierenden Gewerbes oder der Land- und Forstwirtschaft genutzt 
wird. Folglich sind unter anderem Unternehmen, die Strom mit dem Ziel einsetzen, mit der 
erzeugten Nutzenergie ausschließlich nicht begünstigte Unternehmen/Personen zu versor-
gen, von der Steuerentlastung für die Verluste ausgeschlossen. 


Zu Nummer 9 


§ 10a Stromsteuergesetz 


Die Norm wird im Hinblick auf die Bestimmtheit und Rechtsklarheit neugefasst. 


Von der Norm erfasst sind beispielsweise folgende Konstellationen: 


Nach § 12 Absatz 2 Energiefinanzierungsgesetz sind ausschließlich die Übertragungsnetz-
betreiber zur Erhebung der nach den §§ 30 bis 36 Energiefinanzierungsgesetz begrenzten 
Umlagen auf die Netzentnahme berechtigt, die die Umlagen als eigenständige Umlagen auf 
die Netzentnahme erheben. Die Daten der Zollverwaltung aus dem stromsteuerrechtlichen 
Verfahren können erforderlich sein, um die aus dem Stromnetz entnommenen Strommen-
gen der Unternehmen zu verifizieren.  


Ein weiterer Fall für die Datenübermittlung stellen die gesetzlichen Aufgaben der Bundes-
netzagentur dar, so zum Beispiel im Kontext von § 5 Absatz 
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5 Satz 1 Energiewirtschaftsgesetz. Diese Norm ermächtigt die Bundesnetzagentur, nicht 
leistungsfähigen oder unzuverlässigen Stromversorgern ihre Tätigkeit als Energielieferant 
zu untersagen. Im Stromsteuerrecht besteht kein vergleichbares Mittel, um Stromversor-
gern, die sich mit Blick auf ihre stromsteuerrechtlichen Verpflichtungen als unzuverlässig 
herausstellen, ihre Geschäftstätigkeit zu untersagen. § 10a Stromsteuergesetz ermöglicht 
daher insbesondere die Weitergabe entsprechender Informationen zur stromsteuerrechtli-
chen Unzuverlässigkeit im Kontext der Strombesteuerung durch die verschiedenen Zollbe-
hörden an die Bundesnetzagentur, damit diese entsprechende Verfahren nach dem Ener-
giewirtschaftsgesetz einleiten beziehungsweise durchführen kann. Darüber hinaus ist die 
Bundesnetzagentur auch für die Überwachung nach Maßgabe des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes und des Energiefinanzierungsgesetz (hier insbesondere im Hinblick auf die ord-
nungsgemäße Erhebung der Umlage durch die Verteilnetzbetreiber nach § 62 Absatz 1 Zif-
fer 2 Buchstabe a Energiefinanzierungsgesetz) zuständig, so dass eine Datenübermittlung 
zum Zwecke der Überwachung sinnvoll ist. 


Nummer 3 der Vorschrift adressiert das Umweltbundesamt, insbesondere im Hinblick auf 
dessen Verpflichtungen im Rahmen der Stromkennzeichnung. Nach § 42 Absatz 7 Satz 
3 EnWG ist das Umweltbundesamt befugt, die Richtigkeit der von den Stromlieferanten ver-
wendeten Stromkennzeichnung zu überprüfen, soweit diese die Ausweisung von Strom aus 
erneuerbaren Energien betrifft. Eine Übermittlung der zur Stromsteuer angemeldeten Lie-
fermengen ist notwendig, um eine valide und qualitativ hochwertige Datenbasis für eine 
Überprüfung der Stromkennzeichnung zu schaffen. 


Das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle ist insb. für die Prüfung der Vorgaben 
zur Begrenzung der Umlagen nach dem Energiefinanzierungsgesetz (sogenannte Beson-
dere Ausgleichsregelung) zuständig (z. B. Strom für stromkostenintensive Unternehmen, 
für Schienenbahnen, Landstromanlagen oder Strom, der von Verkehrsunternehmen mit 
elektrisch betriebenen Bussen verwendet wird). Da diese Begünstigungen vergleichbar 
auch im Stromsteuerrecht vorliegen, ist eine Datenübermittlung zur gegenseitigen Kontrolle 
und Überwachung sinnvoll. 


Weiterhin wird klargestellt, dass bei dem Austausch mit den außerhalb des Zolls stehenden 
Behörden auch die Generalzolldirektion entsprechende Informationen innerhalb und außer-
halb der Zollverwaltung übermitteln darf. 


Spiegelbildlich Satz 1 der Vorschrift wird nach Satz 2 der Datenaustausch auch zu den 
Zollbehörden ermöglicht, sofern diese die Daten zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben 
benötigen. 


Zu Nummer 10 


§ 11 Stromsteuergesetz 


Zu Buchstabe a 


§ 11 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe c) Stromsteuergesetz (neu) 


Es wird eine ausdrückliche Verordnungsermächtigung zur Festlegung eines Anlagenbe-
griffs für das Stromsteuerrecht aufgenommen. Hierbei kann nach verschiedenen Energie-
trägern differenziert werden, um unter anderem eine Angleichung an andere Rechtsberei-
che wie dem Energierecht zu ermöglichen. Die Ermächtigung dient insofern als Grundlage 
für den mit diesem Gesetz neugeregelten § 12b der Stromsteuer-Durchführungsverord-
nung. 


§ 11 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe d) Stromsteuergesetz (neu) 
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Der bisher in § 1a Absatz 9 Stromsteuer-Durchführungsverordnung befindliche Begriff der 
Kundenanlage wurde in das Stromsteuergesetz überführt. Grundsätzlich sind für die Be-
stimmung der Kundenanlage die Vorgaben des Energiewirtschaftsgesetzes maßgeblich. In 
Zweifelsfällen wird zunächst vermutet, dass eine Kundenanlage vorliegt. Dem Verord-
nungsgeber wird ermöglicht, weitergehende Vorgaben zur Bestimmung der Kundenanlage 
zu machen und hierbei auch die Zweifelsfälle zu regeln. 


Dem Verordnungsgeber soll damit zudem die Möglichkeit gegeben werden, auf Unter-
schiede zwischen dem Energiewirtschaftsrecht und dem Stromsteuerrecht zu reagieren. 
Aufgrund der unterschiedlichen Zielsetzungen von Ordnungs- und Steuerrecht kann insbe-
sondere nicht ausgeschlossen werden, dass unter Zugrundelegung energiewirtschaftlicher 
Rechtsprechung ordnungsrechtlich die Kundenanlage anzunehmen oder zu verneinen 
wäre, obwohl dies mit Blick auf die stromsteuerrechtliche Zielsetzung im Kontext der Ver-
sorgereigenschaft oder der Steuerbefreiungen sinnwidrig wäre. So könnten beispielsweise 
zum Kriterium der wettbewerblichen Unbedeutsamkeit nach § 3 Nummer 24a Buchstabe c 
Energiewirtschaftsgesetz entwickelte Parameter wie die Anzahl der Letztverbraucher für 
stromsteuerrechtliche Belange unbedeutend sein. Derartige Fälle kann der Verordnungs-
geber abweichend regeln, soweit dies für stromsteuerrechtliche Belange erforderlich ist.  


Zu Buchstabe b 


§ 11 Satz 1 Nummer 3 Stromsteuergesetz 


Zu Doppelbuchstabe aa 


Die Ermächtigungsgrundlage zur Elektromobilität wird um die neu im Gesetz eingefügten 
Aspekte erweitert. Fortan können auch umfassende Durchführungsbestimmungen mit Blick 
auf Ladepunkte, mit Ladepunkten verbundene Stromspeicher und zum bidirektionalen La-
den erlassen werden. 


Zu Doppelbuchstabe bb 


Siehe Begründung zu Doppelbuchstabe aa. 


Zu Buchstabe c 


§ 11 Nummer 6 Stromsteuergesetz 


Die Regelung stellt eine Anpassung der Ermächtigungsgrundlage zur Regelung von Aus-
nahmen vom Versorgerstatus dar. Hierdurch wird zum einen – wie bisher – ermöglicht, 
Versorger in geeigneten Fällen, in denen die steuerrechtlichen Belange nicht gefährdet 
sind, als Letztverbraucher gelten zu lassen. Darüber hinaus besteht durch die neue erste 
Alternative „Versorger nicht als Versorger gelten“ für den Verordnungsgeber fortan auch 
die Möglichkeit, Personen komplett von der Versorgereigenschaft auszunehmen, sofern die 
steuerrechtlichen Belange nicht gefährdet sind und die – zum Beispiel im Kontext von steu-
erbefreiten Strom – notwendige Überwachung anders sichergestellt werden kann. Die erste 
Alternative ist die Ermächtigungsgrundlage für den neuen § 1a Absatz 5a Stromsteuer-
Durchführungsverordnung. 


Zu Buchstabe d 


§ 11 Satz 1 Nummer 6a Stromsteuergesetz (neu) 


Aufnahme einer Verordnungsermächtigung, um Durchführungsvorschriften im Zusammen-
hang mit den neuen Speicherdefinitionen sowie zur Neufassung von § 5 Absatz 4 des Ge-
setzes erlassen zu können. 
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Zu Buchstabe e 


§ 11 Satz 1 Nummer 7a Stromsteuergesetz (neu) 


Bereits in § 40 Absatz 3 Energiewirtschaftsgesetz ist geregelt, dass Energielieferanten ver-
pflichtet sind, die Stromsteuer in Rechnungen gesondert auszuweisen. Diese Regelung soll 
nun unter Berücksichtigung der Besonderheiten des Stromsteuerrechts im Verordnungs-
wege flankiert werden. 


Zu Buchstabe f 


§ 11 Satz 1 Nummer 8 Stromsteuergesetz 


Zu Doppelbuchstabe aa 


§ 11 Satz 1 Nummer 8 Buchstabe b) Stromsteuergesetz 


Redaktionelle Änderung. 


Zu Doppelbuchstabe bb 


§ 11 Satz 1 Nummer 8 Buchstaben d) und e) Stromsteuergesetz 


Die bestehende Verordnungsermächtigung wird lediglich angepasst und ergänzt um die 
Möglichkeit des Verordnungsgebers, Vorgaben auch zur Ausweisung der Steuer im Rah-
men des § 9 des Stromsteuergesetz zu machen. Dies kann beispielsweise dann von Be-
deutung sein, wenn nicht nur steuerfreie Strommengen an Letztverbraucher geleistet wer-
den (vgl. auch § 11 Satz 1 Nummer 7a (neu)).  


Die Ermittlung des Jahres- oder Monatsnutzungsgrades ist nicht mehr notwendig, entspre-
chend erfolgt hier die Anpassung des Wortlauts der Ermächtigungsgrundlage.  


Zu Doppelbuchstabe cc 


§ 11 Satz 1 Nummer 8 Buchstabe f) Stromsteuergesetz 


Die Streichung erfolgt, da die entsprechende Ermächtigung bereits in der Formulierung zu 
Buchstaben a) und e) enthalten ist. 


Zu Buchstabe g 


§ 11 Satz 1 Nummer 11 Stromsteuergesetz 


Die bestehende Ermächtigungsgrundlage nach Nummer 11 wird erweitert bzw. konkreti-
siert. Fortan wird dem Verordnungsgeber im Rahmen der Nummer 11 die Möglichkeit ein-
geräumt, insbesondere Vorgaben zur Zeitgleichheit sowie zur Ermittlung, zur Abgrenzung 
und zum Nachweis von Strommengen vorzuschreiben (§ 11a Stromsteuer-Durchführungs-
verordnung). Anders als nach dem bisherigen § 11a Stromsteuer-Durchführungsverord-
nung muss dies nicht auf den Bereich des § 9 Absatz 1 Nummer 1 und 3 Stromsteuergesetz 
beschränkt sein. Die Steuerrelevanz im Sinne der Ermächtigung ist weit zu verstehen. Sie 
kann zu versteuernde, aber auch steuerbegünstigte Strommengen betreffen. So kann auf 
der Grundlage dieser Ermächtigungsnorm festgeschrieben werden, dass Stromentnahmen 
bei mehreren Stromentnahmepunkten quotal zuzuordnen sind. Aufbauend auf diese Er-
mächtigung wird zugleich der neue § 11a Stromsteuer-Durchführungsverordnung erlassen. 
Zudem kann z. B. somit auch im Kontext der Stromsteuerbefreiung für „Strom zur Stromer-
zeugung“ geregelt werden, dass wenn mehrere bzw. vom Anlagenbetreiber abweichende 
Beteiligte privilegiert Strom entnehmen, auch Dritten zum Zwecke des Nachweises 
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Pflichten (z. B. Selbsterklärungen und Aufzeichnungen über relevante Strommengen) auf-
erlegt werden können (siehe hierzu § 12a Stromsteuer-Durchführungsverordnung). 


Zu Nummer 11 


§ 14 Stromsteuergesetz 


Dem Petitum des Bundesrechnungshofes folgend wird eine Ordnungswidrigkeit normiert, 
um die Einhaltung der in § 8 Absatz 6 Satz 5 Stromsteuergesetz neu geschaffenen Anzei-
gepflicht sicherzustellen. 


Zu Artikel 2 (Änderung des Energiesteuergesetzes) 


Zu Nummer 1 


Inhaltsverzeichnis 


Zu Buchstabe a 


Redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Einfügung des § 44a Energiesteuergesetz. 


Zu Buchstabe b 


Redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Neufassung des § 49 Energiesteuergesetz. 


Zu Buchstabe c 


Redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Streichung des § 55 Energiesteuergesetz. 


Zu Buchstabe d 


Redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Streichung des § 60 Energiesteuergesetz. 


Zu Buchstabe e 


Redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Streichung des § 55 Energiesteuergesetz. 


Zu Buchstabe f 


Redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Streichung des § 68 Energiesteuergesetz. 


Zu Buchstabe g 


Redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Streichung des § 55 Energiesteuergesetz. 


Zu Nummer 2 


§ 1a Satz 1 Nummer 1 Energiesteuergesetz 


Redaktionelle Änderung infolge des Inkrafttretens des Personengesellschaftsrechtsmoder-
nisierungsgesetzes (MoPeG) vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3436) zum 1. Januar 2024. 
Die Änderung hat keine konstitutive Wirkung. 


Zu Nummer 3 


§ 2 Absatz 4 Energiesteuergesetz 
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Klarstellende Regelung. Pflanzenkraftstoffe, die zum Antrieb von Gasturbinen und Verbren-
nungsmotoren in begünstigten Anlagen verwendet werden, müssen nicht gekennzeichnet 
sein. 


Zu Nummer 4 


§ 3b Energiesteuergesetz 


Zu Buchstabe a  


§ 3b Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 Energiesteuergesetz 


Grundsätzlich darf Unternehmen in Schwierigkeiten und Unternehmen, die einer offenen 
Rückforderungsanordnung nicht nachgekommen sind, nie (Deggendorf-Grundsatz aus 
EuGH 15. 5. 1997, TWD Textilwerke Deggendorf GmbH/Kommission, C-355/95 P, Rz. 26-
27; vgl. ferner z.B. Art. 1 Abs. 4 Buchstabe a AGVO) eine staatliche Beihilfe gewährt wer-
den. Der bisherige Wortlaut sah vor, dass ein Antrag unzulässig ist. Mithin war eigentlich 
den betroffenen Unternehmen bereits eine Antragstellung für eine Steuerbegünstigung un-
tersagt.  


Da dieses Verständnis sich sowohl für die Fälle offener Rückforderungsanordnungen als 
auch für Unternehmen in Schwierigkeiten mit Blick auf die unionsrechtlichen Vorgaben als 
zu restriktiv darstellte, wurde bereits bisher in der Praxis der Wortlaut unter Berücksichti-
gung "der Vorgabe, dass unionsrechtlich begründete Einschränkungen von Steuerbegüns-
tigungen mit größtem Augenmaß gehandhabt und auf das erforderliche Maß begrenzt wer-
den" sowie der Vorgabe, dass Anträge auf Gewährung einer Steuerbegünstigung nicht ver-
wehrt werden könnten (Bundestagsdrucksache 18/12580, Seite 64), dahingehend ausge-
legt, dass es den Unternehmen möglich war, einen Antrag zu stellen. Dieser war aber ge-
gebenenfalls aufgrund der Einschränkungen der Möglichkeit einer Gewährung von staatli-
chen Beihilfen an Unternehmen in Schwierigkeiten und an Unternehmen, die einer offenen 
Rückforderungsanordnung nicht nachgekommen sind, aus sachlichen Gründen abzu-
lehnen. Dementsprechend wird der Wortlaut der Regelung nunmehr klargestellt und an die 
umzusetzenden Regelungen des Unionsrechts angepasst. 


Zu Buchstabe b 


§ 3b Absatz 3 Energiesteuergesetz 


Redaktionelle Folgeänderung des Absatzes 3 aufgrund der Neufassung des § 28 Absatz 2 
Energiesteuergesetz sowie der Streichung von § 55 Energiesteuergesetz. 


Zu Nummer 5 


§ 24 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 Satz 2 Energiesteuergesetz 


Redaktionelle Änderung. Mit der Angleichung des § 26 Energiesteuergesetz durch das 
Zweite Gesetzes zur Änderung des Energiesteuer- und des Stromsteuergesetzes vom 27. 
August 2017 (BGBl. 2017 I, 3299 ff.) an den Wortlaut des Artikels 21 Absatz 3 der Energie-
steuerrichtlinie wurde das sog. Herstellerprivileg unionsrechtskonform auf den Umfang der 
nach der Richtlinie obligatorisch vorgesehenen Steuerbegünstigung für selbst hergestellte 
Energieerzeugnisse zurückgeführt. Die steuerfreie Abgabe der Energieerzeugnisse zum 
Eigenverbrauchsprivileg nach § 26 Energiesteuergesetz ist seither nicht mehr möglich. 


Zu Nummer 6 


§ 27 Absatz 1 Energiesteuergesetz 
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Kraftstoffe zur Verwendung in der gewerblichen Schifffahrt sind obligatorisch von der Ener-
giesteuer befreit nach Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe c der Richtlinie 2003/96/EG des Rates 
vom 27. Oktober 2003 zur Restrukturierung der gemeinschaftlichen Rahmenvorschriften 
zur Besteuerung von Energieerzeugnissen und elektrischem Strom. Nach Artikel 6 steht es 
den Mitgliedstaaten frei, die in der Richtlinie vorgesehenen Steuerbefreiungen direkt, oder 
über eine Erstattung der entrichteten Steuer zu gewähren. 


§ 27 Absatz 1 Energiesteuergesetz regelte bisher die steuerfreie Abgabe nur für bestimmte 
Gas- und Schweröle an die gewerbliche Schifffahrt. Wurden andere Energieerzeugnisse 
als die in § 27 Absatz 1 genannten Produkte als Schiffsbetriebsstoffe abgeben, war der 
Kraftstoff zunächst versteuert zu beziehen und konnte erst im Nachgang gemäß § 52 Ener-
giesteuergesetz entlastet werden.  


Durch die Aufnahme von Energieerzeugnissen der Unterposition 3820 00 90 (Biodiesel und 
Biodieselmischungen mit einem Anteil an Biodiesel von mehr als 30 %) sowie 2905 11 00 
(Methanol, nicht von synthetischer Herkunft) in § 27 Absatz 1 EnergieStG können diese 
Schiffsbetriebsstoffe ebenfalls unmittelbar steuerbefreit in der gewerblichen Schifffahrt ein-
gesetzt werden. Dies fördert den sukzessiven Ersatz fossiler Schiffsbetriebsstoffe durch 
biogene bzw. erneuerbare Kraftstoffe. 


Zu Nummer 7 


§ 28 Energiesteuergesetz 


Die 2013 erteilte EU-beihilferechtliche Genehmigung für die Steuerbefreiungen nach § 28 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 Energiesteuergesetz lief bereits zum 30. September 2023 
aus. Seither kann die Steuerbefreiung - ohne Anwendung des EU-Beihilferegimes - nur 
noch in Anspruch genommen werden, wenn die gasförmigen Energieerzeugnisse zur 
Stromerzeugung verwendet bzw. dazu abgegeben werden. Hierbei ist es unbeachtlich, ob 
diese gasförmigen Energieerzeugnisse zur Stromerzeugung verheizt werden oder diese 
Stromerzeugung mittels motorischer Verwendung erfolgt. Die Fortgeltung der nationalen 
Steuerbefreiung ist auf die in Artikel 14 der Energiesteuerrichtlinie vorgesehene obligatori-
sche Steuerbefreiung für Energieerzeugnisse zur Erzeugung von Strom zurückzuführen. 
Durch die Gesetzesänderung wird das Energiesteuergesetz an die im Jahr 2023 novellier-
ten EU-Vorgaben angepasst. 


Wie bislang sind weiterhin nur direkt verwendete bzw. direkt abgegebene und nicht in das 
Erdgasnetz eingespeiste Gase von der Steuerbefreiung umfasst. Alle anderen Energieer-
zeugnisse können nach § 37 oder § 53 Energiesteuergesetz von der Energiesteuer befreit 
werden, wenn diese zur Stromerzeugung eingesetzt werden. 


Zu Nummer 8 


§ 34 Satz 1 Energiesteuergesetz 


Mit dem Siebten Gesetz zur Änderung von Verbrauchsteuergesetzen vom 30. März 2021 
(BGBl. I, 607 ff.) wurden die Gesetzesverweise beim Bezug von Kohle aus einem anderen 
EU-Mitgliedstaat an die geänderten Regelungen bei der Lieferung zu gewerblichen Zwe-
cken angepasst. Nunmehr wird klargestellt, dass der Empfänger der verbrachten Ware bei 
B2B-Lieferungen einer Erlaubnis als zertifizierter Empfänger bedarf. 


Zu Nummer 9 


§ 37 Absatz 2 Satz 3 Energiesteuergesetz 


Durch die Änderung wird die steuerfreie Verwendung von Kohle als Kraft- oder Heizstoff 
zur Stromerzeugung an die Regelungen für den Einsatz der weiteren Energieerzeugnisse 
zur Stromerzeugung angepasst. Die Änderung dient lediglich der Klarstellung. 
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Zu Nummer 10 


§ 39 Energiesteuergesetz 


Zu Buchstabe a 


§ 39 Absatz 5 Energiesteuergesetz 


Forderungen des Bundesrechnungshofs folgend wird zur Reduzierung etwaiger Steueraus-
fallrisiken geregelt, dass Steuervorauszahlungen abweichend festzusetzen sind, wenn die 
für das konkrete Kalenderjahr zu erwartende Steuerschuld erheblich von den festgesetzten 
Vorauszahlungen abweicht. Dem Petitum des Bundesrechnungshofes wird mit der Neure-
gelung Rechnung getragen. Um den damit einhergehenden Bürokratieaufwand verhältnis-
mäßig auszugestalten, muss die anzumeldende Abweichung mehr als 20% betragen und 
die zugrundeliegende zu erwartende Jahressteuerschuld 100 000 Euro übersteigen. 


Zu Buchstabe b 


§ 39 Absätze 6a und 6b Energiesteuergesetz (neu) 


Auf die Begründung zu § 8 Absätze 4b und 4c Stromsteuergesetz (Artikel 1) wird verwiesen. 


Zu Nummer 11 


§ 40 Absatz 1 Satz 1 Energiesteuergesetz 


Mit dem Siebten Gesetz zur Änderung von Verbrauchsteuergesetzen vom 30. März 2021 
(BGBl. I, 607 ff.) wurden die Gesetzesverweise beim Verbringen von nicht leitungsgebun-
denem Erdgas aus einem anderen EU-Mitgliedstaat an die geänderten Regelungen bei der 
Lieferung zu gewerblichen Zwecken angepasst. Nunmehr wird klargestellt, dass der Emp-
fänger der verbrachten Ware bei B2B-Lieferungen einer Erlaubnis als zertifizierter Empfän-
ger bedarf. 


Zu Nummer 12 


§ 44a Energiesteuergesetz (neu) 


Durch § 44a (neu) wird im Energiesteuergesetz – vergleichbar zu § 10a Stromsteuergesetz 
– die Möglichkeit eines gegenseitigen Informationsaustauschs zwischen der Generalzolldi-
rektion, den Hauptzollämtern und der Bundesnetzagentur ermöglicht. Dies betrifft aufgrund 
des einschränkenden Wortlauts „Für Energieerzeugnisse nach Kapitel 4 dieses Gesetzes“ 
Informationen, die die Zollverwaltung insbesondere im Rahmen von Besteuerungsverfah-
ren von Erdgas erlangt hat. Voraussetzung ist, dass diese Informationen für die gesetzli-
chen Aufgaben der Bundesnetzagentur erforderlich sind, so zum Beispiel im Kontext von 
§ 5 Absatz 5 Satz 1 Energiewirtschaftsgesetz.  


Hintergrund der Regelung sind die in der Praxis vermehrt auftretenden Erdgaslieferer, die 
sich mit Blick auf ihre energiesteuerrechtlichen Verpflichtungen als unzuverlässig heraus-
stellen. Mit steuerrechtlichen Mitteln besteht keine Möglichkeit, besagten Erdgaslieferern 
die Geschäftstätigkeit zu untersagen. Derartige Möglichkeiten besitzt hingegen die Bundes-
netzagentur im Falle der Unzuverlässigkeit. Vergleichbar mit § 10a Stromsteuergesetz er-
möglicht nun § 44a (neu) insbesondere die Weitergabe entsprechender Informationen zur 
energiesteuerrechtlichen Unzuverlässigkeit im Kontext der Erdgasbesteuerung durch die 
verschiedenen Zollbehörden an die Bundesnetzagentur, damit diese entsprechende Ver-
fahren nach dem Energiewirtschaftsgesetz einleiten beziehungsweise durchführen kann.  
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Gleichzeitig können Informationen der Bundesnetzagentur insbesondere für die Bewertung 
der steuerrechtlichen Zuverlässigkeit erforderlich sein. Insofern regelt Satz 2 den gegensei-
tigen Austausch.  


Zu Nummer 13 Buchstabe a und b 


§ 46 Absatz 1 Energiesteuergesetz 


Sollen Waren im Sinne des § 4 Nummer 3, 2. Halbsatz Energiesteuergesetz (bestimmte 
Spezialbenzine und -öle) in Behältnissen mit einem Volumen von weniger als 210 Litern 
Inhalt (nicht lose Waren) im steuerrechtlich freien Verkehr in andere Mitgliedstaaten nach 
§ 15 Energiesteuergesetz befördert werden, bedarf es einer entsprechenden Erlaubnis als 
zertifizierter Empfänger bzw. zertifizierter Versender. Eine Teilnahme am EDV-gestützten 
Beförderungs- und Kontrollsystem (EMCS) ist unionsrechtskonform für derartige Waren in 
Deutschland und der Mehrheit der EU-Mitgliedstaaten im steuerrechtlich freien Verkehr je-
doch nicht vorgesehen. Eine Beförderung unter Steueraussetzung ist für diese Waren aus-
geschlossen. 


Nach der bisherigen Gesetzeslage ist es daher nur möglich diese Waren im Verfahren der 
Steuerbefreiung bei Vorliegen der Voraussetzungen der allgemeinen Erlaubnis nach An-
lage 1 zu § 55 Energiesteuer-Durchführungsverordnung ohne Steuererhebung in einen an-
deren Mitgliedstaat zu verbringen oder auszuführen.  


Für Fälle, in denen das Verbringen oder die Ausfuhr im Rahmen der der allgemeinen Er-
laubnis nicht zur Anwendung kommen kann, gibt es derzeit keine Möglichkeit einer Steu-
erentlastung. Dies wird mit § 46 Absatz 1 Nummer 5 nunmehr geändert. 


Um das Bestimmungslandprinzip zu wahren und damit zu vermeiden, dass Wirtschaftsbe-
teiligte im Ergebnis einer Doppelbesteuerung unterliegen, wird ergänzend klargestellt, dass 
eine Teilnahme am EDV-gestützten Beförderungs- und Kontrollsystem (EMCS) für diese 
Waren nicht in Betracht kommt. 


Zu Nummer 14 


§ 47 Absatz 1 Nummer 4 Energiesteuergesetz 


Die Steuerentlastung nach § 47 Absatz 1 Nummer 4 Energiesteuergesetz ist mit dem Zwei-
ten Gesetz zur Änderung des Energie- und Stromsteuergesetzes vom 27. August 2017 
(BGBl. 2017 I, 3299 ff.) weggefallen, weil für eigenerzeugte Energieerzeugnisse die Vo-
raussetzungen nach § 26 Energiesteuergesetz geändert und für fremdbezogene Energie-
erzeugnisse die Steuerentlastung nach § 47a Energiesteuergesetz geschaffen wurde. Je-
doch stellt das Eigenverbrauchsprivileg eine obligatorische Steuerbefreiung nach Artikel 21 
Absatz 3 der RL 2003/96/EG dar, sodass eine Entlastungsmöglichkeit bei Nichtinanspruch-
nahme der Steuerbefreiung gegeben sein muss. 


Wird festgestellt, dass für den Einsatz von Energieerzeugnissen für einen in der Vergan-
genheit liegenden Zeitraum eine Erlaubnis nach § 26 oder § 44 Absatz 2 Energiesteuerge-
setz erforderlich gewesen wäre, diese aber nicht vorliegt, müssen die für den steuerfreien 
Zweck eingesetzten Energieerzeugnisse zwingend nachträglich versteuert werden. Durch 
den neu eingeführten Entlastungstatbestand werden die Energieerzeugnisse wieder ent-
lastet und die obligatorische Steuerbefreiung ist im nationalen Recht umgesetzt. 


Zu Nummer 15 


§ 49 Energiesteuergesetz 
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Die Regelung wurde neu gefasst. Die teilweise Steuerentlastung für zur Stromerzeugung 
eingesetzte Energieerzeugnisse durch Reduzierung der Steuerbelastung von § 2 Absatz 1 
bzw. 2 Energiesteuergesetz auf die Steuerbelastung nach § 2 Absatz 3 Energiesteuerge-
setz ist systematischer in § 53 Energiesteuergesetz überführt, so dass die Regelungskom-
plexität abgebaut wird. 


Die Steuerentlastung des bisherigen § 49 Absatz 1 Nummer 1, Absatz 2 und Absatz 3 
Energiesteuergesetz wurde in die neuen Absätze 1, 2 bzw. 3 überführt. Zur Bürokratiever-
einfachung wurde der Mindestentlastungsbetrag einheitlich auf 50 Euro im Kalenderjahr 
festgelegt. 


Um den zukünftigen Anforderungen des Handels für den Einsatz von verflüssigten Erdgas 
(LNG) zu entsprechen, wurde in Absatz 2 eine der bisherigen Regelung für Flüssiggas 
(LPG) entsprechende Regelung aufgenommen, die dem Steuerschuldner die Möglichkeit 
eröffnet, im Nachgang zur Abgabe z. B. zu Heizwecken aus einem Tankwagen durch das 
Entlastungsverfahren den entsprechenden Steuersatz nach § 2 Absatz 3 Energiesteuerge-
setz zu erreichen. 


Zu Nummer 16 


§ 53 Energiesteuergesetz 


Zu Buchstabe a 


§ 53 Absatz 1 Energiesteuergesetz 


Nach Artikel 14 Energiesteuerrichtlinie besteht eine obligatorische Steuerbefreiung für 
Energieerzeugnisse, die bei der Stromerzeugung verwendet wurden. Dieser Grundsatz der 
obligatorischen Befreiung aller zur Stromerzeugung eingesetzten Energieerzeugnisse wird 
durch die Änderung in § 53 Energiesteuergesetz nun für die weit überwiegende Mehrheit 
der Energieerzeugnisse einheitlich mit dieser Entlastungsregelung umgesetzt. Gleichzeitig 
gehen die bislang in § 49 Energiesteuergesetz geregelten Entlastungen zur Stromerzeu-
gung in § 53 Energiesteuergesetz auf. Für Kohle und gasförmige Kohlenwasserstoffe kön-
nen bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen – wie bisher – unmittelbar die Steuerbe-
freiungen nach §§ 28 bzw. 37 Energiesteuergesetz in Anspruch genommen werden. Durch 
die Vereinheitlichung wird Bürokratie abgebaut. 


Ist der erzeugte Strom über eine EU-Beihilfe bei der Stromsteuer begünstigt, hat dies künf-
tig keine Auswirkungen auf die Frage der Befreiung von der Energiesteuer. Von der Steu-
erentlastung nach § 53 Energiesteuergesetz können wie bisher reine Stromerzeugungsan-
lagen als auch stromerzeugende KWK-Anlagen profitieren. 


Für Energieerzeugnisse, die basierend auf Ihrem Einsatzzweck nach unterschiedlich hohen 
Steuersätzen versteuert sein können, wird grundsätzlich nur der geringere Steuersatz als 
Entlastung gewährt. Soll die höhere Versteuerung entlastet werden, so ist die Höhe der 
Versteuerung auf Anforderung des Hauptzollamts durch den Entlastungsberechtigten nach-
zuweisen. 


Zu Buchstabe b 


§ 53 Absatz 3 Satz 1 Energiesteuergesetz 


Zum Schutz der Umwelt wird der Entlastungssatz für Benzin und Gasöl mit einem Schwe-
felgehalt von mehr als 10 mg/kg auf den Entlastungssatz für diese Energieerzeugnisse mit 
einem geringeren Schwefelgehalt festgelegt.  
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Zu Nummer 17 


§ 53a Energiesteuergesetz 


Zu Buchstabe a und Buchstabe b 


§ 53a Absatz 1 und 4 Energiesteuergesetz 


Die Steuerentlastung nach § 53a des Energiesteuergesetzes soll künftig nur noch für Ver-
wendungen einschlägig sein, die nicht nach § 53 des Energiesteuergesetzes – in Umset-
zung der obligatorischen Steuerbefreiung nach Artikel 14 der Richtlinie 2003/96/EG des 
Rates vom 27. Oktober 2003 zur Restrukturierung der gemeinschaftlichen Rahmenvor-
schriften zur Besteuerung von Energieerzeugnissen und elektrischem Strom – begünstigt 
sind. Hierdurch wird – mit dem Ziel des Bürokratieabbaus – eine eindeutige Differenzierung 
zwischen beihilferechtlich relevanten und beihilferechtlich nicht relevanten Verwendungen 
erreicht. 


Zur Sicherstellung einer Besteuerung der eingesetzten Energieerzeugnisse im Falle einer 
Stromsteuerbefreiung im Sinne von Artikel 21 Absatz 5 Unterabsatz 3 Satz 2 der Richtlinie 
2003/96/EG des Rates vom 27. Oktober 2003 zur Restrukturierung der gemeinschaftlichen 
Rahmenvorschriften zur Besteuerung von Energieerzeugnissen und elektrischem Strom 
wird der Ausschluss der Energiesteuerentlastung nach § 53a des Energiesteuergesetzes 
bei Vorliegen entsprechender Stromsteuerbefreiungen in den Rechtstext aufgenommen. 
(vgl. hierzu auch Ausführungen zu § 9 Absatz 1 Nummer 6 Stromsteuergesetz). 


Zu Buchstabe c bis Buchstabe e 


§ 53a Absatz 6 bis 9 und 11 Energiesteuergesetz 


Die vollständige Steuerentlastung nach § 53a Absatz 6 Energiesteuergesetz wurde zuletzt 
am 5. April 2022 bei der Europäischen Kommission auf der Grundlage von Artikel 44 der 
Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der 
Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der 
Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AGVO) 
angezeigt. Mit der Änderung der AGVO vom (ABl. L 167 vom 30.06.2023 – Inkrafttreten 
zum 01.07.2023) wurde in Absatz 3 geregelt, dass für die Anzeige nach der AGVO zukünftig 
mindestens die in Anhang I der Richtlinie 2003/96/EG des Rates festgelegten Mindeststeu-
erbeträge eingehalten werden müssen. Die vollständige Steuerentlastung nach § 53a Ab-
satz 6 Energiesteuergesetz unterliegt auch nicht einer davon ausgenommenen Regelung. 
Daher ist die vollständige Steuerentlastung nach einem Übergangszeitraum zum 1. Januar 
2024 ausgelaufen. Durch die Gesetzesänderung wird das Energiesteuergesetz an die im 
Jahr 2023 novellierten EU-Vorgaben angepasst. 


Auch zukünftig kann für KWK-Anlagen die teilweise Steuerentlastung nach § 53a Absatz 1 
oder 4 Energiesteuergesetz in Anspruch genommen werden. Diese beträgt ca. 80 Prozent 
des bisherigen Entlastungsbetrags und führt die Höhe der Versteuerung der Energieer-
zeugnisse auf den EU-Mindeststeuersatz nach Anhang I der Richtlinie 2003/96/EG zurück. 
Sofern die Voraussetzungen nach § 53 Energiesteuergesetz erfüllt sind, ist auch weiterhin 
eine vollständige Steuerbefreiung für die Anlagen möglich. 


Zu Nummer 18 


§ 54 Energiesteuergesetz 


Mit dem Haushaltsbegleitgesetz vom 9. Dezember 2010 (BGBl. I 2010, 1885) sind die Vor-
schriften des § 54 des Energiesteuergesetzes und des § 9b des Stromsteuergesetzes mit 
dem Ziel geändert worden, die indirekte Nutzung der Steuerentlastung durch andere 
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Endverbraucher als Unternehmen des Produzierenden Gewerbes und der Land- und Forst-
wirtschaft auszuschließen und damit einer Fehlentwicklung entgegenzuwirken (BT-Drs. 
17/3030, S. 43). Der neu eingefügte Absatz 1a stellt klar, dass Erzeuger von Wärme im 
Hinblick auf die steuerliche Entlastung von Verlusten bei der Wärmeerzeugung und -vertei-
lung begünstigt sind, wenn die erzeugte Wärme im Endergebnis am Ende der Verteilungs-
kette an ein Unternehmen des Produzierenden Gewerbes oder der Land- und Forstwirt-
schaft zur Nutzung weitergeleitet wird. Folglich sind Unternehmen, die Energieerzeugnisse 
mit dem Ziel einsetzen, mit der erzeugten Wärme ausschließlich nicht begünstigte Unter-
nehmen/Personen zu versorgen, von der Steuerentlastung für die Verluste ausgeschlos-
sen. 


Zu Nummer 19 


§ 55 Energiesteuergesetz  


Der sog. Spitzenausgleich nach § 55 Energiesteuergesetz lief bereits zum 31. Dezember 
2023 aus. Die Regelung wurde Ende 2022 durch das Gesetz zur Änderung des Energie-
steuer- und des Stromsteuergesetzes zur Verlängerung des sogenannten Spitzenaus-
gleichs einmalig vor dem Hintergrund der Corona- und Energiekrise um ein Jahr verlängert. 
Als Kompensation profitieren Unternehmen des Produzierenden Gewerbes seit dem 1. Ja-
nuar 2024 von einer erhöhten Steuerentlastung nach § 9b Stromsteuergesetz für ihren 
Stromverbrauch. 


Der Wegfall des Spitzenausgleichs wird durch die Änderung im Energiesteuergesetz nach-
vollzogen. 


§ 60 Energiesteuergesetz 


Die Steuerentlastung ist unionsrechtskonform zurückzuführen und im Energiesteuergesetz 
zu streichen. Den betroffenen Unternehmen bleibt es unbenommen, im Rahmen der allge-
meinen Billigkeitsgrundsätze (§ 227 AO) Hilfe zu beanspruchen. 


Zu Nummer 20 


§ 64 Energiesteuergesetz 


Siehe Begründung zu § 8 Absatz 6 und § 14 des Stromsteuergesetz (Artikel 1) bezüglich 
der neuen Anzeigepflicht. 


Zu Nummer 21 


Zu Buchstabe a 


§ 66 Absatz 1 Nummer 11 Buchstabe g Energiesteuergesetz 


Redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Streichung des § 53a Energiesteuergesetz. 


Zu Buchstabe b 


§ 66 Absatz 4 Energiesteuergesetz 


Die Befugnis zum Erlass von Verwaltungsvorschriften ist ein originäres Recht der Exeku-
tive. Mit dem neuen Satz 2 wird klargestellt, dass die Zuständigkeit zum Erlass allgemeiner 
Verwaltungsvorschriften nach Satz 1 im Sinne der Verwaltungsökonomie vollständig oder 
teilweise auch auf die Generalzolldirektion übertragen werden kann. 
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Zu Nummer 22 


§ 66b Energiesteuergesetz 


Folgeänderung aufgrund der Streichung des § 55 Energiesteuergesetz. 


§ 68 Energiesteuergesetz 


Die Vorschrift umfasste eine durch das Gesetz zur Änderung des Energiesteuerrechts zur 
temporären Absenkung der Energiesteuer für Kraftstoffe (Energiesteuersenkungsgesetz – 
EnergieStSenkG) vom 24. Mai 2022 (BGBl. 2022 I, 810 f.) zeitlich begrenzte Fassung ein-
zelner Vorschriften. 


Zu Nummer 23 


Anlage (zu § 55) 


Folgeänderung aufgrund der Streichung des § 55 Energiesteuergesetz. 


Zu Artikel 3 (Änderung der Stromsteuer-Durchführungsverordnung) 


Zu Nummer 1 


Inhaltsübersicht 


Zu Buchstabe a 


Redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Streichung des § 1b Stromsteuer-Durchfüh-
rungsverordnung. 


Zu Buchstabe b 


Redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Anpassung des §11a Stromsteuer-Durchfüh-
rungsverordnung. 


Zu Buchstabe c 


Redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Anpassung des §12b Stromsteuer-Durchfüh-
rungsverordnung. 


Zu Buchstabe d 


Redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Streichung des § 10 Stromsteuergesetz. 


Zu Buchstabe e 


Redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Anpassung des § 9a Stromsteuergesetz. 


Zu Buchstabe f 


Redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Streichung des § 10 Stromsteuergesetz. 


Zu Buchstabe g 


Redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Streichung des § 10 Stromsteuergesetz. 
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Zu Nummer 2 


§ 1a Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Buchstabe a 


§ 1a Absatz 1a Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Doppelbuchstabe aa 


Klarstellung, dass Strom im Rahmen der Ausnahmen auch von mehreren Versorgern be-
zogen werden kann. 


Zu Doppelbuchstabe bb 


Redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Streichung des § 10 Stromsteuergesetz. 


Zu Buchstabe b 


§ 1a Absatz 2 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Doppelbuchstabe aa 


Klarstellung, dass Strom im Rahmen der Ausnahmen auch von mehreren Versorgern be-
zogen werden kann. 


Zu Doppelbuchstabe bb 


Redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Streichung des § 10 Stromsteuergesetz. 


Zu Buchstabe c 


§ 1a Absatz 3 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Doppelbuchstabe aa 


Klarstellung, dass Strom im Rahmen der Ausnahmen auch von mehreren Versorgern be-
zogen werden kann. 


Zu Doppelbuchstabe bb 


Redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Streichung des § 10 Stromsteuergesetz. 


Zu Buchstabe d 


§ 1a Absatz 3a Stromsteuer-Durchführungsverordnung (neu) 


Flankierend zu den neu geschaffenen Regelungen im Bereich der Stromspeicher sollen zur 
Vermeidung unnötiger Bürokratie weitere Ausnahmen vom Versorgerstatus geschaffen 
werden. Ähnlich wie bei Stromerzeugungsanlagen besteht bei Stromspeichern das Prob-
lem, dass wenn zwischengespeicherter Strom an Dritte weitergegeben wird, dies eine Leis-
tung von Strom darstellt und damit grundsätzlich der Versorgerstatus nach § 2 Nummer 1 
Stromsteuergesetz begründet werden kann. Die gängigsten Fälle sind dabei die Leistung 
von in einem stationären Batteriespeicher zwischengespeicherten Strom aus einer PV-An-
lage an Dritte innerhalb einer Kundenanlage und die Einspeisung von zwischengespeicher-
tem Strom in das Netz der allgemeinen Versorgung (öffentliches Netz) und die damit 
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verbundene Leistung von Strom entweder an einen Netzbetreiber oder an Direktvermark-
tungsunternehmen, die selbst keine Letztverbraucher sind. 


Beispiel: Vermieter A erzeugt Strom in seiner PV-Anlage auf dem Dach seines Hauses, 
speichert diesen in seinem Batteriespeicher zwischen und leistet diesen – nach Rückum-
wandlung – zum Teil an seinen Mieter B und an den Direktvermarkter C. Der Strom, den A 
aus der PV-Anlage an B leistet, wäre ohne Zwischenspeicherung in der Batterie steuerfrei 
nach § 9 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe b Stromsteuergesetz. Für die Steuerbefreiung 
besteht eine allgemeine Erlaubnis nach § 10 Absatz 2 Nummer 1 Stromsteuer-Durchfüh-
rungsverordnung. 


Aufgrund der neuen Regelung in § 1a Absatz 5a Stromsteuer-Durchführungsverordnung 
gilt A nicht als Versorger, ist also nicht bereits aus anderen Gründen Versorger. Durch die 
Leistung des in der Batterie zwischengespeicherten Stroms würde A jedoch wieder Versor-
ger. Zwar könnte der Stromspeicher dann nach § 5 Absatz 4 Stromsteuergesetz als Teil 
des Versorgungsnetzes angesehen werden, A hätte dann jedoch auch die Pflichten eines 
Versorgers (Beantragung einer Erlaubnis, Aufzeichnungspflichten etc.). Dadurch, dass nun 
auch die Stromleistungen aus der Batterie an B innerhalb der Kundenanlage und an C, der 
sich zwar außerhalb der Kundenanlage befindet, aber kein Letztverbraucher ist, keinen Ver-
sorgerstatus begründen, können diese bürokratischen Aufwände vermieden werden. Durch 
den Verweis auf den § 5 Absatz 4 Satz 2 Stromsteuergesetz ist sichergestellt, dass die 
steuerfreien Mengen, die in der Batterie zwischengespeichert worden sind, bei der späteren 
Leistung an B steuerfrei bleiben. Die Leistung an C ist ohnehin unversteuert möglich, da 
dieser Versorger ist. 


Zu Buchstabe e 


§ 1a Absatz 4 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Mit der Neufassung des Absatzes 4 erfolgt eine erhebliche Vereinfachung in der Verfahren-
sabwicklung. 


Die bisherige Regelung in Absatz 4 Nummer 1 wird mit der Neuregelung deutlich erweitert. 
Zukünftig sollen Versorger an Entnahmestellen, an denen sie von einem anderen Versorger 
mit Strom beliefert werden und der ihnen durch diesen Versorger in Rechnung gestellt wird, 
als Letztverbraucher gelten. Aufzeichnungen durch den beziehenden Versorger und die 
damit verbundene Abgabe einer Steueranmeldung für die dort bezogenen Mengen ist in-
soweit nicht mehr erforderlich und wird durch die liefernden Versorger abgedeckt. Um je-
doch weiterhin eine bestimmte Flexibilität zu ermöglichen, können die Versorger nach dem 
neuen § 1a Absatz 8 Ausnahmen von der Anwendung dieser Regelung beantragen. Dies 
setzt jedoch voraus, dass Steuerbelange, insbesondere bei der Aufzeichnung der relevan-
ten Mengen, dadurch nicht gefährdet erscheinen.  


In Nummer 2 erfolgt eine Folgeanpassung aufgrund der Änderung in Nummer 1. 


Da die Fälle zunehmen, in denen auch Versorger, die ihren Sitz nicht im Steuergebiet ha-
ben, u. a. Strom in Kundenanlagen beziehen und anschließend an Letztverbraucher leisten, 
werden die Ausnahmen vom Versorgerstatus auf diese Personen erweitert. 


Die nach dem Stromsteuergesetz und der Stromsteuer-Durchführungsverordnung mögli-
chen Steuerentlastungen sollen trotz der Ausnahmen vom Versorgerstatus weiterhin mög-
lich sein. 


Zu Buchstabe f 


§ 1a Absatz 5 Satz 2 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 







 - 91 -   


 


Satz 2 wird klarstellend um § 9 Absatz 1 Nummer 6 Buchstabe a Stromsteuergesetz erwei-
tert. 


Zu Buchstabe g 


§ 1a Absatz 5a Stromsteuer-Durchführungsverordnung (neu) 


Der neu eigefügte Absatz 5a stellt eine weitere Ausnahme vom Versorgerstatus in Fällen 
dar, die auch auf andere Art und Weise (z. B. durch eine Auswertung des Marktstammda-
tenregisters) überwacht werden können. Eine Leistung von Strom aus diesen Anlagen er-
fordert zukünftig keine Erlaubnis als Versorger. Die Pflicht zur Abgabe einer Anzeige nach 
§ 2 Absatz 3 Stromsteuer-Durchführungsverordnung in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Strom-
steuer-Durchführungsverordnung entfällt künftig insbesondere für alle Anlagenbetreiber, 
die nach § 9 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe b des Gesetzes von der Stromsteuer befreiten 
Strom in der Kundenanlage an Letztverbraucher leisten (Bürokratieabbau zum Beispiel 
beim Mieterstrom). 


Zu Buchstabe h 


§ 1a Absatz 6 Satz 1 Nummern 2 und 3 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Klarstellung, dass wie bisher der erzeugte Strom, wenn und soweit er an Letztverbraucher 
geleistet wird, eine Leistung nur innerhalb der Kundenanlagen erfolgen darf (Satz 1 Num-
mer 2) und Satz 1 Nummer 3 nur dann maßgeblich ist, wenn überhaupt zusätzlich versteu-
ert bezogener Strom bezogen und innerhalb der Kundenanlage geleistet wird. Wird kein 
Strom nach § 3 Stromsteuergesetz zusätzlich zu dem nach Nummer 1 in der Kundenanlage 
erzeugten Strom geleistet, dann ist dies für die Ausnahme vom Versorgerstatus unschäd-
lich.  


Zu Buchstabe i 


§ 1a Absatz 8 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Die Regelung wird um Absatz 4 erweitert. Nach entsprechendem Antrag gelten unter Ver-
zicht auf die Vereinfachung die regulären Pflichten eines Versorgers. 


Zu Buchstabe j 


§ 1a Absatz 9 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Die Regelung wurde in § 2 Nummer 12 des Gesetzes aufgenommen und daher hier aufge-
hoben. 


Zu Nummer 3 


§ 1b Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Die Streichung erfolgt im Zusammenhang mit der geänderten Definition für Strom aus er-
neuerbaren Energieträgern (§ 2 Nummer 7 des Gesetzes). Wie auch bisher bleibt Strom 
aus Deponiegas, Klärgas oder Biomasse von der Stromsteuer befreit, wenn er in hocheffi-
zienten KWK-Anlagen mit einer elektrischen Nennleistung von bis zu 2 Megawatt erzeugt 
wird (§ 9 Absatz 1 Nummer 3 des Gesetzes). Da die Steuerbefreiung für mit hocheffizienten 
KWK-Anlagen erzeugten Strom technologieneutral erfolgt, sind die bisherigen Klarstellun-
gen zur fossilen Zünd- und Stützfeuerung sowie die Übergangsregelungen für Altholz- und 
Schwarzlauge nicht mehr notwendig und werden aufgehoben.  
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Zu Nummer 4 


§ 1d Absatz 2 Satz 4 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Aufgrund der Rechtsprechung des BFH (Az.: VII R 1/23, Urteil vom 29. August 2023) und 
des EuGH (Rs. C-553/21, Urteil vom 22.12.2022) wird die bisherige Regelung zur Antrags-
frist angepasst. Entlastungsanträge können deshalb spätestens bis zum Ablauf der Fest-
setzungsfrist der Abgabenordnung (§§ 169 bis 171 Abgabenordnung) gestellt werden.  


Zu Nummer 5 


§ 1e Absatz 2 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Anpassung der nationalen Vorschriften zu Unternehmen in Schwierigkeiten an die Vorga-
ben der EU-Kommission im Falle der nachträglichen Entlastung. 


Zu Nummer 6 


§ 2 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Buchstabe a 


§ 2 Absatz 1 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Da die Angaben über den amtlich vorgeschriebenen Vordruck erhoben werden und daher 
nicht mehr formlos mitgeteilt werden müssen, ist die gesonderte Normierung der verschie-
denen Angaben entbehrlich. Dies dient auch der besseren Digitalisierbarkeit. 


Zu Buchstabe b 


§ 2 Absatz 2 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Absatz 2 wird zur besseren Übersichtlichkeit neugefasst. Der bislang unter Nummer 1 ge-
forderte Registerauszug ist entbehrlich, da dieser über das Registerportal abrufbar ist. 
Nummer 1 entspricht der bisherigen Nummer 2, Nummer 2 der bisherigen Nummer 3. 


In der neuen Nummer 3 wird geregelt, dass Versorger auf Verlangen des zuständigen 
Hauptzollamts auch Betriebserklärungen für Anlagen beizufügen haben, die Teil einer all-
gemeinen Erlaubnis sind. Dies kann erforderlich sein, um den jeweiligen Versorger vollstän-
dig prüfen zu können. 


Nummer 4 bleibt unverändert und die bisherige Nummer 5 wird gestrichen, da die notwen-
dige Überwachung über das Marktstammdatenregister sichergestellt werden kann, vgl. § 5 
Absatz 4 Stromsteuergesetz. 


Zu Nummer 7 


§ 3 Absatz 4 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Bislang hat die Eigenverwaltung nach § 270 ff. der Insolvenzordnung keine Berücksichti-
gung gefunden. Auch bei einem Insolvenzverfahren unter den besonderen Bedingungen 
einer Eigenverwaltung erlischt eine Erlaubnis durch Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
kraft Gesetzes. Da die Verfügungsgewalt über das Vermögen beim Schuldner als Erlaub-
nisinhaber verbleibt und nicht auf den Sachwalter übergeht, ist ausschließlich der Erlaub-
nisinhaber mitteilungsberechtigt. 
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Zu Nummer 8 


§ 4 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Buchstabe a 


§ 4 Absatz 2 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Doppelbuchstabe aa 


§ 4 Absatz 2 Satz 2 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Dreifachbuchstabe aaa 


§ 4 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Redaktionelle Klarstellung. 


§ 4 Absatz 2 Satz 2 Nummer 3 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Versorger geben bereits heute in ihren Aufzeichnungen die Erlaubnisscheinnummern der 
Versorger an, an die sie Strom leisten. Bei der Änderung in Nummer 3 handelt es sich daher 
um eine Klarstellung. 


Zu Dreifachbuchstabe bbb 


§ 4 Absatz 2 Satz 2 Nummer 4a Stromsteuer-Durchführungsverordnung (neu) 


Nummer 4a legt Pflichten zur Erfassung von Strommengen im Kontext des neuen § 5a des 
Gesetzes fest. Es sollen durch die Versorger Aufzeichnungen über die am jeweiligen Lade-
punkt entnommenen Strommengen geführt werden, getrennt nach zu versteuerndem und 
steuerbefreitem Strom. 


Zu Doppelbuchstabe bb 


§ 4 Absatz 2 Satz 3 Stromsteuer-Durchführungsverordnung (neu) 


Um zur Zwischenspeicherung in einen Stromspeicher nach § 2 Nummer 9 des Gesetzes 
entnommenen Strom bestimmen und gegenüber zum Regelsteuersatz, zum ermäßigten 
Steuersatz oder steuerfreien Strom abgrenzen zu können, hat der Versorger, soweit er 
auch Betreiber des Speichers ist oder diesen entsprechend nutzt, diesen Strom gesondert 
aufzuzeichnen. 


Zu Buchstabe b 


§ 4 Absatz 3 Stromsteuer-Durchführungsverordnung (neu) 


Es ist bereits heute üblich, dass Versorger, die den Buchführungspflichten des Handelsge-
setzbuches oder der Abgabenordnung unterliegen, in ihrem Hauptbuch ein oder mehrere 
Stromsteuerkonten führen, in dem beziehungsweise in denen sämtliche Geschäftsvorfälle 
mit Bezug zur Stromsteuer erfasst werden. Um hier eine einheitliche Vorgehensweise und 
bessere Prüfungsmöglichkeiten zu gewährleisten, soll ein einheitliches Strom(steuer)konto 
vorgeschrieben werden. Dies dient zusätzlich auch der Angleichung an andere Rechtsbe-
reiche und bringt größere Rechtssicherheit für die Beteiligten. Bei abweichenden Ge-
schäftsjahren ist zur Abgrenzung auf das Veranlagungsjahr ein Buchungsstopp zum 31. 
Dezember des jeweiligen Kalenderjahres im Buchungsjournal vorzunehmen. Für Strom der 
zum Selbstverbrauch entnommen wird, sind zwingend Eigenbelege zu erstellen. Darüber 







 - 94 -   


 


hinaus wird klargestellt, dass nur der aus den betrieblichen Aufzeichnungen generierte Da-
tenextrakt die Anforderungen an die stromsteuerrechtlichen Aufzeichnungen erfüllt. 


Zu Buchstabe c 


§ 4 Absatz 6 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Doppelbuchstabe aa 


§ 4 Absatz 6 Satz 3 Stromsteuer-Durchführungsverordnung (neu) 


Soweit keine Strommengen mittels Steueranmeldung zu versteuern sind, müssen einge-
schränkte – kleine – Versorger die Anmeldung über die steuerfreien Mengen zukünftig nur 
noch auf Verlangen des zuständigen Hauptzollamts vorlegen (Bürokratieabbau).  


Zu Doppelbuchstabe bb 


§ 4 Absatz 6 Satz 4 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Redaktionelle Änderung, da es sich bei der Anmeldung der steuerfreien Mengen nicht um 
eine Steueranmeldung handelt. 


Zu Buchstabe d 


§ 4 Absatz 7 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


§ 40 Absatz 3 Energiewirtschaftsgesetz sieht bereits vor, dass Energielieferanten verpflich-
tet sind, die Stromsteuer in Rechnungen gesondert auszuweisen. Diese Regelung soll nun 
unter Berücksichtigung der Besonderheiten des Stromsteuerrechts flankiert werden. 


Zu Buchstabe e 


§ 4 Absatz 8 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Doppelbuchstabe aa 


§ 4 Absatz 8 Satz 1 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Er wird klargestellt, welche Anforderungen nach Absatz 3 auch für Eigenerzeuger und er-
laubnispflichtige Letztverbraucher gelten. Diese sind insbesondere von der Verpflichtung 
zur Führung eines Stromkontos ausgenommen. 


Zu Doppelbuchstabe bb 


§ 4 Absatz 8 Satz 2 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Klarstellung und Folgeänderung mit Blick auf die Änderung in Absatz 3. 


Zu Nummer 9 


§ 6 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Buchstabe a 


§ 6 Absatz 1 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Mit der Regelung wird ergänzend festgelegt, wie die monatlichen Vorauszahlungen zu be-
rechnen sind, wenn der Vorauszahlungszeitraum weniger als zwölf Monate umfasst. 
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Zu Buchstabe b 


§ 6 Absatz 2 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Folgeänderungen aufgrund der Streichung des § 10 Stromsteuergesetz sowie Klarstellun-
gen. 


Zu Buchstabe c 


§ 6 Absatz 3 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Um eine bessere Digitalisierung der Prozesse zu ermöglichen, wird die bisherige Ermes-
sensvorschrift dahingehend geändert, dass nunmehr im Regelfall ein Verzicht auf die Fest-
setzung von Vorauszahlungen ohne Ermessen vorgegeben ist. Eine Festsetzung von Vo-
rauszahlungen soll hingegen weiterhin in Fällen möglich sein, in denen die Steuerbelange 
beeinträchtigt sind. 


Zu Nummer 10 


§ 8 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


§ 8 der Stromsteuer-Durchführungsverordnung beinhaltet die Voraussetzungen zur Bean-
tragung einer Erlaubnis für die Stromsteuerbefreiungen nach § 9 Absatz 1 Nummer 1 und 
Nummer 3 des Gesetzes. Der Verweis in § 8 Absatz 1 zur als allgemein erteilt geltenden 
Erlaubnis nach § 10 der Verordnung ist ein wesentlicher Grund dafür, dass zum Beispiel 
ein Großteil aller PV-Anlagen(-Betreiber) keines förmlichen Erlaubnisverfahrens zur Inan-
spruchnahme der Steuerbefreiungen bedarf. So braucht es für mit erneuerbaren Energie-
trägern betriebene Anlagen mit einer elektrischen Nennleistung von bis zu einem Megawatt 
keine förmliche Erlaubnis für die Steuerbefreiung. Eine siebenstellige Zahl an Anlagenbe-
treibern profitiert bereits von dieser bürokratiefreien Lösung. Mit den Änderungen in § 8 und 
§ 10 der Verordnung wird dies unter Nutzung der im Rahmen des EU-Rechts möglichen 
Vereinfachungen auf hocheffiziente KWK-Anlagen mit einer elektrischen Nennleistung von 
weniger als einem Megawatt übertragen. Durch die Aufnahme der Begriffsdefinition hoch-
effizienter KWK-Anlagen in § 2 Nummer 7 des Gesetzes, welche bisher auf den nun aus-
gelaufenen § 53a Absatz 6 Energiesteuergesetz verwies, kann zudem auf das explizite Er-
fordernis des Nachweises von Monats- oder Jahresnutzungsgraden sowie der Nutzung der 
erzeugten Wärme oder anderweitigen Energie aus dem KWK-Prozess verzichtet werden. 
Für hocheffiziente KWK-Anlagen mit einer elektrischen Nennleistung von weniger als einem 
Megawatt bzw. deren Betreiber bedeuten die Änderungen in § 8 und § 10 der Verordnung 
eine erhebliche Bürokratievereinfachung. 


Zu Buchstabe a 


§ 8 Absatz 1 Satz 1 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Klarstellung und Vereinfachung. 


Zu Buchstabe b 


§ 8 Absatz 2 Satz 1 Stromsteuergesetz 


Eine Berechnung des Monats- oder Jahresnutzungsgrades ist im Kontext des Stromsteu-
errechts nicht mehr notwendig.  


Zu Doppelbuchstabe aa 


§ 8 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 
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Die Änderung dient der Vereinfachung; Handelsregisterauszüge können abgerufen werden 
und müssen nicht vorgelegt werden. Die alte Nummer 1 wird gestrichen, die neue Nummer 
1 entspricht der vorherigen Nummer 2.  


§ 8 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Die neue Nummer 2 entspricht der vorherigen Nummer 2a mit dem Unterschied, dass nur 
noch ein Nachweis der Hocheffizienz zu erbringen ist. Die Notwendigkeit zum Nachweis 
des Monats- oder Jahresnutzungsgrades entfällt. 


Zu Doppelbuchstabe bb 


§ 8 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2a Stromsteuer-Durchführungsverordnung (alt) 


Siehe Begründung zu § 8 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Stromsteuer-Durchführungsverord-
nung. 


Zu Buchstabe c 


§ 8 Absatz 4 Satz 1 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Klarstellung. 


Zu Buchstabe d 


§ 8 Absatz 5 Stromsteuer-Durchführungsverordnung  


Infolge der Änderungen durch die Richtlinie (EU) 2023/1791 sowie des § 2 Nummer 10 des 
Gesetzes wird auch diese Vorschrift neu gefasst. Die Nachweisführung zur Einhaltung der 
Hocheffizienz orientiert sich an den bisherigen energiesteuerrechtlichen Vorgaben (Sätze 
1 bis 3). Satz 4 gilt für sogenannte Kleinst- und Kleinanlagen mit einer elektrischen Nenn-
leistung von weniger als einem Megawatt (Artikel 2 Nummern 44 und 55 in Verbindung mit 
Anhang III Buchstabe a zweiter Anstrich der zuvor genannten Richtlinie). Diese können wie 
auch bisher bei Vorliegen einer Primärenergieeinsparung als hocheffizient angesehen wer-
den, wovon in der Praxis bei Nutzung von KWK auszugehen ist. Hierauf basierend regelt 
Absatz 5 Satz 4 im ersten Halbsatz, dass bei Anlagen mit einer elektrischen Nennleistung 
von weniger als einem Megawatt kein gesonderter Nachweis der Hocheffizienz erfolgen 
muss. Soweit fossile Brennstoffe eingesetzt werden, muss die betroffene Anlage nach Ab-
satz 5 Satz 4 zweiter Halbsatz zusätzlich das neue CO2-Kriterium einhalten.  


Unabhängig von allgemein erteilten Erlaubnissen bzw. der Annahme der Hocheffizienz für 
KWK-Anlagen mit einer elektrischen Nennleistung von weniger als einem Megawatt unter-
liegen auch diese Anlagen stets der steuerlichen Überwachung. Sich aus der Verpflichtung 
zur Registrierung im Marktstammdatenregister ergebende Synergien werden in dieser Hin-
sicht genutzt. 


Zu Nummer 11 


§ 10 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Buchstabe a 


Klarstellung. 


Zu Buchstabe b 


§ 10 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 
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Mit der Neufassung des § 10 Absatz 2 Nummer 2 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 
soll die Erlaubnis zur Inanspruchnahme der Steuerbefreiung nach § 9 Absatz 1 Nummer 3 
Stromsteuergesetz künftig für hocheffiziente KWK-Anlagen mit einer elektrischen Nennleis-
tung von weniger als einem Megawatt statt bisher bis zu 50 Kilowatt als allgemein erteilt 
gelten. Die Regelung stellt klar, dass die allgemeine Erlaubnis für hocheffiziente KWK-An-
lagen nur dann gilt, wenn diese im Marktstammdatenregister registriert sind. Eine Überwa-
chung ist insbesondere auch durch häufig im Bereich des Energiesteuerrechts gestellte 
Entlastungsanträge möglich, so dass die Erweiterung von 50 kW auf weniger als einem 
Megawatt eine erhebliche Bürokratieentlastung darstellt. 


Zu Buchstabe c 


§ 10 Absatz 2 Satz 2 (neu) 


Verweis auf die Vorgaben zur Hocheffizienz für die Fälle des Satzes 1 Nummer 2.  


Zu Nummer 12 


§ 11 Absatz 3a Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Folgeänderung aufgrund der Anpassungen in § 8 Absatz 5 Stromsteuer-Durchführungsver-
ordnung. 


Zu Nummer 13 


§ 11a Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Mit der Neufassung des § 11a soll grundsätzlich klargestellt werden, dass bestimmte Strom-
mengen (zum Beispiel aus erneuerbaren Energieträgern oder aus hocheffizienten KWK-
Anlagen), die nicht dem Regelsteuersatz unterliegen und bestimmten Entnahmestellen bi-
lanziell zugewiesen werden sollen, nur bezogen auf jedes 15-Minuten-Intervall berücksich-
tigt werden können. Diese Betrachtungsweise entspricht der allgemein gültigen Vorgehens-
weise im Energiemarkt und ist daher auch für das Stromsteuerrecht anzuwenden. 


Die bilanzielle Zuordnung darf aus verbrauchsteuerrechtlichen Gründen nur möglich sein, 
wenn keine physikalische Zuordnung der zu betrachtenden Menge zu einer Entnahmestelle 
möglich ist oder eine Leistungsbeziehung über die zu betrachtende Menge besteht. 


Zum Nachweis der Zeitgleichheit ist die jeweilige Menge zur Abgrenzung bezogen auf jedes 
15-Minuten-Intervall in geeigneter Form mit mess- und eichrechtskonformen Messeinrich-
tungen zu erfassen. Dies entspricht den in anderen Gesetzen vorgesehenen üblichen An-
forderungen (z.B. § 46 Energiefinanzierungsgesetz). In der Regel müsste es sich bei sol-
chen Messeinrichtungen um registrierende Leistungsmessungen (RLM), moderne Mess-
einrichtungen mit Einrichtung zum kontinuierlichen Auslesen oder entsprechend intelligente 
Messsysteme (Smart Meter) handeln. 


In anderen Fällen (z.B. bei Strom zur Stromerzeugung, bei Strom für den Fahrbetrieb von 
Schienenbahnen oder bei Landstrom) kann die Zeitgleichheit – wie bisher – auch auf an-
dere Weise nachgewiesen werden, zum Beispiel durch eine geeignete Anordnung von Ar-
beitszählern (technische Sicherstellung), die Nutzung der gewillkürten Vor- oder Nach-
rangregelung, Worst-Case-Schätzungen oder Kombinationen daraus. Schätzungen wer-
den in diesem Fall ausdrücklich zugelassen, soweit die Steuerbelange dadurch nicht be-
einträchtigt werden. In diesem Zusammenhang wird auf den Leitfaden der Bundesnetza-
gentur zum Messen und Schätzen hingewiesen (https://www.bundesnetzagen-
tur.de/SharedDocs/Downloads/DE/Sachgebiete/Energie/Unternehmen_Institutionen/Er-
neuerbareEnergien/Hinweispapiere/Messen_Schaetzen.html). 
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Wird Strom in Kundenanlagen erzeugt und entnommen und ist dieser Strom nach § 9 Ab-
satz 1 Nummer 1, 3, 4 oder 6 Stromsteuergesetz steuerfrei, gilt die Zeitgleichheit aus Ver-
einfachungsgründen auch bei einer quotalen Zuordnung der Mengen als sichergestellt. Ge-
gebenenfalls vorhandene Messungen sind dabei zu berücksichtigen und dürfen der quota-
len Zuordnung nicht entgegenstehen. Dies gilt insbesondere für registrierende Leistungs-
messungen. Betrachtungszeitraum ist der Veranlagungszeitraum. 


Zu Nummer 14 


§ 12 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Buchstabe a 


§ 12 Absatz 1 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Die in der bisherigen Nummer 2 vorgesehene Regelung, dass auch Strom von der Steuer-
befreiung umfasst ist, der in den Pumpen zum Fördern der Speichermedien in Pumpspei-
cherwerken entnommen wird, kann mit Blick auf die neuen Regelungen zu Stromspeichern 
im Gesetz entfallen. Die Pumpen dienen in diesem Zusammenhang der Zwischenspeiche-
rung des Stroms in potentieller Energie und werden als Teil des Versorgungsnetzes ange-
sehen, mit der Folge, dass keine Steuer für diese Stromentnahmen entsteht. 


Die sonstigen Beispiele für Neben- und Hilfsanlagen sind bekannt; grundsätzlich ist der 
Gesetzeswortlaut in § 9 Absatz 1 Nummer 2 Stromsteuergesetz im Lichte der entsprechen-
den Judikatur, insb. der des EuGH, auszulegen. 


Zu Buchstabe b 


§ 12 Absatz 2 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Absatz 2 ist aufgrund der Neufassung von § 11a Stromsteuer-Durchführungsverordnung 
nicht mehr erforderlich. 


Zu Buchstabe c 


§ 12 Absatz 3 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Doppelbuchstabe aa 


Folgeänderung zur Streichung von § 12 Absatz 2 Stromsteuer-Durchführungsverordnung. 


Zu Doppelbuchstabe bb 


Redaktionelle Änderung. 


Zu Buchstabe d 


§ 12 Absatz 4 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Die Praxis hat gezeigt, dass eine Steuerentlastung für selbst erzeugten und zur Stromer-
zeugung entnommenen Strom mit einem hohen bürokratischen Aufwand verbunden ist. Der 
Strom muss dazu zunächst durch den Anlagenbetreiber versteuert und anschließend wie-
der entlastet werden. Um hier eine Vereinfachung zu ermöglichen, soll zumindest für diese 
Strommengen die Erteilung einer Erlaubnis für Strom zur Stromerzeugung möglich sein. 
Ein Erlaubnisschein als Nachweis der Bezugsberechtigung wird nicht ausgestellt, da keine 
steuerfreien Bezüge von Dritten zulässig sind. In diesen Fällen können die Strommengen 
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weiterhin nach § 12a Stromsteuer-Durchführungsverordnung von der Stromsteuer entlastet 
werden. 


Zu Nummer 15 


§ 12a Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Buchstabe a 


§ 12a Absatz 3 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Doppelbuchstabe aa 


§ 12a Absatz 3 Satz 1 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Klarstellung. 


Zu Doppelbuchstabe bb 


§ 12a Absatz 3 Satz 3 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Die Vorschrift hat sich in der Praxis aufgrund der Wechselwirkung mit anderen – insbeson-
dere auch allgemein erlaubten – Begünstigungen und der damit verbundenen komplexen 
Anwendung nicht bewährt und wird aufgehoben. 


Zu Doppelbuchstabe cc 


§ 12a Absatz 3 Satz 3 Stromsteuer-Durchführungsverordnung (neu) 


Auf die Begründung zu § 1d Absatz 2 Satz 4 Stromsteuer-Durchführungsverordnung wird 
verwiesen. 


Zu Buchstabe b 


§ 12a Absatz 4 Satz 3 Stromsteuer-Durchführungsverordnung (neu) 


Es wird geregelt, dass ein Wechsel des Entlastungsabschnittes innerhalb eines Jahres 
nicht vorgesehen ist. Stellt ein Unternehmen zum Beispiel einen Antrag für das Kalender-
vierteljahr ist im gleichen Jahr die monatliche Antragstellung nicht mehr vorgesehen. Im 
Rahmen der Digitalisierung ist diese Regelung notwendig, um systemseitige Plausibilitäten 
zu gewährleisten und im Interesse aller Beteiligten eine weniger bürokratische Bearbeitung 
der Anträge zu ermöglichen. 


Zu Buchstabe c 


§ 12a Absatz 4b Stromsteuer-Durchführungsverordnung (neu) 


Bei § 9 Absatz 1 Nummer 2 Stromsteuergesetz handelt es sich um eine obligatorische Steu-
erbegünstigung auf Grundlage von Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe a RL 2003/96/EG. Da-
nach ist Strom – unabhängig von der Person, die den Strom entnimmt – von der Steuer zu 
befreien, wenn er zur Stromerzeugung entnommen wird. Da auch andere Personen als der 
Betreiber der Stromerzeugungsanlage, z.B. Neben- und Hilfsanlage einer Stromerzeu-
gungsanlage betreiben können, ist auch für Stromentnahmen in diesem Zusammenhang 
die Möglichkeit einer Entlastung vorzusehen. Allerdings soll es nicht möglich sein, dass von 
Dritten entnommene Mengen im Rahmen einer Erlaubnis berücksichtigt werden können. 
Erlaubnisinhaber müssten daher für diese Mengen eine Steuerentlastung beantragen. 
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Zu Buchstabe d 


§ 12a Absatz 5 Sätze 3 und 4 Stromsteuer-Durchführungsverordnung (neu) 


Im Rahmen des Bürokratieabbaus soll es Antragstellern, die nach dem Handelsgesetzbuch 
oder der Abgabenordnung nicht dazu verpflichtet sind, ordnungsmäßig kaufmännische Bü-
cher zu führen und rechtzeitig Jahresabschlüsse aufzustellen, möglich sein, belegmäßige 
Nachweise zu führen. Aus den belegmäßigen Nachweisen muss es dem Hauptzollamt 
möglich sein, die entlastungsfähigen Mengen nachzuvollziehen. Die Verwaltungspraxis hat 
gezeigt, dass die Führung eines gesonderten buchmäßigen Nachweises für die Wirtschafts-
beteiligten mit einem hohen bürokratischen Aufwand verbunden ist. Viele der vorgenannten 
Unternehmen können dieser Verpflichtung oftmals wegen fehlender Ressourcen nicht ge-
nügen, wobei in diesen Fällen die Geschäftsvorfälle - bedingt durch die Größe des Unter-
nehmens - in der Mehrheit der Fälle auch anhand belegmäßiger Unterlagen nachvollzogen 
werden können. 


Zu Nummer 16 


§ 12b Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Absatz 1 erhält eine neue Fassung, mit der ein einheitlicher, vereinfachter Anlagenbegriff 
für das gesamte Stromsteuerrecht geschaffen wird. Bislang war die Regelung auf § 9 Ab-
satz 1 Nummer 3 Stromsteuergesetz begrenzt. Damit soll die im Einzelfall sehr komplexe 
Prüfung des Anlagenbegriffs weitgehend entfallen. 


In Abgrenzung zu Stromspeichern nach § 2 Nummer 9 Stromsteuergesetz sollen neben 
einzelnen Stromerzeugungseinheiten mehrere Stromerzeugungseinheiten in einer Kunden-
anlage oder an einem Standort unter bestimmten Voraussetzungen als eine Anlage gelten. 
Dafür müssen diese unter anderem von derselben Person betrieben werden. Betreiber im 
stromsteuerrechtlichen Sinne ist dabei die Person bzw. die kleinste rechtlich selbstständige 
Einheit, die unter Nutzung der zur Stromerzeugungsanlage gehörenden Stromerzeugungs-
einheiten (insbesondere zum Beispiel des Generators) entweder selbst oder durch von ihr 
abhängiges Personal Strom tatsächlich erzeugt und damit die unmittelbare Sachherrschaft 
über den erzeugten Strom ausübt. Dabei kann die Anlage stets nur von einer Person bzw. 
Einheit betrieben werden. 


Bei Betrachtung mehrerer Stromerzeugungseinheiten muss der Strom entsprechend ent-
weder: 


1) aus gleichartigen erneuerbaren Energieträgern nach § 2 Nummer 7 Stromsteu-
ergesetz erzeugt werden (Buchstabe a); damit werden zum Beispiel mehrere in 
einer Kundenlage von einer Person betriebene PV-Anlagen oder Windenergie-
anlagen jeweils zu einer Anlage zusammengefasst, oder 


2) aus Energieträgern im Sinne der §§ 2 und 3 der Biomasseverordnung in einem 
Kraft-Wärme-Kopplungsprozess erzeugt werden (Buchstabe b); damit werden 
zum Beispiel KWK-Anlagen, in denen in einer Kundenanlage von einer Person 
Strom aus Rohbiogas, Biomethan und Klärgas erzeugt wird, zu einer Anlage 
zusammengefasst, oder 


3) aus sonstigen Energieträgern, zu den insbesondere die fossilen Energieträger 
wie Erdgas, Flüssiggas, leichtes Heizöl oder Dieselkraftstoff gehören, in einem 
Kraft-Wärme-Kopplungsprozess erzeugt werden (Buchstabe c); damit werden 
zum Beispiel KWK-Anlagen, in denen in einer Kundenanlage von einer Person 
Strom aus Erdgas und leichtem Heizöl erzeugt wird, zu einer Anlage zusam-
mengefasst. 







 - 101 -   


 


Können die Stromerzeugungseinheiten keiner dieser Fallgestaltungen zugeordnet werden, 
werden diese nach Buchstabe d zusammengefasst. 


In den genannten Konstellationen werden für die Anlagenzusammenfassung zusätzlich 
zwei grundsätzliche Sachverhalte unterschieden. Zum einen sind dies Anlagen, bei denen 
die netto erzeugte Strommenge (Bruttostromerzeugung abzüglich des Eigenbedarfs der 
Stromerzeugungsanlage) entweder vollständig oder teilweise vor Ort in der Kundenanlage 
oder am Standort verbraucht wird und ggf. ein Teil des erzeugten Stroms in das Netz der 
allgemeinen Versorgung eingespeist wird (Überschusseinspeisung). Zum anderen betrifft 
dies Anlagen, bei denen die netto oder brutto erzeugte Strommenge (mindestens die netto 
erzeugte Strommenge) vollständig in ein gemeinsames Netz (in der Regel das Netz der 
allgemeinen Versorgung) oder eine gemeinsame Direktleitung, zum Beispiel zur Versor-
gung eines bestimmten Kunden, eingespeist wird (Volleinspeisung, kaufmännisch-bilanzi-
elle Volleinspeisung). Die kaufmännisch bilanzielle Einspeisung steht in allen Fällen der 
physikalischen Einspeisung gleich. 


Abgesehen von der Unterscheidung nach Energieträgern wird dadurch an dem bislang vom 
Bundesfinanzhof geprägten funktionsbezogenen Anlagenbegriff festgehalten (vgl. BFH, Ur-
teil vom 15. September 2020 – VII R 30/19 –, juris) und zugleich eine Angleichung an an-
dere Rechtsbereiche erreicht.  


Mit der Streichung der bisherigen Absätze 2 und 3 wird zudem auf die Anlagenzusammen-
fassung von an unterschiedlichen Standorten befindlichen Anlagen verzichtet. Die bisherige 
Regelung ist aufgrund der Notwendigkeit, dass Stromerzeugungsanlagen ebenso wie steu-
erbare Verbrauchseinrichtungen wie Wärmepumpen und Ladestationen für eine effiziente 
und sichere Stromerzeugung und Nutzung zunehmend fernsteuerbar sein müssen, über-
holt. Unabhängig davon gilt, dass Strom nicht mehrfach vermarktet werden kann (vgl. ins-
besondere die entsprechenden Kumulierungsregelungen im EEG und KWKG). Die Aufhe-
bung der Zusammenfassung von Anlagen an verschiedenen Standorten stellt eine erhebli-
che Vereinfachung dar (Bürokratieabbau). Im Hinblick auf den notwendigen Ausbau der 
Stromerzeugung aus erneuerbaren Energieträgern ist dies unabhängig von der Tatsache, 
dass die Stromsteuerbefreiungen kein explizites Förderinstrument sind, sinnvoll. Langfristig 
sollte der Umfang der Steuerbefreiungen insbesondere bei Nutzung des Netzes der allge-
meinen Versorgung jedoch zurückgefahren werden. Der neue § 9 Absatz 1 Nummer 6 
Buchstabe b des Gesetzes kann insofern eine Blaupause für eine künftige Ausgestaltung 
darstellen. 


Zu Nummer 17 


§ 12c Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Buchstabe a 


§ 12c Absatz 3 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Doppelbuchstabe aa 


§ 12c Absatz 3 Satz 1 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Klarstellung. 


Zu Doppelbuchstabe bb 


§ 12c Absatz 3 Satz 2 Stromsteuer-Durchführungsverordnung (neu) 


Es wird auf die Begründung zu § 1d Absatz 2 Satz 4 Stromsteuer-Durchführungsverord-
nung verwiesen. 
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Zu Buchstabe b 


§ 12c Absatz 4 Satz 2 Stromsteuer-Durchführungsverordnung (neu) 


Es wird auf die Begründung zu § 12a Absatz 4 Satz 3 verwiesen. 


Zu Buchstabe c 


Zu Doppelbuchstabe aa 


§ 12c Absatz 5 Satz 1 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Redaktionelle Änderung. 


Zu Doppelbuchstabe bb 


§ 12c Absatz 5 Satz 2 Stromsteuer-Durchführungsverordnung (alt) 


Redaktionelle Änderung. 


Zu Buchstabe d 


§ 12c Absatz 6 Satz 2 Stromsteuer-Durchführungsverordnung (neu) 


Es wird auf die Begründung zu § 12a Absatz 5 Sätze 2 und 3 Stromsteuer-Durchführungs-
verordnung verwiesen. 


Zu Nummer 18 


§ 12d Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Buchstabe a 


§ 12d Absatz 3 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Doppelbuchstabe aa 


§ 12d Absatz 3 Satz 1 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Aufnahme eines klarstellenden Verweises auf den Anlagenbegriff nach § 12b Stromsteuer-
Durchführungsverordnung. 


Zu Doppelbuchstabe bb 


§ 12d Absatz 3 Satz 3 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Es wird auf die Begründung zu § 1d Absatz 2 Satz 4 Stromsteuer-Durchführungsverord-
nung verwiesen. 


Zu Buchstabe b 


§ 12d Absatz 4 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Doppelbuchstabe aa 


§ 12d Absatz 4 Satz 3 Stromsteuer-Durchführungsverordnung (neu) 
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Es wird auf die Begründung zu § 12a Absatz 4 Satz 3 Stromsteuer-Durchführungsverord-
nung verwiesen. 


Zu Doppelbuchstabe bb 


§ 12d Absatz 4 Satz 4 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Satz 4 wird aufgehoben, da kein Nutzungsgrad mehr nachzuweisen ist. 


Zu Buchstabe c 


§ 12d Absatz 5 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Doppelbuchstabe aa 


§ 12d Absatz 5 Satz 1 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Redaktionelle Änderung. 


Zu Doppelbuchstabe bb 


§ 12d Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 und 2 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Folgeänderungen aufgrund des Wegfalls der Notwendigkeit zum Nachweis einer Nutzungs-
gradberechnung 


Zu Doppelbuchstabe cc 


§ 12d Absatz 5 Satz 3 


Verweis auf den entsprechenden Anlagenbegriff im Stromsteuerrecht (§ 12b Stromsteuer-
Durchführungsverordnung). 


Zu Buchstabe d 


§ 12d Absatz 6 Sätze 2 und 3 Stromsteuer-Durchführungsverordnung (neu) 


Es wird auf die Begründung zu § 12a Absatz 5 Sätze 2 und 3 Stromsteuer-Durchführungs-
verordnung verwiesen. 


Zu Nummer 19 


§ 14a Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Buchstabe a 


§ 14a Absatz 1 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Redaktionelle Änderung. 


Zu Buchstabe b 


§ 14 Absatz 3 Satz 3 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Es wird auf die Begründung zu § 1d Absatz 2 Satz 4 Stromsteuer-Durchführungsverord-
nung verwiesen. 
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Zu Buchstabe c 


§ 14 Absatz 4 Satz 3 Stromsteuer-Durchführungsverordnung (neu) 


Es wird auf die Begründung zu § 12a Absatz 4 Satz 3 Stromsteuer-Durchführungsverord-
nung verwiesen. 


Zu Nummer 20 


Zwischenüberschrift 


Redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Streichung des § 10 Stromsteuergesetz. 


Zu Nummer 21 


§ 15 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Buchstabe a 


§ 15 Absatz 1 Satz 1 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Durch Wegfall der generellen Vorlagepflicht der Beschreibung der wirtschaftlichen Tätigkei-
ten und durch die Einführung der Onlineverpflichtung bei § 9b Stromsteuergesetz sowie 
§ 54 Energiesteuergesetz ist eine Anpassung der Norm erforderlich. Die Zuordnung zur 
Klassifikation der Wirtschaftszweige obliegt wie bisher auch dem Antragsteller, eine aktive 
Entscheidung über die Zuordnung trifft das Hauptzollamt nur noch in Fällen, in denen der 
Antragsteller zur Vorlage der Beschreibung der wirtschaftlichen Tätigkeiten gesondert auf-
gefordert wird. Dem Hauptzollamt steht im Rahmen der Einordnung eines Unternehmens 
in die Klassifikation der Wirtschaftszweige eine eigene Prüfungskompetenz zu. Das Haupt-
zollamt ist nicht an Entscheidungen der Statistikbehörden gebunden. Die Regelung erleich-
tert die Digitalisierung und dient unmittelbar dem Bürokratieabbau. 


Zu Buchstabe b 


§ 15 Absätze 8, 8a und 9 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Mit dem Gesetz zur Änderung des Energiesteuer- und des Stromsteuergesetzes zur Ver-
längerung des sogenannten Spitzenausgleichs vom 19. Dezember 2022 (BGBl. I 2483) 
wurde die Ermächtigungsgrundlage nach § 11 Nummer 4 Stromsteuergesetz geändert und 
damit nochmals klargestellt, dass auch abweichende Zuordnungsregeln von Unternehmen 
zu einem Abschnitt oder einer Klasse der Klassifikation der Wirtschaftszweige getroffen 
werden können. Als ebensolche Regelungen werden die Absätze 8, 8a und 9 daher aus 
Gründen der Rechtsklarheit und -sicherheit erneut erlassen. 


Zu Nummer 22 


§ 17a Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Aufgrund redaktioneller als teils auch inhaltlicher Anpassungen wurde die Regelung insge-
samt neu gefasst. 


Absatz 1: 


Redaktionelle Anpassung (einheitlicher Begriff der Entlastung) und Neufassung der An-
tragsfrist (siehe Begründung zu § 1d Absatz 2 Satz 4 Stromsteuer-Durchführungsverord-
nung).  
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Absatz 2: 


Zusätzlich zur Regelung das Wahlrecht unterjähriger Entlastungsabschnitte nur einmal 
jährlich ausüben zu können (siehe Begründung zu § 12a Absatz 4 Satz 3 Stromsteuer-
Durchführungsverordnung), wird die unterjährige Antragstellung für Beteiligte untersagt, die 
bereits die Entlastung nach § 9a Stromsteuergesetz bei ihren Vorauszahlungen anrechnen 
lassen. Den Unternehmen steht die Liquidität bereits infolge der reduzierten Höhe der Vo-
rauszahlung zur Verfügung, sodass eine unterjährige Antragstellung redundant ist. Die Re-
gelung dient dem Bürokratieabbau. 


Absatz 3: 


Im Rahmen des Bürokratieabbaus wird auf die Abgabe der Beschreibung der wirtschaftli-
chen Tätigkeiten bei Antragstellung verzichtet. Der Antragsteller ist weiterhin dazu verpflich-
tet, sich entsprechend den stromsteuerrechtlichen Vorgaben in die WZ 2003 einzuordnen, 
um zu prüfen, ob ein Entlastungsanspruch besteht. Zudem ist der Antragsteller dazu ver-
pflichtet, die Beschreibung der wirtschaftlichen Tätigkeiten vorzulegen, sofern das Haupt-
zollamt ihn dazu auffordert. 


Absatz 4: 


Die neugeregelten Sätze 2 und 3 beziehen sich auf Vereinfachungen bei den buchmäßigen 
Nachweisen, siehe insofern Begründung zu § 12a Absatz 5 Sätze 2 und 3 Stromsteuer-
Durchführungsverordnung. 


Die Absätze 4a und 5 sind gegenüber der Vorfassung unverändert. 


Zu Nummer 23 


§ 17b Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Mit dem Haushaltsfinanzierungsgesetz vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nummer 
412 vom 29. Dezember 2023) wurde das von der Bundesregierung am 7. November 2023 
kommunizierte Strompreispaket im Stromsteuerrecht umgesetzt. Ab dem 1. Januar 2024 
wurde die Steuerentlastung nach § 9b Stromsteuergesetz bei Beibehaltung des sogenann-
ten Sockelbetrages von 250 Euro auf 20,00 Euro je Megawattstunde erhöht. Steuerentlas-
tungen sind somit bereits bei Überschreiten einer Verbrauchsmenge von 12,5 Megawatt-
stunden möglich, womit die Zahl der Antragsberechtigten stark ansteigen wird. Um den 
Verwaltungsaufwand möglichst gering zu halten, sind Anträge nach § 9b des Stromsteuer-
gesetzes mit Wirkung ab dem 1. Januar 2025 daher elektronisch abzugeben. Die Pflicht zur 
elektronischen Übermittlung wird damit zwei Jahre vorgezogen. Auch bisher schon sind die 
Anträge wegen hinterlegter Plausibilitäten nur elektronisch ausfüllbar, werden dann jedoch 
oft noch ausgedruckt und postalisch an das jeweilige Hauptzollamt versandt. Für die Betei-
ligten ist die Umstellung wegen des schon jetzt digital erfolgenden Ausfüllens der Anträge 
minimal. Es wird somit auch im Interesse der Wirtschaftsbeteiligten eine vollständig elekt-
ronische, medienbruchfreie und damit schnellere Antragsbearbeitung ermöglicht, da die 
Angaben der Beteiligten nicht wie bisher erst händisch in das IT-System der Zollverwaltung 
übertragen werden müssen.  


Die weiteren Änderungen in § 17b Stromsteuer-Durchführungsverordnung dienen ebenso 
der besseren Digitalisierbarkeit und Vereinfachung des Antragsverfahrens bzw. der Anglei-
chung an die Rechtsprechung. 


Zu Buchstabe a 


§ 17b Absatz 1 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 
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Die Änderungen umfassen die Antragsfrist (siehe Begründung zu § 1d Absatz 2 Satz 4) 
und das Vorziehen der elektronischen Datenübermittlung (Onlineverpflichtung) auf das Jahr 
2025. 


Zu Doppelbuchstabe aa 


§ 17b Absatz 1 Satz 3 Stromsteuer-Durchführungsverordnung  


Auf die Begründung zu § 1d Absatz 2 Satz 4 wird verwiesen.  


Zu Doppelbuchstabe bb 


§ 17b Absatz 1 Satz 4 Stromsteuer-Durchführungsverordnung (neu) 


Satz 4 regelt das Vorziehen der elektronischen Datenübermittlung (Onlineverpflichtung) auf 
das Jahr 2025. 


Zu Buchstabe b 


§ 17b Absatz 2 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Das Antragserfordernis für die Zulassung des Kalendermonats als Entlastungsabschnitt 
wird abgeschafft. Die Regelung dient dem Bürokratieabbau. Zudem wird klargestellt, dass 
das Wahlrecht zur unterjährigen Antragsstellung nur einmal jährlich genutzt werden kann; 
vgl. auch Begründung zu § 12a Absatz 4 Satz 3. 


Zudem erfolgt die Klarstellung, dass Anträge auf unterjährige Entlastung bei Anrechnung 
auf die Vorauszahlungen nicht möglich sind (vgl. Begründung zu § 17a Absatz 2). 


Zu Buchstabe c 


§ 17b Absatz 3 Satz Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Auf die Begründung zu § 17a Absatz 3 wird verwiesen. 


Zu Buchstabe d 


§ 17b Absatz 6 Satz Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Die neugeregelten Sätze 2 und 3 beziehen sich auf Vereinfachungen bei den buchmäßigen 
Nachweisen; siehe insofern Begründung zu § 12a Absatz 5 Sätze 2 und 3 Stromsteuer-
Durchführungsverordnung. 


Zu Nummer 24 


§ 17d Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Buchstabe a 


§ 17d Absatz 1 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Es wird auf die Begründung zu § 1d Absatz 2 Satz 4 verwiesen. 


Zu Buchstabe b 


§ 17d Absatz 5 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 
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Es wird geregelt, dass auch belegmäßige Nachweise ausreichend sind; siehe auch Begrün-
dung zu § 12a Absatz 5 Satz 2 und 3 Stromsteuer-Durchführungsverordnung. 


Zu Nummer 25 


§ 17f Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Buchstabe a 


§ 17f Absatz 1 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Es wird auf die Begründung zu § 1d Absatz 2 Satz 4 verwiesen. 


Zu Buchstabe b 


§ 17f Absatz 2 Satz 3 Stromsteuer-Durchführungsverordnung (neu) 


Es wird auf die Begründung zu § 12a Absatz 4 Satz 3 verwiesen. 


Zu Buchstabe c 


§ 17f Absatz 4 Sätze 2 und 3 Stromsteuer-Durchführungsverordnung (neu) 


Es wird auf die Begründung zu § 12a Absatz 5 Satz 2 und 3 verwiesen. 


Zu Nummer 26 


§ 17g Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Buchstabe a 


§ 17g Absatz 1 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Es wird auf die Begründung zu § 1d Absatz 2 Satz 4 verwiesen. 


Zu Buchstabe b 


§ 17g Absatz 2 Satz 3 Stromsteuer-Durchführungsverordnung (neu) 


Es wird auf die Begründung zu § 12a Absatz 4 Satz 3 verwiesen. 


Zu Buchstabe c 


§ 17g Absatz 4 Sätze 2 und 3 Stromsteuer-Durchführungsverordnung (neu) 


Es wird auf die Begründung zu § 12a Absatz 5 Satz 2 und 3 verwiesen. 


Zu Nummer 27 


Zwischenüberschrift 


Redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Streichung des § 10 Stromsteuergesetz. 


Zu Nummer 28 


§§ 18 und 19 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Folgeänderung aufgrund der Streichung des § 10 Stromsteuergesetz. 







 - 108 -   


 


Zu Nummer 29 


§ 20 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Buchstabe a 


§ 20 Nummer 2 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Folgeänderung aufgrund der Streichung von § 10 Stromsteuergesetz und § 19 Strom-
steuer-Durchführungsverordnung. 


Zu Buchstabe b 


§ 20 Nummer 5 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Folgeänderung aufgrund der Streichung von § 10 Stromsteuergesetz und § 19 Strom-
steuer-Durchführungsverordnung. 


Zu Nummer 30 


§ 21 Absatz 1 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 


Die Erlaubnis für eingeschränkte Versorger beziehungsweise sogenannte „kleine Versor-
ger“ (§ 1a Absatz 6 Stromsteuer-Durchführungsverordnung) nach § 4 Stromsteuergesetz 
in Verbindung mit § 2 Absatz 3 und § 3 Absatz 2 Stromsteuer-Durchführungsverordnung 
gilt bisher mit Eingang der ordnungsgemäßen Anzeige nach amtlich vorgeschriebenem 
Vordruck über die Aufnahme der Tätigkeit beim zuständigen Hauptzollamt als erteilt. Durch 
die in § 1a Absatz 5a neu geschaffene Ausnahme vom Versorgerstatus werden in der Regel 
solche Erlaubnisse betroffen sein. Da deren Erfordernis mit der neuen Ausnahme in § 1a 
Absatz 5a ab dem 1. Januar 2025 entfällt und um den mit einer Einzelfallbetrachtung ver-
bundenen Bürokratieaufwand zu vermeiden, gelten diese mit Ablauf des 31. Dezember 
2024 automatisch als erloschen, sofern es sich um Sachverhalte handelt, die unter § 1a 
Absatz 5a Stromsteuer-Durchführungsverordnung fallen. 


Zu Artikel 4 (Änderung der Energiesteuer-Durchführungsverordnung) 


Zu Nummer 1 


Inhaltsverzeichnis 


Zu Buchstabe a 


Redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Neufassung des § 49 Energiesteuergesetz. 


Zu Buchstabe b 


Redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Streichung des § 53a Absatz 6 Energiesteuer-
gesetz. 


Zu Buchstabe c 


Redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Streichung des § 55 Energiesteuergesetz. 


Zu Buchstabe d 


Redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Streichung des § 55 Energiesteuergesetz. 
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Zu Nummer 2 


Folgeänderung aufgrund der Streichung des § 55 Energiesteuergesetz. 


Zu Nummer 3 


§ 2 Absatz 3 Satz 2 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Der Generalzolldirektion wird die Befugnis zur Festlegung im Verwaltungswege übertragen, 
welche der in den anderen Mitgliedstaaten zugelassenen Kennzeichnungsverfahren die 
Voraussetzungen erfüllen. 


Zu Nummer 4 


§ 8a Absatz 3 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Bislang hat die Eigenverwaltung nach § 270 ff. der Insolvenzordnung keine Berücksichti-
gung gefunden. Auch bei einem Insolvenzverfahren unter den besonderen Bedingungen 
einer Eigenverwaltung erlischt eine Erlaubnis durch Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
kraft Gesetzes. Da die Verfügungsgewalt über das Vermögen beim Schuldner als Erlaub-
nisinhaber verbleibt und nicht auf den Sachwalter übergeht, ist ausschließlich der Erlaub-
nisinhaber mitteilungsberechtigt. 


Zu Nummer 5 


§ 9 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Zukünftig wird der neu gefasste Anlagenbegriff des § 12b Stromsteuergesetz sinngemäß 
im Energiesteuerrecht angewendet. 


Zu Nummer 6 


§ 11b Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Buchstabe a 


§ 11b Absatz 2 Satz 1 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Neufassung des § 28 Energiesteuergesetz. 


Zu Buchstabe b 


§ 11b Absatz 2 Satz 4 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Aufgrund der Rechtsprechung des BFH (Az.: VII R 1/23, Urteil vom 29. August 2023) und 
des EuGH (Rs. C-553/21, Urteil vom 22.12.2022) wird die bisherige Regelung zur Antrags-
frist angepasst. Entlastungsanträge können deshalb spätestens bis zum Ablauf der Fest-
setzungsfrist der Abgabenordnung (§§ 169 bis 171 Abgabenordnung) gestellt werden.  


Zu Nummer 7 


§ 11c Absatz 2 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Anpassung der nationalen Vorschriften zu Unternehmen in Schwierigkeiten an die Vorga-
ben der EU-Kommission im Falle der nachträglichen Entlastung. 
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Zu Nummer 8 


§ 14 Absatz 3 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Auf die Begründung zu § 8a Energiesteuer-Durchführungsverordnung wird verwiesen. 


Zu Nummer 9 


§ 23 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


§ 23 Absatz 2 Energiesteuer-Durchführungsverordnung regelt, dass für bestimmte kurzfris-
tige betriebsbedingte Entnahmen von Energieerzeugnissen im Rahmen eines Herstellungs-
betriebs oder Tanklagers keine Entfernung aus dem Steuerlager bzw. innerhalb des Steu-
erlagers vorliegt und die Energiesteuer gemäß § 8 Absatz 1 Energiesteuergesetz nicht ent-
steht. Der ordnungsgemäße Betrieb von Raffinerien und Tanklagern erfordert jedoch u. a. 
ein regelmäßiges Warten, Instandhalten und Reinigen der Rohrleitungen sowie Lagerstät-
ten. Auch hierfür müssen Energieerzeugnisse aus den Rohrleitungen und/oder Lagerstät-
ten kurzfristig entnommen und anschließend unmittelbar wieder in eine zugelassene Lage-
stätte des Steuerlagers aufgenommen werden. Die Entnahme der Energieerzeugnisse er-
folgt dabei weder zum Gebrauch noch zum Verbrauch innerhalb des Steuerlagers, sondern 
dient ausschließlich dem Zweck, betrieblich erforderliche Arbeiten an Rohrleitungen, Tanks 
und betrieblichen Anlagen sowie Umlagerungen von Energieerzeugnissen innerhalb des 
Steuerlagers durchführen zu können. Es handelt sich hierbei um Entnahmen, die aufgrund 
betrieblicher Erfordernisse getätigt und im Rahmen der steuerlichen Aufzeichnungen doku-
mentiert werden müssen. Die Erstellung von Steueranmeldungen und Steuerentlastungs-
anträgen führt hier sowohl für Wirtschaft als auch für die Zollverwaltung zu einem unver-
hältnismäßig hohen bürokratischen Aufwand. 


Zu Buchstabe a 


Zu Nummer 10 


§ 49 Absatz 4 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


In § 92 Absatz 2 Satz 3 2. Halbsatz Energiesteuer-Durchführungsverordnung war bisher 
geregelt, dass die Steuerentlastung für versehentliche Vermischungen nur gewährt wird, 
wenn der Antrag für die versehentlich entstandenen Vermischungen unmittelbar nach Fest-
stellung der Vermischung beim Hauptzollamt gestellt wird. Zu diesem Zeitpunkt sind jedoch 
noch nicht die Entlastungsvoraussetzungen nach § 48 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Energie-
steuergesetz erfüllt, da die versehentlichen Vermischungen zum Zeitpunkt der Antragstel-
lung noch nicht nachweislich verheizt oder nach § 2 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 Energies-
teuergesetz versteuertem Gasöl zugeführt worden sind. Deshalb wird zum Zeitpunkt der 
Vermischung eine unverzügliche Anzeigepflicht eingeführt, die aber auf solche Vermi-
schungen beschränkt bleibt, für die auch eine Entlastung nach § 48 Energiesteuergesetz 
eingeführt wird, damit weder die Beteiligten noch das HZA durch eine weitere Anzeigepflicht 
für geringfügige versehentliche Vermischungen belastet werden. 


Zu Nummer 11 


§ 49a Absatz 2 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Mit dem Auslaufen der beihilferechtlichen Genehmigung für § 28 Absatz 1 Satz 1 Nummern 
1 und 2 alte Fassung zum 30. September 2023 konnten einige Beteiligte gasförmige Biok-
raft- und Bioheizstoffe nicht mehr steuerfrei verwenden. Diese Beteiligten mussten in der 
Folge monatlich Steueranmeldungen nach § 23 Energiesteuergesetz abgeben. Mit der Än-
derung soll Beteiligten, deren monatliche Steuer 200 € nicht übersteigt, die Möglichkeit 
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eingeräumt werden, die Steuer jährlich anzumelden. Dies folgt in Fortschreibung der Rege-
lung für gasförmige Kohlenwasserstoffe. 


Zu Nummer 12 


§ 54 Absatz 3 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Auf die Begründung zu § 8a Energiesteuer-Durchführungsverordnung wird verwiesen. 


Zu Nummer 13 


§ 57 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Buchstabe a 


§ 57 Absatz 4 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Die Regelung dient der Klarstellung. Es handelt sich nur dann um ein Streckengeschäft im 
Sinne des § 57 Absatz 4 Satz 2 Energiesteuer-Durchführungsverordnung, wenn ein Besitz-
mittlungsverhältnis und nicht nur ein Fall eines Geheißerwerbs vorliegt. Im letzterem Fall 
geht der Besitz direkt vom Lieferer an den Enderwerber über, d.h. der Zwischenhändler 
erlangt weder unmittelbaren noch mittelbaren Besitz. 


Zu Buchstabe b 


§ 57 Absatz 10 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Die geänderte Fassung berücksichtigt die mit dem 7. Verbrauchsteueränderungsgesetz 
unionsrechtskonform geregelte Situation, dass Energieerzeugnisse nach § 4 des Gesetzes 
im steuerrechtlich freien Verkehr - hier in Gestalt solcher, die in einem Verfahren der Steu-
erbefreiung unmittelbar oder über andere Mitgliedstaaten ausgeführt werden sollen - nur 
noch mit elektronischen Versanddokumenten befördert werden können. Eine Beförderung 
zur Ausfuhr mit elektronischen Versanddokumenten ist unionsrechtskonform jedoch nicht 
vorgesehen. Zur Bürokratievereinfachung wird daher für das Hauptzollamt zur Prüfung des 
tatsächlichen Ausgangs aus dem Zollgebiet der Europäischen Union auf zollrechtliche Aus-
fuhrdokumente zurückgegriffen, die sowohl bei unmittelbarer Ausfuhr als auch bei Ausfuhr 
über andere Mitgliedstaaten ohnehin vom Beteiligten auszufertigen und vorzuhalten sind. 


Zu Buchstabe c 


§ 57 Absatz 11 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Korrektur der Bezeichnung der Fundstelle. 


Zu Buchstabe d  


§ 57 Absatz 13 und 14 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Folgeänderung aufgrund der Änderung des Absatz 10. 


Zu Nummer 14 


§ 61 Absatz 1 Satz 3 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Der Generalzolldirektion wird die Befugnis zur Festlegung im Verwaltungswege übertragen, 
eine Frist für die Abgabe der Anzeige einer Verwendung von Energieerzeugnissen zu nicht 
steuerfreien Zwecken zu bestimmen. 
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Zu Nummer 15 


§ 79 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Es wird auf die Begründung zu § 4 Absatz 3 Stromsteuer-Durchführungsverordnung (Artikel 
3) verwiesen. 


Zu Buchstabe b 


Zu Nummer 16 


§ 80 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Buchstabe a 


§ 80 Absatz 1 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Mit der Regelung wird ergänzend festgelegt, wie die monatlichen Vorauszahlungen zu be-
rechnen sind, wenn der Vorauszahlungszeitraum weniger als zwölf Monate umfasst. 


Zu Buchstabe b 


§ 80 Absatz 2 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Doppelbuchstabe aa 


Die Regelung dient der Klarstellung, der Angleichung des Wortlauts an den der Parallelvor-
schrift des § 6 der Stromsteuer-Durchführungsverordnung und der besseren Digitalisierung 
der Prozesse. 


Zu Doppelbuchstabe bb 


Redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Streichung des § 53a Absatz 6 Energiesteuer-
gesetz bzw. der Neufassung zur Umsetzung der obligatorischen Steuerbefreiung für den 
Einsatz von Energieerzeugnissen zur Stromerzeugung. 


Zu Doppelbuchstabe cc und zu Doppelbuchstabe dd 


Redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Streichung des § 55 Energiesteuergesetz. 


Zu Buchstabe c 


§ 80 Absatz 3 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Um eine bessere Digitalisierung der Prozesse zu ermöglichen, wird die bisherige Ermes-
sensvorschrift dahingehend geändert, dass nunmehr im Regelfall ein Verzicht auf die Fest-
setzung von Vorauszahlungen ohne Ermessen vorgegeben ist. Eine Festsetzung von Vo-
rauszahlungen soll hingegen in Fällen weiterhin möglich sein, wenn die Steuerbelange 
dadurch beeinträchtigt werden. 


Zu Nummer 17 


§ 87 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Buchstabe a 


§ 87 Absatz 1 Satz 3 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 
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Auf die Begründung zu § 11b Absatz 2 Satz 4 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 
wird verwiesen. 


Zu Buchstabe b 


§ 87 Absatz 2 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Es wird geregelt, dass ein Wechsel des Entlastungsabschnittes innerhalb eines Jahres 
nicht vorgesehen ist. Stellt ein Unternehmen zum Beispiel einen Antrag für das Kalender-
vierteljahr ist im gleichen Jahr die monatliche Antragstellung nicht mehr vorgesehen. Im 
Rahmen der Digitalisierung ist diese Regelung notwendig, um systemseitige Plausibilitäten 
zu gewährleisten und im Interesse aller Beteiligten eine weniger bürokratische Bearbeitung 
der Anträge zu ermöglichen. 


Zu Buchstabe c 


§ 87 Absatz 4 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Folgeänderung aufgrund der Anpassung des § 46 Energiesteuergesetz. 


Zu Nummer 18 


§ 88 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Buchstabe a 


§ 88 Absatz 1 Satz 3 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Auf die Begründung zu § 11b Absatz 2 Satz 4 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 
wird verwiesen. 


Zu Buchstabe b 


§ 88 Absatz 2 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Auf die Begründung zu § 87 Absatz 2 Energiesteuer-Durchführungsverordnung wird ver-
wiesen. 


Zu Nummer 19 


§ 89 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Buchstabe a 


§ 89 Absatz 1 Satz 3 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Auf die Begründung zu § 11b Absatz 2 Satz 4 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 
wird verwiesen. 


Zu Buchstabe b 


§ 89 Absatz 2 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Auf die Begründung zu § 87 Absatz 2 Energiesteuer-Durchführungsverordnung wird ver-
wiesen. 
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Zu Buchstabe c 


§ 89 Absatz 3 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Im Rahmen des Bürokratieabbaus soll es Antragstellern, die nach dem Handelsgesetzbuch 
oder der Abgabenordnung nicht dazu verpflichtet sind, ordnungsmäßig kaufmännische Bü-
cher zu führen und rechtzeitig Jahresabschlüsse aufzustellen, möglich sein, belegmäßige 
Nachweise zu führen. Aus den belegmäßigen Nachweisen muss es dem Hauptzollamt 
möglich sein, die entlastungsfähigen Mengen nachzuvollziehen. Die Verwaltungspraxis hat 
gezeigt, dass die Führung eines gesonderten buchmäßigen Nachweises für die Wirtschafts-
beteiligten mit einem hohen bürokratischen Aufwand verbunden ist. Viele der vorgenannten 
Unternehmen können dieser Verpflichtung oftmals wegen fehlender Ressourcen nicht ge-
nügen, wobei in diesen Fällen die Geschäftsvorfälle bedingt durch die Größe des Unter-
nehmens in der Mehrheit der Fälle auch anhand belegmäßiger Unterlagen nachvollzogen 
werden können. 


Zu Buchstabe d 


§ 89 Absatz 4 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Der Generalzolldirektion wird die Befugnis zur Festlegung im Verwaltungswege übertragen, 
zur steuerlichen Vereinfachung pauschale Sätze für die in den gasförmigen Gemischen 
enthaltenen Kohlenwasserstoffanteile festzulegen. 


Zu Nummer 20 


§ 90 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Buchstabe a 


§ 90 Absatz 1 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Doppelbuchstabe aa 


Folgeänderung aufgrund der Anpassung des § 47 Energiesteuergesetz. 


Zu Doppelbuchstabe bb 


Auf die Begründung zu § 11b Absatz 2 Satz 4 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 
wird verwiesen. 


Zu Buchstabe b 


§ 90 Absatz 2 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Auf die Begründung zu § 87 Absatz 2 Energiesteuer-Durchführungsverordnung wird ver-
wiesen. 


Zu Buchstabe c 


§ 90 Absatz 4 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Auf die Begründung zu § 89 Absatz 3 Energiesteuer-Durchführungsverordnung wird ver-
wiesen. 
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Zu Nummer 21 


§ 91 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Buchstabe a 


§ 91 Absatz 1 Satz 3 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Auf die Begründung zu § 11b Absatz 2 Satz 4 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 
wird verwiesen. 


Zu Buchstabe b 


§ 91 Absatz 2 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Auf die Begründung zu § 87 Absatz 2 Energiesteuer-Durchführungsverordnung wird ver-
wiesen. 


Zu Buchstabe c 


§ 91 Absatz 4 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Auf die Begründung zu § 89 Absatz 3 Energiesteuer-Durchführungsverordnung wird ver-
wiesen. 


Zu Nummer 22 


§ 91a Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Buchstabe a 


§ 91a Absatz 1 Satz 3 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Auf die Begründung zu § 11b Absatz 2 Satz 4 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 
wird verwiesen. 


Zu Buchstabe b 


§ 91a Absatz 2 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Auf die Begründung zu § 87 Absatz 2 Energiesteuer-Durchführungsverordnung wird ver-
wiesen. 


Zu Buchstabe c 


§ 91a Absatz 3 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Auf die Begründung zu § 89 Absatz 3 Energiesteuer-Durchführungsverordnung wird ver-
wiesen. 


Zu Nummer 23 


§ 91b Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Buchstabe a 


§ 91b Absatz 1 Satz 3 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 
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Auf die Begründung zu § 11b Absatz 2 Satz 4 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 
wird verwiesen. 


Zu Buchstabe b 


§ 91b Absatz 2 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Auf die Begründung zu § 87 Absatz 2 Energiesteuer-Durchführungsverordnung wird ver-
wiesen. 


Zu Buchstabe c 


§ 91b Absatz 4 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Auf die Begründung zu § 89 Absatz 3 Energiesteuer-Durchführungsverordnung wird ver-
wiesen. 


Zu Nummer 24 


§ 92 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Buchstabe a 


§ 92 Absatz 2 Satz 3 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Durch die Einführung einer unverzüglichen Anzeigepflicht in § 49 Absatz 4 Energiesteuer-
Durchführungsverordnung wird das Hauptzollamt über versehentliche Vermischungen, für 
die eine Entlastung beantragt wird, zeitnah informiert. Die Antragsfrist für die Entlastung 
wird auf die übliche Frist der Antragstellung ausgedehnt, so dass es dem Beteiligten mög-
lich ist, auch die nach § 48 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Energiesteuergesetz geforderte 
Verwendung der versehentlichen Vermischungen bereits bei der Antragstellung nachzu-
weisen. Im Übrigen wird auf die Begründung zu § 11b Absatz 2 Satz 4 Energiesteuer-
Durchführungsverordnung verwiesen. 


Zu Buchstabe b 


§ 92 Absatz 3 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Auf die Begründung zu § 87 Absatz 2 Energiesteuer-Durchführungsverordnung wird ver-
wiesen. 


Zu Buchstabe c 


§ 92 Absatz 4 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Im Rahmen des Bürokratieabbaus kann seitens des Hauptzollamts auf die Vorlage von 
Unterlagen über die Versteuerung und die Herkunft der Gemischanteile verzichtet werden, 
wenn die Steuerbelange durch die Nichtvorlage nicht beeinträchtigt werden. 


Zu Nummer 25 


§ 93 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Buchstabe a 


Überschrift 
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Folgeänderung aufgrund der Anpassung des § 49 Energiesteuergesetz. 


Zu Buchstabe b 


§ 93 Absatz 1 Satz 3 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Auf die Begründung zu § 11b Absatz 2 Satz 4 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 
wird verwiesen. 


Zu Buchstabe c 


§ 93 Absatz 2 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Auf die Begründung zu § 87 Absatz 2 Energiesteuer-Durchführungsverordnung wird ver-
wiesen. 


Zu Buchstabe d 


§ 93 Absatz 3 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Auf die Begründung zu § 89 Absatz 3 Energiesteuer-Durchführungsverordnung wird ver-
wiesen. Im Übrigen Folgeänderung aufgrund der Neufassung des § 49 Energiesteuerge-
setz. 


Zu Nummer 26 


§ 95 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Buchstabe a 


§ 95 Absatz 1 Satz 3 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Auf die Begründung zu § 11b Absatz 2 Satz 4 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 
wird verwiesen. 


Zu Buchstabe b 


§ 95 Absatz 2 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Zusätzlich zur Regelung das Wahlrecht unterjähriger Entlastungsabschnitte nur einmal 
jährlich ausüben zu können (siehe Begründung zu § 87 Absatz 2 Energiesteuer-Durchfüh-
rungsverordnung) wird die unterjährige Antragstellung für Beteiligte untersagt, die bereits 
die Entlastung nach § 51 Energiesteuergesetz bei ihren Vorauszahlungen anrechnen las-
sen. Den Unternehmen steht die Liquidität bereits infolge der reduzierten Höhe der Voraus-
zahlung zur Verfügung, sodass eine unterjährige Antragstellung redundant ist. Die Rege-
lung dient dem Bürokratieabbau. 


Zu Buchstabe c 


§ 95 Absatz 2a Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Auf die Begründung zu § 87 Absatz 2 Energiesteuer-Durchführungsverordnung wird ver-
wiesen. 


Zu Buchstabe d 


§ 95 Absatz 3 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 
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Im Rahmen des Bürokratieabbaus wird auf die Abgabe der Beschreibung der wirtschaftli-
chen Tätigkeiten bei Antragstellung verzichtet. Der Antragsteller ist weiterhin dazu verpflich-
tet, sich entsprechend den stromsteuerrechtlichen Vorgaben in die WZ 2003 zuzuordnen 
um zu prüfen, ob ein Entlastungsanspruch besteht. Zudem ist der Antragsteller dazu ver-
pflichtet, die Beschreibung der wirtschaftlichen Tätigkeiten vorzulegen, sofern das Haupt-
zollamt ihn dazu auffordert. 


Zu Buchstabe e 


§ 95 Absatz 4 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Auf die Begründung zu § 89 Absatz 3 Energiesteuer-Durchführungsverordnung wird ver-
wiesen. 


Zu Nummer 27 


§ 96 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Buchstabe a 


§ 96 Absatz 2 Satz 3 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Auf die Begründung zu § 11b Absatz 2 Satz 4 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 
wird verwiesen. 


Zu Buchstabe b 


§ 96 Absatz 3 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Auf die Begründung zu § 87 Absatz 2 Energiesteuer-Durchführungsverordnung wird ver-
wiesen. 


Zu Nummer 28 


§ 97 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Buchstabe a 


§ 97 Absatz 1 Satz 3 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Auf die Begründung zu § 11b Absatz 2 Satz 4 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 
wird verwiesen. 


Zu Buchstabe b 


§ 97 Absatz 2 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Auf die Begründung zu § 87 Absatz 2 Energiesteuer-Durchführungsverordnung wird ver-
wiesen. 


Zu Nummer 29 


§ 99 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Buchstabe a 


§ 99 Absatz 1 Satz 3 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 
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Auf die Begründung zu § 11b Absatz 2 Satz 4 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 
wird verwiesen. 


Zu Buchstabe b 


§ 99 Absatz 2 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Zusätzlich zur Regelung das Wahlrecht unterjähriger Entlastungsabschnitte nur einmal 
jährlich ausüben zu können (siehe Begründung zu § 87 Absatz 2 Energiesteuer-Durchfüh-
rungsverordnung) wird die unterjährige Antragstellung für Beteiligte untersagt, die bereits 
die Entlastung nach § 53 Energiesteuergesetz bei ihren Vorauszahlungen anrechnen las-
sen. Den Unternehmen steht die Liquidität bereits infolge der reduzierten Höhe der Voraus-
zahlung zur Verfügung, sodass eine unterjährige Antragstellung redundant ist. Die Rege-
lung dient dem Bürokratieabbau. 


Zu Buchstabe c 


§ 99 Absatz 3 Satz 3 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Folgeänderung aufgrund der Anpassung des § 9 Energiesteuer-Durchführungsverordnung. 


Zu Nummer 30 


§ 99a Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Buchstabe a 


§ 99a Absatz 1 Satz 3 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Auf die Begründung zu § 11b Absatz 2 Satz 4 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 
wird verwiesen. 


Zu Buchstabe b 


§ 99a Absatz 2 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Auf die Begründung zu § 87 Absatz 2 Energiesteuer-Durchführungsverordnung wird ver-
wiesen. 


Daneben soll durch die Formulierung klargestellt werden, dass auch bei kalenderjährlicher 
Antragstellung die Entlastung für einzelnen Monate (insbes. für die Monate, in denen der 
Nutzungsgrad von mindestens 70 Prozent erreicht wird) zu gewähren ist.  


Zu Buchstabe c 


§ 99a Absatz 3 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Auf die Begründung zu § 87 Absatz 2 Energiesteuer-Durchführungsverordnung wird ver-
wiesen. 


Zu Buchstabe d 


§ 99a Absatz 4 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Folgeänderung aufgrund der Streichung des § 53a Absatz 6 Energiesteuergesetz sowie 
der Anpassung des § 9 Energiesteuer-Durchführungsverordnung. 
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Zu Buchstabe e 


§ 99a Absatz 5 Satz 1 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Auf die Begründung zu § 95 Absatz 3 Energiesteuer-Durchführungsverordnung wird ver-
wiesen. 


Zu Nummer 31 


§§ 99b und 99c Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Folgeänderung aufgrund der Streichung des § 53a Absatz 6 Energiesteuergesetz. 


Zu Nummer 32 


§ 100 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Buchstabe a 


§ 100 Absatz 1 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Doppelbuchstabe aa 


Auf die Begründung zu § 11b Absatz 2 Satz 4 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 
wird verwiesen. 


Zu Doppelbuchstabe bb 


Die Regelung betrifft das Vorziehen der elektronischen Datenübermittlung (Onlineverpflich-
tung) auf das Jahr 2025. 


Zu Buchstabe b 


§ 100 Absatz 2 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Das Antragserfordernis für die Zulassung des Kalendermonats als Entlastungsabschnitt 
wird abgeschafft. Die Regelung dient dem Bürokratieabbau. Darüber hinaus wird auf die 
Begründung zu § 87 Absatz 2 Energiesteuer-Durchführungsverordnung verwiesen. 


Zu Buchstabe c 


§ 100 Absatz 3 Satz 1 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Auf die Begründung zu § 95 Absatz 3 Energiesteuer-Durchführungsverordnung wird ver-
wiesen. 


Zu Buchstabe d 


§ 100 Absatz 5 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Auf die Begründung zu § 89 Absatz 3 Energiesteuer-Durchführungsverordnung wird ver-
wiesen. 


Zu Nummer 33 


§ 101 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Streichung des § 55 Energiesteuergesetz. 
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Zu Nummer 34 


§ 102 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Buchstabe a 


§ 102 Absatz 1 Satz 3 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Auf die Begründung zu § 11b Absatz 2 Satz 4 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 
wird verwiesen. 


Zu Buchstabe b 


§ 102 Absatz 2 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Auf die Begründung zu § 87 Absatz 2 Energiesteuer-Durchführungsverordnung wird ver-
wiesen. 


Zu Nummer 35 


§ 103 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Auf die Begründung zu § 11b Absatz 2 Satz 4 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 
wird verwiesen. 


Zu Nummer 36 


§ 103a Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Buchstabe a 


§ 103a Absatz 1 Satz 3 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Auf die Begründung zu § 11b Absatz 2 Satz 4 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 
wird verwiesen. 


Zu Buchstabe b 


§ 103a Absatz 2 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Auf die Begründung zu § 87 Absatz 2 Energiesteuer-Durchführungsverordnung wird ver-
wiesen. 


Zu Buchstabe c 


§ 103a Absatz 4 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Auf die Begründung zu § 89 Absatz 3 Energiesteuer-Durchführungsverordnung wird ver-
wiesen. 


Zu Nummer 37 


§ 103b Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Buchstabe a 


§ 103b Absatz 2 Satz 4 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 
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Auf die Begründung zu § 11b Absatz 2 Satz 4 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 
wird verwiesen. 


Zu Buchstabe b 


§ 103b Absatz 3 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Auf die Begründung zu § 87 Absatz 2 Energiesteuer-Durchführungsverordnung wird ver-
wiesen. 


Zu Nummer 38 


§ 104 Absatz 1 Satz 2 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Auf die Begründung zu § 11b Absatz 2 Satz 4 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 
wird verwiesen. 


Zu Nummer 39 


§ 110 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Buchstabe a bis Buchstabe d und Buchstabe f 


§ 110 Nummer 3, 5, 6, 7 und 10 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Es erfolgte eine Anpassung an die aktuell gültigen DIN-Normen bzw. an die Ausgaben der 
aktuell gültigen DIN-Normen. 


Zu Buchstabe e 


§ 110 Nummer 8 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Solvent Yellow 124 ist seit dem 1. Januar 2024 nicht mehr als Kennzeichnungsstoff im 
Sinne des § 1 Nummer 1 Energiesteuer-Durchführungsverordnung zugelassen. Die Fest-
legung des anzuwendenden Untersuchungsverfahrens sowie die Darstellung des Euromar-
ker-Referenzanalyseverfahren in Anlage 3 sind daher entbehrlich. 


Zu Nummer 40 


§ 111 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Zu Buchstabe a 


§ 111 Absatz 1 Nummer 12 Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Aufnahme der Ahndung einer mangelhaften Übermittlung der Eingangsmeldung.  


Zu Buchstabe b 


§ 111 Absatz 1 Nummer 16a Energiesteuer-Durchführungsverordnung 


Redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Anpassung in § 79 Energiesteuer-Durchfüh-
rungsverordnung. 


Zu Nummer 41 


Anlage 1 (zu den §§ 55, 74 und 84a) 
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Redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Anpassung in § 28 Energiesteuergesetz. 


Zu Nummer 42 


Anlage 3 (zu § 110 Satz 1 Nummer 8) 


Solvent Yellow 124 ist seit dem 1. Januar 2024 nicht mehr als Kennzeichnungsstoff im 
Sinne des § 1 Nummer 1 Energiesteuer-Durchführungsverordnung zugelassen. Die Fest-
legung des anzuwendenden Untersuchungsverfahrens sowie die Darstellung des Euromar-
ker-Referenzanalyseverfahren in Anlage 3 sind daher entbehrlich. 


Zu Artikel 5 (Aufhebung der Spitzenausgleich-Effizienzsystemverordnung) 


Durch Entfall der Ermächtigungsgrundlage wird auch die dazugehörige Rechtsverordnung 
aufgehoben. 


Zu Artikel 6 (Änderung der Energiesteuer- und Stromsteuer-
Transparenzverordnung) 


Durch die Anpassung des § 14 Absatz 1 des Stromsteuergesetzes ist eine redaktionelle 
Folgeänderung des Verweises in § 15 Absatz 2 notwendig. 


Zu Artikel 7 (Inkrafttreten) 


Die Regelungen sollen am 1. Januar 2025 in Kraft treten. 
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Diskussionsentwurf  


des  Bundesministeriums  der  Finanzen  


Gesetzentwurf  zur  Förderung  von  Investitionen  von  
Fonds  in  erneuerbare  Energien  und  Infrastruktur  


Änderung  


Folgende Artikel werden eingefügt: 


‚Artikel 1 


Änderung des Investmentsteuergesetzes 


Das Investmentsteuergesetz vom 19. Juli 2016 (BGBl. I S. 1730), das 
zuletzt durch Artikel 14 des Gesetzes vom 16. Dezember 2022 (BGBl. I S. 
2294) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. Nach § 1 Absatz 2 Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 


„Wenn ein Investmentvermögen die Voraussetzungen nach § 1 Ab-
satz 1 des Kapitalanlagegesetzbuchs erfüllt, ist es für die Qualifikation 
als Investmentfonds unschädlich, wenn das Investmentvermögen alle 
oder einen Teil der von ihm gehaltenen Vermögensgegenstände aktiv 
unternehmerisch bewirtschaftet.“ 


2. In § 4 Absatz 2 Nummer 1a werden die Wörter „in den Fällen des § 6 
Absatz 5 Satz 1 Nummer 1“ durch Wörter „in den Fällen des § 6 Ab-
satz 5 Satz 1 und 2“ ersetzt. 


3. § 6 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 


„(5) Sonstige inländische Einkünfte sind Einkünfte nach § 49 
Absatz 1 des Einkommensteuergesetzes mit Ausnahme der Ein-
künfte nach § 49 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe e Doppelbuch-
stabe aa und bb des Einkommensteuergesetzes. Einkünfte nach 
§ 49 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe e Doppelbuchstabe cc des 
Einkommensteuergesetzes sind sonstige inländische Einkünfte un-
abhängig davon, ob die Kapitalgesellschaft ihren Sitz oder ihre 
Geschäftsleitung im Inland hat. Inländische Beteiligungseinnah-
men und inländische Immobilienerträge, die zu den Einkünften 
aus Gewerbebetrieb nach § 49 Absatz 1 Nummer 2 des Einkom-
mensteuergesetzes gehören, unterliegen der Besteuerung als sons-
tige inländische Einkünfte; im Übrigen sind Absatz 3 und 4 vor-
rangig anzuwenden.“ 


b) Nach Absatz 5 werden folgende Absätze 5a und 5b eingefügt: 


„(5a) Von gewerblichen Einkünften nach § 49 Absatz 1 Num-
mer 2 des Einkommensteuergesetzes mit Ausnahme der Einkünfte 
nach § 49 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe e Doppelbuchstabe cc 
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des Einkommensteuergesetzes ist nur auszugehen, wenn der In-
vestmentfonds seine Vermögensgegenstände aktiv unternehme-
risch bewirtschaftet. Bei der Beteiligung an einer Mitunternehmer-
schaft liegt stets eine aktive unternehmerische Bewirtschaftung 
vor. 


(5b) Sonstige inländische Einkünfte sind bei inländischen In-
vestmentfonds in der Rechtsform einer Investmentaktiengesell-
schaft auch 


a) Einkünfte, die die Investmentaktiengesellschaft oder eines 
ihrer Teilgesellschaftsvermögen aus der Verwaltung ihres 
Vermögens erzielt, und 


b) Einkünfte, die die Investmentaktiengesellschaft oder eines 
ihrer Teilgesellschaftsvermögen aus der Nutzung ihres In-
vestmentbetriebsvermögens nach § 112 Absatz 2 Satz 1 des 
Kapitalanlagegesetzbuchs erzielt.“ 


c) Nach Absatz 7 Satz 3 wird folgender Satz eingefügt: 


„Satz 3 ist nicht anzuwenden auf sonstige inländische Einkünfte 
nach Absatz 5 in Verbindung mit § 49 Absatz 1 Nummer 2 des 
Einkommensteuergesetzes und nach Absatz 5b.“ 


4. Dem § 7 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 


„Satz 1 ist nicht anzuwenden auf sonstige inländische Einkünfte nach 
§ 6 Absatz 5 in Verbindung mit § 49 Absatz 1 Nummer 2 des Einkom-
mensteuergesetzes und nach § 6 Absatz 5b.“ 


5. § 8 wird wie folgt geändert: 


a) In Absatz 1 werden nach der Angabe „§ 6 Absatz 2“ die Wörter 
„mit Ausnahme der sonstigen inländischen Einkünfte nach § 6 Ab-
satz 5 in Verbindung mit § 49 Absatz 1 Nummer 2 des Einkom-
mensteuergesetzes und nach § 6 Absatz 5b“ eingefügt. 


b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 


„Satz 1 ist auch auf sonstige inländische Einkünfte anzuwenden, 
die bei Vereinnahmung keinem Steuerabzug unterliegen; ausge-
nommen sind sonstige inländische Einkünfte nach § 6 Absatz 5 in 
Verbindung mit § 49 Absatz 1 Nummer 2 des Einkommensteuer-
gesetzes und nach § 6 Absatz 5b.“ 


6. § 10 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 


aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „sind“ die Wörter „vorbe-
haltlich der Sätze 2 und 3“ eingefügt. 


bb) Folgender Satz wird angefügt: 


„Sonstige inländische Einkünfte nach § 6 Absatz 5 in Verbin-
dung mit § 49 Absatz 1 Nummer 2 des Einkommensteuerge-
setzes und nach § 6 Absatz 5b sind nicht steuerbefreit.“ 


b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 


„Satz 1 ist auch auf sonstige inländische Einkünfte anzuwenden, 
die bei Vereinnahmung keinem Steuerabzug unterliegen; ausge-
nommen sind sonstige inländische Einkünfte nach § 6 Absatz 5 
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in Verbindung mit § 49 Absatz 1 Nummer 2 des Einkommen-
steuergesetzes und nach § 6 Absatz 5b.“ 


7. § 15 wird wie folgt geändert 


a) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 


„Satz 1 Nummer 2 ist nicht anzuwenden auf Beteiligungen an 


1. Immobilien-Gesellschaften nach § 1 Absatz 19 Nummer 22 
des Kapitalanlagegesetzbuchs, 


2. ÖPP-Projektgesellschaften nach § 1 Absatz 19 Nummer 28 
des Kapitalanlagegesetzbuchs, 


3. Gesellschaften, deren Unternehmensgegenstand auf die Er-
zeugung, die Umwandlung, den Transport oder die Speiche-
rung von Strom, Gas oder Wärme aus erneuerbaren Energien 
nach § 3 Nummer 21 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes ge-
richtet ist und 


4. Infrastruktur-Projektgesellschaften nach § 1 Absatz 19 Num-
mer 23a des Kapitalanlagegesetzbuchs.“ 


b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 


„(3) Die Voraussetzungen des Absatzes 2 gelten als erfüllt, 
wenn die Einnahmen aus einer aktiven unternehmerischen Be-
wirtschaftung mit Ausnahme der Einnahmen aus Beteiligungen 
nach Absatz 2 Satz 2 in einem Geschäftsjahr weniger als 5 Pro-
zent der gesamten Einnahmen des Investmentfonds betragen.“ 


7. § 26 wird wie folgt geändert: 


a) Nummer 4 Buchstabe h wird wie folgt gefasst: 


„Investmentanteile an inländischen oder ausländischen Invest-
mentfonds,“ 


b) Nummer 6 wird wie folgt geändert: 


aa) In Buchstabe b wird das „und“ durch ein Komma ersetzt. 


bb) In Buchstabe c werden das Wort „erneuerbarer“ durch die 
Wörter „, die Umwandlung, den Transport oder die Speiche-
rung von Strom, Gas oder Wärme aus erneuerbaren“ und der 
Punkt durch das Wort „und“ ersetzt. 


cc) Folgender Buchstabe d wird angefügt: 


„d) Infrastruktur-Projektgesellschaften.“ 


c) Nummer 7a wird wie folgt gefasst: 


„7a. Die Einnahmen aus einer aktiven unternehmerischen Be-
wirtschaftung im Sinne des § 15 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 
mit Ausnahme der Einnahmen aus Beteiligungen an Gesell-
schaften im Sinne des § 15 Absatz 2 Satz 2 betragen in ei-
nem Geschäftsjahr weniger als 5 Prozent der gesamten Ein-
nahmen des Investmentfonds. Einnahmen aus der Erzeu-
gung oder Lieferung von Strom, die im Zusammenhang mit 
der Vermietung und Verpachtung von Immobilien stehen 
und 
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a) aus dem Betrieb von Anlagen zur Stromerzeugung aus 
erneuerbaren Energien im Sinne des § 3 Nummer 21 
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes oder 


b) aus dem Betrieb von Ladestationen für Elektrofahr-
zeuge oder Elektrofahrräder stammen, 


bleiben für die Zwecke des Satzes 1 unberücksichtigt.“ 


8. Dem § 30 Absatz 5 wird folgender Satz angefügt: 


„Satz 1 ist nicht anzuwenden auf sonstige inländische Einkünfte nach 
§ 6 Absatz 5 in Verbindung mit § 49 Absatz 1 Nummer 2 des Einkom-
mensteuergesetzes und nach § 6 Absatz 5b.“ 


9. Nach § 33 Absatz 4 Satz 2 wird folgender Satz eingefügt: 


„Sätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden auf sonstige inländische Ein-
künfte nach § 6 Absatz 5 in Verbindung mit § 49 Absatz 1 Nummer 2 
des Einkommensteuergesetzes und nach § 6 Absatz 5b.“ 


10. Dem § 57 wird folgender Absatz 10 angefügt: 


„(8) § 1 Absatz 2 Satz 2 und § 26 Nummer 4 Buchstabe h, Nummer 
6 und Nummer 7a sind ab dem 1. Januar 2025 anzuwenden. § 4 Absatz 
2 Nummer 1a, § 6 Absatz 5, 5a, 5b und 7 Satz 4, § 7 Absatz 2 Satz 2, 
§ 8 Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2, § 10 Absatz 1 Satz 1 und 3 sowie 
Absatz 2 Satz 2, § 15 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3, § 30 Absatz 5 Satz 
2 sowie § 33 Absatz 4 Satz 3 sind auf Einkünfte anzuwenden, die einem 
Investmentfonds nach dem 31. Dezember 2024 zufließen.“ 


Artikel 2 


Änderung des Kapitalanlagegesetzbuchs 


Das Kapitalanlagegesetzbuch vom 4. Juli 2013 (BGBl. I S. 1981), das 
zuletzt durch Artikel 34 Absatz 20 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 411) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. In § 1 Absatz 19 Nummer 22 werden die Wörter „zur Bewirtschaftung 
der Immobilien erforderlichen“ durch die Wörter „in § 231 Absatz 3 
genannten“ ersetzt. 


2. § 231 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 


aa) Der Punkt am Ende von Nummer 7 wird durch ein Semikolon 
ersetzt. 


bb) Folgende Nummer 8 wird angefügt: 


„8. Beteiligungen an Infrastruktur-Projektgesellschaften, 
deren Unternehmensgegenstand im Gesellschaftsver-
trag oder in der Satzung darauf beschränkt ist, Anlagen 
zu errichten, zu erwerben oder zu halten, die zur Erzeu-
gung, zur Umwandlung, zum Transport oder zur Spei-
cherung von Strom, Gas oder Wärme aus erneuerbaren 
Energien im Sinne des § 3 Nummer 21 des Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes bestimmt und geeignet sind, 
wenn zur Zeit des Erwerbs der Beteiligung ihr Wert 
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zusammen mit dem Wert weiterer solcher Beteiligun-
gen, die sich bereits in dem Sondervermögen befinden, 
15 Prozent des Wertes des Sondervermögens nicht 
übersteigt.“ 


b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 


„(3) Für ein Immobilien-Sondervermögen dürfen auch Gegen-
stände, die zur Bewirtschaftung der Vermögensgegenstände des 
Immobilien-Sondervermögens erforderlich sind, Gegenstände, die 
der Erzeugung, der Umwandlung, dem Transport oder der Spei-
cherung von Energie aus erneuerbaren Energien im Sinne des § 3 
Nummer 21 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes dienen, oder Ge-
genstände, die für Ladestationen für Elektromobilität erforderlich 
sind, erworben werden.“ 


c) In Absatz 4 wird die Angabe „5 und 6“ durch die Angabe „5, 6 
und 8“ ersetzt. 


d) Folgender Absatz 6 wird angefügt: 


„(6) Gegenstände nach Absatz 3 dürfen auch von der Kapital-
verwaltungsgesellschaft für das Immobilien-Sondervermögen be-
trieben werden.“ 


3. In § 261 Absatz 2 Nummer 4 werden nach den Wörtern „zur Erzeugung“ ein 
Komma und die Wörter „zur Umwandlung“ eingefügt. 


Artikel 3 


Inkrafttreten, Außerkrafttreten 


Artikel 1 [Änderungen des Investmentsteuergesetzes] und Artikel 2 
[Änderung des Kapitalanlagegesetzbuchs] treten am … [einsetzen: Tag nach 
der Verkündung] in Kraft.‘ 


Begründung 


A. Allgemeiner Teil 


I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 


Investitionen in Infrastruktur und erneuerbare Energien sind von entscheidender 
Bedeutung für die nachhaltige Entwicklung und das langfristige Wohlergehen ei-
ner Gesellschaft. Darüber hinaus sind Investitionen in erneuerbare Energien un-
erlässlich, um die Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen zu verringern und den 
Klimawandel einzudämmen. Erneuerbare Energien wie Sonne, Wind und Wasser 
sind unerschöpfliche Ressourcen, die dazu beitragen können, die Umweltbelas-
tung zu reduzieren und die Luftqualität zu verbessern. Angesicht des enormen 
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Investitionsbedarfs in Infrastruktur und erneuerbare Energien ist es wichtig, si-
chere Rahmenbedingen zu schaffen, die sowohl öffentliche als auch private Mittel 
mobilisieren können, um die dringend benötigten Projekte umzusetzen und den 
Übergang zu einer nachhaltigeren Zukunft zu beschleunigen. 


II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 


Der Entwurf soll einen sicheren Investitionsrahmen für die Investition von Fonds 
in erneuerbare Energien und Infrastruktur durch eine Änderung des Investment-
steuergesetzes und des Kapitalanlagegesetzbuches schaffen. Gleichzeitig müssen 
jedoch Besteuerungslücken vermieden werden., da ansonsten Wettbewerbsver-
zerrungen gegenüber Unternehmen eintreten würden, die in den gleichen Ge-
schäftsfeldern tätig sind. Um Wettbewerbsneutralität herzustellen, sieht der Re-
gelungsvorschlag daher vor, dass die derzeitigen Steuerbefreiungsmöglichkeiten 
insoweit abgeschafft werden, wie Investmentfonds und Spezial-Investmentfonds 
Einkünfte aus einer inländischen gewerblichen Tätigkeit erzielen. Dies führt zu 
einer definitiven Besteuerung derartiger Einkünfte auf Fondsebene. 


III. Alternativen 


Keine. 


IV. Gesetzgebungskompetenz 


Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich für die Änderung des In-
vestmentsteuergesetzes (Artikel 1) aus Artikel 105 Absatz 2 Satz 2 erste Alterna-
tive des Grundgesetzes (GG), da das Steueraufkommen diesbezüglich dem Bund 
ganz oder teilweise zusteht. 


Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes zur Änderung des Kapitalanlagege-
setzbuchs (Artikel 2) folgt aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 des Grundgesetzes 
(GG) – Recht der Wirtschaft. Die Voraussetzungen des Artikels 72 Absatz 2 GG 
liegen vor. Denn zur Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit liegt es im ge-
samtstaatlichen Interesse, das von diesem Gesetzgebungsvorhaben betroffene Ge-
setz, das bundeseinheitlich gilt, dementsprechend auch zu ändern 


V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und 
völkerrechtlichen Verträgen 


Unvereinbarkeiten mit höherrangigem Recht sind nicht zu erkennen. Einzelheiten 
ergeben sich aus dem besonderen Teil der Gesetzesbegründung. 


VI. Gesetzesfolgen 


1. Nachhaltigkeitsaspekte 


Das Vorhaben steht im Einklang mit dem Leitgedanken der Bundesregierung zur 
nachhaltigen Entwicklung im Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, in-
dem es fachlich notwendigen Gesetzgebungsbedarf im Investmentsteuergesetz 
umsetzt und damit auch das Steueraufkommen des Gesamtstaates sichert. Es 
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betrifft damit die Indikatorenbereiche 8.2. Staatsverschuldung (Staatsfinanzen 
konsolidieren – Generationengerechtigkeit schaffen), 8.3. (Wirtschaftliche Zu-
kunftsvorsorge – Gute Investitionsbedingungen schaffen, Wohlstand dauerhaft 
erhalten) sowie 8.4. (Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit – Wirtschaftsleistung 
umwelt- und sozialverträglich steigern). 







 


 


 


  


  


  
 
 


  
  


 


 
 


 
 


 
  


 
 


 


  
  


 


 
  


 
 


 


 
  


 


 
 


  
 


 


 
  


 


 


    
     
   
  
  


 
 


  


 
 
 


 
  


 
 


          


 


    
 


   
   


  


  


  
 


 
  


 
 


          


2. Erfüllungsaufwand 


2.1. Wirtschaft 


Jährlicher Aufwand 
lfd. 
Nr. 


1 


Paragraph 


§§ 7 Abs. 4 
Satz 1, § 1 
Abs. 2, 29 
Abs. 2 In-
vStG 


Bezeichnung 
der Vorgabe 


Statusbe-
scheinigung 
beantragen 
und an ent-
richtungs-
pflichtige 
Stelle über-
mitteln 


Wirt-
schafts-


zweig 


K Erbrin-
gung von 
Finanz-
und Versi-
cherungs-
dienstleis-
tungen 


Fallzahl 


2610 


Perso-
nentage 


/ -mo-
nate 


-40,78 


Qualifi-
kations-
niveau 


mittel 


Lohn-
satz pro 
Stunde 


(in 
Euro) 


52,3 


Zeitauf-
wand pro 
Fall in Mi-


nuten 


-7,5 


Sach-
kosten 
pro Fall 


(in 
Euro) 


0 


Jährlicher 
Personal-
aufwand 
(in Tsd. 
Euro) 


-17,06 


Jährliche 
Sachkosten 


(in Tsd. 
Euro) 


0 


Jährlicher 
Erfüllungs-


aufwand 
(in Tsd. 
Euro) 


-17,06 


2 


§ 6 Abs. 7 
InvStG 
i.V.m. § 31 
Abs. 1 Satz 
1 KStG 


Abgabe der 
Körperschaft-
steuererklä-
rung für inlän-
dische 


K Erbrin-
gung von 
Finanz-
und Versi-
cherungs-
dienstleis-
tungen 10 3,5 mittel 52,3 168 0 1,46 0 1,46 
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3 


4 


§ 8 Abs. 1 
und 2 In-
vStG 


§ 10 Abs. 1 
und 2 In-
vStG i.V.m. 
31 Abs. 1 
Satz 1 KStG 


Antrag auf 
Körperschaft-
steuerbefrei-
ung für inlän-
dische 
Abgabe der 
Körperschaft-
steuererklä-
rung für inlän-
dische Ein-
künfte von In-
vestment-
fonds, die zu-
vor von der 
Steuerbefrei-
ung betroffen 
waren 


K Erbrin-
gung von 
Finanz-
und Versi-
cherungs-
dienstleis-
tungen 


K Erbrin-
gung von 
Finanz-
und Versi-
cherungs-
dienstleis-
tungen 


10 


50 


-0,62 


17,50 


mittel 


mittel 


52,3 


52,3 


-30 


168 


0 


0 


-0,26 


7,32 


0 


0 


-0,26 


7,32 


5 


§ 15 Abs. 2 
InvStG 
i.V.m. §14a 
Satz 1 Ge-
wStG 


Abgabe der 
Gewerbesteu-
ererklärung 
für inländi-
sche Ein-
künfte von In-
vestment-
fonds 


K Erbrin-
gung von 
Finanz-
und Versi-
cherungs-
dienstleis-
tungen -50 -16,66 mittel 52,3 160 0 -6,97 0 -6,97 
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6 


7 


§ 26 Nr. 4 
InvStG 


§ 26 Nr. 7a 
InvStG 


Dokumenta-
tion des Risi-
komanage-
ments und -
controllings 
der Kapital-
verwaltungs-
gesellschaft 
(Alle Fonds) 
Dokumenta-
tion des Risi-
komanage-
ments und -
controllings 
der Kapital-
verwaltungs-
gesellschaft 
(Spezial 
Fonds) 


K Erbrin-
gung von 
Finanz-
und Versi-
cherungs-
dienstleis-
tungen 


K Erbrin-
gung von 
Finanz-
und Versi-
cherungs-
dienstleis-
tungen 


4419 


670 


-184,12 


-27,91 


mittel 


mittel 


52,3 


52,3 


-20 


-20 


0 


0 


-77,03 


-11,68 


0 


0 


-77,03 


-11,68 


8 


§ 30 Abs. 5 
InvStG 
i.V.m. 31 
Abs. 1 Satz 
1 KStG 


Abgabe der 
Körperschaft-
steuererklä-
rung für inlän-
dische Ein-
künfte von In-
vestment-
fonds, die zu-
vor von der 


K Erbrin-
gung von 
Finanz-
und Versi-
cherungs-
dienstleis-
tungen 10 3,50 mittel 52,3 168 0 1,46 0 1,46 







 


    


  
  


 
 


 


   
  


  
   


  


  


  
 
  


  
   


  
 


 


 
  


 
 
 


 


 
  


 
 


          


– 11 – 


Steuerbefrei-
ung betroffen 
waren (nicht 
Anwendbar-
keit Transpa-
renzoption) 
Abgabe der 
Körperschaft-
steuererklä-
rung für inlän-
dische Ein-
künfte von In-
vestment-
fonds, die zu-
vor von der 
Steuerbefrei-
ung betroffen 
waren (Aus-
schluss Steu-
erbefreiungs-
möglichkeit 


K Erbrin-
gung von 


§ 33 Absatz für bestimmte Finanz-
4 InvStG (gewerbliche) und Versi-
i.V.m. 31 sonstige in- cherungs-
Abs. 1 Satz ländische Ein- dienstleis-


9 1 KStG künfte) tungen 100 35,00 mittel 52,3 168 0 14,64 0 14,64 
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10 


§ 33 Abs. 4 
InvStG 
i.V.m. § 50 
Abs. 1 In-
vStG 


Entrichten 
von Kapitaler-
tragsteuer 
durch Spe-
zial-Invest-
mentfonds 


K Erbrin-
gung von 
Finanz-
und Versi-
cherungs-
dienstleis-
tungen -60 -26,25 mittel 52,3 210 0 -10,98 0 -10,98 


2.2. Verwaltung 


Jährlicher Aufwand 


lfd. 
Nr. 


Paragraph 
Bezeichnung der 
Vorgabe 


Verwal-
tungs-
ebene 


Fall-
zahl 


Personen-
tage/ -mo-
nate 


Voll-
zugs-
ebene 


Lohnsatz 
pro 
Stunde (in 
Euro) 


Zeitauf-
wand pro 
Fall in Mi-
nuten 


Sach-
kosten 
pro 
Fall (in 
Euro) 


Jährlicher 
Personal-
aufwand 
(in Tsd. 
Euro) 


Jährliche 
Sachkos-
ten (in 
Tsd. Euro) 


Jährlicher 
Erfüllungs-
aufwand (in 
Tsd. Euro) 


Klarstellung / Rege-


1 
§ 1 Absatz 
2 Satz 1 
InvStG 


lung, dass aktive un-
ternehmerische Be-
wirtschaftung von 
Vermögensgegen-
ständen nicht schäd-
lich für Status als In-


Land 2610 


Durch-
schnitt 
(40% 
mD und 
60% gD) 


39,82 -5 -8,66 -8,66 


vestmentfonds 
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2c 


§ 6 Absatz 
7 Satz 4 
InvStG 
NEU 


Satz 4 NEU: Aus-
schluss der Abgel-
tungswirkung für be-
stimmte (gewerbli-
che) sonstige inländi-
sche Einkünfte 


Land 10 


Durch-
schnitt 
(40% 
mD und 
60% gD) 


39,82 5 0,03 0,03 


3 


§ 7 Absatz 
2 Satz 2 
InvStG 
NEU 


Satz 2: Ausschluss 
der Abgeltungswir-
kung für bestimmte 
(gewerbliche) sons-
tige inländische Ein-
künfte 


Land 10 


Durch-
schnitt 
(40% 
mD und 
60% gD) 


39,82 5 0,03 0,03 
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4 § 8 InvStG 


• Änderungen in Ab-
satz 1: Ausschluss 
Steuerbefreiungs-
möglichkeit für be-
stimmte (gewerbli-
che) sonstige inländi-
sche Einkünfte 
• Absatz 2 Satz 2 
NEU: Klarstellung, 
dass Steuerbefrei-
ung auch für Absatz 
2 Satz 1 InvStG ge-
nannten Anleger-
gruppen auf die 
sonstigen inländi-
schen Einkünfte 
greift, die bei Verein-


Land 10 


Durch-
schnitt 
(40% 
mD und 
60% gD) 


39,82 -20 -0,13 -0,13 


nahmung keinem 
Steuerabzug unter-
liegen. Gleichzeitig 
werden die gewerbli-
chen Einkünfte nach 
§ 49 Absatz 1 Num-
mer 2 EStG und 
nach § 6 Absatz 5b 
InvStG von der Steu-
erbefreiung ausge-
schlossen 
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5 
§ 10 In-
vStG 


• Änderungen in Ab-
satz 1: Ausschluss 
Steuerbefreiungs-
möglichkeit für be-
stimmte (gewerbli-
che) sonstige inländi-
sche Einkünfte 
• Absatz 2 Satz 2 
NEU: Klarstellung, 
dass Steuerbefrei-
ung auch auf die 
sonstigen inländi-
schen Einkünfte An-
wendung findet, die 
bei Vereinnahmung 


50 


Durch-
schnitt 
(40% 
mD und 


39,82 150 4,98 4,98 


keinem Steuerabzug 
unterliegen. Anderer-
seits werden die ge-
werblichen Einkünfte 
nach § 6 Absatz 5 In-
vStG in Verbindung 
mit § 49 Absatz 1 
Nummer 2 EStG und 
nach § 6 Absatz 5b 
InvStG von der Steu-
erbefreiung ausge-
schlossen. 


60% gD) 
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6 
§ 15 In-
vStG 


·Absatz 2 Satz 2: 
Gewerbesteuerfrei-
heit für bestimmte 
Einkünfte aus Beteili-
gungen eines Invest-
mentfonds (ÖPP-
Projektgesellschaf-
ten; EEG-Gesell-
schaften und Infra-
strukturprojektgesell-
schaften) 


50 


Durch-
schnitt 
(40% 
mD und 
60% gD) 


38,82 -26 -0,84 -0,84 
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8 
§ 30 Ab-
satz 5 In-
vStG 


Ausschluss Steuer-
befreiungsmöglich-
keit für bestimmte 
(gewerbliche) sons-
tige inländische Ein-
künfte 


10 


Durch-
schnitt 
(40% 
mD und 
60% gD) 


39,82 150 1,00 1,00 
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9 


§ 33 Ab-
satz 4 
Satz 2 In-
vStG 


Ausschluss Steuer-
befreiungsmöglich-
keit für bestimmte 
(gewerbliche) sons-
tige inländische Ein-
künfte 


100 


Durch-
schnitt 
(40% 
mD und 
60% gD) 


39,82 150 9,96 9,96 







 


 


 


   


         
     


 


   


      


          


 


               
      
               


         
        


        
           


                
          


       
        


          
         


        
          


         
    


           
         
      


         
       


           
           


         


       
         


            
         


           
           


        
           


       
        


         
       
        


        
        


3. Weitere Kosten 


Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Ver-
braucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 


B. Besonderer Teil 


Zu Artikel 1 (Änderung des Investmentsteuergesetzes) 


Zu Nummer 1 (§ 1 Absatz 2 Satz 2 InvStG) 


Hintergrund 


In § 1 Absatz 2 Satz 1 InvStG wird der Begriff der Investmentfonds und damit 
der Anwendungsbereich des Investmentsteuergesetzes definiert. Investmentfonds 
sind nach § 1 Absatz 2 Satz 1 InvStG Investmentvermögen nach § 1 Absatz 1 
KAGB. D. h. das Investmentsteuerrecht verweist zur Definition seines Anwen-
dungsbereichs auf das Investmentaufsichtsrecht. Damit ist zunächst jedes Anla-
gevehikel, das von den Aufsichtsbehörden als Investmentvermögen betrachtet 
wird, im Grundsatz auch als Investmentfonds einzustufen. Der bisherige § 1 Ab-
satz 2 Satz 2 InvStG (der durch den neu eingefügten Satz zu Satz 3 wird) sieht 
jedoch als Ausnahme davon vor, dass aufsichtsrechtliche Entscheidungen über die 
Eigenschaft eines Investmentvermögens keine Bindungswirkung für die steuer-
rechtliche Einordnung eines Anlagevehikels als Investmentfonds entfalten. Dies 
bedeutet, dass es in Ausnahmefällen dazu kommen kann, dass die Aufsichtsbe-
hörden bei einem Anlagevehikel von einem Investmentvermögen ausgehen, aber 
die Finanzbehörden die Eigenschaft als Investmentfonds ablehnen. Auch umge-
kehrt könnte es in besonderen Konstellationen sein, dass die Aufsichtsbehörden 
die Eigenschaft als Investmentvermögen verneinen, aber die Finanzbehörden von 
einem Investmentfonds ausgehen. 


Die jeweils eigenständige Prüfung ist erforderlich, da das Aufsichtsrecht und das 
Steuerrecht unterschiedliche Zwecke verfolgen. Im Aufsichtsrecht führt ein weit 
ausgelegter Anwendungsbereich zu einem umfassenderen Anlegerschutz, wäh-
rend es im Steuerrecht angezeigt sein kann, Anlagevehikel vom Anwendungsbe-
reich des Investmentsteuergesetzes auszuschließen oder aufzunehmen, um Steu-
erspargestaltungen zu vermeiden. Darüber hinaus modifizieren § 1 Absatz 2 Satz 
3 und Absatz 3 InvStG den steuerrechtlichen Anwendungsbereich, so dass auch 
insoweit eine eigenständige Beurteilung durch die Finanzbehörde erforderlich ist. 


Zu unterschiedlichen Auslegungsergebnissen der Aufsichts- und der Finanzbe-
hörden könnte es insbesondere kommen, wenn ein Anlagevehikel überwiegend 
oder ausschließlich (mit-)unternehmerisch tätig ist. Nach § 1 Absatz 1 Satz 1 
KAGB ist Investmentvermögen jeder Organismus für gemeinsame Anlagen, der 
von einer Anzahl von Anlegern Kapital einsammelt, um es gemäß einer festge-
legten Anlagestrategie zum Nutzen dieser Anleger zu investieren und der kein 
operativ tätiges Unternehmen außerhalb des Finanzsektors ist. Aus aufsichtsrecht-
licher Sicht dient der Passus „kein operativ tätiges Unternehmen außerhalb des 
Finanzsektors“ nicht der Beschränkung auf vermögensverwaltende Tätigkeiten, 
sondern soll vielmehr „reguläre“ Unternehmen davor bewahren, den Anforderun-
gen der Investmentaufsicht unterworfen zu werden. Außerdem betrachtet das 
Aufsichtsrecht grundsätzlich auch Beteiligungen an gewerblich tätigen Personen-
gesellschaften als zulässige Kapitalanlagen und nicht als operative unternehmeri-
sche Tätigkeit. Der aufsichtsrechtliche Begriff der Kapitalanlage unterscheidet 
sich daher von dem steuerrechtlichen Begriff der Vermögensverwaltung. 
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Die Regelungen in § 15 Absatz 4 InvStG, nach der die aktive unternehmerische 
Tätigkeit eines gewerbesteuerpflichtigen Investmentfonds einen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb darstellt, macht deutlich, dass auch das Investmentsteuergesetz 
– in seiner bisherigen Fassung – davon ausgeht, dass eine gewerbliche Tätigkeit 
eines Investmentfonds grundsätzlich zulässig ist. Es stellt sich aber die Frage, ob 
auch eine überwiegende oder ausschließliche gewerbliche Tätigkeit mit der steu-
errechtlichen Auslegung der Tatbestandsmerkmale „gemeinsame Anlage“ und 
„kein operativ tätiges Unternehmen außerhalb des Finanzsektors“ vereinbar wäre. 
Bei Spezial-Investmentfonds wäre dies auf jeden Fall ausgeschlossen, denn § 26 
Nummer 7a InvStG enthält eine Höchstgrenze von 5 % für Einnahmen aus einer 
aktiven unternehmerischen Bewirtschaftung. Auch bei einem Investmentfonds, 
der ausschließlich in Infrastruktur-Projektgesellschaften in der Rechtsform von 
Personengesellschaften investiert und möglicherweise als einziger Gesellschafter 
diese Personengesellschaften faktisch dominiert, könnte es dazu kommen, dass 
die Finanzbehörden von einem regulär dem Körperschaftsteuergesetz unterlie-
genden Unternehmen ausgehen und die Anwendbarkeit des Investmentsteuerge-
setzes ablehnen. 


Um für die Zukunft Rechtsicherheit für Investitionen von Investmentfonds insbe-
sondere in erneuerbare Energien und in sonstige Infrastruktureinrichtungen zu 
schaffen, wird in § 1 Absatz 2 Satz 2 InvStG geregelt, dass eine unternehmerische 
Tätigkeit nicht schädlich für den Status als Investmentfonds ist. Ein rechtssicherer 
Rahmen ist erforderlich, damit die Fondsbranche mehr Kapital für Investitionen 
in erneuerbare Energien und Infrastruktur zur Verfügung stellt. Damit soll die 
Energiewende schneller umgesetzt und die Potentiale zur Reduzierung des Kli-
mawandels ausgeschöpft werden. Außerdem soll der hohe Investitionsbedarf im 
Bereich der Infrastruktur gedeckt werden. Eine intakte und moderne Infrastruktur 
ist eine Grundvoraussetzung für die Zukunftsfähigkeit von Deutschland als Wirt-
schaftsstandort. Letztlich soll mit verstärkten Infrastrukturinvestitionen das heu-
tige Wohlstandsniveau erhalten und möglichst gesteigert werden. 


§ 1 Absatz 2 Satz 2 InvStG 


Nach dem neu eingefügten § 1 Absatz 2 Satz 2 InvStG ist es für die Qualifikation 
als Investmentfonds unschädlich, dass ein Investmentvermögen gehaltene Ver-
mögensgegenstände aktiv unternehmerisch bewirtschaftet. Mit dieser Regelung 
wird Rechtssicherheit geschaffen, dass Investmentfonds sich grundsätzlich im 
aufsichtsrechtlich zulässigen Rahmen als Mitunternehmer an gewerblich tätigen 
Personengesellschaften beteiligen dürfen. Darüber hinaus ist es grundsätzlich zu-
lässig, dass Investmentfonds unmittelbar selbst eine gewerbliche Tätigkeit ausü-
ben dürfen (z. B. durch das Betreiben einer Photovoltaik-Anlage auf einem ver-
mieteten Gebäude). 


§ 1 Absatz 2 Satz 2 InvStG ist jedoch nur anwendbar, wenn es sich um einen 
Organismus handelt, der die Voraussetzungen des § 1 Absatz 1 KAGB erfüllt. 
D. h. es ist in einem ersten Schritt zu prüfen, ob ein Anlagevehikel unter die auf-
sichtsrechtliche Definition eines Investmentvermögens fällt. Erst wenn dies zu 
bejahen ist, sorgt § 1 Absatz 2 Satz 2 InvStG in einem zweiten Schritt für eine 
Anerkennung von Investmentvermögen als Investmentfonds in den Fällen, in de-
nen aus aufsichtsrechtlicher Sicht noch eine kollektive Kapitalanlage vorliegt, 
aber aus steuerrechtlicher Sicht die Schwelle von der Vermögensverwaltung zur 
gewerblichen Tätigkeit bereits überschritten ist. Aufgrund des § 1 Absatz 2 Satz 2 
InvStG wird ein aufsichtsrechtliches Investmentvermögen auch dann steuerrecht-
lich als Investmentfonds anerkannt, wenn es ausschließlich als Mitunternehmer 
oder in sonstiger Weise gewerblich tätig ist. 


Um Wettbewerbsverzerrungen zu körperschaftsteuerpflichtigen Unternehmen zu 
vermeiden, werden die Besteuerungsregelungen für Investmentfonds und Spezial-
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Investmentfonds so geändert, dass eine Befreiung von der Körperschaftsteuer aus-
geschlossen und somit eine Ertragsbesteuerung auf Fondsebene sichergestellt 
wird (siehe Begründung zu Änderungen der §§ 8, 10 und 33 InvStG). Hinsichtlich 
der Gewerbesteuer haben bereits die bestehenden Regelungen in § 15 InvStG für 
eine Gleichbehandlung von Investmentfonds gegenüber Unternehmen gesorgt. Es 
liegt daher keine steuerliche Besserstellung der Fondsanlage gegenüber der Di-
rektanlage bzw. gegenüber der unternehmerischen Tätigkeit einer Körperschaft 
vor. 


Auch der Umstand, dass nur die Einkünfte aus einer gewerblichen Tätigkeit einer 
generellen Besteuerung auf Fondsebene unterworfen werden und die Einkünfte 
aus einer daneben betriebenen vermögensverwaltenden Tätigkeit ggf. nach § 6 
Absatz 2 InvStG steuerfrei gestellt werden, stellt keine Besserstellung dar, son-
dern steht im Einklang mit dem System des Körperschaftsteuerrechts. Denn nur 
bei Körperschaften im Sinne des § 1 Absatz 1 Nummern 1 bis 3 KStG, zu denen 
insbesondere Kapitalgesellschaften zählen, sind nach § 8 Absatz 2 KStG alle Ein-
künfte als Einkünfte aus Gewerbebetrieb zu behandeln. Bei den übrigen Körper-
schaften nach § 1 Absatz 1 Nummer 4 und 5 KStG, zu denen insbesondere Invest-
mentfonds, aber auch Stiftungen und Vereine gehören, gelten nach § 8 Absatz 1 
Satz 1 KStG die allgemeinen einkommensteuerlichen Regeln, wonach eine ge-
werbliche Tätigkeit grundsätzlich nicht zur Infektion einer vermögensverwalten-
den Tätigkeit führt. Insoweit findet § 15 Absatz 3 EStG (gewerbliche Infektion) 
bei diesen Körperschaften im Unterschied zu Personengesellschaften keine An-
wendung. 


So sind beispielsweise Körperschaften des öffentlichen Rechts wie Kirchen und 
Kommunen nur im Rahmen ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit als sog. Betriebe ge-
werblicher Art unbeschränkt körperschaftsteuerpflichtig. Einkünfte aus einer ver-
mögensverwaltenden Tätigkeit sind bei Körperschaften des öffentlichen Rechts 
grundsätzlich dem steuerlich irrelevanten Bereich zuzuordnen (Ausnahmen sind 
in § 2 Nummer 2 KStG i. V. m. §§ 43 ff. EStG geregelt). Ähnliches gilt für ge-
meinnützige Stiftungen, die nur im Rahmen ihrer wirtschaftlichen Geschäftsbe-
triebe besteuert werden und im Übrigen von der Körperschaftsteuer befreit sind. 
Auch bei steuerpflichtigen Stiftungen und bei Vereinen führt eine gewerbliche 
Tätigkeit nicht zur Infektion der vermögensverwaltenden Tätigkeit (Umkehr-
schluss aus § 8 Absatz 2 KStG), sondern alle Einkunftsarten werden bei Steu-
ersubjekten nach § 1 Absatz 1 Nummer 4 und 5 KStG, zu denen auch Investment-
fonds gehören, getrennt betrachtet. 


Nur bei bestimmten Körperschaften, insbesondere bei Kapitalgesellschaften, sind 
nach § 8 Absatz 2 KStG alle Einkünfte als Einkünfte aus Gewerbebetrieb zu be-
handeln. Diese an die Rechtsform anknüpfenden Unterschiede in der Körper-
schaftbesteuerung hat das Investmentsteuergesetz allerdings nicht übernommen, 
da alle Investmentfonds unabhängig davon, ob sie als Sondervermögen oder als 
Investmentaktiengesellschaft aufgelegt werden, einer einheitlichen Besteuerung 
unterliegen sollen. Diese rechtsformneutrale Besteuerung innerhalb des Invest-
mentsteuergesetzes ist auch erforderlich, um den eigentlichen Zweck der Invest-
mentbesteuerung zu erreichen. Er besteht darin, eine mehrfache Steuerbelastung 
auf der Fonds- und Anlegerebene weitgehend zu vermeiden, um den Anleger in 
möglichst ähnlicher Weise zu besteuern wie bei einer Direktanlage in die Vermö-
gensgegenstände des Investmentfonds. 


Um eine mehrfache Steuerbelastung auf Fonds- und Anlegerebene zu vermeiden, 
waren die inländischen Investmentfonds bis Ende 2017 vollständig von der Be-
steuerung befreit. Besteuert wurde nur auf der Anlegerebene. Die Steuerfreistel-
lung inländischer Investmentfonds bei gleichzeitiger Besteuerung bestimmter 
Einkünfte von ausländischen Investmentfonds hat EU-rechtliche Risiken ausge-
löst. Im Zuge der Investmentsteuerreform wurden diese EU-rechtlichen Risiken 
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dadurch ausgeräumt, dass inländische und ausländische Investmentfonds ab 2018 
den gleichen Besteuerungsregelungen unterworfen werden. Um eine Gleichstel-
lung zur erreichen, wird nur das der beschränkten Steuerpflicht unterliegende Be-
steuerungssubstrat erfasst. Dagegen bleiben alle anderen Einkünfte eines Invest-
mentfonds, also insbesondere Zinsen, ausländische Dividenden, Veräußerungsge-
winne aus Wertpapieren, Erträge aus Termingeschäften und ausländische Immo-
bilienerträgen auf Fondsebene steuerfrei, da diese auf Anlegerebene besteuert 
werden und andernfalls eine Mehrfachbelastung der gleichen Erträge eintreten 
würde. 


Durch eine weitgehende Steuerfreistellung auf Fondsebene werden auch gleiche 
steuerliche Rahmenbedingungen für inländische und ausländische Investment-
fonds geschaffen. Würde man bei inländischen Investmentfonds eine umfassende 
Besteuerung der Einkünfte nach dem Welteinkommensprinzip auf der Fonds-
ebene einführen, wären sie steuerlich wesentlich schlechter gestellt als ausländi-
schen Investmentfonds in anderen Staaten, da eine vollständige oder weitgehende 
Steuerbefreiung von Investmentfonds international üblich ist. Der deutsche 
Fondsstandort wäre unattraktiv. Auch eine Steuerfreistellung der Anleger als Aus-
gleich für eine umfassende Fondsbesteuerung könnte diesen Standortnachteil 
nicht ausgleichen; zumal es sehr wahrscheinlich wäre, dass der EuGH das Uni-
onsrecht in der Weise auslegt, dass eine für voll besteuerte inländische Invest-
mentfonds konzipierte Steuerfreistellung auf Anlegerebene auch für die Anleger 
ausländischer Investmentfonds gewährt werden müsste. 


Aus den geschilderten Gründen bleiben die Einkünfte aus der vermögensverwal-
tenden Tätigkeit eines Investmentfonds (mit Ausnahme der inländischen Beteili-
gungseinnahmen und inländischen Immobilienerträgen) auch dann steuerfrei, 
wenn der Investmentfonds überwiegend gewerbliche Einkünfte nach § 6 Absatz 5 
InvStG i. V. m. § 49 Absatz 1 Nummer 2 EStG erzielt. 


Zu Nummer 2 (§ 4 Absatz 2 Nummer 1a InvStG) 


Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung zur Änderung des § 6 Ab-
satz 5 InvStG. 


Zu Nummer 3 (§ 6 InvStG) 


Zu § 6 Absatz 5, 5a und 5b – neu – InvStG 


Nach § 6 Absatz 2 Satz 1 InvStG unterliegen Investmentfonds nur mit ihren in-
ländischen Beteiligungseinnahmen, den inländischen Immobilienerträgen und 
den sonstigen inländischen Einkünften der Besteuerung und sind im Übrigen von 
der Körperschaftsteuer befreit. In § 6 Absatz 5 InvStG wird der Begriff der sons-
tigen inländischen Einkünfte definiert. Bei dieser Definition wird auf die in § 49 
Absatz 1 EStG geregelten Tatbestände der beschränkten Steuerpflicht verwiesen. 
Zu den beschränkt steuerpflichtigen Einkünften gehören u.a. die in § 49 Absatz 1 
Nummer 2 EStG geregelten Einkünfte aus einem (inländischen) Gewerbebetrieb. 


Die bisherigen Regelungen des § 6 Absatz 5 InvStG werden um zwei Vorschriften 
erweitert. Zum einen wird geregelt, nach welcher Norm inländische Beteiligungs-
einnahmen und inländische Immobilienerträge zu versteuern sind, wenn die in-
ländischen Beteiligungseinnahmen und inländischen Immobilienerträge auch die 
Voraussetzungen als sonstige inländische Einkünfte erfüllen (§ 6 Absatz 5 Satz 3 
– neu – InvStG). Außerdem wird klargestellt, dass bei einer Beteiligung an einer 
inländischen Mitunternehmerschaft stets von einer aktiven unternehmerischen 
Beteiligung und infolgedessen von steuerpflichtigen sonstigen inländischen Ein-
künften auszugehen ist (§ 6 Absatz 5a Satz 2 – neu – InvStG). 
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Im Zuge dieser Neureglung wird der bisherige § 6 Absatz 5 InvStG neu gefasst 
und ein Teil der bisherigen Regelungen in die neuen Absätze 5a und 5b übertra-
gen. Dadurch sollen komplexe Schachtelsätze vermieden und die Verständlich-
keit der Norm erhöht werden. 


Zu Buchstabe a (Absatz 5) 


§ 6 Absatz 5 Satz 1 InvStG 


Der neu gefasste Satz 1 enthält weitgehend unverändert den bisherigen Wortlaut 
des bisherigen § 6 Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 InvStG. Lediglich das Verhältnis 
zu den Absätzen 3 und 4 wird in den neuen Satz 3 überführt. 


§ 6 Absatz 5 Satz 2 InvStG 


Der neu gefasste Satz 2 überführt eine im Wachstumschancengesetz vorgenom-
mene Ergänzung des § 6 Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 InvStG in einen eigenständi-
gen Satz. Die Ergänzung des § 6 Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 InvStG erfasste Ein-
künfte nach § 49 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe e Doppelbuchstabe cc EStG, die 
aus der Veräußerung von Anteilen an Kapitalgesellschaften stammen, deren An-
teilswert zu irgendeinem Zeitpunkt während der letzten 365 Tage vor der Veräu-
ßerung, unmittelbar oder mittelbar zu mehr als 50 Prozent auf inländischem un-
beweglichen Vermögen beruhte. Zu weiteren Erläuterung wird auf die Begrün-
dung im Wachstumschancengesetz (BR-Drs. 433/23, 239) verwiesen. 


§ 6 Absatz 5 Satz 3 – neu – InvStG 


Die Besteuerung von inländischen Beteiligungseinnahmen ist grundsätzlich in § 6 
Absatz 3 InvStG und die von inländischen Immobilienerträgen in § 6 Absatz 4 
InvStG geregelt. Wenn inländische Beteiligungseinnahmen und inländische Im-
mobilienerträge über eine inländische Betriebsstätte bezogen werden, dann greift 
zusätzlich auch der Besteuerungstatbestand als sonstige inländische Einkünfte 
nach § 6 Absatz 5 InvStG. Da die Tatbestände des § 6 Absatz 3 und 4 InvStG 
nicht danach unterscheiden, ob die inländischen Beteiligungseinnahmen und in-
ländischen Immobilienerträgen aus einer vermögensverwaltenden oder einer ge-
werblichen Tätigkeit stammen, ist davon auszugehen, dass die Besteuerungstat-
bestände nach § 6 Absatz 3 und 4 InvStG vorrangig gegenüber § 6 Absatz 5 In-
vStG sind. 


Die Frage der Zuordnung der Einkünfte hatte bislang nur geringe praktische Re-
levanz, da grundsätzlich die gleichen Besteuerungsfolgen eingetreten sind. Durch 
die Abschaffung der Steuerbefreiungsmöglichkeiten in §§ 8, 10, 30 und 33 In-
vStG für sonstige inländische Einkünfte nach § 6 Absatz 5 i. V. m. § 49 Absatz 1 
Nummer 2 EStG hat die Zuordnung der Einkünfte zukünftig entscheidende Be-
deutung. 


Abweichend von der bisherigen Rechtslage sieht § 6 Absatz 5 Satz 4 – neu – In-
vStG vor, dass auch die inländischen Beteiligungseinnahmen und die inländi-
schen Immobilienerträge der Besteuerung als sonstige inländische Einkünfte un-
terliegen, wenn sie Bestandteil der Einkünfte aus einem Gewerbebetrieb nach 
§ 49 Absatz 1 Nummer 2 EStG sind. Dies betrifft im Wesentlichen Fälle, in denen 
der Investmentfonds die inländischen Beteiligungseinnahmen und die inländi-
schen Immobilienerträge über eine gewerblich tätige, gewerblich infizierte oder 
gewerblich geprägte Personengesellschaft bezogen hat. Hier steht der gewerbli-
che Charakter der Einkünfte im Vordergrund, weshalb eine Zuordnung zu den 
sonstigen inländischen Einkünften nach § 6 Absatz 5 InvStG sachgerecht ist. Zu-
dem werden die inländischen Beteiligungseinnahmen und die inländischen Im-
mobilienerträge nicht gesondert in einem Feststellungsbescheid einer gewerblich 
tätigen oder gewerblich geprägten Personengesellschaft ausgewiesen, sondern 
sind Bestandteil der festgestellten gewerblichen Einkünfte nach § 15 EStG. Eine 
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Zuordnung zu den Einkünften nach § 6 Absatz 3 und 4 InvStG wäre daher nur mit 
verfahrensrechtlichen Änderungen und entsprechend erhöhtem administrativen 
Aufwand umsetzbar. 


Da die Steuerbefreiungsmöglichkeiten in § 8 Absatz 1 und 2 InvStG sowie in § 10 
Absatz 1 und 2 InvStG für diese sonstigen inländischen Einkünfte ausgeschlossen 
werden, führt diese Zuordnung zu einer definitiven Besteuerung auf Fondsebene, 
wenn inländische Beteiligungseinnahmen und inländische Immobilienerträge 
über gewerblich tätige oder gewerblich geprägte Personengesellschaft bezogen 
werden. 


Zu Buchstabe b (Absatz 5a und 5b – neu –) 


§ 6 Absatz 5a Satz 1 – neu – InvStG 


In § 6 Absatz 5a Satz 1 – neu – InvStG wird der bisherige § 6 Absatz 5 Satz 2 
InvStG fortgeführt und der Regelungsgehalt des im Wachstumschancengesetz 
eingeführten § 6 Absatz 5 Satz 3 InvStG in den Satz integriert. 


Nach dem bisherigen § 6 Absatz 5 Satz 2 InvStG ist von gewerblichen Einkünften 
nach § 49 Absatz 1 Nummer 2 EStG nur auszugehen, wenn der Investmentfonds 
seine Vermögensgegenstände aktiv unternehmerisch bewirtschaftet. Mit dieser 
Regelung wird zum Ausdruck gebracht, dass für die Abgrenzung zwischen ver-
mögensverwaltender und gewerblicher Tätigkeit zwar die allgemeinen Grunds-
ätze gelten, aber dass dabei die Besonderheiten der Fondsanlage zu berücksichti-
gen sind. D. h. die professionelle Verwaltung des Investmentfonds und ein wert-
und zahlenmäßig hoher Umfang an getätigten Geschäften sind Wesensmerkmale 
der Fondsanlage und stellen bei der Abgrenzung im Grundsatz keine Indizien für 
eine Gewerblichkeit dar. 


Der im Wachstumschancengesetz eingeführte § 6 Absatz 5 Satz 3 InvStG sah vor, 
dass es bei den Einkünften nach § 49 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe e Doppel-
buchstabe cc EStG nicht auf eine aktive unternehmerische Bewirtschaftung an-
kommt, sondern dass diese Einkunftsart auch dann der Besteuerung als sonstige 
inländische Einkünfte unterliegt, wenn eine Vermögensverwaltung vorliegt. 
Diese Ausnahme betrifft Einkünfte nach § 49 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe e 
Doppelbuchstabe cc EStG, die aus der Veräußerung von Anteilen an Kapitalge-
sellschaften stammen, deren Anteilswert zu irgendeinem Zeitpunkt während der 
letzten 365 Tage vor der Veräußerung, unmittelbar oder mittelbar zu mehr als 50 
Prozent auf inländischem unbeweglichen Vermögen beruhte. 


§ 6 Absatz 5a Satz 2 – neu – InvStG 


Nach § 6 Absatz 5a Satz 2 – neu – InvStG ist bei Beteiligungen an einer Mitun-
ternehmerschaft stets von einer aktiven unternehmerischen Bewirtschaftung aus-
zugehen (zum Begriff der aktiven unternehmerischen Bewirtschaftung siehe Be-
gründung zu § 6 Absatz 5a Satz 1 – neu – InvStG). Diese Regelung entspricht der 
Verwaltungsauffassung zum bereits geltenden Recht (Rz. 6.36 des BMF-Schrei-
bens vom 21. Mai 2019, BStBl. I 2019, 527; zuletzt geändert durch BMF-Schrei-
ben vom 5. September 2023, BStBl. I 2023, 1648). In der Literatur wird dagegen 
mitunter vertreten, dass das bloße „passive“ Halten von Beteiligungen an Mitun-
ternehmerschaften keine aktive unternehmerische Bewirtschaftung darstellen 
würde, sondern eine aktive Beteiligung in Form der Einflussnahme auf die tägli-
che operative Geschäftstätigkeit der Mitunternehmerschaft erforderlich sei. Diese 
Literaturauffassung ist unzutreffend, da jede Mitunternehmerschaft Mitunterneh-
merinitiative und das Tragen eines Mitunternehmerrisikos verlangt und das Vor-
liegen dieser Merkmale generell eine aktive unternehmerische Bewirtschaftung 
indiziert. 
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Auch aus der Gesetzesbegründung zu § 6 Absatz 5 Satz 2 InvStG (BT-Drs. 
19/13436, 173) kommt klar zum Ausdruck, dass die Regelung dazu dient, nur die 
Besonderheiten der Fondsanlage zu berücksichtigen, es aber im Übrigen bei der 
allgemeinen Abgrenzung zwischen Vermögensverwaltung und Gewerblichkeit 
bleibt: „Bei der Abgrenzung der Vermögensverwaltung von der aktiven unterneh-
merischen Bewirtschaftung bleiben – mit Ausnahme der beiden oben angeführten 
Kriterien – die sonstigen von der Rechtsprechung entwickelten Kriterien anwend-
bar. Insbesondere ist zur Abgrenzung auf das Gesamtbild der Betätigung und die 
Verkehrsauffassung abzustellen. Wenn sich ein Investmentfonds an einer Mitun-
ternehmerschaft beteiligt, ist generell von einer aktiven unternehmerischen Be-
wirtschaftung auszugehen so dass die daraus erzielten Einkünfte vom Investment-
fonds nach § 6 Absatz 5 Nummer 1 InvStG in Verbindung mit § 49 Absatz 1 Num-
mer 2 EStG zu versteuern sind.“ Im Rahmen der allgemeinen Abgrenzung zwi-
schen Vermögensverwaltung und Gewerblichkeit liegt auch bei Berücksichtigung 
der o.a. Besonderheiten der Fondsanlage bei der Beteiligung an einer Mitunter-
nehmerschaft immer eine gewerbliche Tätigkeit vor. Davon ist der Gesetzgeber 
auch explizit bei der Einführung des § 6 Absatz 5 Satz 2 InvStG ausgegangen. 


Aufgrund der in der Literatur vertretenen abweichenden Auffassungen ist eine 
gesetzliche Klarstellung angezeigt, um Rechtsstreitigkeiten von vornherein aus-
zuschließen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die inländische Fondsbranche ihre 
Investitionen in erneuerbare Energien und sonstige Infrastruktur über gewerbliche 
Personengesellschaften und damit über Mitunternehmerschaften strukturieren 
möchte und dass sich diese Rechtsfrage daher zukünftig vermehrt stellen wird. 


Der Besteuerung als sonstige inländische Einkünfte nach § 6 Absatz 5 Satz 1 In-
vStG i. V. m. § 49 Absatz 1 Nummer 2 EStG unterliegen auch Einkünfte aus einer 
gewerblich geprägten Personengesellschaft nach § 15 Absatz 3 Nummer 2 EStG. 
Eine gewerbliche Prägung liegt vor, wenn die Personengesellschaft zwar keine 
originäre gewerbliche Tätigkeit ausübt, aber ausschließlich eine oder mehrere Ka-
pitalgesellschaften persönlich haftende Gesellschafter sind. Man könnte einwen-
den, dass aufgrund der eigentlich vermögensverwaltenden Tätigkeit eine Befrei-
ung von der Besteuerung als sonstige inländische Einkünfte geboten wäre. Dage-
gen spricht jedoch, dass das Feststellungsverfahren für Personengesellschaften 
nicht zwischen gewerblich tätigen und gewerblich geprägten Personengesell-
schaften unterscheidet. In beiden Fällen werden für die Gesellschafter gewerbli-
che Einkünfte nach § 15 EStG festgestellt. Aus dem Feststellungsbescheid lässt 
sich auch nicht ersehen, in welchem Umfang die gewerblich geprägte Personen-
gesellschaft inländische Beteiligungseinnahmen und inländische Immobiliener-
träge erzielt hat, so dass eine Besteuerung dieser Einkünfte nicht verfahrensrecht-
lich abgesichert wäre. 


Schließlich ist zu berücksichtigen, dass sich die Rechtsfolgen des § 15 Absatz 3 
Nummer 2 EStG relativ einfach dadurch vermeiden ließen, indem eine natürliche 
Person, die (beschränkt haftender) Gesellschafter ist, als (weiterer) Geschäftsfüh-
rer eingesetzt würde oder eine Kommanditisten-Kapitalgesellschaft zum alleini-
gen oder weiteren Geschäftsführer berufen würde. D. h. es liegt in der Hand der 
Steuerpflichtigen, die Rechtsfolgen einer gewerblichen Prägung nach § 15 Absatz 
3 Nummer 2 EStG zu vermeiden. Auch aus diesem Grund ist keine Ausnahmere-
gelung angezeigt. 


§ 6 Absatz 5b – neu – InvStG 


§ 6 Absatz 5b – neu – InvStG enthält unverändert den bisherigen Wortlaut des § 6 
Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 EStG. Die Norm regelt – wie bisher – die Steuerpflicht 
eines Investmentfonds in der Rechtsform einer Investmentaktiengesellschaft. Der 
Körperschaftsteuer werden die Einkünfte unterworfen, die die Investmentaktien-
gesellschaft oder eines ihrer Teilgesellschaftsvermögen aus der Verwaltung ihres 
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Vermögens erzielt. Dies betrifft Fälle, in denen die Verwaltung des Vermögens 
nicht von einer beauftragten Kapitalverwaltungsgesellschaft, sondern durch die 
Investmentaktiengesellschaft selbst erbracht wird (sog. intern verwaltete Invest-
mentaktiengesellschaft). Bei der Tätigkeit des Asset Managers handelt es sich um 
eine originäre gewerbliche Tätigkeit i. S. d. § 49 Absatz 1 Nummer 2 EStG, die 
als solche der Besteuerung zu unterwerfen und von den Steuerbefreiungsmöglich-
keiten in § 8 Absatz 1 und 2, § 10 Absatz 1 und 2, 30 Absatz 5 und § 33 Absatz 4 
InvStG auszunehmen ist. 


Zu Buchstabe c (Absatz 7 Satz 4) 


Bei Einkünften, die einem Steuerabzug unterliegen, sind nach § 6 Absatz 7 Satz 3 
InvStG der Ansatz der Werbungskosten sowie eine Verrechnung mit negativen 
Einkünften ausgeschlossen. Nach dem neu eingefügten § 6 Absatz 7 Satz 4 In-
vStG ist Satz 3 bei sonstigen inländische Einkünften nach § 6 Absatz 5 InvStG in 
Verbindung mit § 49 Absatz 1 Nummer 2 EStG und nach § 6 Absatz 5b InvStG 
nicht anzuwenden. Diese gewerblichen Einkünfte sind nach § 7 Absatz 2 Satz 2 
– neu – InvStG von der Abgeltungswirkung des Steuerabzugs ausgeschlossen. 
D.h. diese Einkünfte müssen immer von dem Investmentfonds gegenüber dem 
Finanzamt erklärt und im Veranlagungsverfahren versteuert werden. Im Rahmen 
des Veranlagungsverfahrens können die Investmentfonds dann Werbungskosten 
geltend machen und es erfolgt eine Verrechnung mit negativen Einkünften aus 
anderen Einkunftsquellen. 


Es handelt sich hier um eher seltene Fälle, in denen ein Investmentfonds Kapital-
erträge über eine inländische Betriebsstätte bezieht, was dazu führt, dass diese in 
gewerbliche Einkünfte umqualifiziert werden. Es ist daher konsequent, alle der-
artigen Gewinneinkünfte einem einheitlichen Besteuerungsverfahren zu unter-
werfen. 


Zu Nummer 4 (§ 7 Absatz 2 Satz 2 – neu – InvStG) 


Bei Einkünften nach § 6 Absatz 2, die einem Steuerabzug unterliegen, regelt § 7 
Absatz 1 Satz 1 InvStG, dass die Körperschaftsteuer und der Solidaritätszuschlag 
durch den Steuerabzug abgegolten sind. Nach § 7 Absatz 2 Satz 2 – neu – InvStG 
ist diese Abgeltungswirkung bei sonstigen inländischen Einkünften nach § 6 Ab-
satz 5 InvStG in Verbindung mit § 49 Absatz 1 Nummer 2 EStG und nach § 6 
Absatz 5b InvStG ausgeschlossen. Diese Gewinneinkünfte werden von den Steu-
erbefreiungsregelungen in § 8 Absatz 1 und 2, § 10 Absatz 1 und 2, § 30 Absatz 5 
und § 33 Absatz 4 InvStG ausgenommen, um Wettbewerbsverzerrungen gegen-
über Unternehmen auszuschließen und einen stärkeren Gleichlauf mit der Direk-
tanlage zu erreichen (zu weitergehenden Erläuterungen siehe insbesondere Be-
gründung zu § 8 Absatz 1 InvStG). 


Wie bereits in der Begründung zu § 6 Absatz 7 Satz 4 InvStG erläutert, handelt es 
sich hier um eher seltene Fälle, in denen ein Investmentfonds Kapitalerträge über 
eine inländische Betriebsstätte bezieht. Der Ausschluss der Abgeltungswirkung 
ist erforderlich, um in diesen Fällen eine einheitliche Besteuerung der Gewinnein-
künfte nach § 49 Absatz 1 Nummer 2 EStG im Veranlagungsverfahren sicherzu-
stellen. 


Zu Nummer 5 (§ 8 InvStG) 


Zu Buchstabe a (Absatz 1) 


Nach § 6 Absatz 2 Satz 1 InvStG unterliegen Investmentfonds nur mit ihren in-
ländischen Beteiligungseinnahmen, den inländischen Immobilienerträgen und 
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den sonstigen inländischen Einkünften der Besteuerung und sind im Übrigen von 
der Körperschaftsteuer befreit. 


§ 8 InvStG sieht bislang abweichend von § 6 InvStG eine vollständige Steuerbe-
freiung für Investmentfonds vor, soweit bei Zufluss von steuerpflichtigen Einnah-
men steuerbegünstigte Anleger beteiligt sind. Die Regelung dient der Gleichstel-
lung mit der Direktanlage, denn in der Direktanlage unterliegt eine vermögens-
verwaltende Tätigkeit eines steuerbegünstigten Anlegers regelmäßig nicht der 
Körperschaftsteuer. Ohne eine Steuerfreistellung in § 8 InvStG würde durch eine 
Vorbelastung auf Fondsebene die Investition über einen Investmentfonds für steu-
erbegünstigte Anleger in bestimmten Fällen deutlich schlechter gestellt als die 
Direktanlage. 


§ 8 InvStG unterscheidet bislang nicht danach, welche Einkunftsarten ein Invest-
mentfonds erzielt. D. h., dass sowohl Einkünfte aus vermögensverwaltender Tä-
tigkeit als auch aus (mit-)unternehmerischer Tätigkeit steuerbefreit werden. Dies 
kann nach bisheriger Rechtslage bei steuerbegünstigten Anlegern nicht zu der an-
gestrebten Gleichstellung mit der Direktanlage, sondern zu einem gewissen Grad 
zu einer Besserstellung der Investition über einen Investmentfonds gegenüber der 
Direktanlage führen. 


Gewerbliche Tätigkeiten eines steuerbefreiten Anlegers – wie die Erzeugung von 
Strom oder die Beteiligung an stromerzeugenden und damit gewerblich tätigen 
Personengesellschaften – sind in der Direktanlage grundsätzlich nicht steuerbe-
freit. Bei Kirchen kann dadurch ein Betrieb gewerblicher Art begründet werden 
(§ 1 Absatz 1 Nummer 6 i. V. m. § 4 KStG). Bei Stiftungen gilt Ähnliches; sie 
sind im Rahmen ihres wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs steuerpflichtig. 


Vor dem Hintergrund, dass gewerbliche Tätigkeiten bei Investmentfonds bislang 
eher unüblich waren und auch Rechtsunsicherheiten hinsichtlich des zulässigen 
Umfangs einer gewerblichen Tätigkeit bestanden (siehe Begründung zu § 1 Ab-
satz 2 Satz 2 InvStG), war diese potentielle Besserstellung durch die Steuerfrei-
stellung auf Fondsebene hinnehmbar. Zumal es auch in der Direktanlage zu kei-
nen Steuerbelastungen kommt, beispielsweise soweit die gewerblichen Einkünfte 
unterhalb der Freibeträge nach § 24 KStG und § 11 Absatz 1 Satz 3 Nummer 2 
GewStG bleiben. 


Durch die im Rahmen dieses Gesetzes vorgenommenen Änderungen zur Schaf-
fung von Rechtssicherheit für Investitionen von Investmentfonds in erneuerbare 
Energien und sonstige Infrastruktureinrichtungen ist zu erwarten, dass Invest-
mentfonds zukünftig in größerem Umfang Einnahmen aus gewerblichen Tätig-
keiten erzielen. Ohne Änderung der Regelungen zur Steuerbefreiung in den §§ 8 
und 10 InvStG könnte es damit in Zukunft in größerem Umfang zu einer Nicht-
besteuerung von gewerblichen Einkünften kommen, die bei Direktinvestition 
durch den steuerbegünstigten Anleger regelmäßig einer Steuerbelastung unterlä-
gen. Dies würde eine systemwidrige Besteuerungslücke erzeugen und könnte den 
Wettbewerb gegenüber Unternehmen verzerren. Beispielsweise könnte ein In-
vestmentfonds, an dem ausschließlich steuerbefreite Anleger beteiligt sind, die 
Körperschaftsteuerbelastung vollumfänglich vermeiden und mit Hilfe des Steuer-
vorteils seine Leistungen preislich günstiger als Wettbewerber anbieten. 


Aus diesem Grund wird durch die Änderung des § 8 Absatz 1 InvStG die Steuer-
befreiung auf Fondsebene insoweit eingeschränkt, als der Investmentfonds sons-
tige inländische Einkünfte nach § 6 Absatz 5 i. V. m. § 49 Absatz 1 Nummer 2 
des Einkommensteuergesetzes und nach § 6 Absatz 5b InvStG erzielt. Diese ge-
werblichen Einkünfte sind somit auf Fondsebene auch dann steuerpflichtig, wenn 
steuerbegünstigte Anleger an dem Investmentfonds beteiligt sind. 
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Zu Buchstabe b (Absatz 2 Satz 2 – neu –) 


Während § 8 Absatz 1 InvStG eine bislang alle Einkünfte des Investmentfonds 
umfassende Steuerbefreiung insbesondere für Kirchen und gemeinnützige Stif-
tungen regelt, begrenzt der bisherige § 8 Absatz 2 InvStG die Steuerbefreiung für 
andere Anlegergruppen wie beispielsweise Kommunen und Pensionskassen auf 
die von einem Investmentfonds erzielten inländischen Immobilienerträge. Diese 
Differenzierung zwischen Absatz 1 und Absatz 2 bildet die unterschiedliche 
Reichweite von Steuerbefreiungen in der Direktanlage ab. Kommunen und Pen-
sionskassen unterliegen in der Direktanlage mit ihren inländischen Beteiligungs-
einnahmen einem abgeltenden Steuerabzug, ihre Immobilienerträge unterliegen 
hingegen keiner Besteuerung. 


Durch § 8 Absatz 2 Satz 2 – neu – InvStG wird die Steuerbefreiung für die in § 8 
Absatz 2 Satz 1 InvStG genannten Anlegergruppen auf die sonstigen inländischen 
Einkünfte erweitert, die bei Vereinnahmung keinem Steuerabzug unterliegen. 
Gleichzeitig werden die gewerblichen Einkünfte nach § 49 Absatz 1 Nummer 2 
EStG und nach § 6 Absatz 5b InvStG von der Steuerbefreiung ausgeschlossen. 
Mit dieser Rechtsänderung wird die Rechtslage in der Direktanlage nachgebildet. 
Dies entspricht auch der bisherigen Verwaltungsauffassung in Rz. 8.14 des An-
wendungserlasses zu Investmentsteuergesetzes (BMF-Schreiben vom 21. Mai 
2019, BStBl. I 2019, 527; zuletzt geändert durch BMF-Schreiben vom 5. Septem-
ber 2023, BStBl. I 2023, 1648). Danach ist die Steuerbefreiung nach dem bishe-
rigen § 8 Absatz 2 InvStG über ihren Wortlaut hinaus auch bei sonstigen inländi-
schen Einkünften anzuwenden, soweit diese im Falle der Direktanlage nicht steu-
erpflichtig sind. 


Zu Nummer 6 (§ 10 InvStG) 


Zu Buchstabe a (Absatz 1) 


Nach § 10 Absatz 1 Satz 1 InvStG sind Investmentfonds oder Anteilklassen steu-
erbefreit, wenn sich nach den Anlagebedingungen ausschließlich steuerbegüns-
tigte Anleger nach § 8 Absatz 1 InvStG beteiligen dürfen. Im Gegensatz zu § 8 
InvStG, bei dem ein Investmentfonds insoweit steuerbefreit ist, als an ihm ein 
steuerbegünstigter Anleger beteiligt ist, wird durch § 10 InvStG der gesamte In-
vestmentfonds steuerbefreit. 


Durch die Änderung in § 10 Absatz 1 Satz 1 InvStG und den neu angefügten 
Satz 3 wird die Steuerbefreiung von Investmentfonds eingeschränkt. Danach sind 
sonstige inländische Einkünfte, die aus einer gewerblichen Tätigkeit nach § 6 Ab-
satz 5 InvStG i. V. m. § 49 Absatz 1 Nummer 2 EStG stammen, von der Steuer-
befreiung ausgenommen. Dadurch kommt es generell zu einer Besteuerung dieser 
Einkünfte auf Fondsebene. Zu den Gründen für diese Rechtsänderung wird auf 
die Begründung zu § 8 Absatz 1 InvStG und zu § 1 Absatz 2 Satz 2 InvStG ver-
wiesen. 


Zu Buchstabe b (Absatz 2 Satz 2 – neu –) 


Nach dem bisherigen § 10 Absatz 2 InvStG werden die inländischen Immobilie-
nerträge von der Besteuerung freigestellt, die ein Investmentfonds erzielt, an dem 
sich ausschließlich steuerbefreite Anleger i. S. d. § 8 Absatz 1 oder 2 InvStG be-
teiligen dürfen. Durch § 10 Absatz 2 Satz 2 – neu – InvStG wird die Steuerbefrei-
ung einerseits auf die sonstigen inländischen Einkünfte erweitert, die bei Verein-
nahmung keinem Steuerabzug unterliegen. Andererseits werden die gewerblichen 
Einkünfte nach § 6 Absatz 5 InvStG in Verbindung mit § 49 Absatz 1 Nummer 2 
EStG und nach § 6 Absatz 5b InvStG von der Steuerbefreiung ausgeschlossen. 
Diese Rechtsänderung dient der Gleichstellung mit der Direktanlage. Zu 
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weitergehenden Erläuterungen siehe die Begründung zu § 8 Absatz 2 Satz 2 
– neu – InvStG. 


Zu Nummer 7 (§ 15 InvStG) 


Zu Buchstabe a (Absatz 2 Satz 2) 


§  15  InvStG  regelt  die  Reichweite  einer  Gewerbesteuerpflicht  eines  Investment-
fonds.  Nach  §  15  Absatz  2  Satz  1  InvStG  ist  ein  Investmentfonds  grundsätzlich  
von  der  Gewerbesteuer  befreit,  wenn   


- sein  objektiver  Geschäftszweck  auf  die  Anlage  und  Verwaltung  seiner  
Mittel  für  gemeinschaftliche  Rechnung  der  Anleger  beschränkt  ist  und  


- er  seine  Vermögensgegenstände  nicht  in  wesentlichem  Umfang  aktiv  un-
ternehmerisch  bewirtschaftet.  


Nach § 15 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 InvStG ist die Anforderung, dass Vermö-
gensgegenstände nicht in wesentlichem Umfang aktiv unternehmerisch bewirt-
schaftet werden, nicht auf Beteiligungen an Immobilien-Gesellschaften nach § 1 
Absatz 19 Nummer 22 des Kapitalanlagegesetzbuchs anzuwenden. Das bedeutet, 
dass Investmentfonds bei Beteiligungen an Immobiliengesellschaften unterneh-
merisch tätig werden dürfen, ohne dass dies zu einer Gewerbesteuerpflicht auf 
Ebene des Investmentfonds führt. Mit dieser Regelung wurde der Rechtszustand 
von vor der Investmentsteuerreform fortgeführt. 


Durch die Erweiterung des § 15 Absatz 2 Satz 2 InvStG wird die Ausnahme von 
der Gewerbesteuerpflicht auf Beteiligungen an bestimmten Gesellschaften erwei-
tert. Konkret betrifft dies Gesellschaften, deren Unternehmensgegenstand auf die 
Erzeugung, die Umwandlung, den Transport oder die Speicherung von Strom, 
Gas oder Wärme aus erneuerbaren Energien nach § 3 Nummer 21 des Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes gerichtet ist (im Weiteren als „EEG-Gesellschaften“ be-
zeichnet) sowie ÖPP- und Infrastruktur-Projektgesellschaften. Mit der Regelung 
sollen Investitionen von Investmentfonds und Spezial-Investmentfonds in diesen 
Bereichen erleichtert werden. Zu weitergehenden Erläuterungen der gesetzlichen 
Intention wird auf die Begründung zu § 1 Absatz 2 Satz 2 InvStG verwiesen. 


Wirtschaftlich betrachtet, stellt diese Rechtsänderung nur eine administrative Er-
leichterung und keine Minderung des Gewerbesteueraufkommens dar. Wenn es 
sich bei den vom Investmentfonds gehaltenen EEG-Gesellschaften und ÖPP- so-
wie Infrastruktur-Projektgesellschaften (im Weiteren zusammengefasst als „Port-
folio-Gesellschaften“ bezeichnet) um Personengesellschaften handelt, unterliegen 
diese regelmäßig selbst einer Gewerbesteuerpflicht. Um eine Doppelbesteuerung 
mit Gewerbesteuer zu vermeiden, sieht § 9 Nummer 2 GewStG vor, dass die ge-
werbesteuerliche Bemessungsgrundlage der Gesellschafter um die Gewinnanteile 
aus diesen gewerblich tätigen Personengesellschaften zu kürzen ist. D.h. ein In-
vestmentfonds, der in eine im Inland gewerblich tätige Personengesellschaft in-
vestiert, wäre mit den daraus resultierenden Gewinnanteilen grundsätzlich steuer-
pflichtig, aber seine gewerbesteuerliche Bemessungsgrundlage wäre wiederum 
um diese Gewinnanteile zu kürzen. 


Sofern es sich bei den Portfolio-Gesellschaften um Kapitalgesellschaften handelt, 
wäre das Halten der Kapitalgesellschaftsbeteiligungen durch den Investment-
fonds im Regelfall als vermögensverwaltende Tätigkeit anzusehen. Falls das Hal-
ten der Beteiligungen an den Kapitalgesellschaften aufgrund besondere Umstände 
ausnahmsweise als gewerbliche Tätigkeit einzustufen wäre, wären die betreffen-
den Gewinnanteile bei einer mindestens 15-prozentigen Beteiligungsquote zu Be-
ginn des Erhebungszeitraum ebenfalls von der gewerbesteuerlichen Bemessungs-
grundlage des Investmentfonds auszunehmen (§ 9 Nummer 2a GewStG). 
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Die EEG-Gesellschaften sowie die ÖPP- und Infrastruktur-Projektgesellschaften 
sind bereits seit einigen Jahren typische Anlageinstrumente von Investmentfonds 
und Spezial-Investmentfonds. Bei Spezial-Investmentfonds sind diese Gesell-
schaften explizit in § 26 Nummer 4 Buchstabe j und Nummer 6 Satz 2 InvStG 
genannt. Der Hauptzweck der Rechtsänderung ist es, bei diesen „Standard-Anla-
geinstrumenten“ einen erhöhten administrativen Aufwand durch Feststellung ei-
nes Gewerbesteuermessbetrags auf Gesellschaftsebene und Fondsebene zu ver-
meiden. 


Zu Buchstabe b (Absatz 3) 


Damit nicht jedwede geringfügige gewerbliche Tätigkeit eine Gewerbesteuer-
pflicht eines Investmentfonds auslöst, sieht § 15 Absatz 3 InvStG eine Bagatell-
grenze vor. Danach gelten die Voraussetzungen für eine Gewerbesteuerbefreiung 
als erfüllt, wenn der Anteil aus gewerblicher Tätigkeit weniger als 5 % der ge-
samten Einnahmen des Investmentfonds beträgt. 


Durch die Änderung des § 15 Absatz 3 InvStG werden Einnahmen aus ÖPP-Pro-
jektgesellschaften, Gesellschaften, deren Unternehmensgegenstand auf die Erzeu-
gung, die Umwandlung, den Transport oder die Speicherung von Strom, Gas oder 
Wärme aus erneuerbaren Energien nach § 3 Nummer 21 des Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetzes gerichtet ist und Infrastruktur-Projektgesellschaften nicht in die 5 
%-Grenze einbezogen. Es handelt sich dabei um eine Folgeänderung zu § 15 Ab-
satz 2 Satz 2 InvStG (siehe Begründung dort). 


Zu Nummer 8 (§ 26 InvStG) 


Zu Buchstabe a (Nummer 4 Buchstabe h) 


§ 26 Nummer 4 InvStG regelt die Vermögensgegenstände, in die ein Spezial-In-
vestmentfonds investieren darf. Nach dem bisherigen Buchstaben h durfte ein 
Spezial-Investmentfonds nur in Investmentanteile an inländischen und ausländi-
schen Organismen für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren sowie an inländi-
schen und ausländischen Investmentfonds, die die Voraussetzungen der Num-
mern 1 bis 7 erfüllen, investieren. D. h. der Spezial-Investmentfonds war be-
schränkt auf Investmentanteile an Investmentfonds, die die Anlagebestimmungen 
eines Spezial-Investmentfonds eingehalten haben. Dadurch waren insbesondere 
Beteiligungen an Infrastrukturfonds nach §§ 260a ff. KAGB ausgeschlossen. Ab-
hängig von der konkreten Ausgestaltung eines europäischen langfristigen Invest-
mentfonds (ELTIFs) nach der Verordnung (EU) 2015/760 des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 29. April 2015 (ABl. L 123 vom 19.5.2015, S. 98) 
konnte auch die Investition in einen ELTIF unzulässig sein. 


Durch die Änderung des § 26 Nummer 4 Buchstabe h InvStG dürfen Spezial-In-
vestmentfonds zukünftig Investmentanteile an allen Arten von Investmentfonds 
erwerben. Diese Änderung soll die Investitionsmöglichkeiten eines Spezial-In-
vestmentfonds verbessern und gleichzeitig die administrative Überwachung der 
Anlagebestimmungen erheblich erleichtern. Bislang musste der Verwalter des 
Spezial-Investmentfonds laufend überwachen, ob die von dem Spezial-Invest-
mentfonds gehaltenen Investmentfonds nur die zulässigen Vermögensgegen-
stände i. S. d. § 26 Nummer 4 InvStG besitzen. Dieser administrative Überwa-
chungsaufwand fällt sowohl auf der Ebene des Spezial-Investmentfonds als auch 
bei der Finanzverwaltung weg. Zudem ermöglicht diese Rechtsänderung, dass das 
in großem Umfang bei Spezial-Investmentfonds vorhandene Kapital für den Aus-
bau der erneuerbaren Energien und den Investitionsbedarf im Bereich der Infra-
struktur genutzt werden kann. 
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Zu Buchstabe b (Nummer 6) 


Nach § 26 Nummer 6 Satz 1 InvStG dürfen sich Spezial-Investmentfonds nur zu 
weniger als 10 % am Kapital einer Kapitalgesellschaft beteiligen. Diese Regelung 
soll zum einen die zweckwidrige Ausnutzung von Schachtelprivilegien in Dop-
pelbesteuerungsabkommen ausschließen. Außerdem sorgt diese Beschränkung 
auf Streubesitzbeteiligungen dafür, dass Spezial-Investmentfonds sich auf eine 
Vermögensverwaltung beschränken und nicht in ähnlicher Weise wie eine unter-
nehmerisch tätige Holdinggesellschaft zur Steuerung von Unternehmen und Kon-
zernen eingesetzt werden. 


§ 26 Nummer 6 Satz 2 InvStG macht von der 10 Prozent-Grenze Ausnahmen für 
Immobilien-Gesellschaften, ÖPP-Projektgesellschaften und Gesellschaften, de-
ren Unternehmensgegenstand auf die Erzeugung erneuerbarer Energien nach § 3 
Nummer 21 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes gerichtet ist. D. h. bei Kapitalge-
sellschaften, die unter diese Kategorien fallen, dürfen Spezial-Investmentfonds 
auch bis zu 100 Prozent der Anteile besitzen. Mit dieser Ausnahme wurde der 
Rechtszustand vor der Investmentsteuerreform fortgeführt. Mit der Änderung von 
Buchstabe c wird einerseits eine missverständliche Formulierung bereinigt und 
andererseits die Tatbestände Umwandlung, Transport und Speicherung von 
Strom, Gas oder Wärme aus erneuerbaren Energien eingefügt, da diese für die 
Energiewende eine ebenso wichtige Rolle wie die Erzeugung von Strom etc. aus 
erneuerbaren Energien spielen und es keinen sachlichen Grund dafür gibt, diese 
auszuschließen. 


Durch die Änderungen des § 26 Nummer 6 Satz 2 InvStG dürfen Spezial-Invest-
mentfonds zukünftig auch bis zu 100 Prozent der Anteile an Kapitalgesellschaften 
erwerben, deren Unternehmensgegenstand Infrastruktur-Projekte sind. Diese 
Rechtsänderung soll zusätzliches Kapital für Infrastruktur-Projekte verfügbar ma-
chen (zu weiteren Erläuterungen wird auf die Begründung zu § 1 Absatz 1 Satz 2 
InvStG verwiesen). Häufig ist es so, dass sich Spezial-Investmentfonds nur Mög-
lichkeiten für Investitionen in Infrastruktur-Projektgesellschaft bieten, wenn sie 
einen größeren Anteil als 10 Prozent übernehmen. 


Zu Buchstabe c (Nummer 7a) 


§ 26 InvStG („Anlagebestimmungen“) definiert die Voraussetzungen für die Ein-
stufung als Spezial-Investmentfonds. Nach § 26 Nummer 7a Satz 1 InvStG müs-
sen die Einnahmen aus einer aktiven unternehmerischen Bewirtschaftung weniger 
als 5 Prozent der gesamten Einnahmen des Spezial-Investmentfonds betragen. Bei 
einem Überschreiten dieser Grenze droht der Verlust des Status als Spezial-In-
vestmentfonds (§ 52 Absatz 1 Satz 1 InvStG). 


Der Statusverlust führt auf Ebene des Spezial-Investmentfonds zu einer fiktiven 
Veräußerung aller Vermögensgegenstände unter Aufdeckung aller stiller Reser-
ven. Zudem gelten auf Ebene der Anleger die Spezial-Investmentanteile als ver-
äußert. 


Um das Risiko eines Statusverlusts und die daraus resultierenden Folgen zu ver-
meiden, haben die Spezial-Investmentfonds bislang nur in sehr eingeschränktem 
Umfang in die Erzeugung erneuerbarer Energien investiert. Damit Spezial-Invest-
mentfonds vermehrt in erneuerbare Energien investieren, wurde im Zuge des Jah-
ressteuergesetzes 2022 vom 16. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2294) in § 26 Num-
mer 7a Satz 2 InvStG eine ergänzende Regelung eingeführt. Danach erhöhte sich 
die maximal zulässige Grenze für Einnahmen aus aktiver unternehmerischer Be-
wirtschaftung unter bestimmten Voraussetzungen um weitere fünf Prozentpunkte 
auf 10 Prozent. Diese Erhöhung setzte im Einzelnen voraus, dass die Spezial-In-
vestmentfonds Einnahmen aus der Erzeugung oder Lieferung von Strom erzielen, 
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die im Zusammenhang mit der Vermietung und Verpachtung von Immobilien ste-
hen und 


- aus  dem  Betrieb  von  Anlagen  zur  Stromerzeugung  aus  erneuerbaren  
Energien  im  Sinne  des  §  3  Nummer  21  des  Erneuerbare-Energien-Geset-
zes  oder  


- aus  dem  Betrieb  von  Ladestationen  für  Elektrofahrzeuge  oder  Elektro-
fahrräder  stammen.  


Auch diese durch das Jahressteuergesetz 2022 erhöhte Grenze bringt jedoch noch 
nicht hinreichend Rechtssicherheit für die Investition von Spezial-Investment-
fonds in erneuerbare Energien. 


Wie bei Investmentfonds soll durch dieses Gesetz auch bei Spezial-Investment-
fonds der Rahmen von Investitionen in erneuerbare Energien rechtssicher gesetzt 
werden. 


Durch die Änderungen in § 1 Absatz 2 Satz 2 InvStG wird für die Zukunft Recht-
sicherheit für Investitionen von Investmentfonds insbesondere in erneuerbare 
Energien und in sonstige Infrastruktureinrichtungen geschaffen (siehe Begrün-
dung zu Nummer 1). Dadurch wird sichergestellt, dass der Status als Investment-
fonds durch unternehmerische Tätigkeiten nicht bedroht ist. 


Bei Spezial-Investmentfonds hingegen bestand bislang trotz der durch das Jah-
ressteuergesetz 2022 erhöhten Grenze die Gefahr eines Statusverlustes bei ge-
werblicher Tätigkeit eines Spezial-Investmentfonds, wie sie durch die Investition 
in erneuerbare Energien vorliegen kann. Die 10 %-Grenze droht beispielsweise 
dann überschritten zu werden, wenn durch hohen Leerstand der vermieteten Ob-
jekte in einem Geschäftsjahr nur geringe inländischen Immobilienerträge erzielt 
werden, die Einnahmen aus der Erzeugung oder Lieferung von Strom aus Erneu-
erbaren Energien jedoch relativ konstant bleiben. 


Durch die Neufassung des § 26 Nummer 7a InvStG wird die bisherige Begren-
zung für Einnahmen aus der Erzeugung oder Lieferung von Strom im Zusammen-
hang mit der Vermietung und Verpachtung von Immobilien und 


- aus dem Betrieb von Anlagen zur Stromerzeugung aus erneuerbaren 
Energien im Sinne des § 3 Nummer 21 des Erneuerbare-Energien-Ge-
setzes oder 


- aus dem Betrieb von Ladestationen für Elektrofahrzeuge oder Elektro-
fahrräder 


aufgehoben. Dadurch wird es Spezial-Investmentfonds ermöglicht, rechtssicher 
in Anlagen zur Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien zu investieren. Dabei 
müssen die Erzeugung und Lieferung von Strom aus erneuerbaren Energien stets 
im Zusammenhang mit der Vermietung und Verpachtung von Immobilien erfol-
gen. 


Gleichzeitig stellt § 33 Absatz 4 Satz 3 – neu – InvStG sicher, dass sich der Spe-
zial-Investmentfonds bei gewerblichen Einkünften nicht mehr von seiner Körper-
schaftsteuerpflicht befreien kann. D. h. diese Einkünfte müssen vom Spezial-In-
vestmentfonds gegenüber dem Finanzamt erklärt werden und im Veranlagungs-
verfahren versteuert werden, siehe nachfolgende Begründung zu Nummer 7. 


Zu Nummer 9 (§ 30 Absatz 5 Satz 2 – neu – InvStG) 


In § 30 Absatz 1 InvStG wird einem Spezial-Investmentfonds die Möglichkeit 
eingeräumt, sich von seiner eigenen Körperschaftsteuerpflicht hinsichtlich der in-
ländischen Beteiligungseinnahmen zu befreien. Hierfür muss der Spezial-Invest-
mentfonds die sog. Transparenzoption ausüben, was wiederum dazu führt, dass 
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die inländischen Beteiligungseinnahmen nicht mehr dem Spezial-Investment-
fonds, sondern unmittelbar dessen Anlegern zugerechnet werden. Bei ausgeübter 
Transparenzoption erhebt die Depotbank des Spezial-Investmentfonds (Verwahr-
stelle) die Kapitalertragsteuer unmittelbar gegenüber den Anlegern des Spezial-
Investmentfonds und wendet dabei auch die Regelungen in § 44a EStG an, die bei 
bestimmten Anlegern eine Abstandnahme vom Steuerabzug vorsehen. D.h. auf 
diesem Weg wird die Steuerpflicht auf die Anlegerebene verlagert, so dass dort 
Steuerbefreiungen geltend gemacht werden können. 


Nach dem bisherigen § 30 Absatz 5 InvStG sind die Regelungen zur Transparen-
zoption auch auf die sonstigen inländischen Einkünfte anzuwenden, die bei Ver-
einnahmung einem Steuerabzug unterliegen. Diese Regelung dürfte nur in sehr 
seltenen Fällen Anwendung finden, in denen inländische Beteiligungseinnahmen 
über eine inländische Betriebsstätte erzielt und dabei in sonstige inländische Ein-
künfte umqualifiziert werden oder Einkünfte aus Kapitalvermögen nach § 6 Ab-
satz 5 InvStG in Verbindung mit § 49 Absatz 1 Nummer 5 EStG erzielt werden, 
die bei Vereinnahmung durch den Spezial-Investmentfonds einem Steuerabzug 
unterliegen. 


Durch § 30 Absatz 5 Satz 2 – neu – InvStG wird diese Steuerbefreiungsmöglich-
keit durch die Transparenzoption bei sonstigen inländischen Einkünfte nach § 6 
Absatz 5 i. V. m. § 49 Absatz 1 Nummer 2 EStG und nach § 6 Absatz 5b InvStG 
ausgeschlossen. Wie bereits in den Begründungen zu § 1 Absatz 2 Satz 2 InvStG 
und zu § 8 Absatz 1 InvStG erläutert, würde eine Steuerbefreiung in diesen Fällen 
zu einer systemwidrigen Besteuerungslücke führen. 


Zu Nummer 10 (§ 33 Absatz 4 Satz 3 – neu – InvStG) 


Spezial-Investmentfonds unterliegen – in gleichem Umfang wie Investment-
fonds – mit den in § 6 Absatz 2 Satz 1 InvStG aufgezählten Einkunftsarten (in-
ländische Beteiligungseinnahmen, inländische Immobilienerträge und sonstige 
inländische Einkünfte) der Körperschaftsteuerpflicht. Soweit es sich dabei um 
Kapitalerträge handelt, erfolgt die Besteuerung im Abgeltungssteuerverfahren. 
Andere Einkünfte, insbesondere aus einer gewerblichen Tätigkeit nach dem bis-
herigen § 6 Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 InvStG i. V. m. § 49 Absatz 1 Nummer 2 
EStG unterliegen grundsätzlich einem Veranlagungsverfahren durch das örtlich 
zuständige Finanzamt. 


§ 33 InvStG ermöglicht es den Spezial-Investmentfonds sich von ihrer eigenen 
Körperschaftsteuerpflicht bei zu veranlagenden Einkünften zu befreien in dem sie 
einen Steuerabzug auf diese Einkünfte gegenüber ihren Anlegern durchführen. 
D. h. § 33 InvStG räumt den Spezial-Investmentfonds das Wahlrecht ein, die Be-
steuerung auf die Ebene der Anleger zu übertragen. Wenn es sich bei den Anle-
gern um steuerbegünstige oder steuerbefreite Personen handelt, führen diese Re-
gelungen dazu, dass keine Ertragsbesteuerung stattfindet. 


Aus den bereits zu § 1 Absatz 2 Satz 2 InvStG und zu § 8 Absatz 1 InvStG erläu-
terten Gründen führt diese Steuerbefreiungsmöglichkeit bei gewerblichen Ein-
künfte nach § 6 Absatz 5 InvStG i. V. m. § 49 Absatz 1 Nummer 2 EStG zu einer 
systemwidrigen Besteuerungslücke, die durch eine Rechtsänderung in § 33 Ab-
satz 4 InvStG geschlossen wird. 


Durch § 33 Absatz 4 Satz 3 – neu – InvStG kann sich der Spezial-Investmentfonds 
bei gewerblichen Einkünften nicht mehr von seiner Körperschaftsteuerpflicht be-
freien. D. h. diese Einkünfte müssen vom Spezial-Investmentfonds gegenüber 
dem Finanzamt erklärt und im Veranlagungsverfahren versteuert werden. 


Anwendungsregelung: 
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Zu Nummer 11 (§ 57 Absatz 8 – neu – InvStG) 


Nach § 57 Absatz 8 Satz 1 – neu – InvStG sind der neu eingefügte § 1 Absatz 2 
Satz 2 – neu – InvStG und die Änderungen des § 26 Nummer 4 Buchstabe h, 
Nummer 6 und Nummer 7a InvStG ab dem 1. Januar 2025 anzuwenden. 


Nach § 57 Absatz 8 Satz 2 – neu – InvStG sind die Neuregelungen in § 4 Absatz 
2 Nummer 1a, § 6 Absatz 5, 5a, 5b und 7 Satz 4 InvStG, § 7 Absatz 2 Satz 2 
InvStG, § 8 Absatz 1 und 2 Satz 2 InvStG, § 10 Absatz 1 Satz 1 und 3 sowie 
Absatz 2 Satz 2 InvStG, § 15 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 InvStG, § 30 Absatz 
5 Satz 2 sowie § 33 Absatz 4 Satz 3 InvStG erstmals auf Einkünfte anzuwenden, 
die einem Investmentfonds nach dem 31. Dezember 2024 zufließen. 


Zu Artikel 2 (Änderung des Kapitalanlagegesetzbuchs) 


Zu Nummer 1 


Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Änderung in Nummer 2 Buchstabe b 
(§ 231 Absatz 3 KAGB). 


Zu Nummer 2 


Zu Buchstabe a 


Mit der neuen Nummer 8 wird der Katalog der zulässigen Vermögensgegen-
stände, die für ein Immobilien-Sondervermögen erworben werden dürfen, um Be-
teiligungen an Infrastruktur-Projektgesellschaften, deren Unternehmensgegen-
stand darauf beschränkt ist, Anlagen zu errichten, zu erwerben oder zu halten, die 
zur Erzeugung, zur Umwandlung, zum Transport oder zur Speicherung von 
Strom, Gas oder Wärme aus erneuerbaren Energien bestimmt und geeignet sind, 
erweitert. Damit wird es für Kapitalverwaltungsgesellschaften möglich, für einen 
offenen Immobilienfonds in solche Anlagen indirekt auch dann zu investieren, 
wenn kein unmittelbarer baulicher Zusammenhang zu einem Gebäude besteht. 
Die Ergänzung soll dafür sorgen, dass Immobilien-Sondervermögen einen größe-
ren Beitrag zur Energiewende leisten können als bisher. 


Die Energiewende ist ein erklärtes Ziel dieser Bundesregierung. Zur Erreichung 
der Klimaziele liegt die Errichtung von Anlagen zur Erzeugung oder zum Trans-
port von Strom aus Erneuerbaren Energien im öffentlichen Interesse und dient der 
öffentlichen Sicherheit. Für die Erreichung der Klimaziele und den Beitrag, den 
Immobilien-Sondervermögen hierzu leisten können, spielt es jedoch keine Rolle, 
auf wessen Grundstück Strom aus erneuerbaren Energien erzeugt wird usw. Viel-
mehr ist es meist so, dass die Eigentümer von Grundstücken, die für die Errich-
tung von Anlagen in Frage kommen, diese Grundstücke nicht verkaufen, sondern 
verpachten. Eine Regelung, die den Erwerb von Grundstücken mit solchen Anla-
gen regelte, würde in der Praxis also leerlaufen. Praktisch relevant sind die Fälle, 
in denen Projektgesellschaften Grundstücke pachten. Durch die Zwischenschal-
tung der Projektgesellschaft ist außerdem gewährleistet, dass das Unternehmen 
mit der notwendigen fachlichen Expertise die Anlage betreibt, und nicht die 
Fondsverwaltung. 


Die Beteiligung an Projektgesellschaften soll durch die Möglichkeit des Erwerbs 
solcher Anlagen nicht zum Hauptzweck eines Immobilienfonds werden. Ein 
Fonds, der eine entsprechende Bezeichnung führt, soll auch ganz überwiegend in 
Immobilien investiert sein. Eine Beimischung von Projektgesellschaften, die sich 
ausschließlich auf erneuerbare Energien konzentrieren, auch in Immobilienfonds 
erscheint angesichts der Notwendigkeit zur Energiewende wünschenswert und 
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angemessen. Denn ein Ziel des Pariser Klimaschutzabkommens ist es, die Finanz-
ströme mit den Klimazielen in Einklang zu bringen. Immobilienfonds erreichen 
viele Anleger in der Bundesrepublik, deren Investitionen dann auch auf diesem 
Weg zur Energiewende beitragen können, wenn es die Anleger möchten. Die An-
lagegrenze von 15 Prozent orientiert sich dabei an der Grenze gemäß § 231 Absatz 
1 Satz 1 Nummer 5 KAGB für andere Grundstücke und Erbbaurechte sowie 
Rechte in Form von Wohnungseigentum usw. 


Aufgrund der Transparenzanforderungen des Kapitalanlagegesetzbuchs können 
Anleger leicht erkennen, ob ein Immobilienfonds auch in Infrastruktur-Projektge-
sellschaften investieren darf, und können ihre Anlageentscheidungen entspre-
chend ausrichten. Risiko- und Liquiditätsmanagement einer Kapitalverwaltungs-
gesellschaft, die solche Beteiligungen für einen Immobilienfonds erwerben 
möchte, müssen auf das im Vergleich zu einem Grundstück andere Risikoprofil 
ausgerichtet sein, was sich aus den allgemeinen Vorschriften des Kapitalanlage-
gesetzbuchs ergibt. 


Zu Buchstabe b 


Die gegenwärtige Rechtslage erlaubt bereits den Betrieb von Aufdachanlagen für 
Immobilienfonds. Jedoch stellen sich in der Praxis häufig Abgrenzungs- und Aus-
legungsprobleme, die unter Umständen den Ausbau von Bestandsimmobilien 
durch Immobilienfonds mit Aufdachanlagen behindern oder zukünftig den Er-
werb von neuen Immobilien für Immobilienfonds gar ausschließen könnten. Denn 
es gibt Fälle, dass die Aufdachanlage entweder mehr Strom produziert, als für das 
Gebäude benötigt wird, oder dass die Mieter den Strom aus der Anlage gar nicht 
abnehmen. Deshalb können solche Anlagen bisher häufig nicht ohne Weiteres als 
Bewirtschaftungsgegenstände der Immobilie betrachtet werden. 


Zur Umsetzung der Energiewende ist es aber gerade notwendig, dass mehr Dach-
flächen zur Energieerzeugung genutzt werden. So heißt es im Koalitionsvertrag 
der die Bundesregierung tragenden Parteien (S. 44), dass alle geeigneten Dach-
flächen künftig für die Solarenergie genutzt werden sollen. Bei gewerblichen 
Neubauten soll dies verpflichtend, bei privaten Neubauten soll es die Regel wer-
den. In einzelnen Bundesländern gibt es solche oder ähnliche Pflichten schon oder 
sie sind in Planung. Bei zunehmender Nutzung von Dachflächen durch Solaran-
lagen wären aber Immobilienfonds in der Zukunft immer häufiger vom Erwerb 
moderner oder modernisierter Gebäude ausgeschlossen, wenn ihnen nicht erlaubt 
wird, solche Anlagen auch zu erwerben, wenn sie nicht oder nicht ausschließlich 
zur Bewirtschaftung der Immobilie dienen und insofern im Einzelfall nicht mehr 
als erforderlich anzusehen sind. Außerdem ist nicht nachvollziehbar, wieso gerade 
Immobilien, die von Immobilienfonds gehalten werden, ihre Dachflächen nicht 
zur Solarenergiegewinnung zur Verfügung stellen sollen. 


Die Ergänzung entspricht zum einen bisheriger Verwaltungspraxis. Die Ergän-
zung trägt außerdem der Tatsache Rechnung, dass der Markt im Zeitverlauf ge-
änderte Ansprüche an die technische Gebäudeausstattung stellt. Auch Gegen-
stände für Ladestationen für Elektrofahrzeuge oder Elektrofahrräder sind nicht 
unmittelbar für die Bewirtschaftung einer Immobilie notwendig. Unzweifelhaft 
ist aber die Ausstattung eines modernen Gebäudes mit Ladestationen zukünftig 
unabdingbar. 


Gemäß der Deutschen Sustainable Finance-Strategie unterstützt die Bundesregie-
rung den Finanzsektor, indem klare Rahmenbedingungen für nachhaltige Investi-
tionen gesetzt werden, weshalb Absatz 3 um Aufdachanlagen und Ladestationen 
erweitert wird. 
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Zu Buchstabe c 


Die Änderung ist eine Folgeänderung zur Einfügung der neuen Nummer 8 in Ab-
satz 1 Satz 1. 


Zu Buchstabe d 


Der neue Absatz 6 regelt, dass der Betrieb von Aufdachanlagen und Ladeinfra-
struktur eine zulässige Tätigkeit der Kapitalverwaltungsgesellschaft für den Im-
mobilienfonds ist, was auch den Verkauf des Stroms einschließt. Bisher wurden 
teilweise die Anlagen vermietet, da Rechtsunsicherheit bestand, ob für einen of-
fenen Immobilienfonds Stromerzeugung zu den zulässigen Tätigkeiten zählt, 
ohne ihm den vermögensverwaltenden Charakter zu nehmen. In Zukunft werden 
immer mehr Gebäude auch aufgrund von gesetzlichen Anforderungen mit ent-
sprechenden Anlagen ausgestattet sein; insbesondere bei neuen Gebäuden werden 
diese Anlagen zum normalen Bestand gehören. Die sonstige Verwaltung des Ge-
bäudes vom Betrieb einer solchen Anlage zu trennen würde eine künstliche Auf-
spaltung der Verwaltung des Gebäudes bedeuten. Die Schaffung von Rechtsklar-
heit dient dazu, dass auch Anleger von Immobilienfonds an diesem Fortschritt 
teilhaben können und offene Immobilien-Sondervermögen in Zukunft nicht etwa 
vom Erwerb von Neubauten abgehalten werden. Die Vorschrift gilt über den Ver-
weis in § 260a auch für Infrastruktur-Sondervermögen. 


Zu Nummer 3 


Entsprechend der Änderungen für die offenen Fonds wird für geschlossene inlän-
dische Publikums-AIF geregelt, dass auch Anlagen zur Umwandlung von Energie 
aus erneuerbaren Energien erworben werden dürfen. 


Zu Artikel 3 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten) 


Die Änderungen treten am Tag nach der Verkündung in Kraft. 


Finanzielle Auswirkungen 


Die Möglichkeit für Investmentfonds und Spezial-Investmentfonds, gewerbliche 
Einkünfte zu erzielen, die von den Steuerbefreiungsmöglichkeiten in §§ 8, 10, 30 
und 33 InvStG ausgeschlossen sind, führt tendenziell zu Steuermehreinnahmen. 
Es lässt sich aber nicht abschätzen, in welchem Umfang Investmentfonds und 
Spezial-Investmentfonds mit steuerbegünstigten Anlegern zukünftig gewerbliche 
Tätigkeiten ausüben. Darüber hinaus lässt sich auch nicht absehen, ob und in wel-
chem Umfang Gestaltungsmöglichkeiten wie beispielsweise Gesellschafterdarle-
hen zur Steuermeidung eingesetzt werden. Daher lassen sich die finanziellen Aus-
wirkungen nicht beziffern. 


Erfüllungsaufwand und weitere Gesetzesfolgen 


Die Klarstellung in § 1 Abs. 2 Satz 1 InvStG, dass eine aktive unternehmerische 
Bewirtschaftung von Vermögensgegenständen nicht schädlich für den Status als 
Investmentfonds ist, führt zu einer Reduzierung des Erfüllungsaufwands in Höhe 
von ca. 8,66 Tsd. €, da der Nachweis und somit auch die Prüfung der Investment-
fonds-Eigenschaft tendenziell um durchschnittlich 5 Minuten vereinfacht wird. 


Durch die Änderung des § 10 InvStG sind sonstige inländische Einkünfte, die aus 
einer gewerblichen Tätigkeit nach § 6 Absatz 5 InvStG in Verbindung mit § 49 
Absatz 1 Nummer 2 EStG stammen, von der Steuerbefreiung ausgenommen. Für 
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diese gewerblichen Einkünfte ist zukünftig eine jährliche KSt-Erklärung abzuge-
ben. Bei maximal 390 in Frage kommenden steuerbefreiten Investmentfonds wird 
eine Fallzahl von 50 betroffenen Fonds geschätzt. Die Bearbeitungszeit dieser 
KSt- und GewSt-Erklärungen beträgt insgesamt 150 Min. und erhöht den jährli-
chen personellen Erfüllungsaufwand in den Finanzämtern um insgesamt ca. 
5 Tsd. €. Durch die Änderungen in §26 InvStG ist mit keinen messbaren Ände-
rungen des Erfüllungsaufwands zu rechnen, da sich an den Arbeits- und 
Prüfabläufen im Finanzamt keine Änderungen ergeben. 


Durch § 33 Absatz 4 Satz 2 – neu – InvStG kann sich der Spezial-Investmentfonds 
bei gewerblichen Einkünften nicht mehr von seiner Körperschaftsteuerpflicht be-
freien. D. h. diese Einkünfte müssen vom Spezial-Investmentfonds gegenüber 
dem Finanzamt erklärt werden und im Veranlagungsverfahren versteuert werden. 
Hier wird bei geschätzt 100 Spezial-Investmentfonds, einer Bearbeitungszeit von 
150 min. insgesamt eine Erhöhung des jährlichen personellen Erfüllungsauf-
wands in den Finanzämtern von ca. 10 Tsd. € erwartet. 


In allen Fällen wird eine Arbeitserledigung zu 40 % durch den mD und zu 60 % 
vom gD zugrunde gelegt, sodass sich ein durchschnittlicher Personalkostensatz 
von 39,82 € je Stunde bzw. 0,66 € je Minute ergibt. 
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Urteil vom 12. März 2024, VIII R 1/21
Zuordnung einer Leasingsonderzahlung zu den jährlichen Gesamtaufwendungen für betriebliche Fahrten im Rahmen
einer Nutzungseinlage


ECLI:DE:BFH:2024:U.120324.VIIIR1.21.0


BFH VIII. Senat


EStG § 18 Abs 1 Nr 1, EStG § 4 Abs 3, EStG § 4 Abs 4, EStG § 6 Abs 1 Nr 4, EStG § 11 Abs 2 S 1, EStG VZ 2013


vorgehend Schleswig-Holsteinisches Finanzgericht , 30. November 2020, Az: 3 K 1/20


Leitsätze


1. Zur Ermittlung der jährlichen Gesamtaufwendungen für betriebliche Fahrten im Rahmen einer Nutzungseinlage ist
eine Leasingsonderzahlung, die für ein teilweise betrieblich genutztes Fahrzeug aufgewendet wird, den einzelnen
Veranlagungszeiträumen während der Laufzeit des Leasingvertrags unabhängig vom Abfluss im Rahmen einer
wertenden Betrachtung zuzuordnen.


2. Der Anteil der Leasingsonderzahlung an den jährlichen Gesamtaufwendungen für die betrieblichen Fahrten eines
Jahres ist danach kumulativ aus dem Verhältnis der betrieblich gefahrenen Kilometer zu den Gesamtkilometern des
jeweiligen Jahres und zeitanteilig nach dem Verhältnis der im jeweiligen Jahr liegenden vollen Monate und der Laufzeit
des Leasingvertrags zu bestimmen. Dies gilt jedenfalls dann, wenn die Leasingsonderzahlung dazu dient, die
monatlichen Leasingraten während des Vertragszeitraums zu mindern.


Tenor


Die Revision der Kläger gegen das Urteil des Schleswig-Holsteinischen Finanzgerichts vom 23.11.2020 - 3 K 1/20 wird
als unbegründet zurückgewiesen.


Die Kosten des Revisionsverfahrens haben die Kläger zu tragen.


Tatbestand


I.


 


Die Kläger und Revisionskläger (Kläger) sind verheiratet und werden für den Veranlagungszeitraum 2013 (Streitjahr)
zusammen zur Einkommensteuer veranlagt. Streitig ist, in welchem Umfang eine im Dezember des Streitjahrs
geleistete Leasingsonderzahlung für ein gemischt genutztes Fahrzeug bei den Einkünften aus selbständiger Arbeit
als Betriebsausgabe (Nutzungseinlage) und bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung als
Werbungskosten abzugsfähig ist.


1


Der Kläger erzielte im Streitjahr unter anderem Einkünfte aus selbständiger Arbeit gemäß § 18 Abs. 1 Nr. 1 des
Einkommensteuergesetzes in der für den Streitzeitraum geltenden Fassung (EStG). Seinen Gewinn ermittelte er
durch Einnahmen-Überschuss-Rechnung gemäß § 4 Abs. 3 EStG. Des Weiteren erzielte er Einkünfte aus Vermietung
und Verpachtung (§ 21 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG) und aus nichtselbständiger Arbeit (§ 19 EStG).


2


Bis zur Beendigung seines Arbeitsverhältnisses zum 30.11.2013 nutzte der Kläger ein von der Arbeitgeberin
gestelltes Fahrzeug für seine beruflichen und privaten Fahrten. Im Anschluss nutzte er ein Leasingfahrzeug. Der
zwischen ihm und der Leasinggeberin geschlossene Vertrag hatte eine Laufzeit von 36 Monaten und begann nach
den vertraglichen Vereinbarungen an dem zwischen den Vertragsparteien vereinbarten Tag der Fahrzeugübergabe.
Er sah keine Kaufoption oder Möglichkeit der Vertragsverlängerung für den Kläger vor; eine Beteiligung des Klägers
an möglichen Veräußerungserlösen war ebenfalls nicht vereinbart. Des Weiteren war der Kläger zur Zahlung
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monatlicher Leasingraten verpflichtet. Die Leasingsonderzahlung war spätestens bei der Übernahme des Fahrzeugs
zu leisten und wirkte sich auf die Höhe der monatlichen Leasingraten mindernd aus.


Der Kläger leistete am 08.12.2013 für das Fahrzeug eine Leasingsonderzahlung in Höhe von 36.490,88 € zuzüglich
6.933,27 € Umsatzsteuer, insgesamt 43.424,15 €. Das Fahrzeug wurde vereinbarungsgemäß an ihn am
darauffolgenden Tag ausgeliefert.


4


Der Kläger nutzte das Fahrzeug während der Dauer des Leasingvertrags in folgendem ‑‑zwischen den Beteiligten
unstreitigen und vom Finanzgericht (FG) festgestellten‑‑ Umfang:


Nutzung des Kfz Dez 13
  


2014
  


2015
  


2016
  


Summe 
  


  km in % km in % km in % km in % km in %


                      


§ 18 EStG 1.469 71,03 2.200 7,47 5.000 13,89 2.500 10,27 11.169 12,16 


§ 21 EStG 268 12,96 1.300 4,42 2.080 5,78 2.080 8,55 5.728 6,24 


Gesamtfahrleistung 2.068 
  


29.434 
  


36.000 
  


24.336 
  


91.838 
  


5


Nach Ablauf der Leasingdauer gab der Kläger das Fahrzeug an die Leasinggeberin zurück.6


Er machte im Rahmen der Einkommensteuererklärung für das Streitjahr 83,99 % der Leasingsonderzahlung
(30.648,69 € netto) als Betriebsausgabe bei den Einkünften aus selbständiger Arbeit geltend. Nach einer
Betriebsprüfung änderte der Beklagte und Revisionsbeklagte (Finanzamt ‑‑FA‑‑) die Einkommensteuerfestsetzung
für das Streitjahr mit Bescheid vom 02.04.2019 unter anderem dahingehend, dass es den Betriebsausgabenabzug
für die Leasingsonderzahlung auf 1/36 von 83,99 % des Nettobetrags kürzte.


7


Im anschließenden Einspruchsverfahren vertrat das FA die Auffassung, dass das durch den Leasingvertrag
begründete Nutzungsrecht aufgrund der mehr als 50 %igen betrieblichen Nutzung im Streitjahr als immaterielles
Wirtschaftsgut dem notwendigen Betriebsvermögen zuzurechnen und die Nutzungsentnahme für private Fahrten
nach der 1 %-Methode zu ermitteln sei. Es setzte die Einkommensteuer nach Anhörung zur Verböserung mit
Einspruchsentscheidung vom 05.12.2019 unter Ansatz einer Nutzungsentnahme gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 EStG
und eines Betriebsausgabenabzugs für die Leasingsonderzahlung in Höhe von 3.848,27 € netto fest. Dies führte zu
einer höheren Festsetzung der Einkommensteuer für das Streitjahr.


8


Das FG gab mit in Entscheidungen der Finanzgerichte 2021, 740 veröffentlichtem Urteil vom 23.11.2020 der Klage
teilweise statt. Es ging davon aus, dass der Ansatz der anteiligen Leasingsonderzahlung als Betriebsausgabe bei den
Einkünften aus selbständiger Arbeit und als Werbungskosten bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung
mit dem über die gesamte Laufzeit des Leasingvertrags ermittelten Durchschnittsanteil der beruflichen Nutzung des
Fahrzeugs zu erfolgen habe. Es gewährte den Betriebsausgabenabzug bei den Einkünften aus selbständiger Arbeit
in Höhe von 12,16 % des Betrags der Leasingsonderzahlung (4.437,29 € netto) und den Werbungskostenabzug bei
den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung in Höhe von 6,24 % dieses Betrags (2.277,03 € netto).


9


Mit der hiergegen erhobenen Revision rügen die Kläger die Verletzung materiellen Bundesrechts. Sie machen
geltend, für den Ansatz der anteiligen Leasingsonderzahlung als Betriebsausgabe bei den Einkünften aus
selbständiger Arbeit und als Werbungskosten bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung sei
ausschließlich auf den Anteil der beruflichen Nutzung im Streitjahr (dem Jahr des Abflusses der Zahlung)
abzustellen, hier also in Höhe von 71,03 % des Gesamtbetrags der Leasingsonderzahlung bei den Einkünften aus
selbständiger Arbeit und in Höhe von 12,96 % des Gesamtbetrags bei den Einkünften aus Vermietung und
Verpachtung.


10


Die Kläger beantragen,
das Urteil des Schleswig-Holsteinischen FG vom 23.11.2020 - 3 K 1/20 und die Einspruchsentscheidung vom
05.12.2019 aufzuheben und den Einkommensteuerbescheid für 2013 vom 05.12.2019 dahin zu ändern, dass die
Leasingsonderzahlung in Höhe von 25.919,47 € netto (71,03 % x 36.490,88 €) zuzüglich Umsatzsteuer als
Betriebsausgabe bei den Einkünften des Klägers aus selbständiger Arbeit und in Höhe von 4.729,22 € netto
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Entscheidungsgründe


II.


(12,96 % x 36.490,88 €) zuzüglich Umsatzsteuer als Werbungskosten bei den Einkünften des Klägers aus
Vermietung und Verpachtung berücksichtigt wird.


Das FA beantragt,
die Revision als unbegründet zurückzuweisen.


12


Die Revision ist im Ergebnis unbegründet und daher zurückzuweisen (§ 126 Abs. 4 der Finanzgerichtsordnung
‑‑FGO‑‑). Das FG hat hinsichtlich der Höhe des im Streitjahr im Rahmen einer Nutzungseinlage abzugsfähigen Teils
der Leasingsonderzahlung bei den Einkünften des Klägers aus selbständiger Arbeit zugunsten der Kläger
rechtsfehlerhaft einen zu weitgehenden Abzug berücksichtigt. Der begehrte höhere anteilige Abzug der
Leasingsonderzahlung als Betriebsausgabe bei den Einkünften des Klägers aus selbständiger Arbeit kommt daher
nicht in Betracht (s. unter II.1. bis 3.). Da das FG der Klage zu weitgehend stattgegeben und zu hohe
Betriebsausgaben zugesprochen hat, wäre der überschießende Betrag zu Lasten der Kläger mit den begehrten
höheren Werbungskosten bei den Einkünften des Klägers aus Vermietung und Verpachtung zu saldieren. Da die zu
Unrecht zugunsten der Kläger berücksichtigten Betriebsausgaben die mit der Revision geltend gemachten weiteren
Werbungskosten des Klägers bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung übersteigen, kann die Revision
auch insoweit keinen Erfolg haben (s. unter II.4.).


13


1. Das FG ist zu Recht davon ausgegangen, dass die Abzugsfähigkeit der Leasingsonderzahlung als Betriebsausgabe
nicht daran scheitert, dass es sich um Anschaffungskosten handelt und die Aufwendungen nur in Form einer
Absetzung für Abnutzung (AfA) Berücksichtigung finden können (hierzu Urteil des Bundesfinanzhofs ‑‑BFH‑‑ vom
05.05.1994 - VI R 100/93, BFHE 174, 359, BStBl II 1994, 643, unter 2. [Rz 11 ff.]). Weder ist das Leasingfahrzeug
aufgrund des fehlenden rechtlichen oder wirtschaftlichen Eigentums des Klägers am Fahrzeug dem notwendigen
Betriebsvermögen zuzuordnen noch hat der Kläger in seinem Betriebsvermögen ein obligatorisches Nutzungsrecht
am Fahrzeug erworben. Auch ist das Leasingfahrzeug nicht "wie" ein Fahrzeug des notwendigen Betriebsvermögens
zu behandeln.


14


a) Eine Zuordnung des Leasingfahrzeugs als Wirtschaftsgut des notwendigen oder gewillkürten Betriebsvermögens
kommt nicht in Betracht, sodass die Leasingsonderzahlung nicht zu den Anschaffungskosten für ein solches
Wirtschaftsgut gehört. Der Kläger ist nicht rechtlicher Eigentümer und aufgrund der vertraglichen Vereinbarungen
mit der Leasinggeberin (Laufzeit, keine Kauf- beziehungsweise Verlängerungsoption für den Kläger, keine
Beteiligung am Veräußerungserlös) auch nicht wirtschaftlicher Eigentümer des Fahrzeugs (§ 39 Abs. 2 Nr. 2 der
Abgabenordnung; zum wirtschaftlichen Eigentum bei Leasingfahrzeugen BFH-Urteil vom 20.11.2012 - VIII R 31/09,
BFH/NV 2013, 527, Rz 14, 25).


15


b) Bei der Leasingsonderzahlung handelt es sich auch nicht um Anschaffungskosten für ein obligatorisches
Nutzungsrecht im Betriebsvermögen des Klägers. Zu den Anschaffungskosten eines obligatorischen Nutzungsrechts
gehören zwar einmalige Aufwendungen, die im Zusammenhang mit dem Vertragsabschluss anfallen oder die als
Entgelt für das Zustandekommen des Vertrags geleistet werden; hierzu zählen jedoch nicht vorausgezahlte
Nutzungsentgelte wie die Leasingsonderzahlung (BFH-Urteil vom 05.05.1994 - VI R 100/93, BFHE 174, 359, BStBl II
1994, 643, unter 2. [Rz 11, 12]).


16


c) § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 EStG ist zwar auch auf zu mehr als 50 % betrieblich genutzte Fahrzeuge anzuwenden, die
der Steuerpflichtige, ohne deren wirtschaftliches Eigentum erlangt zu haben, lediglich als Leasingnehmer nutzt (zur
früheren Fassung der Vorschrift BFH-Urteile vom 13.02.2003 - X R 23/01, BFHE 201, 499, BStBl II 2003, 472; vom
20.11.2012 - VIII R 31/09, BFH/NV 2013, 527, Rz 12 ff.; zu der im Streitjahr geltenden Fassung vgl. BFH-Urteil vom
01.10.2019 - VIII R 29/16, BFH/NV 2020, 349, Rz 43). Diese Zuordnung würde im Streitfall zum
Betriebsausgabenabzug der Leasingsonderzahlung und für die Privatnutzung zum Ansatz einer Nutzungsentnahme
gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 4 EStG im Streitjahr führen. Die Voraussetzungen für eine solche Gleichbehandlung des
klägerischen Fahrzeugs mit Fahrzeugen des notwendigen Betriebsvermögens sind jedoch nicht erfüllt, da der
Kläger das Fahrzeug nur vorübergehend und nicht dauerhaft in einem Umfang von über 50 % betrieblich genutzt
hat. Ob ein betrieblicher Nutzungsanteil von mehr als 50 % erreicht wird, ist bei Anwendung der Vorschrift auf
Leasingfahrzeuge wie bei Geltendmachung der Zuordnung eines im rechtlichen oder wirtschaftlichen Eigentum des


17


Seite 3 von 6







Steuerpflichtigen stehenden Fahrzeugs zum notwendigen Betriebsvermögen nach der dauerhaft beabsichtigten
eigenbetrieblichen Nutzung und nicht nur nach den Nutzungsverhältnissen im Anschaffungsjahr zu bestimmen (vgl.
BFH-Beschluss vom 13.05.2014 - III B 152/13, BFH/NV 2014, 1364, Rz 6, m.w.N.). Über die Gesamtnutzungsdauer
von 36 Monaten betrug die betriebliche Nutzung des Fahrzeugs nur 12,16 % der gefahrenen Gesamtstrecke. Die
betriebliche Nutzung von über 50 % nur im Dezember des Streitjahrs ist danach nicht geeignet, die
Betriebsvermögenseigenschaft des Nutzungsrechts zu begründen. Der Kläger hat im Übrigen selbst vorgetragen, er
habe eine dauerhafte betriebliche Nutzung zu mehr als 50 % zu keinem Zeitpunkt beabsichtigt.


2. Die Leasingsonderzahlung für das Fahrzeug ist eine Aufwendung, die sowohl mit den betrieblichen Fahrten des
Klägers, den Fahrten im Rahmen der Einkünfte des Klägers aus Vermietung und Verpachtung als auch mit den
Privatfahrten des Klägers im wirtschaftlichen Zusammenhang steht. Sie ist im Streitjahr vollständig abgeflossen
und kann danach grundsätzlich bei den Betriebsausgaben und Werbungskosten des Klägers im Streitjahr
berücksichtigt werden.


18


Soweit die Leasingsonderzahlung bei den Einkünften des Klägers aus selbständiger Arbeit im Rahmen einer
Nutzungseinlage als Betriebsausgabe (dazu II.3.) und im Rahmen der Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung
anteilig als Werbungskosten (dazu II.4.) abziehbar sein kann, steht dem Abzug nicht entgegen, dass es sich um ein
vorausgezahltes Nutzungsentgelt handelt. § 11 Abs. 2 Satz 3 EStG sieht keine den Abzug im Abflussjahr
begrenzende Aufwandsverteilung für Nutzungsentgelte vor, die wie hier für einen Zeitraum von nicht mehr als fünf
Jahren vorausgezahlt werden.


19


Einem anteiligen Abzug der Leasingsonderzahlung als Betriebsausgabe und als Werbungskosten steht bei einer
gemischten Veranlassung durch die Einkünfte aus selbständiger Arbeit, aus Vermietung und Verpachtung und durch
reine Privatfahrten außerhalb der steuerlichen Erwerbssphäre auch § 12 Nr. 1 Satz 2 EStG nicht entgegen, da es sich
bei der Leasingsonderzahlung um eine anhand ihrer beruflichen und privaten Anteile trennbare Aufwendung
handelt (vgl. BFH-Urteil vom 14.10.1954 - IV 352/53 U, BFHE 59, 383, BStBl III 1954, 358, [Rz 9 f.]). Der betrieblich
veranlasste, der durch die Erzielung der Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung veranlasste und der privat
veranlasste Nutzungsanteil lassen sich anhand der für die verschiedenen Nutzungen gefahrenen Kilometer im
Verhältnis zu den insgesamt gefahrenen Kilometern nach objektiven Maßstäben bestimmen (Beschluss des Großen
Senats des BFH vom 21.09.2009 - GrS 1/06, BFHE 227, 1, BStBl II 2010, 672, unter C.I.1.e bb [Rz 47], zur
Trennbarkeit von Reisekosten unter C.III.3. [Rz 100 ff.]).


20


3. Für die betrieblichen Fahrten im Dezember des Streitjahrs ist die Leasingsonderzahlung bei den Einkünften aus
selbständiger Arbeit (§ 18 Abs. 1 Nr. 1 EStG) im Rahmen einer Nutzungseinlage als Bestandteil der für die
betriebliche Nutzung getragenen tatsächlichen Aufwendungen in Höhe von 1/36 x 71,03 % (1,97 %, das heißt
719,99 € netto) als Betriebsausgabe abzugsfähig. Das FG hat danach in Höhe von 4.437,29 € netto rechtsfehlerhaft
einen zu hohen Anteil der Leasingsonderzahlung bei den Betriebsausgaben berücksichtigt.


21


a) Zu den Betriebsausgaben im Sinne des § 4 Abs. 4 EStG gehören auch Aufwendungen, die durch die betrieblich
veranlasste Nutzung von eigenen betriebsfremden Wirtschaftsgütern im Rahmen einer sogenannten
Nutzungseinlage entstehen (vgl. BFH-Urteil vom 17.10.2013 - III R 27/12, BFHE 243, 327, BStBl II 2014, 372, Rz 9;
Beschluss des Großen Senats des BFH vom 26.10.1987 - GrS 2/86, BFHE 151, 523, BStBl II 1988, 348, unter
C.I.1.b bb [Rz 76], m.w.N.). Nutzungseinlagen sind auch im Rahmen der Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG zu
berücksichtigen (BFH-Urteil vom 17.05.2022 - VIII R 21/10, BFH/NV 2022, 1050, Rz 31). Hiervon ist der Senat auch
schon für Leasingfahrzeuge ausgegangen (BFH-Urteil vom 01.10.2019 - VIII R 29/16, BFH/NV 2020, 349, Rz 43, 44).


22


b) Die Höhe der für eine Nutzungseinlage anzusetzenden Betriebsausgaben bestimmt sich nach den auf die
betriebliche Nutzung entfallenden tatsächlichen Aufwendungen (Beschluss des Großen Senats des BFH vom
26.10.1987 - GrS 2/86, BFHE 151, 523, BStBl II 1988, 348, unter C.I.1.b bb [Rz 76]) und nicht nach dem Teilwert der
Nutzung gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 5 EStG (s. Schmidt/Kulosa, EStG, 42. Aufl., § 6 Rz 595; s.a. BFH-Urteil vom
01.10.2019 - VIII R 29/16, BFH/NV 2020, 349, Rz 44, m.w.N.).


23


c) Zum Umfang der tatsächlichen Aufwendungen für die betriebliche Nutzung hat der Große Senat des BFH mit
Beschluss vom 26.10.1987 - GrS 2/86 (BFHE 151, 523, BStBl II 1988, 348, unter C.I.1.b bb [Rz 76]) ausgeführt, dass
die jährlichen Gesamtaufwendungen für das Wirtschaftsgut ‑‑einschließlich sämtlicher fixer Kosten und der AfA‑‑ in
einen betrieblichen und einen privaten Anteil aufzuteilen und zuzuordnen sind (vgl. BFH-Urteil vom 13.04.1961 -
IV 54/60 U, BFHE 73, 106, BStBl III 1961, 308, [Rz 5]). Aufteilungsmaßstab bei Kraftfahrzeugaufwendungen ist
grundsätzlich das Verhältnis der betrieblichen oder beruflichen und privaten Nutzungsanteile nach den jeweils
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gefahrenen Kilometern im Verhältnis zur Gesamtstrecke (vgl. BFH-Urteil vom 09.11.1962 - IV 224/59,
Höchstrichterliche Finanzrechtsprechung 1963, 140, 2. Orientierungssatz).


d) Um den auf die betrieblichen Fahrten des Streitjahrs entfallenden Anteil der Leasingsonderzahlung an den
jährlichen Gesamtaufwendungen zu bestimmen, bedarf es neben der streckenbezogenen Aufteilung eines weiteren
zeitbezogenen Aufteilungsmaßstabs.


25


aa) Da es sich bei der Leasingsonderzahlung im Streitfall um ein vorausgezahltes Nutzungsentgelt handelt, das dem
Zweck dient, die Leasingraten während der Gesamtlaufzeit des Leasingvertrags zu mindern, finanziert die
Leasingsonderzahlung maßgeblich auch die Nutzung des Fahrzeugs für Privatfahrten, betriebliche Fahrten und
Fahrten im Rahmen der Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung in den Folgejahren. Den jährlichen
Gesamtaufwendungen für die betrieblichen Fahrten des Streitjahrs ist aber nur der durch diese Fahrten veranlasste
Anteil der Leasingsonderzahlung zuzuordnen. Mit dem Aufteilungsmaßstab des Klägers, der nur das Verhältnis der
betrieblichen Fahrten zu den Gesamtkilometern im Streitjahr betrachten und auf den Abfluss der
Leasingsonderzahlung im Streitjahr abstellen will, würde sich ein unzutreffendes Besteuerungsergebnis einstellen.
Denn bei einer solchen Zuordnung der Leasingsonderzahlung würden im Streitjahr auch vorab entstandene
Betriebsausgaben für künftige Nutzungseinlagen zum Abzug gebracht, obwohl aufgrund der Nutzungseinlage nur
die tatsächlichen Aufwendungen für die betrieblichen Fahrten des Streitjahrs abzugsfähig sind (s. II.3.b).


26


bb) Der auf das Streitjahr entfallende Anteil der Leasingsonderzahlung an den tatsächlichen Gesamtaufwendungen
für die betrieblichen Fahrten ist wegen des wirtschaftlichen Zusammenhangs der Leasingsonderzahlung zu allen
Fahrten während des vertraglich bestimmten Leasingzeitraums und des damit vorliegenden multikausalen
Veranlassungszusammenhangs im Rahmen einer wertenden Betrachtung typisierend nach dem Verhältnis der auf
das jeweilige Streitjahr entfallenden vollen Monate zum Gesamtleasingzeitraum zu bestimmen (vgl. zur wertenden
Zuordnung von Aufwendungen aufgrund des auslösenden Moments bei Werbungskosten z.B. BFH-Urteil vom
18.10.2023 - X R 7/20, zur amtlichen Veröffentlichung vorgesehen, Rz 12). Die Leasingsonderzahlung mindert nach
dem Leasingvertrag die Höhe der monatlichen Leasingraten gleichmäßig über die gesamte Vertragslaufzeit. Sie ist
daher bei der Ermittlung der jährlichen Gesamtaufwendungen für die betrieblichen Fahrten unabhängig vom
Abflusszeitpunkt linear auf den Vertragszeitraum zu verteilen.


27


cc) Soweit die Leasingsonderzahlung die Fahrten des Klägers in den folgenden Veranlagungszeiträumen nach dem
Streitjahr finanziert, die in den Leasingzeitraum fallen, zählt sie dort ebenfalls zeitanteilig zu den jährlichen
Gesamtaufwendungen für die betrieblichen Fahrten des jeweiligen Veranlagungszeitraums. Der Zuordnung zu den
jährlichen Gesamtaufwendungen für die betrieblichen Fahrten in den Folgejahren steht nicht entgegen, dass jeweils
kein Abfluss der Zahlung erfolgt ist, da auch insoweit eine wertende Zuordnung der Leasingsonderzahlung zu
erfolgen hat.


28


e) Zu den tatsächlichen Aufwendungen für die Nutzungseinlage gehört im Streitjahr mithin ein Anteil der
Leasingsonderzahlung in Höhe von 1/36 x 71,03 % der gesamten Leasingsonderzahlung, dies sind 1,97 % (719,99 €
netto). Das FG ist von einem anderen rechtlichen Standpunkt ausgegangen und hat dem Kläger einen zu hohen
Betriebsausgabenabzug gewährt. Zwar kommt keine Verböserung zu Lasten der Kläger in Betracht. Der über den
vom FG anerkannten Betrag in Höhe von 4.437,29 € netto hinausgehende begehrte Betriebsausgabenabzug (in
Höhe von insgesamt 25.919,47 € netto) ist jedoch ausgeschlossen.


29


4. Da das FG den Betriebsausgabenabzug (s. II.3.) für die Leasingsonderzahlung um 3.717,31 € netto zu hoch
vorgenommen hat, kann die Revision auch mit dem weiteren Begehren, die Leasingsonderzahlung in Höhe von
4.729,22 € netto (12,96 % der Leasingsonderzahlung) als Werbungskosten bei den Einkünften aus Vermietung und
Verpachtung statt wie bisher mit 6,24 % der Leasingsonderzahlung, das heißt 2.277,03 € netto (Differenz
2.452,19 €), zu berücksichtigen, keinen Erfolg haben.


30


a) Fahrzeugkosten, zu denen auch die Leasingsonderzahlung gehört, sind im Rahmen der Einkünfte aus Vermietung
und Verpachtung grundsätzlich als Werbungskosten abzugsfähig (vgl. BFH-Urteil vom 01.12.2015 - IX R 18/15,
BFHE 253, 61, BStBl II 2016, 532, Rz 11 ff.). Zudem könnte die Leasingsonderzahlung ‑‑was der Senat hier
dahinstehen lässt‑‑ anders als im Rahmen der Nutzungseinlage als vorab entstandene Werbungskosten auf der
Grundlage einer beabsichtigten künftigen Nutzung für die Einkünfteerzielung im Vertragszeitraum in voller Höhe zu
den im Streitjahr abzugsfähigen Werbungskosten bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung gehören (vgl.
BFH-Urteil vom 15.04.2010 - VI R 20/08, BFHE 229, 203, BStBl II 2010, 805, Rz 16).


31


b) Es bedarf jedoch keiner Entscheidung des Senats, ob dem Grunde nach höhere Werbungskosten bei den32
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Einkünften des Klägers aus Vermietung und Verpachtung zu berücksichtigen sein könnten. Selbst wenn den Klägern
darin zuzustimmen sein sollte, dass die Leasingsonderzahlung anteilig in Höhe von 12,96 % des Gesamtbetrags als
(auf das Streitjahr entfallende und vorab entstandene) Werbungskosten abzugsfähig wäre, wären die im Streitfall
dann abzugsfähigen weiteren Werbungskosten mit den zu Unrecht berücksichtigten Betriebsausgaben zu Lasten der
Kläger zu saldieren. Da die zu Unrecht zugunsten der Kläger vom FG anerkannten Betriebsausgaben den begehrten
weiteren Werbungskostenabzug übersteigen, kann die Revision der Kläger schon aus diesem Grund keinen Erfolg
haben (zur Saldierung im Revisionsverfahren s. BFH-Urteil vom 19.05.2021 - X R 20/19, BFHE 273, 237, Rz 83 ff.).


5. Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 2 FGO.33
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Urteil vom 28. Februar 2024, II R 25/21
Freibetrag bei Übertragung von Vermögen auf eine Familienstiftung


ECLI:DE:BFH:2024:U.280224.IIR25.21.0


BFH II. Senat


ErbStG § 7 Abs 1 Nr 8 S 1, ErbStG § 15 Abs 2 S 1, ErbStG § 15 Abs 1, ErbStG § 16 Abs 1 Nr 4, ErbStG § 19 Abs 1


vorgehend Niedersächsisches Finanzgericht , 24. Juni 2021, Az: 3 K 5/21


Leitsätze


Beim Übergang von Vermögen auf eine Familienstiftung ist für die Bestimmung der anwendbaren Steuerklasse und des
Freibetrags als "entferntest Berechtigter" zum Schenker derjenige anzusehen, der nach der Stiftungssatzung potentiell
Vermögensvorteile aus der Stiftung erhalten kann. Unerheblich ist, ob die Person zum Zeitpunkt des Stiftungsgeschäfts
schon geboren ist, jemals geboren wird und tatsächlich finanzielle Vorteile aus der Stiftung erlangen wird.


Tenor


Die Revision der Klägerin gegen den Gerichtsbescheid des Niedersächsischen Finanzgerichts vom 24.06.2021 - 3 K 5/21
wird als unbegründet zurückgewiesen.


Die Kosten des Revisionsverfahrens hat die Klägerin zu tragen.


Tatbestand


I.


 


Die Klägerin und Revisionsklägerin (Klägerin) errichtete im Jahr … zusammen mit ihrem Ehemann die U-
Familienstiftung. Die Stiftung wurde mit Vermögen ausgestattet; der Steuerwert des übertragenen Vermögens
beträgt unter den Beteiligten unstreitig 443.051 €.


1


Im Stiftungsgeschäft und in der Stiftungssatzung wurde angegeben, die Familienstiftung habe zum Zweck die
angemessene Versorgung der Klägerin und ihres Ehemannes (§ 3 Buchst. a der Stiftungssatzung), die angemessene
finanzielle Unterstützung der im Jahr … geborenen Tochter der Stifter (§ 3 Buchst. b der Stiftungssatzung) sowie die
angemessene finanzielle Unterstützung weiterer Abkömmlinge des Stammes der Stifter, jedoch erst nach Wegfall
der vorherigen Generation (§ 3 Buchst. c der Stiftungssatzung).


2


Der Beklagte und Revisionsbeklagte (Finanzamt ‑‑FA‑‑) sah für Zwecke der Schenkungsteuer hinsichtlich der
Übertragung des Vermögens auf die Familienstiftung als "entferntest Berechtigten" im Sinne des § 15 Abs. 2 Satz 1
des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes (ErbStG) die in § 3 Buchst. c der Stiftungssatzung angeführten
"weiteren Abkömmlinge" an. Das FA ordnete den Erwerb gemäß § 15 Abs. 1 Nr. 3 ErbStG der Steuerklasse I
("Abkömmlinge der Kinder und Stiefkinder") zu und brachte gemäß § 16 Abs. 1 Nr. 4 ErbStG für die "übrigen
Personen der Steuerklasse I" einen Freibetrag in Höhe von 100.000 € in Abzug. Schenkungsteuer wurde zuletzt mit
Änderungsbescheid vom 11.06.2020 in Höhe von 59.175 € festgesetzt. Der hiergegen erhobene Einspruch wurde
mit Einspruchsentscheidung vom 04.12.2020 als unbegründet zurückgewiesen.


3


Die Klage vor dem Finanzgericht (FG) hatte keinen Erfolg. Das FG war der Auffassung, dass das FA bei der
Bestimmung des "entferntest Berechtigten" § 3 Buchst. c der Stiftungssatzung zutreffend dahingehend verstanden
habe, dass auch eine mögliche Urenkelgeneration nach dem Satzungszweck potentiell begünstigt sein sollte. Der
Gerichtsbescheid ist in Entscheidungen der Finanzgerichte 2021, 1558 veröffentlicht.


4
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Entscheidungsgründe


II.


Mit ihrer Revision macht die Klägerin eine Verletzung von § 7 Abs. 1 Nr. 8 und § 15 Abs. 2 Satz 1 ErbStG geltend. In
der Stiftungsurkunde sei klar geregelt worden, dass Berechtigte nur die Stifter und ihre Tochter seien. Eventuelle
Kinder der Tochter, die noch nicht geboren seien, seien zwar begünstigt, aber erst nach dem Tod der Tochter
bezugsberechtigt. Mögliche Nachkommen würden nicht mit ihrer Geburt, sondern erst mit dem Tod der Tochter
begünstigt. Insoweit unterscheide sich der Streitfall von dem Beschluss des Bundesfinanzhofs (BFH) vom
27.07.2020 - II B 39/20 (AdV) (BFHE 270, 376, BStBl II 2021, 28). Dort seien Urenkel sofort bezugsberechtigt und
nicht erst später begünstigt gewesen. Die Regelung in § 15 Abs. 2 Satz 1 ErbStG sei ansonsten überflüssig, weil am
Ende immer nur ein Freibetrag in Höhe von 100.000 € gewährt werde. Falls niemals Urenkel geboren würden, dann
müsste es zu einer Erstattung kommen. Im Gesetz stehe "nach der Satzung" "Berechtigte" und nicht "mögliche
Berechtigte". Das FA unterscheide nicht zwischen "Berechtigtem" und "Begünstigtem". Im Stiftungsrecht seien nur
diejenigen Begünstigten berechtigt, denen das jeweilige aktuelle Recht auf Zuwendungen in der laut Satzung
bestimmten Reihenfolge zugewiesen sei. "Berechtigte" und "Begünstigte" könnten sich entsprechen, wenn in der
Satzung nichts anderes geregelt sei. In der Stiftungssatzung des Streitfalls sei es aber anders geregelt worden, die
"Begünstigten" stünden mit den "Berechtigten" nicht gleich und daher stehe den "Berechtigten" der Freibetrag von
400.000 € zu. Auch das Urteil des Reichsfinanzhofs (RFH) vom 13.12.1926 - V e A 141/25 (RFHE 20, 173) stelle
ausdrücklich auf den "Berechtigten" ab. Der Gesetzgeber habe schließlich bei den Freibeträgen für Enkel
unterschieden, ob sie sofort berechtigt (§ 16 Abs. 1 Nr. 2 Alternative 2 ErbStG) oder zunächst grundsätzlich
begünstigt und erst nach dem Tod der Eltern berechtigt (§ 16 Abs. 1 Nr. 3 ErbStG) seien.


5


Die Klägerin beantragt,
die Vorentscheidung aufzuheben und den Änderungsbescheid vom 11.06.2020 in Gestalt der
Einspruchsentscheidung vom 04.12.2020 dahingehend zu ändern, dass ein Freibetrag in Höhe von 400.000 €
gewährt und die Schenkungsteuer auf 3.220 € festgesetzt wird.


6


Das FA beantragt,
die Revision als unbegründet zurückzuweisen.


7


Das Bundesministerium der Finanzen ist mit Schriftsatz vom 11.02.2022 dem Verfahren nach § 122 Abs. 2 der
Finanzgerichtsordnung (FGO) beigetreten. Es hat keinen Antrag gestellt.


8


Die Revision ist unbegründet und deshalb zurückzuweisen (§ 126 Abs. 2 FGO). Das FG hat zutreffend entschieden,
dass im Streitfall die Schenkungsteuer für die Übertragung des Vermögens auf die Familienstiftung der Klägerin
unter Berücksichtigung eines Freibetrags von 100.000 € (§ 16 Abs. 1 Nr. 4 ErbStG) nach der Steuerklasse I für
Abkömmlinge von Kindern und Stiefkindern (§ 15 Abs. 1 Nr. 3 ErbStG) und einem Prozentsatz von 15 % (§ 19 Abs. 1
ErbStG) festzusetzen ist. Als "entferntest Berechtigter" im Sinne des § 15 Abs. 2 Satz 1 ErbStG sind mögliche Urenkel
der Stifter anzusehen, da diese nach der Stiftungssatzung potentiell Vermögensvorteile erlangen können.


9


1. Das FG hat zutreffend erkannt, dass "entferntest Berechtigte" im Sinne des § 15 Abs. 2 Satz 1 ErbStG der
klägerischen Familienstiftung mögliche Urenkel der Stifter sind. Für die Bestimmung des "entferntest Berechtigten"
ist nicht erheblich, dass eine Urenkelgeneration bei Errichtung der Stiftung noch nicht geboren ist. Ebenso wenig
kommt es darauf an, ob mögliche Urenkel tatsächlich jemals finanzielle Unterstützung aus der Stiftung erhalten
werden.


10


a) Nach § 7 Abs. 1 Nr. 8 Satz 1 ErbStG gilt als Schenkung unter Lebenden der Übergang von Vermögen auf Grund
eines Stiftungsgeschäfts unter Lebenden. In diesem Fall ist gemäß § 15 Abs. 2 Satz 1 ErbStG der Besteuerung das
Verwandtschaftsverhältnis des nach der Stiftungsurkunde entferntest Berechtigten zu dem Erblasser oder Schenker
zugrunde zu legen, sofern die Stiftung wesentlich im Interesse einer Familie oder bestimmter Familien im Inland
errichtet ist.


11


b) Die Formulierung des "entferntest Berechtigten" ist dahingehend zu verstehen, dass damit derjenige bezeichnet
wird, der nach der Stiftungssatzung potentiell Vermögensvorteile aus der Stiftung erhalten soll.


12


aa) Der "Berechtigte" im Sinne des § 15 Abs. 2 Satz 1 ErbStG entspricht dem nach der Stiftungssatzung "potentiell
Begünstigten", der durch den Erwerb von Vermögensvorteilen aus der Stiftung begünstigt sein kann. Eine
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Unterscheidung dahingehend, dass ‑‑wie die Klägerin meint‑‑ mit dem Begriff des "Berechtigten" der sofort
Anspruchsberechtigte gemeint ist und sich dieser vom "Begünstigten", der erst später anspruchsberechtigt sein soll,
unterscheidet, ist der Norm nicht zu entnehmen. Bereits das Erbschaftssteuergesetz i.d.F. vom 20.07.1922 (RGBl I
1922, 610) und der Neubekanntmachung vom 07.08.1922 (RGBl I 1922, 695) ‑‑ErbStG 1922‑‑ enthielt in § 9 Abs. 2
ErbStG 1922 eine mit § 15 Abs. 2 Satz 1 ErbStG nahezu wortgleiche Vorschrift. Diese lautete dahingehend, dass im
Fall des § 2 Abs. 2 Nr. 1 und § 3 Abs. 1 Nr. 7 ErbStG 1922 der Besteuerung das Verwandtschaftsverhältnis des
Erblassers oder Schenkers zu dem nach der Stiftungsurkunde entferntest Berechtigten zugrunde zu legen ist, sofern
die Stiftung wesentlich im Interesse einer Familie oder bestimmter Familien errichtet wird. Bereits zu dieser Norm
entschied der RFH, dass für die Bestimmung des "entferntest Berechtigten" allein entscheidend sei, welche
Personen nach der Satzung Vermögensvorteile (aller Art) aus der Stiftung erlangen können (Urteil vom 13.12.1926 -
V e A 141/25, RFHE 20, 173). Eine Unterscheidung zwischen "sofort" oder "später Berechtigtem/Begünstigtem"
wurde nicht getroffen. Weder sind Gründe ersichtlich noch hat die Klägerin solche vorgebracht, warum diese
Rechtsprechung nicht auf die aktuelle Gesetzesfassung übertragen werden kann.


bb) "Entferntest Berechtigter" ist stets derjenige Berechtigte, für den die schlechteste Steuerklasse Anwendung
fände, wäre die Zuwendung direkt vom Stifter an diesen erfolgt (Stein in von Oertzen/Loose, Erbschaftsteuer- und
Schenkungsteuergesetz, 2. Aufl., § 15 Rz 68; Götz in Wilms/Jochum, ErbStG/BewG/GrEStG, § 15 ErbStG Rz 114, Stand
02.2024). Bei der Bestimmung, wer "entferntest Berechtigter" ist, ist nicht darauf abzustellen, ob die Person einen
klagbaren Anspruch auf den Vermögensvorteil aus der Stiftung hat (RFH-Urteil vom 23.01.1930 - I e A 890/28,
RStBl 1930, 115, zu § 9 Abs. 2 ErbStG 1925; R E 15.2 Abs. 1 Satz 3 der Erbschaftsteuer-Richtlinien 2019 vom
16.12.2019 ‑‑ErbStR 2019‑‑, BStBl I 2019, Sondernr. 1/2019; Längle/Kobor in Fischer/Pahlke/Wachter, ErbStG,
8. Aufl., § 15 Rz 51). Es kommt ‑‑entgegen der Auffassung der Klägerin‑‑ nicht darauf an, ob die nach der
Stiftungssatzung "entferntest Berechtigten" zum Zeitpunkt des Stiftungsgeschäfts schon geboren sind oder jemals
geboren werden (vgl. Stein in von Oertzen/Loose, Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz, 2. Aufl., § 15 Rz 72).
Eine solche Voraussetzung enthält der Wortlaut des § 15 Abs. 2 Satz 1 ErbStG nicht. Der "entferntest Berechtigte"
muss im Zeitpunkt der Errichtung der Familienstiftung daher noch nicht unmittelbar bezugsberechtigt sein.
Ausreichend ist, wenn er es erst in der Generationenfolge wird (vgl. RFH-Urteil vom 13.12.1926 - V e A 141/25,
RFHE 20, 173, zu § 9 Abs. 2 ErbStG 1922; vgl. R E 15.2 Abs. 1 Satz 2 ErbStR 2019; Curdt in Kapp/Ebeling, § 15
ErbStG, Rz 60).
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c) Wer bei der einzelnen Familienstiftung als "entferntest Berechtigter" anzusehen ist, ist der Formulierung in der
jeweiligen Stiftungssatzung zu entnehmen (vgl. RFH-Urteil vom 13.12.1926 - V e A 141/25, RFHE 20, 173, zu § 9
Abs. 2 ErbStG 1922). Dies ordnet bereits der Wortlaut des § 15 Abs. 2 Satz 1 ErbStG an, der von "nach der
Stiftungsurkunde entferntest Berechtigten" spricht. Damit obliegt es dem Stifter, den Kreis der aus dem
Stiftungsvermögen potentiell Begünstigten festzulegen.


15


aa) Die Errichtung einer Familienstiftung soll typischerweise familienrechtlich die finanzielle Versorgung
nachfolgender Generationen sicherstellen. Erbschaftsteuerrechtlich bietet sie durch § 15 Abs. 2 Satz 1 ErbStG die
Möglichkeit, bei potentieller Begünstigung auch von in der Generationenfolge zeitlich weiter entfernten direkten
Abkömmlingen durch entsprechende Gestaltung des Stiftungsgeschäfts höhere Freibeträge zu erhalten, als wenn
bei der ersten Übertragung von Vermögen auf die Stiftung auf das Verhältnis des Stifters zu der Stiftung selbst
abzustellen und beide als fremde Dritte anzusehen wären.
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bb) Die Regelung des § 15 Abs. 2 Satz 1 ErbStG ist Teil der Festlegung der anwendbaren Steuerklassen. Die
Einteilung der Steuerpflichtigen in unterschiedliche Steuerklassen ist wiederum maßgebend für die Bestimmung
der persönlichen Freibeträge gemäß §§ 16, 17 ErbStG und die Höhe des Steuersatzes nach § 19 ErbStG (BFH-Urteil
vom 05.12.2019 - II R 5/17, BFHE 267, 451, BStBl II 2020, 322, Rz 10).


17


Zur Steuerklasse I gehören unter anderem Kinder und Stiefkinder (§ 15 Abs. 1 Steuerklasse I Nr. 2 ErbStG) und die
Abkömmlinge der in § 15 Abs. 1 Steuerklasse I Nr. 2 ErbStG genannten Kinder und Stiefkinder (§ 15 Abs. 1
Steuerklasse I Nr. 3 ErbStG). Die in § 16 ErbStG geregelten Freibeträge sind jedoch nicht für alle Personen der
Steuerklasse I gleich hoch; das Gesetz unterscheidet dort nochmals detaillierter nach dem jeweiligen
Verwandtschaftsverhältnis zum Erblasser beziehungsweise Schenker. Nach § 16 Abs. 1 Nr. 2 ErbStG erhalten die
Kinder nach § 15 Abs. 1 Steuerklasse I Nr. 2 ErbStG und ‑‑falls diese vorverstorben sind‑‑ die Kinder dieser Kinder
einen Freibetrag in Höhe von 400.000 €. Der Freibetrag für die Kinder der (nicht vorverstorbenen) Kinder nach § 15
Abs. 1 Steuerklasse I Nr. 2 ErbStG ‑‑die Enkel des Erblassers beziehungsweise Schenkers‑‑ beträgt 200.000 € (§ 16
Abs. 1 Nr. 3 ErbStG). Den übrigen Personen der Steuerklasse I wird gemäß § 16 Abs. 1 Nr. 4 ErbStG ein Freibetrag in
Höhe von 100.000 € gewährt. Hierzu gehören auch die Urenkel.
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cc) Die Höhe des zu gewährenden Freibetrags bei der Besteuerung des Vermögensübergangs auf eine
Familienstiftung kann daher unterschiedlich ausfallen und hängt davon ab, ob die Stiftungssatzung als potentiell
begünstigte Kinder (Freibetrag von 400.000 €, § 16 Abs. 1 Nr. 2 ErbStG), Enkel (Freibetrag in Höhe von 200.000 €,
§ 16 Abs. 1 Nr. 3 ErbStG) oder Urenkel (Freibetrag von 100.000 €, § 16 Abs. 1 Nr. 4 ErbStG) anführt. Gleichwohl
kommt es durch die Bestimmung des § 15 Abs. 2 Satz 1 ErbStG in allen diesen Fällen insgesamt zu einer
Besserstellung hinsichtlich des Freibetrags bei der Schenkungsbesteuerung für den Übergang von Vermögen auf die
Familienstiftung nach § 7 Abs. 1 Nr. 8 Satz 1 ErbStG. Ohne die Vorschrift des § 15 Abs. 2 Satz 1 ErbStG wäre auf die
erwerbende Familienstiftung als juristische Person abzustellen. Dies hätte zur Folge, dass gemäß § 15 Abs. 1 ErbStG
die Steuerklasse III anwendbar und nach § 16 Abs. 1 Nr. 7 ErbStG ein Freibetrag lediglich in Höhe von 20.000 € zu
gewähren wäre.
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dd) Danach privilegiert § 15 Abs. 2 Satz 1 ErbStG Zuwendungen bei der Errichtung einer Familienstiftung und gibt
dem Stifter die Möglichkeit, eine günstigere Steuerklasse und einen höheren Freibetrag zu erhalten (vgl. auch Stein
in von Oertzen/Loose, Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz, 2. Aufl., § 15 Rz 53). Da das Gesetz auf die
Bestimmungen der Stiftungssatzung abstellt, hat es der Stifter in der Hand, das Privileg so zu nutzen, wie er es für
am besten für seine Familie hält. Begünstigt er beispielsweise nur die nächste und übernächste Generation der
direkten Abkömmlinge, kann er mit der Steuerklasse I (§ 15 Abs. 1 Steuerklasse I Nr. 3 ErbStG) und dem Freibetrag
von 200.000 € (§ 16 Abs. 1 Nr. 3 ErbStG) eine geringere Besteuerung erreichen, als wenn er auch die
Urenkelgeneration begünstigt.


20


ee) Eine darüberhinausgehende Privilegierung ist dem Wortlaut des § 15 Abs. 2 Satz 1 ErbStG nicht zu entnehmen.
Der Gesetzgeber hat ausdrücklich auf das Verhältnis des Zuwendenden zu dem entferntest Berechtigten abgestellt.
Eine fixe Freibetragsregelung, wie zum Beispiel in § 15 Abs. 2 Satz 3 ErbStG mit der Gewährung des doppelten
Freibetrags nach § 16 Abs. 1 Nr. 2 ErbStG ‑‑das heißt in Höhe von 800.000 €‑‑ für die Ersatzerbschaftsbesteuerung
einer Stiftung alle 30 Jahre nach § 1 Abs. 1 Nr. 4 ErbStG, wurde in die Formulierung von § 15 Abs. 2 Satz 1 ErbStG
nicht aufgenommen.
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d) Würde man im Zeitpunkt der Übertragung des Vermögens auf die Familienstiftung (§ 7 Abs. 1 Nr. 8 Satz 1 ErbStG)
als Steuerentstehungszeitpunkt (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 ErbStG), Steuerklasse und Freibetrag danach anwenden, ob die
Abkömmlinge bereits geboren sind, entstünde eine Überprivilegierung, wenn später weitere Abkömmlinge geboren
werden, die dann auch finanzielle Vorteile aus der Stiftung erlangen können. Unabhängig von der Frage, ob für die
Rückgängigmachung dieser Überprivilegierung überhaupt eine Änderungsvorschrift einschlägig wäre, würde dies
eine Überwachung der Familienstiftung gegebenenfalls über einen bestimmten Zeitraum voraussetzen. Eine solche
ist in § 15 Abs. 2 Satz 1 ErbStG aber nicht angelegt.
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e) Die von der Klägerin aufgeworfene Frage, ob im Fall, dass keine Enkel und Urenkel geboren werden, Steuer zu
erstatten ist, ist im Streitfall nicht zu entscheiden.
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f) Entgegen der Auffassung der Klägerin ist schließlich nicht ausschlaggebend, dass die Enkel und Urenkel der
Stifter erst nach dem Ableben der vorangehenden Generation Leistungen aus dem Stiftungsvermögen erhalten
sollen. Dabei handelt es sich lediglich um eine Bedingung und ein zeitliches Hinausschieben der Begünstigung;
gleichwohl bleiben aber sowohl die Enkel als auch die Urenkel potentiell begünstigt. Deshalb kommt es auf den
von der Klägerin erwähnten BFH-Beschluss vom 27.07.2020 - II B 39/20 (AdV) (BFHE 270, 376, BStBl II 2021, 28),
der zu einem anderen Sachverhalt erging, nicht an.


24


2. Nach diesen Grundsätzen hat das FG im Streitfall zutreffend entschieden, dass sich für die Besteuerung der
Vermögensübertragung auf die Familienstiftung der Klägerin und ihres Ehemannes die Steuerklasse und der
anzurechnende Freibetrag nach den für Urenkel geltenden Vorschriften bestimmen. Das FG hat die Stiftungssatzung
in revisionsrechtlich nicht zu beanstandender Weise dahingehend ausgelegt, dass nach § 3 Buchst. c der
Stiftungssatzung potentiell Begünstigte des Stiftungsvermögens die Urenkel der Stifter ‑‑der Klägerin und ihres
Ehemannes‑‑ sein können. Unerheblich ist, dass zum Zeitpunkt der Errichtung der Stiftungssatzung nur die Tochter
der Klägerin geboren war und die Urenkel erst nach dem Ableben der vorangehenden Generation begünstigt sein
sollen.
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3. Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 2 FGO.26
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